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„Vor halben Musregetn ist sich zu hOteo.*^ 
(A. h. EotschU r. 30. Juni 1886.) 



Vorbemerkung. 



Der Reform des Strafrechtes stellen sich bedeutende Schwierig- 
Iseiten entgegen, wie aus den diesbezüglichen Bestrebungen in Öster- 
reich, dem Deutschen Reiche und der Schweiz hervorgeht Der Grund 
<!lieser Schwierigkeiten ist ein mehrfacher. Zunächst ist es der große 
Umfang des Gegenstandes, der durch das Strafrecht geregelt werden 
soll, welcher die Lösung zahlloser einzelner Rechtsfragen erfordert und 
hiedurch das Problem zu einem in technischer und juristischer Hin- 
sicht schwierigen macht. Ein weiterer Grund liegt in der Unsicherheit 
der Grundlage. Die Frage, weshalb man überhaupt strafen soll, muß 
doch vom Gesetzgeber gelöst werden, bevor er daran gehen kann, sie 
in so und so vielen Fällen anzuwenden, und gerade diese Frage ist 
G^enstand schärfster Kontroversen. 

In Österreich ist mancher mühsam und fleißig gearbeitete Entwurf 
ad aaa gelegt worden. Der Grund hiefür scheint außer in den be- 
reits erwähnten Schwierigkeiten noch in einem besonderen Umstände 
zu liegen, nämlich in der ausgezeichneten Qualität, welche dem be- 
stehenden Strafrechte eigen ist. Bei jeder Reform muß man darauf 
bedacht sein, daß sie keine reformatio in pejus werde. Da nun schon 
das bestehende Strafrecht einen hohen Grad von Vollkommenheit be- 
sitzt, ist eine Reform, d. i. eine Vervollkommnung, umso schwieriger. 
Wenn man sich angesichts dieser Vollkommenheit des bestehenden 
Strafrechtes fragt, ob denn eine Reform überhaupt nötig sei, so muß 
diese Frage doch bejaht werden. Einmal ist das österreichische Straf- 

V. Stern eck, Reform d. österr. Strafrechtes. I 
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2 Vorbemerkung. 

recht einer Erneuerung deshalb bedürftig, weil die zahlreichen sogen.. 
Nebengesetze und die in sonstigen Gesetzen enthaltenen Strafbestim- 
mungen richtiger in einem einheitlichen, das gesamte Gebiet der uner- 
laubten Handlungen umfassenden Gesetze enthalten sein sollen. Ferner 
sind einzelne Bestimmungen zu strenge, andere wieder einer Korrektur 
in anderer Richtung bedürftig, z. B. in Rücksicht auf die Definition 
des Tatbestandes, gewisse Bestimmungen sind lückenhaft u. s. w. Im- 
merhin wird aber bei einer Reform daran festzuhalten sein, daß man 
von den bestehenden Normen nur dann abweicht, wo hiefür ein zwin- 
gender Grund vorliegt. Die Reform wird mehr eine Korrektur des be- 
stehenden, als eine Umstoßung desselben sein tnüssen. 

Wenn wir unter Strafrechtspflege die gegen die Begehung straf- 
barer Handlungen gerichteten Gesetze, sowie deren Anwendung ver- 
stehen, so muß uns diese Strafrechtspflege als in hohem Maße ver- 
besserungsfähig und verbesserung^edürftig erscheinen. Zu diesem nicht 
für das Gesetz, sondern vielmehr für die Anwendung desselben nicht 
günstigen Schlüsse werden wir durch die Kriminalstanstik gezwungen,, 
die uns über die An und Zahl begangener Straftaten, sowie über deren 
Behandlung wertvolle Aufschlüsse gibt. 

Im folgenden sollen nun die Grundsätze erläutert werden, welche 
für eine Strafgesetzgebung bestimmend sein sollen. Es soll dabei ge^ 
zeigt werden, in welchen Punkten die österreichische Strafrechtspflege 
von diesen abweicht. Eine praktische Verwirklichung dieser Grund- 
sätze soll in Form konkreter Gesetzesvorschläge ausgearbeitet werden 
und dazu bestimmt sein, das große Problem der österreichischen Ge- 
setzgebung zu fördern. 

Wien, im Februar 1908. 

Der Verfasser. 
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L 

Wesen und Zweck der Strafe. 



Die mannigfache Betätigung des menschlichen Willens ist von ver- 
schiedener Art. Sie ist teils positiv, aufbauend, in gutem Sinne wir- 
kend, teils indifferent, teils negativ, zerstörend, in schlechtem Sinne 
wirkend. Indem die Gesellschaft zwischen den einzelnen Handlungen 
unterscheidet, sieht sie sich gleichzeitig veranlaßt, zu diesen Stellung 
zu nehmen. Sie befördert und unterstützt die positiven Handlungen, 
sie bekämpft die negativen. Die indifferenten Handlungen bleiben außer 
Betracht. 

Diese negativen Handlungen sind untereinander wieder von ver- 
schiedener Art. 

1. Die Gesellschaft begnügt sich mit einem moralischen Urteil über 
diese Handlungen. Gewisse Handlungen gelten als unehrenhaft, ohne 
daß sich aus dieser ihrer Eigenschaft irgendwelche rechtliche Konse- 
quenzen ableiten würden. Dabei ist natürlich das Urteil kein einheit- 
liches, sondern nach Ständen und Gesellschaftsklassen gesondert. Nicht 
alles, was in einer Klasse unehrenhaft erscheint, erscheint es auch in 
der anderen ^). Immerhin kommt bisweilen auch ein einheitliches Ver- 
werfungsurteil vor, das von allen Schichten der Bevölkerung unter- 
zeichnet wird. 

2. Eine andere Gruppe von negativen Handlungen wird in solchem 
Maße als schädlich erkannt, daß die Autorität der öffentlichen Gewalt 



*) So die Berauschung, der außereheliche Verkehr u. s. w. 
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6 Die Reform des österr. Strafrechtes. 

die einzelnen Handlungen regelt, sie in eine gewisse Ordnung bringt 
und die Beobachtung dieser Regel, diese*r Ordnung erzwingt. Wo 
diese Umstände obwalten, sprechen wir vom Recht. 

Gegenstand des Rechtes können die verschiedenartigsten Erschei- 
nungen sein, welche das Zusammenleben der Menschen bedingt. Diese 
Erscheinungen lassen sich wieder in gewisse Gruppen einteilen; jeder 
dieser Gruppen ist das sie regelnde Recht charakteristisch. Eine dieser 
Gruppen ist dadurch charakterisiert, daß die öffentliche Gewalt an dem- 
jenigen, der gewisse negative Handlungen gesetzt hat, Vergeltung übt, 
ihn bestraft. Diese An des Eingreifens der öffentlichen Gewalt ist 
durch die Natur der Ordnungswidrigkeit bedingt. Betrachten wir unter 
den verschiedenen Rechtsgebieten vergleichsweise das des Zivilrechtes, 
so handelt es sich bei diesem um Herstellung eines vom Berechtigten 
erhofften Zustandes oder um Wiederherstellung eines vom Schuldigen 
gestönen Status quo. 

Das Strafrecht hat ein eigenartiges Gebiet. Es kümmert sich um 
den Schutz der Rechtsgtlter, insoferne dieselben durch die Schlechtig- 
keit der Menschen gefährdet erscheinen. Keine Strafe hat demnach 
statt wider den Geisteskranken, der einem andern einen Schaden zuge- 
fügt hat, keine gegen das Kind, das aus mangelnder Einsicht das Gleiche 
getan. Ursprünglich nur die psychische Befriedigung oder Genugtuung 
des Beschädigten bezweckend, ist die Strafe später als ein Recht des 
Staates von diesem in Anspruch genommen worden. Es wäre aber 
ein Irrtum, wollte man nur den Ursprung, nur die historische Erklä- 
rung der Strafe mit der psychischen Befriedigung des Beschädigten in 
Zusammenhang bringen, denn diese ist das Wesen der Strafe ; nur der 
Exekutor hat verschiedene Wandlungen erfahren. Die Übernahme der 
Sühneforderung gegen den Verbrecher durch die Gesellschaft geschah 
in der Erwägung, daß dem Einzelnen leicht die Macht fehlen könnte, 
des Verbrechers habhaft zu werden und ihn zu bestrafen, femer daß 
der Einzelne das Maß billiger Sühne aus psychischen Gründen leicht 
überschreiten könnte. Das Wesen der Strafe als einer Sühne ist auch 
in den geltenden Strafgesetzen erhalten geblieben. Nach den Gesetzen 
über das Verfahren ist allerdings die Person des Verletzten so sehr in 
den Hintergrund gedrängt, daß sie leicht ganz übersehen werden kann. 
Sobald wir aber statt des Offizialdeliktes das Antragsdelikt betrachten, 
zeigt sich uns der Sühnecharakter der Strafe sogleich. Wenn man das 
Antragsdelikt überhaupt anerkennt, so kann dies nur unter gleichzeiti- 
ger Anerkennung des Vergeltungsprinzipes geschehen; denn durch die 
Erklärung des Staates, daß er von Handlungen bestimmter Art unauf- 
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I. Wesen und Zweck der Strafe. pf 

gefordert keine Notiz nehme, wird der gemeingefährliche, bder/vidleicHt 
richtiger, die Öffentlichkeit interessierende Charakter dieser Handlungen 
in Abrede gestellt, der Staat hat also keinen Grund, den Täter unschäd- 
lich zu machen oder durch seine Bestrafung andere oder ihn selbst 
abzuschrecken oder endlich ihn zu bessern, sondern er bietet sich bloß 
^Is Exekutor an für das individuelle SUhnebedUrfiiis. 

Wir haben hiemit die Sühne oder die Vergeltung als das Wesen 
der Strafe erklän. Von dem Wesen der Strafe ist begrifflich der Zweck 
ihrer Anwendung zu trennen. Ursprünglich deckten sich Wesen und 
Zweck der Strafe. Die Strafe war Vergeltung und bezweckte Vergel- 
tung. Der Strafzweck hat sich im Laufe der Zeit etwas geändert, in- 
dem gegenwärtig der Strafzweck durch die Vergeltung nicht erschöpft 
wird. Wenn wir den Straf zweck durch die Vergeltung als »nicht er- 
schöpft« bezeichnen, so soU damit gleichzeitig ausgedrückt werden, daß 
die Vergeltung doch der vorherrschende, der vornehmste Zweck der 
Strafe geblieben ist. Die Annahme eines mehrfachen Strafzweckes ist 
vielfach angegriffen worden. Allein die Unterstellung eines mehrfachen 
Zweckes einer und derselben Handlung ist nicht notwendig unrichtig 
oder unpsychologisch, sondern ganz gut denkbar. Zwar, solange wir 
mit einer bestimmten Handlung nur eine Wirkung in unserer Vor- 
stellung verbinden, solange können wir nur diese eine Wirkung durch 
Setzung der Handlung bezwecken wollen. Anders verhält es sich je- 
doch, wenn eine Handlung mehrere Wirkungen äußert. In diesem 
Falle ist es nämlich ganz gut möglich, daß die Handlung aller oder 
einiger dieser Wirkungen wegen vorgenommen wird. Dabei ist es 
wieder möglich, daß uns an den einzelnen Wirkungen in gleichem 
oder verschiedenem Maße gelegen ist. 

Betrachten wir die Strafe einmal ohne Rücksicht auf ihre Sühne- 
wirkung, ohne Rücksicht auf ihre ethische Bedeutung, sondern rein 
naturwissenschaftlich, psychologisch, mit Rücksicht auf ihre Wirkung. 

Als solche kommt zunächst die Abschreckung in Betracht. Sie ist 
mit der Strafe eng verknüpft und eine Trennung des Zusammenhanges 
ließe sich kaum vorstellen. Man müßte geradezu dem Übeltäter von 
Staats wegen Wohltaten erweisen und diese Wohltaten »Strafe« nennen, 
wenn man eine Strafe im Staate haben woUte, der keine abschreckende 
Wirkung zukommen soll. Von dem bekannten Satze: »poena est ma- 
lum passionis, quod infligitur ob malum actionis« behauptet doch min- 
destens der erste Teil seine Richtigkeit. Solange aber diese Richtig- 
keit statthat, d. h. solange man sich bemüht, dem Übeltäter ein Übel 
zuzufügen, sobald er eine Übeltat begangen hat, solange w4rd dieses 
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8 Die Reform des österr. Strafrechtes. 

Bemühen, dafern es regelmäßig von Erfolg ist, auf die übrigen Mit- 
glieder der Gesellschaft abschreckend wirken, d. h. in ihnen ein starkes 
Motiv erzeugen, ähnliche Handlungen zu unterlassen. Wenn der Staat,, 
oder vielleicht richtiger gesagt, die normgebende Autorität des Staates,, 
ein gewisses Verhalten mit einem Übel bedroht und den Einzelnen die 
tägliche Erfahrung lehrt, daß sich in der Regel diese Drohung in 
Wirklichkeit umsetzt, so ist es nur natürlich und selbstverständlich, daß> 
dieses Übel, die Strafe, allgemein gefürchtet werde. 

Die abschreckende Wirkung der Strafe kommt naturgemäß bei dert 
überlegten Verbrechen mehr zur Geltung als bei jenen, welche ia 
augenblicklicher Gemütserregung, im Zorne u. s. f. begangen werden» 
Da nun aber die weitaus« größte Zahl von Verbrechen auf Grund ruhi- 
ger Überlegung begangen wird, ist es kaum verständlich, wenn die 
abschreckende Wirkung der Strafe überhaupt geleugnet wird. Diese 
abschreckende Wirkung der Strafe kommt in verschiedener Richtung 
in Betracht, einmal in Bezug auf die übrigen Mitglieder der Gesell- 
schaft, welche durch die ihnen bekannt werdenden, in dem Strafvoll- 
züge sich verkörpernden nachteiligen Folgen einer Übeltat für den Übel- 
täter, abgehalten werden, auch nur einmal den Versuch einer solchen 
zu wagen, und zweitens in Bezug auf den Bestraften selbst, indem ihn 
die lebhafte Vorstellung an das ihm wegen seiner Übeltat widerfahrene 
Ungemach abhält, neuerlich eine Straftat zu begehen (General- und 
Spezialprävention]. 

Diese beiden Wirkungen der Strafe sind natürlich nicht mit jeder 
Strafe verbunden. So kommt die Spezialprävention nur bei der Frci- 
heits-, Geld- oder Züchtigungsstrafe, bei der Strafe der Ausweisung, 
der Aberkennung gewisser Rechte u. s. f. in Betracht, nicht hingegen 
bei der Todesstrafe, ja auch nicht bei der lebenslänglichen Freiheits- 
strafe u. s. f. Die Generalprävention kann ebenfalls bei gewissen Strafen 
versagen; so wird der bei Begehung eines schweren Verbrechens an- 
gedrohte Verlust eines Amtes gewiß diejenigen nicht abschrecken, welche 
überhaupt in keinem Amte sind, es wird die im S 29, Z. 3 des nor- 
wegischen Strafgesetzes angedrohte Unfähigkeit, in der Kriegsmacht des 
Reiches zu dienen, für den Gegner des Militarismus keine furchtbare Drohung 
bedeuten, werden doch Selbstverstümmelungen vorgenommen, um dem 
Dienen in der Kriegsmacht zu entgehen i). Bei den allermeisten Strafen 
jedoch sind beide Wirkungen, General- und Spezialprävention, möglich. 



§ ^34 <^cs zit. Gesetzes. § 49 des Wehrgesetzes (Gesetz v. 11. April 
1889, R.-G.-Bl. Nr. 41). 
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L Wesen und Zweck der Strafe* 9 

Bei einer Beurteilung der Strafen überhaupt darf daher der relativ sel- 
tene Fall, daß bloß eine Art der Prävention statthabe, ignorien werden. 

Unter den Wirkungen der Strafe ist noch die Sicherungswir- 
kung zu erwähnen, zwar nicht als psychologische, wie wir die General- 
und Spezialprävention nennen können, sondern als besondere Wirkung. 
Es läßt sich nicht leugnen, daß die Strafe auch eine physisch -prä- 
ventive Wirkung besitzt, d. h. die Strafe bewirkt, daß der Bestrafte 
faktisch außer Stand gesetzt wird, der Gesellschaft zu schaden. Aller- 
dings müssen wir hier schon mehrere Anen der Strafe ausscheiden, 
als früher, indem einige Strafen, wie die Geldstrafe, die Züchtigungs- 
strafe, die Aberkennung von Rechten u. s. w. nicht in Betracht kom- 
men *]. Die anderen Präventivwirkungen jedoch sind mit dem Wesen 
der Strafe, als eines Übels, regelmäßig verbunden ; mit diesen Wirkun- 
gen muß man rechnen, wenn man der Strafe als Ganzem gerecht wer- 
den will. Auch der Arzt muß alle Wirkungen einer Medizin in Be- 
tracht ziehen, wenn ihm auch nur an einer oder einigen Wirkungen 
derselben gelegen ist. Bei der Frage, ob wegen gewisser Handlungen 
gestraft werden soll und wie gestraft werden soll, ist sich also stets 
zu vergegenwärtigen, daß jede Strafe diese und jene Wirkungen her- 
vorbringt. Der Kriminalist muß wissen, was er eigentlich tut, wenn 
er straft, und darf die Wirkungen der Strafe nicht ignorieren, wenn 
er vernünftig und wissenschaftlich und nicht naiv vorgehen will. 

Das Ergebnis dieses Abschnittes können wir zusammenfassen, wie 
folgt: 

1. Das Wesen der Strafe ist Vergeltung. 

2. Der Zweck der Strafe ist ein mehrfacher: 

a) Vergeltung, 

b) Abschreckung. 

.3. Von der Strafe unterscheiden sich begrifflich die sichernden 
Maßnahmen. Sie haben mit der Strafe nichts gemein. Dies schließt 
nicht aus, daß eine Strafe gleichzeitig die Wirkung sichernder Maß- 
nahmen ausübt. Wenn sie dennoch im Strafgesetze angeordnet wer- 



*) Die Strafe kann gewiß noch andere Wirkungen mit sich bringen, 
dies ist selbstverständlich ; diese Wirkungen bleiben aber hier außer Betracht. 
Nur die Besserungswirkung soll erwähnt werden. Unter Besserung verstehen 
wir diesfalls, daß der Verbrecher nicht aus Furcht, abermals bestraft zu wer- 
den, sondern aus ethischen Gründen die Schranken des Strafgesetzes nicht 
mehr überschreite. Diese Besserung ist im Strafzwecke nicht mehr enthal- 
ten; sie kann und soll Gegenstand der Staatsfürsorge sein, fUllt aber unter 
den Begriff der SträflingsfUrsorge im weiteren Sinne. 
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lO Die Reform des österr. Strafrechtes. 

den und vom Richter auszusprechen sind, so geschieht dies wegen der 
hohen Wichtigkeit dieser Maßnahmen, die ja oft eine empfindliche Be- 
einträchtigung von Rechtsgutem darstellen und weil der Richter am 
meisten Gelegenheit hat, die Fälle kennen zu lernen, in welchen solche 
Maßnahmen notwendig sind. 



IL 
Die Strafe als Mittel der Verbrechensbekämpfimg. 

Wenn der Kampf gegen das Verbrechen geführt werden soll, so 
erscheint derselbe von vorneherein um so aussichtsvoller, je mehr man 
sich darüber im klaren ist, was man eigendich bekämpfen will und 
wie man es bekämpfen will, m. a. W., wenn man planmäßig und ziel- 
bewußt vorgeht. Da auch die verbrecherische Handlung aus einem 
Beweggrunde entsteht, so ist es naheliegend, in diesem den eigentlichen 
Gegenstand der Bekämpfung zu sehen. Jede, auch die verbrecherische 
Handlung entsteht nur, wenn ihre Vorstellung für den Handelnden mit 
einem Lustgefühle verbunden ist. Aufgabe des Staates ist es deshalb, 
dahin zu wirken, daß mit der Vorstellung der verbrecherischen Handlung 
für den Täter ein Unlustgefühl verbunden werde. Darauf geht alle 
Erziehung und Charakterbildung hinaus. Alle das kulturelle Niveau 
des Einzelnen fördernden Elemente sind indirekt prophylaktische Mittel 
gegen das Verbrechen, genau genommen gegen die Begehung von Ver- 
brechen durch diesen Einzelnen. Derselbe wird in der Regel nicht nur 
kein Verbrechen begehen, sondern er wird sich in positivem Sinne 
betätigen, er wird für die Gesellschaft keine indifferente Null, sondern 
eine positive Größe sein. Wenn irgend etwas aus der Verbrecherstatistik 
mit Sicherheit entnommen werden kann, so ist es der Einfluß der 
Bildung des Charakters auf die Kriminalität. Daraus ergibt sich für 
den Einzelnen sowohl wie für den Staat die Pflicht, die Charakter- 
bildung möglichst zu fördern. 

Die Pflicht des Einzelnen kann sich naturgemäß in dieser Richtung 
am vollkommensten in der Familie entfalten. Eine Begründung hieflir 
ist nicht nötig, da diesfalls die Ansichten übereinstimmen. Die Erziehungs- 
pflicht des Staates kommt einmal subsidiär in Betracht in jenen Fällen, 
in welchen ein Kind keine geeigneten Angehörigen besitzt, um bei 
denselben zu seinem Vorteile erzogen werden zu können. Ferner ob- 
liegt dem Staate die Erziehungspflicht anläßlich des Schulunterrichtes. 
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Das eigentliche Ziel des Volksschulunterrichtes ist die sittlich-religiöse 
Erziehung des Schulkindes. Es ist unklug und weder im Interesse des 
Kindes noch des Staates, wenn die Erwerbung von so und so vielen 
positiven Kenntnissen einer wahrhaft sittlich-religiösen Erziehung vor- 
gezogen wird. Der Wert der durch die Volksschule erworbenen posi- 
tiven Kenntnisse soll natürlich hiedurch keineswegs herabgemindert werden. 
Auch vom verbrechensprophylakiischen Standpunkte muß die durch 
•derartige Kenntnisse leichter gegebene Existenzmöglichkeit des Indi- 
viduums im Kampf ums Dasein hoch angeschlagen werden, niemals 
aber so hoch, wie die religiös-sittliche Erziehung; denn erstere können 
auch die Veranlassung oder die Möglichkeit einer strafbaren Handlung 
bedeuten, die der mit weniger Kenntnissen ausgestattete vielleicht nicht 
hätte unternehmen können, letztere kann aber nur von guten Folgen sein. 

Unter den Fehlern der öffentlichen Erziehung muß einer besonders 
«erwähnt werden. Er besteht in einer Übermäßigen Betonung der Männ- 
lichkeit. Grausame oder blutige Heldentaten oder Handlungen, die als 
solche gelten, werden in der Schule zum Gegenstand eingehendster 
Lektüre gemacht. Auf ein kindliches Gemüt üben derlei Stoffe den 
ungünstigsten Einfluß. Es ist psychologisch gerechtfertigt, manche Körper- 
verletzung oder Tötung in ihren letzten Ursachen auf eine blutrünstige 
Schulung zurückzuführen. Von dieser bildet die erwähnte Lektüre nur 
•einen Teil, Es ist eine systematische Verführung des geistig unreifen 
Kindes durch den geistig reifen Lehrer, welche in der Erweckung von 
Lust und Liebe am Kampfe, insbesondere am Kriege besteht. Die 
Grundlagen des männlichen Trotzes und hiedurch des Widerstandes 
^egen die Staatsgewalt, werden schon in den ersten Klassen der Volks- 
schulen gelegt. 

Außer dem eben andeutungsweise erwähnten Elemente des Charakters 
kommen weiters Elemente rein wirtschaftlicher oder materieller Natur 
in Betracht. So ist es bis zur Evidenz erwiesen worden, daß die 
materielle Not auf die Kriminalität von hervorragendem Einfluß ist 
Wie Aschaffenburg ^), Krauß^), Meyer*) und andere gezeigt haben, besteht 
zwischen dem Diebstahl und den wirtschaftlichen Verhältnissen nicht nur 
eine enge Beziehung überhaupt, sondern diese Beziehung läßt sich an 
der Hand der Kriminalstatistik geradezu als Parallelismus erkennen. So 
zeigt sich der Diebstahl in jenen Bevölkerungsschichten endemisch, in 



') Das Verbrechen und seine Bekämpfung, 2. Aufl., Heidelberg 1906. 
*) Der Kampf gegen die Verbrechensursachen. Paderborn 1905. 
•) Die Verbrechen in ihrem Zusammenhange mit den wirtschaftlichen 
und sozialen Verhältnissen im Kanton Zürich. Jena 1895. 
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welchen der Einzelne das Existenzminimum nicht oder nur kaum er- 
reicht. Die geringste Ursache ist unter diesen Umständen geeignet, mit 
Erfolg zum Diebstahl zu verleiten. Diese Ursache kann individueller 
Natur sein oder allgemeiner Natur. Individueller Natur sind z. B. der 
Verlust der Arbeit, eine Erkrankung oder andere nachteilige Ereignisse 
in der Familie; allgemeiner Natur z. B. eine Teuerung infolge von Miß- 
ernte, Krieg u. s. f. 

Wir wollen diesen Gedankengang hier nur angedeutet haben, ohne 
eine vollständige Aufzahlung der Verbrechensursachen zu geben.^] Die 
Verbrechensursachen gehören, wie leicht einzusehen, ihrer Natur nach 
in die verschiedensten Gebiete. Die Lehre, welche aus dieser Tatsache 
von vielen gezogen wird, lautet nun: Nicht strafen soll man den Ver- 
brecher, sondern man soU den Verbrechensursachen vorbeugen durch 
direkte Bekämpfung derselben; man soll die Bildung des Volkes, da 
sich ihr Mangel als Verbrechensursache erweist, möglichst fördern, man 
soll verhindern, daß einzelne in der Gesellschaft das Existenzminimum 
nicht erreichen, man soll die Arbeitslosigkeit, die Trinksitten beseitigen u. s. f. 
Diese Lehre muß deshalb als praktisch wertlos bezeichnet werden, weil 
sie die Lösung einer schwierigen Frage von der Lösung einer unlös- 
baren Frage abhängig macht. Schwierig ist die Frage nach der rich- 
tigen und erfolgreichsten Methode der Verbrechensbekämpfung — aber 
immerhin lösbar. Unlösbar dagegen — so scheint es wenigstens bis 
heute — die sog. soziale Frage. Nichts geringeres aber machen in der 
Tat die Vertreter dieser Vorbeugungstheorie zur Voraussetzung. Denn, 
wenn eben alle Menschen in Wohlhabenheit leben, ja, wenn sie auch 
nur mit dem Notwendigsten versehen sind, d. h. das Existenzminimum 
erreichen, und überdies über ein hohes Maß von Bildung verfügen, 
dann ist eben die soziale Frage gelöst. Dann, und dies sei gerne ein- 
geräumt, würde wirklich die Zahl der Diebstähle und vieler anderer 
Verbrechen bedeutend abnehmen. Allein, so sehr das Bestreben, 
alle Staatsbürger ordentlich zu erziehen, sie alle ordentlich wirtschafdich 
zu versorgen, aus allen arbeitsame Leute und aus keinem einen Trinker 
zu machen, außerordentlich lobenswert ist, so sehr steht es fest, daß 
dieses Bestreben nur teilweise zum Ziele führt. 

Doch ganz abgesehen davon, sind wir zur Verwendung anderer 
Mittel der Verbrechensbekämpfung genötigt. Denn, wie aus der Krimi- 
nalstatistik hervorgeht, werden auch von solchen Verbrechen begangen. 



*) Ausführliche Darstellungen der Verbrechensursachen finden sich bei 
Aschaffenburg a. a. O., Krauß a. a. O. und anderen. 
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deren wirtschaftliche Verhältnisse und deren Erziehung u. s. w. nichts 
zu wünschen übrig lassen. Die Menschen sind eben Individuen. 
Und das unterscheidet den Menschen von einer chemischen Verbindung, 
daß die Anwendung eines bestimmten Reagens nicht eine mit Sicher- 
heit vorherzusagende Erscheinung zur Folge hat. Es ist diesfalls genau 
sO| wie mit der Hygiene. Sie ist bestrebt, die Wege zu weisen, um 
Krankheiten zu vermeiden. Bei allem Wene der Hygiene darf man 
über ihr doch nicht die Pathologie und Therapie vergessen. Selbst, 
wenn alle Ideale, welche die Hygieniker aufstellen, verwirklicht wären, 
wäre es töricht, mit derselben das Auslangen finden zu wollen. Auch 
bei den erdenklich besten hygienischen Maßnahmen des Staates, auch 
wenn diese auf einen, durch systematischen Unterricht in allen Schichten 
der Bevölkerung, wohl vorbereiteten Boden fallen, werden Erkrankungen 
in zahllosen Fällen unvermeidlich bleiben. Für diese zahllosen Fälle 
aber ist die Pathologie und Therapie eine Notwendigkeit Der patho- 
logische Zustand des Einzelnen erheischt dringende Reaktion. Ganz 
analog ist es bei dem Verbrechen, das ja gelegentlich auch als Krankheit 
bezeichnet wird. So wie sich die Krankheitsheitsbekämpfung nicht 
auf die Hygiene, so kann sich die richtige Methode der Verbrechens- 
bekämpfung nicht auf Erziehung und Unterricht und Arbeitsvermitt- 
lungsamt beschränken. Trotz aller sozialpolitischen Bestrebungen werden 
stets Verbrechen begangen werden. 

Die Verbrechensbekämpfung, welche sich gegen die äußeren Ver- 
brechensursachen richtet, ist sonach höchstens imstande, die Zahl der 
Verbrechen etwas herabzumindern, sie ist aber nicht imstande, die Zahl 
aller Verbrechen wesentlich herabzumindern. Und gerade darauf 
kommt es bei der Verbrechensbekämpfung an. Die Verbrechensbekämpfung 
muß sich daher nach wirksameren Mitteln umsehen. Ist die Beseitigung 
der Verbrechensmotive auf direktem Wege, d. i. durch Beseitigung der 
äußeren Verbrechensursachen, nicht möglich, so müssen die Verbrechens- 
motive auf künstlichem Wege, d. i. durch Schaffung von Gegenmotiven, 
beseitigt werden. Diese Gegenmotive können nicht anders entstehen, 
als durch Unlustgefühle. Während die Natur selbst mit vielen Hand- 
lungen UnlustgefUhle zu verbinden versteht, in solchem Maße, daß 
diese Handlungen nicht allzu oft vorkommen, ist die menschliche Gesell- 
schaft genötigt, eine künstliche Verbindung solcher Art herzustellen. 
Keinem Unbewaffneten fällt es ein, ein Raubtier, das er im Walde er- 
blickt, fangen zu wollen; denn die Lustgefühle, die der Gedanke an 
den Besitz des Tieres in ihm wachruft, werden sofort durch Unlust- 
gefühle aufgehoben, und das Resultat derselben ist mindestens Untätig- 
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keit. Auch der Begehung von Verbrechen beugt die Natur manchmal 
selbst vor. Es sind dies jene Fälle, in welchen der Verbrecher durch 
die Tat sich selbst ebenso schädigen würde, wie sein Opfer. Ein Nicht- 
schwimmer, der mit einem anderen in einem Boote weit ins Meer 
hinausgefahren ist, bemerkt bei genauer Betrachtung seines Begleiters, 
dafi dieser sein Todfeind sei, dem er schon lange nach dem Leben 
trachte. Es wird ihm nicht einfallen, seinen Plan dadurch auszuführen, 
daß er etwa das Boot zum Sinken brächte. Denn mit Naturnotwendig- 
keit, so denkt er, ginge er bei diesem Mordanschlage auch zu Grunde^). 

Da es kein Naturgesetz ist, daß derjenige, der an einem anderen 
ein Verbrechen begehr, durch dieses selbst zu Schaden komme, greift 
hier ergänzend das Kulturgesetz ein. Wenn der Verbrecher von dem 
Eintritt der im Kulturgesetz mit seiner Tat verknüpften Folgeerscheinung 
ebenso überzeugt ist, wie bei dem Naturgesetze, dann wird er die Tat 
lieber unterlassen, wenigstens in der Regel. Hiebei ist natürlich voraus- 
gesetzt, daß diese Folgeerscheinung für ihn ein entsprechend emptind- 
liches Übel bedeute. Die Form nun, in welcher das Kulturgesetz ein- 
greift, ist das Strafgesetz, das mit dem Verbrechen verknüpfte Übel, 
die Strafe. 

Nachdem wir festgestellt haben, daß die Strafe ein geeignetes 
Mittel der Verbrechensbekämpfung darstelle, daß sie ferner, wegen der Un- 
möglichkeit, die Entstehung von Verbrechensmotiven auf direktem Wege in 
ausreichendem Maße zu bekämpfen, auch ein notwendiges Mittel 
der Verbrechensbekämpfung sei, erübrigt es nur noch, dem Einwurf 
zu begegnen, welcher von den Gegnern der Strafe oft erhoben worden 
ist. Aus der Kriminalstatistik soll sich nämlich ergeben, daß die Strafe 
weder auf den Bestraften, noch auf die übrigen Mitglieder der Gesell- 
schaft abschreckend wirke. Dieses beweise die große Zahl von Verbrechen 
überhaupt, welche immer wieder begangen werden, jenes die häufigen 
Rückfälle. Ein so weitgehender Schluß aus der Statistik ist abei 
unbegründet. Die Frage, welche Wirkung der Strafe in beiden Rich- 
tungen zukomme, ließe sich nur dann statistisch beantworten, wenn 
wir eine Statistik der Verbrechen besäßen, welche bei Aufhebung der 
Strafgesetze begangen würden. Nur an der Hand einer solchen Tat- 
bestandsstatistik könnte man die Wirkung, beziehungsweise die Wirkungs- 
losigkeit der Strafen ziffernmäßig nachweisen. Solange wir aber einen 
solchen Vergleich der Tatbestands- beziehungsweise Verbrechenshäufig- 



») Eine andere Art, den Mord auszutühren, sei z. B. dadurch ausgeschlossen, 
daß der Andere viel stärker sei, als er. 
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keit nicht machen können, mUssen wir bezüglich der Frage nach der 
Wirksamkeit der Strafen die wahrscheinlichere Vermutung als die richtigere 
ansehen. Wir sind der Überzeugung, daß die Aufhebung beispielsweise 
der Bestrafung des Diebstahls Tausende zum Diebstahl verleiten würde. 
Denn unter den Staatsbürgern gibt es notwendigerweise ein ganzes 
Heer, das nur oder vorzugsweise durch äußere Machtfaktoren in seinen 
Handlungen bestimmt wird. Ein ganzes Heer von Staatsbürgern ent- 
scheidet die Frage: »soll ich jetzt stehlen?« ausschließlich nach Grund- 
sätzen der Utilitat. Der Typus deraniger Individuen steht dem Dieb* 
stahl so kühl gegenüber, wie etwa der Kaufmann dem Geschäft, für 
welches sich ihm eine Gelegenheit darbietet. Man beseitige die Dieb- 
stahlsstrafe für eine bestimmte Zeit, und für Tausende von Personen 
wird der Diebstahl zum »Geschäft«. Für die große Masse bedeutet 
das Kriminalrecht großenteils weit mehr, als ein solches, nämlich die 
Moral. Es liegt einem derartigen Individuum ferne, sich wegen einer 
Eigentumsverletzung moralischer Reue hinzugeben. Wer also gegen 
die Bestrafung auftritt, der nimmt einem großen Teile der Bevölkerung 
das letzte Motiv des Wohlverhaltens, die Furcht. Wiederholt ereignet 
es sich, daß einen Menschen die Mißachtung seitens seiner Freunde 
und Bekannten von der Vornahme einer nicht strafbaren, jedoch nicht 
ganz ehrenhaften Handlung abhält, obwohl sie ihm Geld eintrüge. Wenn 
nun eine Handlung unehrenhaft und zugleich strafbar ist, so ist doch 
wohl anzunehmen, daß sie umsoweniger begangen wird, denn für die 
meisten Menschen ist das Ungemach einer jahrelangen Kerkerstrafe weit 
ärger, als die bloße Verachtung im Freundeskreise. Der Beweis einer 
absoluten Wirkungslosigkeit der Strafen kann somit keineswegs als 
erbracht angesehen werden, im Gegenteil, die Vermutung spricht für 
die Wirksamkeit der Strafen und zwar, wie wir gesehen haben, aus 
psychologischen, also naturwissenschaftlichen Gründen. Was nun den 
Umfang der Wirkung betrifft, so entnehmen wir aus der Statistik aller- 
dings, daß derselbe nicht bedeutend genannt werden kann. Aus der 
Zahl der erstmaligen Verbrecher kann mit gutem Grunde gefolgert 
werden, daß die Generalprävention nicht jene Wirkung äußert, die wir 
ihr zumuten. Der Prozentsatz der Straffälligen im Vergleiche zur Be- 
völkerung ist ein geradezu bedenklicher. Das Gleiche gilt von der 
Spezialprävention, wie sich aus der RUckfallstatistik ergibt. 

Der Schluß, der sich unseres Erachtens aus diesen Tatsachen der 
Kriminalstatistik ziehen läßt, ist allerdings eine schwere Anklage gegen 
die gegenwärtige Rechtspflege. Sie erfüllt ihre Aufgabe, durch Repres- 
sion des Verbrechens der Gesellschaft Sicherheit zu verschaffen, gar 
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nicht. Diese Tatsache ist es, welche dazu geführt hat, daß man gegen 
das ganze, der Strafrechtspflege zu Grunde liegende Prinzip, ntfmHdi 
das der vergeltungs weisen Übelszufbgung, d. i. der Bestrafung des 
Verbrechers, zu Felde ziehen zu müssen geglaubt hat Demgegenüber 
hat sich jedoch die communis opinio doaorum zu behaupten verstan- 
den und die Angriffe v. Liszt*s gegen das Strafrecht scheinen endgültig 
widerlegt zu sein. Die Tatsache der ungenügenden Repression des 
Verbrechens aber erforden nunmehr eine gründliche Reform der Straf- 
rechtspflege nach den Grundsätzen gerechter Vergeltung. 



Die strafbaren Tatbestände. 

Reformbedürftig, wenn auch nur in wenigen Punkten, ist das 
österreichische Strafrecht in Rücksicht auf die Frage, welche Tatbestände 
der Bestrafung überhaupt unterworfen sein sollen, und welche nicht 
Ist man sich über die Prinzipien des Strafrechtes, wie wir sie oben 
darlegten, im Reinen, dann gilt es zunächst diese Frage zu lösen, denn 
die Vergeltung einer nicht schlechten oder nicht schädlichen Handlung 
durch Strafe, also durch ein Übel, das man dem Handelnden zufügt, 
ist nicht Vergeltung, sondern Missetat, also gerade dasjenige, wogegen 
sich das Strafrecht wendet. Andererseits wieder ist die Nichtbestrafung 
einer Missetat ein Unrecht gegenüber dem durch sie Betroffenen, da 
seinem Vergeltungsbedürfhisse nicht entsprochen wird. Gerade hierin 
liegt die außerordentliche Schwierigkeit für den Strafgesetzgeber, daß 
er alle, aber auch nur alle jene Handlungen mit Strafe bedrohe, die 
einer Bestrafung würdig sind. 

I, Die Definition des Verbrechens des Mordes im geltenden öster- 
reichischen Strafgesetze gehört zu den interessantesten Bestimmungen 
desselben. Sie lautet: »Wer gegen einen Menschen, in der Absicht, 
ihn zu töten, auf eine solche Art handelt, daß daraus dessen oder eines 
anderen Menschen Tod erfolgte, macht sich des Verbrechens des Mor- 
des schuldig u. s. w.« Damach ist es rechtlich irrelevant, ob derjenige 
getötet worden, gegen den die Absicht gerichtet war, oder ein anderer. 
Welcher Zweck mit dem Zusätze »oder eines anderen Menschen« ver- 
folgt werden soll, läßt sich kaum mit Sicherheit angeben. Möglich 
sind folgende Annahmen: 
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1. Der Gesetzgeber wollte einen Irrtum des Täters in betreff der 
Person des Angegriffenen für rechtlich unbedeutdam erklären. A, der 
in dem ihm begegnenden B seinen Todfeind C zu erkennen glaubt 
und B tötet, soll für seine Tat nicht geringer bestraft werden, als wenn 
sie gegen den zur Ausführung gekommen wäre, dem sie vermeint war. 
Diese Annahme ist darum unwahrscheinlich, weil die Bedeutungslosig- 
keit des Irrtums in der Person ein allgemeiner Grundsatz des öster- 
reichischen Strafrechtes ist, der nicht gerade beim Morde einer Berück- 
sichtigung bedarf. Es unterliegt doch wohl keinem Zweifel, daß auch 
bei der schweren körperlichen Beschädigung oder z. B. bei dem Zwei- 
kampfe der Irrtum in der Person gegenstandslos ist. 

2. Der Gesetzgeber, der in das unter der Herrschaft der gesetz- 
lichen Beweisregeln entstandene Gesetz solche an manchen Stellen ein- 
gefügt hat, wollte dies auch bei der Begriffsbestimmung des Mordes 
tun und zwar zur Erleichterung des Beweises. Es sollte, wenn A in 
Tötungsabsicht auf. B, C und D einen Schuß abgegeben und einen 
Ton den Dreien biedurch getötet hatte, nicht nötig sein, daß nachge- 
wiesen werde, er habe denjenigen von ihnen getötet, den er treffen 
wollte, nicht nötig deshalb, weil ja in der Regel der Richtige getroffen 
wird. Es solle m. a. W. dem Täter nicht zum Vorteil gereichen, 
wenn das Gericht nicht im Stande sei zu ermitteln, wem der Schuß 
gegolten habe. Auch diese Annahme kann nicht als sicher bezeichnet 
werden, da ja der besprochene Fall in der Statistik des Mordes äußerst 
selten vorkommt. Mörder und Opfer stehen sich gewöhnlich einzeln 
gegenüber, die aberratio ictus ist an und für sich etwas seltenes und 
wo sie vorkommt, da liegen die Verhältnisse gewöhnlich derart, daß 
«s keinem Zweifel unterliegt, wen der Täter hat treffen wollen. 

3. Der Gesetzgeber wollte wirklich ein mißlungenes Altentat auf 
•das Leben dem gelungenen gleichstellen, wenn der Erfdg für die 
menschliche Gesellschaft durch das Mißlingen kein geringerer geblieben 
ist. Es sollten gewissermaßen alle aus dem bösen Anschlag entstan- 
denen Folgen als dolose in Anrechnung kommen, ob sie es nun im 
Einzelnen sind oder nicht. Ob diese Erklärung die richtige ist,# ist 
ebenfalls zweifelhaft. 

Merkwürdig ist, daß das Gesetz den, wie erwähnt, doch immer- 
hin seltenen Fall der aberratio ictus besonders erwähnt, da doch durch 
die übrigen Bestimmungen des Gesetzes für genügende Bestrafung der- 
artiger Fälle gesorgt ist. Das Gesetz schafft hier ein Analogon zum 
Webcr'schen ddus generalis. Sowie bei diesem ist auch im Fall der 
aberratio ictus daran festzuhalten, daß man es mit zwei rechtlich ge^ 

T. Sterneck, Reform d. östcrr. Strafrechtes. 2 
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trennt in Betracht kommenden Handlungen zu tun hat, mit einer do- 
losen und einer fahrlässigen. Merkwürdig ist, daß der erwähnte Passus 
des § 134 nicht etwa aus dem Gesetze von 1803 stammt, sondern neu 
ist. Er ist ohne Zweifel ein Beispiel einer reformatio in pejus gegen- 
über dem Gesetz von 1803. Bei einer Reform des geltenden Straf- 
gesetzes müssen wir also diesen Passus streichen. 

Für die Reform des Mordbegriffes kommt noch eine andere Frage 
in Betracht. Von vielen Seiten wird analog dem Vorgang des R.-St.-G. 
und anderer Strafgesetze eine Einschränkung des Mordbegriffes dahin 
verlangt, daß unter denselben nur die mit Überlegung ausgeführte 
Tötung fallen solle. Eine solche Einschränkung des subjektiven Tat- 
bestandes halten wir jedoch nicht für zutreffend. Vom Standpunkte 
gerechter Vergeltung, worauf es ja zunächst ankommt, ist auch die 
auf einen momentanen Entschluß zurückzuführende plötzliche Ausfüh- 
rung einer Tötung ein Verbrechen, das mit dem Tode bestraft werden? 
soll. Denn ein Solcher hat wirklich töten woUen. Die Gefahr, daß 
ohne die gegenständliche Einschränkung des Mordbegriffes ungerechte 
Verurteilungen vorkommen können, indem der plötzlich gefaßte und 
ausgefühne Entschluß oft einen Augenblick der Unzurechnungsfähig- 
keit darstelle, ist nicht bedeutend. Dafür haben eben andere Bestim- 
mungen eines Strafgesetzes Sorge zu tragen, daß Handlungen Unzu- 
rechnungsfähiger nicht bestraft werden. Daß die Überlegung bei jedem 
Verbrechen ein beachtenswertes Moment bedeute, soll natürlich nicht 
bezweifelt werden, und es ist nur zu billigen, wenn der S 43 St.-G» 
ihrer ausdrücklich Erwähnung tut. Für die Aufnahme des Requisites- 
der Überlegung sprechen nicht nur keine theoretischen Gründe, sondern 
es läßt sich vielmehr ein praktischer Grund gegen den Überlegungs- 
begriff anführen. Das Vorhandensein der Überlegung ist in vielen Fällen 
schwer oder gar nicht zu erweisen. Zwar darf im allgemeinen wegen 
der Schwierigkeit des Beweises nicht ohneweiters die Aufstellung eines 
strafrechtlichen Begriffes abgelehnt werden, allein gerade im vorliegen- 
den Falle muß zugestanden werden, daß schon die Mordabsicht aUein 
oft ^hwer nachzuweisen ist, der Beweis der Überlegung aber eine 
weitere Schwierigkeit hinzufügt. Der Begriff des Mordes als überlegter 
Tötung macht es dem wahren und wirklichen Mörder möglich, wegen 
eines anderen Deliktes bestraft zu werden, als welches er begangen hat* 
Die Tötung kann fahrlässige Tötung sein, sie kann geschehen sein in 
der Absicht zu verletzen, sie kann femer in Tötungsabsicht geschehen 
sein und schließlich mit qualifizierter Tötungsabsicht — mit Überlegung. 
Die Aufnahme der Überlegung in den Mordbegriff muß notwen- 
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digerweise zu ungleichmäßiger Rechtsprechung Veranlassung geben. 
Die Tötung mit oder ohne Absicht ist begrifflich leicht zu erfassen, 
da gibt es nur ein entweder — oder. Nicht so beim Begriff der Über- 
legung. Er bedeutet in unserem Falle das Andauern der Tötungsab- 
sicht. Mit diesem unbestimmten Zeitbegriffe machen wir aber den 
ganzen Mordbegriff zu einem unbestimmten. Es mag den Geschwor- 
nen leicht sein, die Absicht zu konstatieren, während sie über die Über- 
legung im Zweifel sein können. Bei einer Reform des Strafgesetzes 
müssen wir also an dem gegenwärtigen Begriffe des Mordes ohne Hin- 
zufügung des Requisites der Überlegung festhalten, unter Ausscheidung 
der aberratio ictus. 

II. Von allen Normen des österreichischen Stra%esetzes sind keine 
reformbedürftiger, als diejenigen, welche das Verbrechen der Abtreibung 
mit Strafe bedrohen. -Die Bestrafung der Abtreibung als eines Ver- 
brechens ist selbst ein Verbrechen, da für eine Bestrafung kein Grund 
vorliegt. Die Erklärung der Abtreibung als ein Verbrechen gehört zu 
den häßlichsten und widerwänigsten Erscheinungen der Gesetzgebung« 
£s steht genau auf derselben Linie, wie das Verbrechen der Hexerei 
oder Zauberei. Während aber die Hexerei und Zauberei in keinem 
geltenden Strafgesetze mehr enthalten ist, findet sich die Abtreibung in 
allen geltenden Strafrechtssystemen in unveränderter Form. Die einzig 
richtige Reform in Rücksicht auf das Abtreibungsverbrechen ist seine 
Streichung aus dem Strafgesetze. Dadurch wird auch jenen bedauer- 
lichen Disputationen über notwendige Perforationen der Boden ent- 
zogen werden. Eine Frauensperson, die jemanden beauftragt, ihre 
Leibesfrucht abzutreiben, handelt nicht im mindesten strafwürdiger, als 
wenn sie jemanden beauftragte, einen Schönheitsfehler ihres Gesichtes 
zu entfernen. Es ist lächerlich, wenn von einem Rechte der Leibes- 
frucht analog dem Satze des römischen Rechtes nasciturus pro jam 
nato habetur, quotiens de commodis ejus agitur, dessen Geltung sogar 
für das Zivilrecht bedenklich erscheint, in strafrechtlichem Sinne ge- 
redet werden will, noch lächerlicher aber, wenn es jemand unternimmt, 
von einem Rechte des Staates auf den zu erwartenden Staatsbürger zu 
sprechen. Von einer solchen militia, der die Frauen unterworfen sein 
sollen, kann in einem Staate keine Rede sein, es wäre denn, daß er 
sich anmaßte, der Viehzucht analoge Institutionen für den Nachwuchs 
seiner Staatsbürger zu schaffen. 

III, Das Delikt der Drohung und Erpressung. Die gesetzlicl.en 
Tatbestände dieser beiden Delikte im gegenwänigen Strafgesetze sind 
außerordentlich weite. Die Folge davon ist, daß unter den Begriff der 
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•Drohung, bezw. der Erpressung zahlreiche Handlungen fallen, für deren 
Bestrafung kein Bedürfnis vorhanden ist. Das Gesetz bestimmt zunächst 
den Begriff der Erpressung und aus diesem erst denjenigen der Drohung, 
obwohl der umgekehrte Weg der logisch richtigere wäre, da sich die 
Erpressung als qualifizierte Drohung erweist. Das Verbrechen der Er- 
pressung wird in zwei Hauptformen begangen: durch physischen oder 
psychischen Zwang. Diese beiden Hauptformen zerfallen wieder in 
Unterarten. Was nun zunächst die eine Hauptform betrifft, so ist sie 
durch wirkliche Gewalt charakterisiert, die gegen einen Andern ange- 
wendet wird, um ein bestimmtes Verhalten desselben zu erzwingen. 
Diese Begriffsbestimmung ist nicht zweckentsprechend. Die weite Fas- 
sung derselben hat den Nachteil, daß auch Handlungen, die erlaubt 
sind oder, richtiger gesagt, erlaubt sein sollen, unter den Erpressungs- 
begriff fallen. So fällt die auf Grund eines rechtskräftigen Zivilurtcils 
vom Gerichtsvollzieher vorgenommene gewaltsame Personalpfändung an 
einem widerstrebenden Schuldner dem Wortlaute nach unter die Be- 
stimmung des S 98 lit. a. Allerdings nur dem Wortlaute nach, denn 
es ist uns kein Fall einer derartigen Auffassung in der Praxis bekannt. 
Die FäUe der Anwendung des S 98 lit. a sind sehr selten. In den 
meisten Fällen, in welchen an die Anwendung desselben gedacht wer- 
den könnte, werden andere Strafbestimmungen in Betracht kommen. 
So die Bestimmungen über Freiheitseinschränkung oder Raub. Betref- 
fend die zweite Hauptform der Erpressung, wie sie im S 98 lit. b ent- 
halten ist, so muß auch diese als eine ungeeignete Bestimmung be- 
zeichnet werden. Hier handelt es sich um die Ausübung psychischen 
Zwanges zu Erpressungszwecken. Die Drohung muß eine Verletzung 
an Körper, Freiheit, Ehre oder Eigentum beinhalten, sie muß bezwecken, 
von dem Bedrohten eine Leistung, Duldung oder Unterlassung zu er- 
zwingen. Dabei sind nun vier verschiedene Fälle möglich: 

1. Es wird mit erlaubten Mitteln gedroht, um einen erlaubten 
Zweck zu erreichen; 

2. es wird mit eriaubten Mitteln gedroht, um einen unerlaubten 
Zweck zu erreichen; 

3. es wird mit unerlaubten Mitteln gedroht, um einen erlaubten 
Zweck zu erreichen; 

4. es wird mit unerlaubten Mitteln gedroht, um einen unerlaubten 
Zweck zu erreichen. 

Diese vier Fälle sind strenge auseinander zu halten. Dies geschieht 
nun im Gesetze gar nicht. Die Folge davon ist, daß alle vier ange- 
gebenen Fälle das Verbrechen der Erpressung zu begründen scheinen. 
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Ob dies beabsichtigt ist, ob dies der Wille des Gesetzgebers ist, muß 
allerdings sehr fraglich erscheinen. Es ist doch nicht wahrscheinlich, 
daß der Gesetzgeber es habe unter Strafe stellen wollen, wenn A, 
welchem B looo K schuldet, diesem nach mehreren höflichen Mah- 
nungen mit der gerichtlichen Klage droht, falls er sich nicht zu frei- 
williger Begleichung der Schuld herbeilasse. Und doch enthalt dieser 
Vorgang des A tatsächlich die Androhung eines Eingriffes in das 
Eigentum des B. Oder folgender Fall: A, welchem B eine Sache ge- 
stohlen hat, ersucht den B um Rückgabe derselben, schreibt ihm dann, 
da sein Ersuchen erfolglos geblieben, einen Brief, in welchem er ihm 
mit der Anzeige an die Staatsanwaltschaft droht, falls er die Sache 
nicht freiwillig herausgäbe. Auch dieses Mittel der Selbsthilfe muß 
doch wohl erlaubt sein. Diese beiden Fälle werden unseres Wissens 
tatsächlich von der Praxis nicht als Erpressungsfälle aufgefaßt. Andere 
Fälle von der von uns unter i. genannten Art jedoch werden als Er- 
pressung aufgefaßt oder auch nicht. Die Rechtsprechung steht hier 
eben auf sehr schwankendem Boden. Daß das Gesetz den typischen 
Erpressungsfall der Praxis habe bestrafen wollen, scheint außer Zweifel 
zu sein. Dieser typische Fall besteht darin, daß sich jemand einen 
unbegründeten Vorteil durch Bedrohung eines Anderen mit Nachteilen, 
die er zuzufügen berechtigt wäre, verschafft, indem er für die Unter- 
lassung der Ausführung seiner Drohung si^n bezahlen läßt. Unseres 
Erachtens kann jedoch eine Bestrafung diesfalls nicht gerechtfertigt wer- 
den. Wer sich in einen Zustand der Abhängigkeit selbst begibt, der 
soU hiefür auch die Folgen tragen. Der Verbrecher z. B., der sich 
vor der Behörde zu verbergen weiß, aber von einem Zeugen des Ver* 
brechens ausgebeutet wird, indem er von ihm mit der Anzeige bedroht 
wird, falls er ihm nicht so und so viel zahle, hat keinen Anspruch 
auf staatliche Hilfe gegen den Erpresser. Der Staat soll nur denjenigen 
seinen strafrechtlichen Schutz angedeihen lassen, die denselben benöti- 
gen. Ihn benötigt aber derjenige nicht, der sich, wie der Verbrecher, 
vor den AngriflFen schützen kann. WiU er vor Drohungen bewahn 
werden, nun, so stelle er sich selbst der Behörde und entwaffne so 
den Erpresser. Es scheint unbillig, dem Verbrecher aus Anlaß seiner 
Tat einen besonderen Schutz angedeihen zu lassen. Aber auch in 
allen anderen Fällen, in welchen jemand mit einem Nachteile bedroht 
wird, den der Drohende ihm zuzufügen das Recht hat, liegt kein Grund 
zu einer Bestrafung vor. Die Bestrafung der Erpressung der erwähnten 
Art wirkt demoralisierend, sie nimmt den Schwankenden ein Motiv 
des Wohlverhaltens. Wir meinen hier nicht das Wohlverhalten in 
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strafrechtlichem Sinne, sondern die Ehrenhaftigkeit. Derjenige, der eine 
nicht ehrenhafte Handlung unternehmen will, wird durch die Straf- 
losigkeit der Erpressung von seinem Tun abgehalten werden, weiß er 
doch, daß er möglicherweise finanziell empfindlich geschädigt wird, 
wenn er nicht seiner Handlungen wegen öffentlich bloßgestellt werden 
will. Bei der Begründung der Notwendigkeit des Strafrechtes haben 
wir erwähnt, daß die Natur mit gewissen Handlungen solche Nach- 
teile fUr den Handelnden verbindet, daß er hiedurch von ihnen abge- 
schreckt werde. Eine derart natürliche Verbindung besteht in gewissem 
Sinne zwischen der Erpressung und jenem Verhalten, das den Nähr- 
boden für dieselbe abgibt. Bestraft man diesen Adnex der bösen Tat, 
so nimmt man dem Täter ein Gegenmotiv, die Furcht vor Erpressung. 

Von den Definitionen der Erpressung, welche in die Gesetzgebung 
Aufnahme gefunden haben, ist diejenige des preußischen St.-G.-B. von 
1851 die beste. S 234 desselben lautet: 

»Wer, um sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vorteil 
zu verschaffen, einen Andern zu einer Handlung oder Unterlassung da- 
durch zwingt oder zu zwingen versucht, daß er denselben schriftlich 
oder mündlich mit der Verübung eines Verbrechens oder Vergehens 
bedroht, macht sich der Erpressung schuldig.« 

Auszusetzen wäre an dieser Definition das Erfordernis der Recht- 
widrigkeit des Vorteiles. Das Wesen der Erpressung liegt in der Un- 
erlaubtheit des Zwangsmittels, unwesentlich ist der Zweck des Zwanges. 
Erpressung ist es doch wohl auch, wenn A den B bedroht, er werde 
ihm sein Haus anzünden, wenn er ihm nicht sofort die geschuldete 
Geldsumme ausbezahle. Wir gev^^innen sonach den richtigen Erpressungs- 
begriff durch bloße Betonung des Mittels, dessen sich der Erpresser 
bedient. 

Wenn der Erpresser mit einer Übertretung droht, so bedarf eine 
solche Drohung nicht besonderer Beachtung seitens des Gesetzes. Denn 
in wichtigen Angelegenheiten wird man sich kaum durch eine Drohung 
geringfügigen Inhaltes bestimmen lassen, dem Willen des Anderen zu 
entsprechen. Eine Gefahr, daß solche Erpressungen häufig vorkommen 
werden, besteht nicht, denn einerseits wird eine solche Drohung sich 
als ungeeignet erweisen, um den Bedrohten zu der erhofften Leistung 
zu bestimmen, andererseits ist für derlei Drohungen ein strafrechtlicher 
Schutz in den Bestimmungen über Beleidigung enthalten. 

Betreffend nun die Bestrafung der bloßen Bedrohung, so kann sich 
dieselbe ebenfalls auf die Fälle angedrohten Verbrechens und Vergehens 
beschränken. Ein Bedürfnis, auch die Androhung einer Übertretung als 
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Drohung zu bestrafen, läßt sich nicht erweisen, da ja auch diesfalls 
die Bestimmungen über Beleidigung genügenden Schutz gewährleisten. 
IV. Sittlichkeitsdelikte. Auf einem seiner wichtigsten Gebiete hat 
die Verbrechensbekämpfung die geringsten Erfolge zu verzeichnen, es 
ist dies das Gebiet der Sittlichkeitsdelikte. Ihre gesetzliche Regelung 
begegnet enormen Schwiertgkeiten^). Bei der Untersuchung der Frage, 
welche Tatbestände als strafbar erklärt werden sollen, wollen wir daher 
diesem Gebiete unsere besondere Aufmerksamkeit schenken. 

1. Das schwerste Delikt, das hier in Betracht kommt, ist das 
Verbrechen der Notzucht. Die Begriffsbestimmung des St.-G. läßt in 
cnaterieller Hinsicht nichts zu wünschen übrig. 

2. Das Verbrechen der Schändung reiht sich dem erwähnten Ver- 
brechen zunächst an. Welche Handlungen durch S 128 St.-G. mit Strafe 
getroffen werden sollen, ist nicht unbestritten. Insbesondere ist der 
Begriff des «geschlechtlichen Mißbrauches«, wie ihn der zit. Paragraph 
aufstellt, geeignet, verschiedene Auffassungen zuzulassen. Es läßt sich 
daher nicht sagen, ob die Normierung des Tatbestandes der Schändung 
eine richtige ist, d. h. ob er alle strafwürdigen Fälle umfaßt oder nicht. 
Sollten die Fälle unzüchtiger Entblößung und Betastung im S i28St.-G. 
nicht inbegriffen sein, so bedarf ein neues Strafgesetz diesfalls einer 
Erweiterung. Es unterliegt doch keinem Zweifel, daß derartige Aus- 
•schreitungen der schärfsten Repression bedürfen. 

3. Verführung. Die Regelung, welche das St.- G. und das Gesetz 
vom 24. Mai 1885, R.-G.-B1. Nr. 89, dieser Materie zuteil werden läßt, 
ist zwar genügend ausführlich, doch trifft sie nicht das Richtige, 
wenigstens nicht überall. Zunächst müssen wir zwischen den zwei 
Hauptfällen unterscheiden : Verführung zur Unzucht mit dem Verführenden 
und Verführung zur Unzucht — oder, falls die Anlehnung an das 
Zivilrecht hier gestattet ist — zugunsten Dritter. 

Mit dem ersteren Falle beschäftigen sich folgende Bestimmungen: 
SS 132, 504 — 506 St.-G. und S 5, Z. 5 des zit. Gesetzes. Der 
Schutz, welchen das St.-G. gegen Verführung gewähren soll, ist von 
jenem des zit. Gesetzes zu unterscheiden. Ersteres betrifft die Ver- 
führung durch Personen, zu denen die verführte Person in einer 
bestimmten, im Gesetze näher angegebenen rechtlichen oder faktischen 
Beziehung steht, letzteres betrifft bloß die Verführung durch Personen, 



*) v. Sterneck, Das nor^'egische Strafrecht (Archiv für Kriminalanthro- 
pologie und Kriminalistik ßd. 24, 8. 59), Privilegierte RechtsgUterverletzungen 
<Gerichtssaal, Bd. 69, 8. 70). 
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welche gewerbsmäßig Unzucht treiben. Die Bestimmungen der SS 132^ 
504 — 506 St.-G. gewahren also keinen allgemeinen Schutz gegen 
Verführung, obwohl ein solcher sehr notwendig erscheint. Es gibt 
zahlreiche Fälle von Verführungen, in denen die Erfordernisse des S 132 
St.-G. nicht zutreffen, da sie ganz spezieller Natur sind. Das Gleiche 
gilt von den Erfordernissen der SS 505 und 506 St.-G. Der häutigste 
Fall, weil an die leichteste Bedingung gebunden, ist der des S 506 St.-G. 
Die Gewährung eines wirksamen Schutzes gegen Verführung erfordert 
mindestens für das weibliche Geschlecht die Aufstellung einer Alters- 
grenze, unterhalb welcher jede Verführung, es mögen besondere Um- 
stände im konkreten Falle vorliegen oder nicht, mit Strafe bedroht wird. 
So sagt das norwegische Strafgesetzbuch in S 196: »Wer mit einem 
Kinde unter sechzehn Jahren unzüchtigen Umgang hat, wird mit Ge- 
fängnis bis zu drei Jahren bestraft.« Es dürfte sich empfehlen, die Alters* 
grenze um zwei Jahre hinaufzuschieben und den allgemeinen Schutz 
gegen Verführung auf das weibliche Geschlecht zu beschränken. Durch 
die Neuschaffung eines derartigen Gesetzes würde die Bestimmung des 
S 504 St.-G. überflüssig, da dieser nur einen speziellen Fall darstellt. 
Die durch das vorgeschlagene Gesetz straflos werdenden Fälle, in welchen 
die Verführte im Alter von achtzehn bis vierundzwanzig Jahren steht, 
sind ohne erhebliche Bedeutung, ist ja die ganze Bestimmung des 
S 504 St.-G. nur über Antrag anwendbar. Was die Bestimmung des 
S 506 St.-G. betrifft, so ist der Tatbestand gewiß ein unter allen Um- 
ständen strafbarer. Das Verbrechen des S 132 St.-G. bedürfte einer 
Korrektur in zweifacher Richtung. Einmal sollte die Strafe in ver- 
schiedenem Maße ausgemessen werden, je nachdem die betreffende Person 
über oder unter achtzehn Jahre alt ist, denn es ist keineswegs gleich- 
gültig, ob die verführte Person ein Kind ist oder nicht. Ferner wäre 
der Tatbestand zu erweitem auf alle Fälle bestehenden Verpflichtungs- 
verhältnisses, da die spezielle Norm des S 132 St.-G. in vielen Fällen 
zur Freisprechung zwingt, die strenger Bestrafung würdig wären. 

Was nun den zweiten Fall der Verführung betrifft, nämlich den 
durch eine Frauensperson, welche mit ihrem Körper unzüchtiges Ge- 
werbe treibt, so ist dieser Fall aus Gründen, die wir später darlegen 
werden, nicht geeignet, in das Gesetz aufgenommen zu werden. Nur 
eines muß hier hervorgehoben werden, nämlich die Unklarheit des bezüg- 
lichen Gesetzes, das da von »jugendlichen Personen« spricht. Eine 
strenge Angabe der Altersgrenze wäre doch wohl am Platze gewesen. 
Auch das St.-G. war diesfalls nicht klarer (S 509). 

Von der Verführung zur Unzucht mit Anderen handeln die SS 13^ 
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512 bis 515 St.-G. und g 5 des wiederholt zit Gesetzes. Die gesetzliche 
Bezeichnung des Tatbestandes ist Kuppelei Sie ist entweder ein Ver- 
brechen oder eine Übertretung. Für das Verbrechen werden zwei 
Erfordernisse alternativ aufgestellt: Unschuld der verführten Person 
und ein besonderes Verpflichtungsverhältnis, das im S 132 St.-G. des 
näheren erläutert vrird. Die Übertretung der Kuppelei zerflllh in 
fünf verschiedene Tatbestände. Diese sind: 

a) Der Fall des § 5 1 5 St.-G., welcher einen speziellen Fall darstellt, 
da nur ganz bestimmte Täter in Betracht kommen, nämlich Wirte und 
deren Angestellte. Dieser Fall ist überdies dadurch charakterisiert, daß 
er sich auf jede Unzucht, nicht nur die gewerbsmäßige bezieht. 

b) Der Fall des S 512 lit. a St.-G. Durch denselben erscheinen 
Bordelle unbedingt verboten, auch wenn das Oberlandesgericht Wien 
anderer Ansicht ist. Diese Ansicht stützt sich nämlich auf das mehr- 
fach zit. Gesetz, welches die Bestrafung der gewerbsmäßigen Unzucht 
der Polizei überläßt. Weil nach dem zit. Gesetze die Polizei strafen 
kann oder auch nicht, je nachdem sie will, sei das »Gewerbe« kein 
unerlaubtes, somit S "512 lit. a. St.-G. gegenstandslos. Diese Ansicht ist 
jedoch offenbar unhaltbar. Erstens heißt es in dem zit. Gesetze aus- 
drücklich »Personen beiderlei Geschlechtes, welche außer den Fällen 
des S 512 des Strafgesetzes vom 27. Mai 1852 aus der gewerbsmäßigen 
Unzucht Anderer ihren Unterhalt suchen, sind mit strengem Arreste von 
acht Tagen bis zu drei Monaten zu bestrafen.« Hiedurch wird das 
Fortbestehen der drei Fälle des S 512 St.-G. anerkannt. Einer solchen 
ausdrücklichen Anerkennug hätte es jedoch gar nicht bedurft, sie geschah 
auch gar nicht um ihrer selbst willen, sondern nur unbeabsichtigter 
Weise, nämlich nur gelegentlich der Abgrenzung des Tatbestandes neu- 
geschaffener Delikte, nämlich der des zit. S 5. Daß S 512, lit. a. St.-G. 
durch das zit. Gesetz nicht gegenstandslos geworden sei, erhellt auch 
daraus, daß die nicht obligatorische Bestratung, welche § 5 normiert, 
keine neue Bestimmung ist, sondern bereits vorher in Gestalt des§ 509 St.-G. 
zurecht bestanden hat. Das Strafgesetz hat also in diesem Punkte durch 
das zit. Gesetz k eine Abänderung erfahren. Der Ausdruck »unerlaubtes 
Gewerbe« hat unseres Erachtens keine andere Bedeutung als unehren- 
haftes Gewerbe oder dergleichen. Der Gesetzgeber ist hier bloß nach 
dem Grundsatze variatio delectat vorgegangen, keine anderen Gesichts«* 
punkte leiteten ihn. Zur Begründung hiefÜr sei angeführt, daß in 
S 509 St.-G. der Ausdruck »unzüchtiger Gewerbe« in SS 510 und 5 1 1 St.-G. 
der Ausdruck »Schandgewerbe« gebraucht worden ist. Der Ausdruck 
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»unerlaubtes Gewerbe«, wie er in S 512 lit. a St-G. vorkommt, ist nichts 
anderes, als eine neue Bezeichnung für dieselbe Sache. 

c) Der Fall des S 512 lit. b St.-G. Die Bestimmung bezieht sich 
bloß auf das Zuführen von «solchen Personen», d. i. von Schanddimen, 
wie sie das Gesetz nennt. 

d) Der Fall des § 512 lit. c St-G. Diese Bestimmung ist die all- 
gemeinste des ganzen Paragraphen, sie bietet die Möglichkeit weitest- 
gehender Verfolgung der Unsittlichkeit. 

e) der Fall des § 5, Z, 5 des zit. Gesetzes, den wir soeben teil- 
weise zitiert haben. Dieser Fall, sowie die vorhergehenden, sind von 
besonderer Wichtigkeit. Sie beweisen nSmlich, daß Bordelle unbedingt 
verboten sind, wie wir oben erwähnt haben. Denn ganz abgesehen 
von der Frage nach der derzeitigen Geltung des S 512 lit. a, ist in 
diesen drei Bestimmungen das Halten von Bordellen verboten. 

So eingehend sich das österreichische Recht mit den erwähnten 
Fällen der Verführung beschäftigt, ist es doch unzureichend. Der Mädchen- 
handel erscheint darnach als bloße Übertretung, während er richtiger- 
weise zu den schwersten Verbrechen gezählt werden muß. Zwar ein- 
zelne Fälle des Mädchenhandels gestattet die Bestimmung des § 132 St.-G. 
als Verbrechen zu bestrafen. Diese Fälle sind jedoch selten, da der 
Nachweis, daß es dem Täter bekannt gewesen sei, daß sein Opfer eine 
unschuldige Person sei, nicht leicht gelingt. Auch die Bestimmungen 
über Menschenraub lassen nur sehr selten eine Anwendung auf den 
Mädchenhandel zu. Es würde sich empfehlen eine Bestimmung auf- 
zunehmen, nach welcher die Vermittlung fremder Unzucht unbedingt 
strafbar erklärt wird, wenn die betreffende Frauensperson im Alter unter 
zwanzig Jahren steht. Wenn die Betreffende älter ist, so müsste die 
Strafbarkeit von dem Vorgehen des Mädchenhändlers abhängig gemacht 
werden. Er müßte strafbar sein, wenn er der Betreffenden nicht deutlich 
den Zweck seiner Handlungen zu erkennen gegeben hat. Die Strafen 
müssten sehr empfindliche Verbrechensstrafen sein. 

4. Die gewerbsmäßige Unzucht. Diese muß unbedingt verboten und 
mit Strafe bedroht werden. Die Schäden, welche die gewerbsmäßige 
Unzucht mit sich bringt, sind notorisch unermeßlich. Daraus folgt die 
Notwendigkeit, die gewerbsmäßige Unzucht mit den schärfsten zu Gebote 
^stehenden Mitteln zu bekämpfen, um sie hiedurch auf ein Mindestmaß 
zu reduzieren. Die Gegner der Bestrafung der gewerbsmäßigen Unzucht 
bringen für ihre Ansicht die verschiedensten Argumente vor, von 
denen jedoch unseres Erachtens kein einziges einer ernstlichen Wider- 
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legung würdig ist. Neuestens hat sich über diese Frage Mittermaier *) 
geäußert: 

»Die strafrechtliche Verfolgung jeder Art Prostitution treibt diese 
in geheime Winkel, wo sie ohne jede Kontrollmöglichkeit um so schlimmer 
^'uchert. Es ist tatsächlich auch unmöglich, ja sogar verkehrt, alle 
Prostimtion zu strafen.« 

Die Frage nach der Bestrafung der gewerbsmäßigen Unzucht [oder 
^agen wir in Anlehnung an das Zitat) der Prostitution setzt die Beant- 
wortung einer Vorfrage voraus. Diese Vorfrage lautet: will man die 
Prostitution oder will man sie nicht? Für denjenigen, der diese Vor- 
frage bejaht, mag es allerdings nicht angehen, mit Feuer und Schwert 
gegen die Prostitution in den Kampf zu ziehen. Für uns ist die Vorfrage 
-eine zu verneinende. Wir vermögen mit bestem Willen, denjenigen 
keinen Kultürfreund zu nennen, der sich einen Freund und Gönner der 
Prostitution nennt. Wir wollen nun sehen, ob Mittermaier recht hat 
mit dem, was er in der zit. Stelle sagt Mittermaier behauptet, die 
Prostitution werde durch unbedingte Bestrafung in geheime Winkel 
getrieben (I). Wir fragen nun: treibt nicht die Bestrafung auch andere 
Delikte in geheime Winkel? Pflegt der Räuber sein Opfer coram pub- 
lico auszuplüadem? Uns scheint jede Strafe geeignet, die betreffenden 
Handlungen in stille Gäßchen zu verlegen. Wenn man die »Heimlich- 
keit der Taten« so sehr fürchtet, dann muß man überhaupt gegen jedes 
Strafrecht sein. Um der «Kontrollmöglichkeit» ^villen sei die Prostitution 
zu dulden. Auch der Dieb schadet weniger, wenn er die Türen vor- 
^chtig und kunstgerecht mit Dietrichen öffnet, als wenn er sie einfach 
erbricht. Man könnte also vorschlagen, den anständigen Diebstahl, d.i. den- 
jenigen, bei welchem sich der Dieb der Dietriche bedient und die 
Türen u. s. w. schonen will, straflos zu lassen; denn wenn man 
jede Form von Diebstahl bestraft, wird der Dieb die Heimlich- 
Iteit aufsuchen und dann ohne Rüchsicht auf Sachbeschädigung sein 
Handwerk treiben. Eine solche Argumentation scheint uns unlogisch 
zti sein. Um strafbare Tatbestände aufzuspüren, dazu hat der Staat 
«ben seine Organe, und die Bürger, die diese Organe teuer bezahlen 
müssen, haben ein Recht darauf, daß die Staatsverwaltung diese Organe 
zum Aufspüren der strafbaren Tatbestände verwende. Entweder läßt 
sich ein solches Aufspüren strafbarer Tatbestände erfolgreich betreiben 
-oder nicht. Wir sind der Ansicht, daß dies der Fall sei. Auch be- 



>) Verbrechen und Vergehen wider die Sittlichkeit (in: Vergleichende 
Darstellung des deutschen und ausländischen Strafrechts. Bes. Teil. Bd.4S. 159). 
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zUglich der Prostitution. Es ist ja doch nicht einzusehen, warum es 
gelingen sollte, Geheimprostitution syphilitischer Personen nach2uweisen9 
nicht aber Geheimprostitution gesunder Personen. Die Prostituierte, die,, 
wissend, daß sie syphilitisch erkrankt ist, die Prostitution betreibt, wird 
dies, solange dieser Tatbestand strafbar ist, stets geheim tun und doch 
nimmt der Gesetzgeber an, daß er diesem Tun auf die Spur kommen 
wird. Denn wozu würde er sonst die Strafe androhen, wenn es von 
vorneherein klar wäre, daß seine Drohung wegen Beweisschwierigkeiten 
eine leere Drohung bleiben wird. Für die Bestrafung solcher qualifi- 
zierter Prostitution ist aber auch Mittermaier. Die Furcht vor den 
»geheimen Winkeln« erscheint nicht begründet. Denn eine gewisse 
Publizität ist bei der Prostitution essentiale negotii. Prostitution kann 
nur ausgeübt werden, wenn es Mittel gibt, die Prostitution erfolgreich 
zu suchen ; solche Mittel stehen aber dann allen zur Verfügung, den- 
jenigen, die die Prostitution wirklich suchen und den — Polizeiagenten.^ 
Daher ist die Prostitution, auch wenn sie noch so sehr geheim sein 
will, leicht nachzuweisen, viel leichter als andere Geschäfte, die keines 
Partners bedürfen, wie der Diebstahl u. s. w. In dem Zitat Mittermaiers 
heißt es weiter: »Es ist tatsächlich auch unmöglich, ja sogar verkehrt, 
alle Prostitution zu strafen.« Auch hier wollen wir den Diebstahl heran- 
ziehen. Es ist gewiß unmöglich, allen Diebstahl zu bestrafen, denn »die 
Nürnberger u. s. w.« Oder sollten unter den Wonen »alle Prostitution« 
nicht alle einzelnen Fälle, sondern alle Arten der Prostitution gemeint 
sein? Dann wäre die Unmöglichkeit einer Bestrafung vollends nicht 
einzusehen. Denn die Möglichkeit, das Gesetz dahin abzuändern, daß 
es jede Art der Prostitution für strafbar erkläre, kann doch wohl auch 
Mittermaier nicht leugnen. Es kann sich also in dem Zitate nur um 
die Bestrafung aller einzelnen Fälle handeln. Handelt es sich aber 
darum, dann müsste Mittermaiers Behauptung auch auf andere Delikte 
angewendet werden. Konsequent müsste man also auch Bedenken 
gegen die Bestrafung des Diebstahls zulassen, denn kein Kriminalist 
wird von der Strafe soviel halten, daß er das Übel der Kriminalität 
durch sie voUkommen beseitigen zu können glaubt. Wollte man in 
ein Strafgesetz nur jene Tatbestände aufnehmen, die sich vollkommen 
beseitigen lassen, dann müsste man auf jedes Strafgesetz verzichten f 
denn diese ausrottende Wirkung kann keinem Strafgesetze eigen sein, 
und kennte es ausschließlich die Todesstrafe. Bei jedem Verbrechen 
kann der Gesetzgeber durch die Strafe nur ein Zurückdrängen auf ein 
Mindestmaß bezwecken wollen. Bei so vielen, und dies scheint auch 
bei Mittermaier der FaU zu sein, ist eben der entsprechende Wille, das 
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tJbel zu bekämpfen, nicht vorhanden. Der Schlußsatz des erwähnten 
Zitates wird uns erst verständlich, wenn wir hören, was Mittermaier 
an einer anderen Stelle sagt: 

»Da das Übel mit Notwendigkeit durch unsere anerkannten sozialen 
Verhältnisse hervorgerufen und großgezogen wird, da es sogar als eine 
durchaus nicht in allen Formen zu verurteilende Erscheinung gilt, so 
ist es kaum möglich, bei ihm einen allgemeinen Tatbestand und eine 
für alle Formen giltige Schuld im strafrechtlichen Sinne zu finden.« 

Mittermaier verteidigt also gewisse Formen der Prostitution. Für 
ihn scheint also gegen eine allgemeine, jede Form der Prostitution 
bedrohende Strafdrohung, nicht so sehr die Zweifelhaftigkeit eines Er- 
folges einer solchen,sondern der Umstand maßgebend zu sein, daß die 
StrafwUrdigkeit nicht gegeben sei. Damit haben wir die Grenze 
erreicht, bis zu welcher wir Mittermaier folgen wollen. Denn die Frage, 
ob jede Form der Prostitution verwerflich und strafwürdig sei oder 
nicht, ist für uns nicht Gegenstand der Diskussion. 

Unseres Erachtens ist die gewerbsmäßige Unzucht in allen ihren 
Formen verwerflich und verweisen wir diesfalls auf v. Mohl und v. Wahl- 
berg. Was die Frage der Bestrafung betrifft, so muß dies^ gegen alle 
Arten angewendet werden. Sie muß aber auch gegen alle an der strafe 
baren Handlung beteiligten Personen angewendet werden, d. h. auch 
gegen die Männer. Die Bestrafung nur eines Teiles müßte allerdings 
als ungerecht verworfen werden. Wenn sich die Gesetzgebung, oder 
richtiger gesagt, wenn sich die Gesetzgeber entschließen würden, deran 
umfassende Strafbestimmungen gegen die Prostitution zu erlassen, dann 
würden dieselben von ganz hervorragend günstigem Einflüsse auf Gesund- 
heit und Moral sein. Gerade der Umstand, daß die Prostitution begrifllich 
zwei Täter erfordert, macht die Strafverfolgung sehr leicht und leichter 
als andere Delikte wäre dia Prostitution strafprozeßmäßig zu erweisen. 



IV. 

Die Arten der Strafe. 

I. Die Freiheitsstrafe beherrscht als die am meisten angewendete 
Strafe alle geltenden Strafgesetze. Auch in den österreichischen und 
schweizerischen Entwürfen kommt fast ausschließlich diese Art der 
Bestrafung vor. Der Grund hiefür li^t wohl in der großen Anpassungs- 
fähigkeit, d. i. in der Möglichkeit, das Strafausmaß fein zu nuancieren, 
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die Strafe den in concreto obwaltenden erschwerenden, wie mildernden 
Umständen in gleicher Weise entsprechend zu gestalten. Da die Frei- 
heitsstrafe demgemäß am meisten geeignet erscheint, eine gerechte 
Strafe zu sein, ist sie die Strafe par excellence. Bei der Reform des- 
österreichischen Strafrechtes wird daher an dieser Art der Strafe als der 
am häufigsten anzuwendenden festzuhalten sein. Was nun die Bezeichnung 
der Freiheitsstrafe betrifft, so liegt unseres Erachtens kein Grund vor,, 
von den Ausdrücken »Kerker« und »Arrest« abzuweichen und sie durch 
»Zuchthaus«, »Gefängnis« und »Haft« zu ersetzen. Die Einführung solch 
neuer Bezeichnungen kann sogar von Nachteil sein, da sie wenigstens 
den Schein zu erwecken geeignet sind, daß der Verbrecher milder be- 
handelt werden soll. Ganz zweckwidrig aber muß es erscheinen, wen» 
für gewisse Verbrechen eine besondere Art von Freiheitsentziehung io 
einem sozusagen ehrenvollen Staatsgefängnisse in Vorschlag gebracht 
wird Entweder begründet eine Handlung ein Verbrechen oder nichts 
Wenn ja, dann ist der Staat verpflichtet, in rücksichtslosester Weise vor- 
zugehen. Es ist der Würde der Strafjustiz nicht entsprechend, sich dem 
Verbrecher gegenüber entgegenkommend zu zeigen. Ein ehrenvolles 
Gefängnis können wir uns allenthalben vorstellen im Kriege, wenn deno 
Feldherm des Feindes oder einem Offizier desselben die Freiheit ent- 
zogen wird. Es ist des kriegführenden Staates nicht unwürdig, wenrt 
dem Feinde während der Dauer seines Gefängnisses alle Ehren angetai> 
werden. Ein solches Gefängnis ist ja auch keine Strafe, sondern bloß, 
»sichernde Maßnahme«. Anders aber steht es mit dem Verbrecher. 
War seine Handlung eine so bedeutende Rechtsgüterverletzung, daß sie 
mit diesem Ausdrucke belegt werden darf, dann kann die angeblich 
größte Ehrenhaftigkeit der Gesinnung eine solche Handlung nicht be- 
schönigen. Wer in der Verfolgung, selbst der ehrenhaftesten Interessen,, 
so weit geht, daß er sich über alles Recht hinwegsetzt, der verdient 
gerade an seiner Ehre besonders empfindlich getroffen zu werden. Das. 
Bewußtsein, durch Begehung des Verbrechens des Zweikampfes dem 
Einbrecher gesetzlich gleichgestellt zu werden, dürfte doch wohl eher 
zur Eindämmung dieses Verbrechens beitragen, als das gewissermaßen 
einer Entschuldigung der Strafjustiz gleichkommende Staatsgefängnis^ 
Betreffend die Arten der Freiheitsstrafen, so dürfte die Zweiteilung der- 
selben als genügend erscheinen. Die Einschiebung eines Mittelgliedes 
zwischen die beiden bestehenden Arten der Freiheitsstrafe hat, von tech- 
nischen oder finanziellen Schwierigkeiten bei der praktischen Durch- 
ftihrung abgesehen, den wichtigen Nachteil, daß hiedurch der Unter- 
schied zwischen der Strafbarkeit der einzelnen Handlungen verwischt wird.. 
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II. Unter den verschiedenen Strafen nimmt die Todesstrafe eine 
ganz besondere Stellung ein. Sie ist unter Juristen und Philosophen 
zum Gegenstande ausfuhrlicher und langwieriger Erörterungen gemacht 
worden. En soll hier nicht versucht werden, auf die verschiedenen 
Argumente, welche diesfalls pro und contra angeführt worden sind^ 
einzugehen. Aus den zahlreichen wissenschafdichen, zum Teil sehr 
scharfsinnigen Untersuchungen scheinen sich jedoch gewichtigere Gründe 
für die Beibehaltung dieser Strafe als für deren Abschaffung zu ergeben» 
Darum soll sie auch in einem neuen Strafgesetze beibehalten werden. 
Die Todesstrafe rechtfertigt sich einmal durch das Vergeltungsprinzip 
in den Fallen schwerster Gesetzesverletzung. Für die Beibehaltung der 
Todesstrafe ist weiters noch die Abschreckungswirkung ins Treffen zu 
führen. Die Todesstrafe abschaffen hieße den schwersten Verbrechen 
geradezu Vorschub leisten. In der österreichen Kriminalstatistik spielen 
die todeswürdigen Verbrechen, namentlich der Mord, ohnehin eine her- 
vorragende Rolle und wttre es deshalb sehr bedenklich, daselbst den 
Versuch zu machen, die Todesstrafe zu beseitigen. 

III. Die Geldstrafe. Von diesem Strafmittel macht das österrei- 
chische Strafgesetz in vielen Fällen geringfügiger Gesetzesverletzungen 
Gebrauch, teils in Form alternativer Androhung mit der Arreststrafe^ 
teils in ausschließlicher Androhung.*) In neueren Gesetzen teilweise straf- 
rechtlichen Charakters ist die Geldstrafe in einer dritten Form auf- 
genommen worden, nämlich in der Form kumulativer Anwendung, in 
dem gleichzeitig auf Freiheits- und Geldstrafe erkannt werden kann.. 
An diesen drei Formen der Geldstrafe wird wohl auch bei einem 
neuen Strafgesetze festzuhalten sein ; die Anwendung der Geldstrafe über- 
haupt rechtfertigt sich durch die Geringfügigkeit zahlreicher Delikte, bei 
denen es hauptsächlich darauf ankommt, die staatliche Mißbilligung einer 
Handlung auszusprechen ; die in dem Vermögensverlust begründete Ver- 
geltung kommt hiebei weniger zum Ausdruck. Anders verhalt es sich 
in jenen Fällen, wo die Geldstrafe neben der Freiheitsstrafe verhängt 
wird. In solchen Fällen handelt es sich um Vergeltung im eigentlichen 
Siime des Wortes. Die Auferlegung solcher Geldstrafen, die natürlich 
eine beträchtliche Höhe erreichen müssen, empfiehlt sich als Vergeltung 
ganz besonders für solche Handlungen, welche aus schmutzigem Eigen- 
nutz entspringen. 

IV. Unter gewissen Verhälmissen erfordert eine richtige Reaktion 
des Staates gegen eine strafbare Handlung außer der Freiheits- oder 



, ') Die kumulative Anwendung ist singulär § 320 lit. d St.-G. 
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Geldstrafe noch andere Maßnahmen gegen den Schuldigen oder, wie 
wr auch sagen können, die Verhängung von Nebenstrafen. Was die 
Natur dieser sogen. Nebenstrafen betrifft, so sind sie nur zum Teil 
eigentliche Strafen, d. i. ihrem Wesen nach Vergeltung, zum Teil sind 
sie sichernde Maßnahmen. Als solche Nebenstrafen kommen in Betracht: 

1. Die Aberkennung öffentlicher Ämter. Da das Vertrauen der 
Bevölkerung gegenüber den öffentlichen Ämtern eine Vorausseuung für 
ein gedeihliches Wirken derselben bildet, erscheint es unerläßlich, daß 
dieses Venrauen möglichst gefördert werde. Von diesem Gesichtspunkte 
aus erweist es sich als notwendig, Amtspersonen, welche wegen einer 
strafbaren Handlung verurteilt worden sind, unter gewissen Umständen, 
d. i. mit Rücksicht auf die Schwere und den Charakter ihrer Ver- 
gehungen, ihres Amtes für verlustig zu erklären. Doch reicht der ge- 
richtlich ausgesprochene Verlust des Amtes nicht aus, es würde von 
Übel sein, wenn der abgestrafte Beamte sofort nach Erlangung der 
Freiheit in einem gleichen oder ähnlichen Amte tätig werden könnte. 
Darum muß mit der Aberkennung eines Amtes stets auch die Unfähig- 
keit des Verurteilten, ein Amt zu bekleiden, ausgesprochen werden. 
Je nach der Schwere der Vergehung wird auch die Dauer dieser Un- 
fähigkeit eine verschiedene sein müssen. 

2. Hat der Täter vor seiner Verurteilung zwar nicht die Stellung 
eines Beamten innegehabt, aber doch eine öffentliche SteUung, mit 
welcher gewöhnlich ein besonderes Vertrauen des Publikums verbunden 
zu sein pflegt, so wird es auch in solchen Fällen angezeigt sein, das 
öffendiche Vertrauen dadurch zu fördern, daß die Übeltäter nach Ver- 
büßung ihrer Strafe ihre Berufe nicht weiter ausüben dürfen. Man 
wird also den Abgestraften mit Recht seiner Stellung als Notar, Ad- 
vokat u. s- f. für verlustig erklären. Aber auch andere Rechte bestimm- 
ter Art sollen durch Straftaten verloren werden. So jene Rechte, welche 
eine Auszeichnung bedeuten, z, B. Orden und andere Ehrenzeichen, 
akademische Grade und Würden. Hat der Übeltäter im Genüsse einer 
Pension, Gnadengabe u. s. f. gestanden, so wird auch der Verlust dieser 
als Nebenstrafe gebilligt werden müssen. Die Furcht, seine materielle 
Existenz einzubüßen, die oft mit vieler Mühe erworben worden ist, 
mag unter Umständen eine größere Drohung bedeuten, als die Frei- 
heitsstrafe ^). 

Was nun die Voraussetzungen für die Verhängung der unter i. 



•) Die hier entwickelten Grundsätze sind im geltenden St.-G. bereits ver- 
wirklicht. 
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und 2, erwähnten Nebenstrafen betrifft, so versteht es sich von selbst, 
^aß sie nur durch bedeutsame Gesetzesverletzungen gerechtfertigt er- 
^scheinen. Als solche kommen zunächst alle Verbrechen in Betracht 
Es scheint nicht gerechtfertigt, zwischen den einzelnen Verbrechen Un- 
terschiede zu machen und die gegenständlichen Nebenstrafen nur bei 
-Verurteilungen wegen gewisser Verbrechen zu verhängen. Für uns 
verhält es sich diesfalls so, wie bei der Frage nach verschiedenartigen 
Freiheitsstrafen für Verbrechen; auch die beiden Nebenstrafen sollen 
bei jedem Verbrechen ausgesprochen werden; jedoch sind auch unter 
den übrigen strafbaren Handlungen einige von solcher Beschaffenheit, 
daß sie für die Verhängung der erwähnten Nebenstrafen als ausreichen- 
der Grund angesehen werden müssen. Solche strafbare Handlungen 
sind die gegen die öffentliche Sittlichkeit gerichteten, dann die aus 
^schmutziger Gewinnsucht. In Fällen derartiger Delikte, sowie in allen 
Fällen von Verbrechen wird also auf die Aberkennung öffentlicher 
JVmter und auf Verlust von Rechten erkannt werden müssen. Betreffend 
«die mit der Aberkennung öffentlicher Ämter zu verbindende Unfähig- 
keit, solche Ämter zu erlangen, muß zwischen den einzelnen straf- 
baren Handlungen, wie wir erwähnten, unterschieden werden. Bei den 
schwersten Verbrechen wird die Unfähigkeit auf Lebenszeit auszu- 
sprechen sein, bei minder schweren Verbrechen, sowie bei den oben 
erwähnten anderen Delikten wird die Unfähigkeit auf eine bestimmte 
Dauer zu verhängen sein. 

3. Einer Erweiterung bedarf die nach dem geltenden Rechte in 
gewissen FäUen zulässige Einziehung von Gegenständen. Sie ist im 
Strafgesetze nur bei Vergehen und Übertretungen erwähnt, nicht bei 
Verbrechen. In einigen Gesetzen strafrechtlichen Inhaltes findet sich 
die Einziehung auch bei Verbrechen, meistens jedoch bei anderen De- 
likten. Empfehlenswert erscheint eine allgemeine Bestimmung über 

. Einziehung, wie eine solche beispielsweise im norwegischen Strafgesetz- 
' buche enthalten ist. Wichtig ist hiebei, daß von dem Erfordernisse, 
daß diese Gegenstände dem Täter oder Teilnehmer gehören, unter 
Umständen abgesehen werde. Die Frage, wem eine Sache gehöre, 
wird dort zu ignorieren sein, wo es sich um gesundheits- oder sicher- 
heitsgefährliche Sachen handelt. 

4. Urteilsbekanntmachung. In gewissen Fällen erweist es sich als 
notwendig, für möglichstes Bekanntwerden des ausgesprochenen Straf- 
urteiles zu sorgen. Hiefür können zweierlei Gründe in Betracht kom- 
men. Einmal wird durch die Bekanntmachung des Urteils gleichsam 
-eine öffentliche Warnung des Publikums vor gewissen Personen yor- 

V. Sterneck, Reform d. österr. Strafrechtes. 3 
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genommen. Dem Täter, der seine Strafe abgebüßt hat, soll es auch 
erschwert werden, eine gleiche strafbare Handlung zu begehen, es ge- 
nügt nicht, ihn bestraft zu haben. Die Bekanntmachung des Urteils^ 
ist somit eine Maßregel präventiven Charakters. Zweitens soll <iurch 
die Bekanntmachung des Urteils der Übeltäter eine besondere moralische 
Pein erleiden, welche geeignet erscheint, dem individuellen Sühnebe- 
dUrfnis des Verletzten Rechnung zu tragen. Denn durch die Bekannt- 
machung des Urteils wird der Übeltäter an seiner Ehre empfindlich 
verletzt, empfindlicher vielleicht als durch die Freiheitsentziehung, und 
gerade eine solche vergeltungsweise Ehrverletzung des Täters ist ii> 
vielen Fällen angezeigt, namentlich dort, wo die Handlung auf ehrlose 
oder unsittliche Gesinnung zurückzuführen ist. Die Bekanntmachung 
des Uneils soU eine Art Schandpfahl sein, wie er im früheren Rechte 
bestanden hat. Die Bekanntmachung wird am zweckentsprechendsten 
durch Einschaltung des Urteils in Tagesblätter oder öffentlichen An- 
schlag erfolgen. Die Bekanntmachung soll bei jedem Verbrechen zu- 
lässig sein und bei ge\vissen Vergehen und Übertretungen. 

5. Abschaffung. Eine Nebenstrafe, bei welcher die sichernde Maß- 
nahme gegenüber der Vergeltung und somit auch gegenüber der Ab- 
schreckungswirkung überwiegt, ist die auch dem geltenden Rechte be- 
kannte Abschaffung oder Landesverweisung. Sie empfiehlt sich ins- 
besondere bei Rückfälligen, denen ein zweiter Rück all unmöglich ge- 
macht oder doch erheblich erschwert werden soll. Sie empfiehlt sich 
aber auch bei gewissen Delikten zur Unterstützung des individuellen 
Sühnebedürfnisses, also vom Vergeltungsstandpunkte. Zu wenig weit 
geht das geltende Recht, indem es die Ausweisung aus sämtlichen 
Kronländem nur bei Ausländem für zulässig erklärt. Wenn ein Mit- 
glied der Gesellschaft für so gefährlich erkannt wird, daß man seine 
Ausweisung für notwendig erachtet, so kann der Umstand, ob dasselbe 
In- oder Ausländer sei, doch nicht entscheidend sein. Da die Auswei- 
sung eine ganz besonders empfindliche Maßregel bedeutet, so darf der 
Gesetzgeber sie nicht zur Regel machen, sie darf nur bei wenigen 
Verbrechen als Nebenstrafe bei der ersten Verurteilung angewendet 
werden; ihr Hauptanwendungsgebiet wird der Rücktall bilden müssen. 
Eine selbstverständliche Ergänzung findet das Institut der Ausweisung 
in der Bestrafung der Rückkehr; diese wird strenger sein müssen, als 
im bestehenden Recht, da sie sonst nicht die entsprechende Wirkung 
haben wird. Da die Abschaffung im wesentlichen der Verbrechens- 
prophylaxe dient und nicht der Vergeltung, so wird es sich empfehlen,, 
den Ausgewiesenen in wichtigen Fällen die Rückkehr auf bestimmte 
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Zeit zu gestatten. Je nach dem Grunde der Ausweisung wird eine 
solche Erlaubnis für den BetrefFenden bloß gegen dessen Verpflichtung, 
sich sofort nach seiner Rückkehr bei demjenigen Amte, bei welchem 
er um die Bewilligung angesucht hat, zu melden, oder aber es wird 
in schwereren Fällen eine Rückkehr nur gestattet werden, wenn der 
Betreffende im voraus diejenige Summe erlegt, welche nötig ist, um 
seine untmterbrochene Bewachung während seines Aufenthaltes zu be- 
streiteD. 

6. Körperliche Züchtigung. Man preist es gewöhnlich als einen 
Fortschritt der Zivilisation, wenn in einem Staate die körperliche Züch- 
tigung als Strafmittel abgeschafft wird. Auch in Österreich ist dies der 
Fall; die körperliche Züchtigung ist durch S i des Gesetzes vom 
15. November 1867, R.-G.-Bl. Nr. 131, »unbedingt und ausnahmslos 
abgeschafft«. Eine solche Auffassung ist jedoch irrig; nicht jede Strenge, 
nicht jede wirklich energische Reaktion ist darum eine barbarische. 
Unwiderlegbar sind die Gründe, welche für die Anwendung der kör- 
perlichen Züchtigung sprechen und über welche uns Jenull *) folgender- 
maßen informiert: 

»Über den Wert dieser Strafverschärfung sind die Ansichten ver- 
schieden. Daß bei einzelnen Ständen eine Stufe der Kultur denkbar 
ist, auf der man ohne Gefahr für die Erreichung des Strafeweckes diese 
Verschärfungsart durch andere, die Humanität mehr schonende Übel 
ersetzen könnte, scheint außer Zweifel zu sein. Daß jedoch dem grob- 
sinnlichen Menschen, auf welchen wohl vorzüglich es mit dieser Neben- 
strafe abgesehen ist, der bloße Verlust der Freiheit nicht sehr küm- 
mern werde, und daß sein Grad der Kultur ihn ftir feinere Gefühle, 
die zur Abstrafung benützt werden könnten, unempfänglich läßt, kann 
ebensowenig geleugnet werden. Die Unbequemlichkeiten, welche der 
Kerker mit sich bringt, z. B. erzwungene Arbeit, sind keine so bedeu- 
tende Übel, daß sie für eine Menschenklasse empfindlich werden könn- 
ten, die in der Regel an Bequemlichkeit nicht gewöhnt ist. Das feinere 
Ehrgefühl erwartet man vergebens bei jenen Individuen, welche nichts 
fühlen, wenn sie nicht empfunden haben.« 

Wir können eine treffendere Begründung nicht geben. Ihr gegen- 
über kann nicht einmal das Eine angeführt werden, daß die körper- 
liche Züchtigung vielleicht einmal wegen der allgemein herrschenden 
Roheit in den unteren Bevölkerungsschichten notwendig gewesen sein 
könne, gegenwärtig aber, mit dem Zunehmen der Volksbildung ent- 



>) Das österr. Kriminalrecht 3. Aufl. Wien 1837. Teil i, S. 164 f. 
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behrlich geworden sei. Wer sich über die gegenwärtigen Zustände 
informiert hat, dem muß es auch klar geworden sein, daß die herr- 
schende Roheit eine geradezu phänomenale genannt wer- 
den muß. Messerstechereien, Mißhandlungen von Kindern und Tier- 
•quälereien sind die häufigsten Missetaten, von welchen uns die Krimi- 
nalstatistik und andere Quellen berichten. Nach der Kriminalstatistik 
.wird die Zahl der wegen Körperverletzungen stattgefundenen Verur- 
teilungen bloß von der Zahl der Verurteilungen wegen Diebstahls über- 
troffen. Unter solchen Umständen erscheint es geboten, im österreichi- 
schen Strafrechte den Status quo einzufahren, d. i. die körperliche Züch- 
tigung. Natürlich wird von derselben nur bei wenigen Delikten Ge- 
brauch gemacht werden dürfen, ein allgemeines Strafmittel kann die 
körperliche Züchtigutig niemals sein, weder als Hauptstrafe noch als 
Nebenstrafe. Auch wird die Züchtigungsstrafe auf das männliche Ge- 
schlecht einzuschränken sein und weiters auf Personen im Alter von 
15 bis 30 Jahren. Bei Missetätern dieses Alters ist nämlich einerseits 
ein gewisser nachhaltiger Eindruck auf den Gezüchtigten zu erhoffen, 
andererseits ist auch vom gesundheitlichen Standpunkte in diesem Alter 
die Strafe am unbedenklichsten. Es bedarf kaum der Erwähnung, daß 
■die Strafe der körperlichen Züchtigung stets nur bedingungsweise an- 
gewendet werden darf, nämlich nur, wenn sie dem Sträfling nicht 
schädlich ist, was ärztlich konstatiert werden muß. 

7. Das geltende österreichische Recht kennt unter der Bezeichnung 
Polizeiaufsicht eine weitere Maßregel verbrechensprophylaktischen Cha- 
rakters, welche sich gesetzlich dem Strafvollzug anschließt und eine 
Ergänzung desselben bildet. Sie ist eine empfindliche Einschränkung 
der persönlichen Freiheit des Einzelnen und kann darum nur bei be- 
sonders gefährlichen Verbrechern gerechtfertigt werden. 

8. Eine Maßregel ausschließlich prophylaktischen Charakters, wenig- 
stens der Regel nach, ist die Abgabe eines Delinquenten in eine Zwangs- 
arbeits- oder Besserungsanstalt, wie solche bereits im geltenden Rechte 
für gewisse Fälle angeordnet erscheint. Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß die Intentionen der diesbezüglichen Gesetze die besten sind, wenn 
^uch die Handhabung derselben manches zu wünschen übrig läßt, wie 
weiter unten noch gezeigt werden soll. 

9. Nachdem wir nunmehr die empfehlenswerten Maßregeln der 
staatlichen Reaktion gegen das Verbrechen besprochen haben, erübrigt 
es uns noch, mit wenigen Worten auf eine neue Art der Strafmittel 
oder auf eine neue Art der Verhängung oder des Vollzuges derselben 
zurückzukommen — die bedingte Verurteilung. Diese Institution ist 
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von vielen Seiten aus theoretischen Gründen verteidigt worden. FUr 
uns erscheint sie zunächst um deßwiUen verworfen werden zu mtlssen, 
weil sie das VergeltungsbedUrfhis unbefriedigt läßt. Aber auch von 
anderen Gesichtspunkten aus können wir eine Rechtfertigung nicht finden. 
Das Sprichwort: »Einmal ist keinmal« auf das Gebiet der Verbrechens- 
begehung anwenden, ist ein vom Standpunkt der Abschreckung gefähr- 
licher Versuch. Von diesem Standpunkte, und ihm kommt doch eine 
hervorragende Bedeutung zu im Kampfe des Rechtsgüterschutzes durch 
Rechtsgtlterverletzung, wäre es zulässiger, schon denjenigen, der noch kein 
Verbrechen begangen hat, zu bestrafen, d. h. denjenigen, der seine gesetzt- 
widrigen Absichten durch Wort oder durch Handlungen, die noch keinen 
strafbaren Versuch darstellen, geäußert hat. Derselbe Standpunkt gilt 
natürlich auch in Rücksicht auf die anderen Arten der Prävention. Es 
ist nichts anderes als eine Konzession der Billigkeit oder der Utilität, 
wenn man zur Strafbarkeit eine so weitgehende Betätigung böser 
Gesinnung verlangt, wie dies nach den geltenden Gesetzen der FaU ist. 
Eine Konzession der Utilität, denn man ist oft nicht in der Lage, für 
diese Gesinnung genügende Beweise herzustellen. Man kann ferner 
annehmen, daß die Strafdrohung für sich allein genügen werde, um 
eine Tat desjenigen, der über sie nachdenkt und sie vornehmen will 
zu verhindern. Die Institution der bedingten Verurteilung leidet an dem- 
selben Fehler, wie so viele Neuerungen auf dem Gebiete des Straf- 
rechts, nämlich an der einseitigen Rücksichtnahme auf den 
Verbrecher. Die Rücksicht auf die Gesellschaft, welche durch den 
Verbrecher bedroht erscheint, wird in den Hintergrund gedrängt. Nehmen 
wir beispielsweise an, A besitze eine große Summe Geldes und habe 
diese in seiner Wohnung aufbewahrt. B, ein Mann, dem nach seinem 
gesamten Verhalten alles zuzutrauen ist und der bei A in Diensten steht 
oder sonst die Verhältnisse des A genau kennt, äußert sich gelegentlich 
zu C, daß er den A demnächst berauben werde. A erfährt dies durch Q 
und ist natürlich geängstigt. Wenn wir nun annehmen, daß A und G 
nicht verwandt sind, so liegt in dem ganzen Sachverhalt keine strafbare 
Drohung. Es liegt also keine Möglichkeit vor, gegen B einzuschreiten. 
Ist diese Zurückhaltung der strafenden Gerechtigkeit nicht genügend? 
Soll man noch weiter gehen und dem A mitteilen, man werde B erst 
bestrafen, wenn er zum zweitenmal bei ihm eingebrochen 
haben wird? 

Wir sind der Ansicht, daß eine solche Norm geradezu einer dene- 
gatio justitiae gleichkommt. Gegen unsere Auffassung dieser Neuerung 
mag vielleicht angefühn werden, daß die bedingte Verurteilung ja nicht 
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in allen Fällen platzgreifen würde, sondern nur dann, wenn der Richter 
sie im konkreten Falle anzuwenden findet -Dies ändert aber nichts an 
unseren Bedenken. Wenn auch nicht immer, so wird die bedingte 
Verurteilung doch oft zur Anwendung kommen, und dieser Umstand 
muß mit psychologischer Notwendigkeit die abschreckende Wirkung der 
Strafdrohung herabsetzen. 

Ähnlichen Erwägungen, wie jenen, welche zu dem eben erörterten 
Institute gefUhn haben, entstammt die bedingte Begnadigung und der 
bedingte Straferlaß, wir können daher auf unsere Ausfahrungen über 
die bedingte Verurteilung verweisen. Auch diese Institute stehen im 
direkten Widerspruche mit dem Vergeltungsgedanken im Strafirecht und 
mit der Prävention. 

Eine in der modernen kriminalistischen Diskussion bedeutende Stellung 
pimmt die Frage der Rehabilitation der Verbrecher ein. Auch diese 
Frage mag ihre Berechtigung haben, das ist selbstverständlich. Wer 
einmal einen Fehltritt begangen hat, soll deswegen nicht unmöglich 
gemacht werden. Die übermäßige Fürsorge in dieser Richtung er- 
weist sich aber %ls eine ganz unvernünftige Irrung. Wenn gewisse 
Kriminalisten sich dagegen aufhalten, daß behördliche Auskünfte die 
Tatsache der Bestrafung nicht verschweigen und hiedurch den gewesenen 
Verbrecher schwer schädigen, so kann dagegen nur das eine behauptet 
werden, daß derjenige, der z. B. nur solche in seinem Unternehmen 
oder bei sich anstellen vnüy die noch nie bestraft waren, ein Recht 
darauf hat, hierüber nicht getäuscht zu werden. So lange es so und 
so viele gibt, die auch nicht einmal abgestraft worden sind und dem- 
ungeachtet keine Arbeit finden können, so lange hat wohl auch der 
Abgestrafte kein Recht vor diesen. Den richtigen Standpunkt nimmt 
diesfaUs das Strafgesetz ein, welches den Verbrecher durch S 225 und 
S 497 genügend schützt, ohne den Rechten der Gesellschaft nahezutreten. 



V. 

Das Strafinass und seine Anwendung. 

Die verschiedenen Arten der Straf mittel, die Todesstrafe ausgenommen, 
können in zweifacher Form zur Anwendung gelangen, entweder in Form 
einer absoluten Androhung oder unter Angabe eines Höchst- und Nfindest- 
maßes der Strafe. Es kann also z. B. für ein bestimmtes Delikt drei- 
jährige Kerkerstrafe angedroht werden oder Kerker in der Dauer von einem bis 
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fünf Jahren. Im ersten Falle liegt eine absolute Strafe vor, im zweiten hat 
der Richter das Maß selbst festzusetzen. Die Vor- und Nachteile der 
beiden Formen liegen auf der Hand. Im ersten Falle hat der Richter 
nur das »Ob« festzustellen, seine Tätigkeit ist eine vereinfachte, die 
Rechtsprechung einheitlich, aber auf Kosten einer Berücksichtigung der 
Eigentümlichkeiten des konkreten Falles. Im zweiten Falle hat der 
Richter das »Ob« und »Wie« festzustellen, seine Tätigkeit ist schwieriger, 
•die Eigentümlichkeiten des konkreten Falles können berücksichtigt werden, 
andererseits ist die Gefahr einer nicht einheitlichen Rechtssprechung 
bedeutend ^). 

Es ist ein Grundsatz des auf dem Prinzipe der Vergeltung aufge- 
bauten Strafrechts, daß das Maß der Strafe der Schuld des Täters au- 
fpaßt werden muß. Für dieses Maß ist natürlich zunächst nur das 
Rechtsgefühl bestimmend. Denn es existiert keine Umrechnungstabelle 
beispielsweise von Körper- oder Ehrverletzungen auf Freiheitsverlust 
auf naturwissenschafdicher Basis. Wenn wir für einen durchschossenen 
Arm auf fünQährigen Kerker als gerechte Vergeltung erkennen, so ge- 
schieht diese Zumessung nur nach dem Rechtsgefühle. Es läßt sich 
nicht leugnen, daß eine derartige Bestimmung des Strafmaßes sehr 
schwierig ist und stets individuell gefärbt sein wird. Leichter ist es 
schon, das Strafinaß für ein Verbrechen mit Rücksicht auf die bereits 
normiene Strafe eines anderen Verbrechens festzusetzen. Denn die 
&hwere, oder sagen wir, die Vergeltungswürdigkeit der einzelnen Ver- 
brechen untereinander ist viel eher abwägbar, als die Vergeltung und 
die Übeltat im einzeben FaUe, da sich gleichartiges leichter vergleichen 
läßt, somit eher Verbrechen mit Verbrechen, als Verbrechen mit Strafe 
verglichen werden kann. Würde etwa in demselben Strafgesetze, welches 
•die erwähnte Strafdrohung für Körperverletzung enthält, der Diebstahl 
von zweihundert Kronen mit zehnjähriger Kerkerstrafe bestraft, so würde 
uns diese Strafe sogleich als relativ ungerecht erscheinen, weil die Übel- 
tat gegenüber der früher erwähnten sich nach dem RechtsgefUhle ohne 
Zweifel als die bei weitem geringere darstellt. Es ist hienach leichter, 
eine Strafe mit Rücksicht auf eine andere Strafe als zu strenge oder 
zu milde zu erweisen, als zu beurteilen, ob eine Strafe, für sich allein 
betrachtet, für einen bestimmten Tatbestand die richtige sei oder nicht 
Für die Schaffung richtiger Strafmaße kommen außer dem Rechts- 
gefUhle auch objektive Kriterien in Betracht Nehmen wir an, ein 
Diebstahl von tausend Kronen würde mit Arrest von einem bis drei 



1) Wir werden auf diese Frage weiter unten noch zurückkommen. S.unterVIII. 
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Tagen beziehungsweise mit Kerker von fünf bis zehn Jahren bestraft. 
Es ist die Strafe im ersten Falle so gering, daß sich Tausende und 
Tausende von Menschen für ihre Tat sehr gerne schon vor der Begehung- 
derselben einsperren ließen, um die erwähnte Summe zu erhalten. 
Anders im zweiten Falle. Kaum jemand würde sich für die Strafe von 
fünf bis zehn Jahren durch die Lustgefühle, die ihm die tausend Kronen^ 
bedeuten, so sehr entschädigt fühlen, daß er reuelos den Kerker be- 
träte. Niemand würde die Strafe vorher abbüßen wollen, um dann in 
den Besitz der Summe zu kommen. Aus dieser Bewertung der mit 
der Strafe verbundenen Unlustgefühle im Vergleiche mit der Bewertung 
der mit der Begehung des Verbrechens verbundenen Lustgefühle läßt 
sich ein teilweise objektiver Gesichtspunkt für die Festsetzung des^ 
richtigen Strafmaßes gewinnen. Wie bei der Ware ist es bei 
der strafbaren Handlung. Ihren Wert für den Besitzer, beziehungsweise 
hren Wert für den Handelnden, für den Täter, kann man darnach be- 
stimmen, was für die Ware, beziehungsweise für das begangene Ver- 
brechen bezahlt wird. Wenn die Strafe für ein Verbrechen so gering 
bemessen ist, wie wir oben erwähnt haben, so nimmt seine Begehung 
&o sehr überhand, daß die Strafe ihren Charakter verliert und deu 
Charakter eines Preises bekommt. Dies wird bei der Geldstrafe noch 
viel augenfälliger, weil hier das Zahlungsmittel mit dem des gewöhn- 
lichen Verkehres vollkommen übereinstimmt*). Bei einer Strafe, welche 
selten in Anwendung kommt, prävalien auch bei Geringfügigkeit der- 
selben der staatliche Mißbilligungscharakter. Wenn beispielsweise eii> 
sehr selten vorkommendes Delikt mit zehn Kronen Geldstrafe bestraft 
wird, so sind hiebei die zehn Kronen Nebensache, die durch die Strafe 
zum 'Ausdruck gelangende Mißbilligung des Staates die Hauptsache* 
Würde aber beispielsweise ein Delikt von ein %o der Bevölkerung be-, 
gangen, dann ginge der MißbÖligungscharakter der Geldstrafe verloren 
und es bliebe nichts übrig, als eine gesetzliche Einhebung einer be- 
stimmten Geldsumme; dies wäre aber dann keine Strafe mehr, sonder» 
eine Taxe, Von einer Vergeltung im strafrechtlichen Sinne könnte da 
nicht die Rede sein. 

Daher ist es ein mit dem Vergeltungscharakter der Strafe zusammen- 
hängendes Postulat, daß die Strafe nicht proletarisiert werden dürfe. 
Das Maß der Strafe darf nicht so gering sein, daß der Täter bei 
ruhiger Überlegung und in der Überzeugung, der Strafe nicht 
zu entgehen, die strafbare Handlung dennoch begeht. Wir gewinnea 



*) So hieß es im Volke oft: »eine Ohrfeige kostet fünf Gulden.« 
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also für das Maß gerechter Strafe einen objektiven Maßstab in der 
Wirkung derselben' auf die Verbrecherkandidaten. Ist die Strafe so 
strenge, daß sie den Schwankenden in der Regel von seinem Vorhaben 
abhält, dann ist sie genügende Vergeltung. 

Besonderer Erwähnung bedarf das Phänomen des Rückfalls. So 
wie die Strafe ihren Charakter verliert, wenn sie allzu häufig in An- 
wendung kommt, weil man eben daraus erkennen kann, daß sie keine 
genügende Vergeltung bedeutet, so beweist der Rückfällige, daß die 
Strafe in concreto, d. i. mit Rücksicht auf ihn keine genügend strenge 
gewesen ist. Die erste Strafe wurde durch seine zweite Straftat des- 
avouiert. In der Sorge, über das Maß gerechter Vergeltung nicht hinaus- 
zugehen, hat man eine in concreto zu geringe Strafe angewendet. Die 
angewendete Strafe war vielleicht so gering, daß sie bei dem Täter 
nicht einmal das Gefühl der Reue erzeugt hat. 

Vergeltung ist nur dasjenige, was als Vergeltung 
empfunden wird. Eine Strafe, die auf den einen, den Unver- 
dorbenen, vernichtend wirkt, hat naturgemäß keine deranige Wirkung 
auf einen rohen Gewohnheitsverbrecher. In der Entziehung von Alko- 
hol kann, als Strafmittel angewendet, dem Trinker gegenüber eine sehr 
empfindliche Vergeltung für eine Beleidigung liegen, dem Anti-Alko- 
holiker wird es kaum sehr nahe gehen, wenn ihm strafweise der Alko- 
holgenuß entzogen wird, der Anti-Alkoholiker ist kein taugliches Objekt 
für eine derartige Strafe. Gegenüber dem Anti-Alkoholiker hat die 
Strafe der Alkoholgenuß-Entziehung keine andere Bedeutung, als wenn 
der Richter ihm erklärte: »Du hast deinen Freund N. beleidigt, der 
Staat spricht dir aus diesem Anlasse seine Mißbilligung aus.« Während 
also eine bestimmte Strafe im allgemeinen genügende Vergeltung ist, 
indem tatsächlich die meisten der Schwankenden von der Übeltat ab- 
g^ehalten werden, ist die Strafe in concreto zu gering. Es ergibt sich 
für den Rückfälligen aus seiner neuen Tat, daß seine Bestrafung, will 
sie Vergeltung sein, stärker aufgetragen sein muß, als die Vorstrafe. 
(Strafschärfung im Rückfalle). 

Da das Strafrecht sich auf Menschen bezieht, Menschen aber Indi- 
viduen sind, so wäre das Ideal des Strafrechtes die vollständige An- 
passung der Strafe an das Individuum. Eine solche Anpassung ist nun 
selbstverständlich aus technischen Gründen unmöglich. Möglich 
aber ist eine ungefähre Anpassung an die Individualität der einzelnen, 
und nichts anderes ist das Prinzip der Strafschärfung im Rückfalle. 
Damit dem Rückfälligen wirklich vergolten werde, ist die Erhöhung 
seiner zweiten Strafe notwendig. Der Auffassung des einzelnen, dafk 
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<lie Strafe nur ein Kaufjpreis, nur eine Taxe sei, muß in der Form 
der Rückfallsscharfung fühlbar entg^engetrecen werden. Die Strafe 
ttberhaupty nämlich schon für die Erstb^ehungen, zu erhöhen, also 
etwa eine Änderung ebes bestehenden Stra%esetzes vorzunehmen, liegt 
wegen der Erscheinung des Rückfalles allein noch kein genügender 
Anlaß vor. Denn so und so viele, welche es bei der einmaligen Be- 
gehung haben bewenden lassen, empfanden in der Bestrafung wirk- 
liche Vergeltung. Der Rückfallige aber legt durch sein Verhalten den Ge- 
danken nahe, daß er die erste Strafe nicht als Vergeltung empfunden habe. 
Freilich nur dies; denn einen Beweis liefert der RUckEedl keineswegs. 
Außer dem durch die Strafe verursachten Übel kommt noch der Wahr- 
scheinlichkeitsfaktor in der ganzen Rechnung zur Geltung. Die Hoffnung, 
nicht erwischt zu werden, ist manchmal so groß und so begründet, 
daß der Täter ohneweiters rückfällig werden kann, ohne im geringsten, 
daran zu denken, durch die erste Strafe nicht vollwertig gebüßt zu 
haben. 

Nach diesem Exkurse über den Rückfall wenden wir uns wieder 
der Erstbestrafung zu. Wir stellten den Grundsatz auf, daß die Strafe 
wenn sie Vergeltung sein soll, mindestens so hoch bemessen werden 
muß, daß sie auf die meisten Verbrecherkandidaten abschreckend wirkt. 
Dieser Forderung sind die weisen Verfasser des Strafgesetzes in hohem 
Maße gerecht geworden, und es ist vielleicht gerade diesem Umstände 
zuzuschreiben, daß das Strafgesetz ein so ausgezeichnetes geworden ist 
Diesem Lobe gegenüber nimmt sich die enorme StraffUügkeit geradezu 
wie ein Hohn aus. Doch nur scheinbar. So wie nämlich die Medizin 
im besten Falle überhaupt wirkt, so auch ein Strafgesetz. Eine 
Medizin, die nicht oder nur in ganz ungenügendem Maße angewendet 
wird, wirkt eben gar nicht oder nur in ganz ungenügendem Maße. 
Worauf basien die Strömung gegen die Strafen und gegen das Strafen- 
system? Auf der Kriminalstatistik. Die Kriminalstatistik zeigt uns, wie 
viele und welche Strafen angewendet worden sind, sie zeigt uns, daß 
das Strafgesetz gar nicht oder nur in ganz ungenügendem 
Maße angewendet wird. Es ist ebenso lächerlich, aus der enormen 
Zahl vorschriftswidrig oder sagen wir gesetzwidrig behandelter Ver- 
brecher auf die Qualität eines Strafgesetzes, wie aus dem Erfolge einer 
vorschriftswidrig oder sagen wir rezeptwidrig angewendeten Medizin 
auf deren Wert vom therapeutischen Standpunkte zu schließen. Den 
Gegner eines bestimmten Heilmittels wollen wir hören, entweder 
wenn er seine Angriffe auf theoretische Gründe stützt, oder wenn er 
sie auf praktische Erfahrungen mit dem vorschriftsgemäßen Gebrauche 
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des Heilmittels stützt. Wir wollen ihn aber, und dies doch mit Recht, 
nicht hören, wenn er weder theoretische Gründe anführen, noch 
auch nachweisen kann, daß das Mittel, voll angewendet, praktisch sich 
nicht bewähn hat. Ganz das Gleiche gilt vom Strafgesetze. Außer 
so und so vielen liefert uns die Statistik eben auch den einen Nach- 
weis, daß das Osterreichische Strafgesetz gar nicht oder nur in 
^anz ungenügendem Maße angewendet wird. Dies soll nunmehr 
gezeigt werden. 

Von den wegen Verbrechen verhängten Freiheitsstrafen ^) der Jahre 
1902, 1903, 1904 waren von kürzerer als dreimonatlicher Dauer 
19000, 19000, 19000, von längerer Dauer 16000, 14000, 15000. Be- 
•denkt man, daß die geringste Freiheitsstrafe für Verbrechen sechs 
Monate beträgt'), so ergibt sich, daß bei mehr als 50 Prozent der 
Fälle der Verbrecher nicht einmal mit der Hälfte der für Verbrechen 
überhaupt zulässigen Mindeststrafe belegt worden ist. Nun ist 
aber bei vielen Verbrechen das Mindestmaß höher als sechs Monate, 
daher die Fälle, in welchen nicht einmal auf die Hälfte des für das 
betreffende Verbrechen zulässigen Mindestmaßes erkannt worden ist, 
50 Prozent weitaus übersteigen. Wenn wir nicht die Hälfte des zu- 
lässigen Mmdestmaßes (für Verbrechen überhaupt), sondern das 
^anze Mindestmaß in Betracht ziehen, so erhalten wir für 
1902: 27000 gegen 8000, 
1903: 27000 gegen 7000, 
1904: 26000 gegen 8000. 

Wir haßen also diesfalls etwa 70 Prozent unter dem Mindestmaß 
für Verbrechen überhaupt und weit mehr Prozente, wenn wir 
in Betracht ziehen, daß das Mindestmaß in vielen Fällen mehr als 
sechs Monate beträgt 



Verhängte Kerker- 
strafen 


1896 


1897 


1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1903 


1904 


Auf Lebenszeit . . . 


35 


28 


3» 


27 


31 


36 


28 


22 


<7 


Über 15-- 20 Jahre . . 


37 


39 


34 


47 


39|. 3' 


28 


38 


40 


„ 10—15 „ . . 


56 


51 


44 


51 


48 


52 


. 36 


44 


36 



>) Die Zahlen sind abgerundet. 

') Das Verbrechen des § 4 des Unterseekabelgesetzes kann als singu- 
lare Bestimmung außer Betracht bleiben, da Bestrafungen nach demselben 
sehr selten stattfinden. 
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Verhängte Kerker- 
strafen 


1896 


1897 


1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


^903 


1904 


Über 5—10 Jahre , 




285 


273 


297 


335 


287 


293 


314 


289 


235 


w 3-5 




418 


401 


411 


380 


419 


408 


404 


356 


394 


»1 2—3 „ . 




422 


449 


509 


553 


442 


451 


502 


412 


482 


V 1—2 „ . 




2436 


2283 


2449 


2597 


2447 


2503 


2574 


2200 


2361 


„ 6—12 Monate 




3414 


3533 


3818 


3904 


3634 


3922 


4153 


3547 


4055 


W 3— Ö 91 




6778 


7108 


8113 


8170 


8095 


8579 


8236 


7386 


7746 


,» '—3 .. 




11867 


12333 


14822 


14049 


'4295 


15564 


12734 


12269 


12186 


n ' »» 




3H3 


3.48 


3916 


3542 


3826 


4471 


6463 


7358 


6641 


Sum 


me 


28891 


29646 


34444 


33655 


3356336310 


35472 


33921 


34191 



Bei den Vergehen ergibt die Statistik ebenfalls, daß die erkannten 
Strafen ungenügende, nämlich dem Gesetze nicht entsprechende sind. 
So wurde erkannt: 

1902: auf Freiheitsstrafe in 5300, auf Geldstrafe in 3500 Fällen, 
1903- V yy yy 4700» „ „ „ 3800 „ 

1904: „ „ „ 4900, „ „ „ 3400 „ 

Diesem gegenüber sei nur die eine Tatsache erwähnt, daß bei 
Vergehen im österreichischen Rechte stets Freiheitsstrafe angedroht 
erscheint. Während wir bei Verbrechen eine das Mindlstmaß nicht 
erreichende Freiheitsstrafe als Regel nachgewiesen haben, liegt sonach 
bei Vergehen in der Regel sogar ein Abweichen von der gesetsdich 
angedrohten Straf art vor. 



Verhängte Strafen 



1896 



1897 



1898 



1899 



19QO 



1901 



1902 



1903 



1904 



Arrest 
von mehr als 3 Monat. 

über I — 3 Monate . 

„ 8 Tage bis 1 Mon. 

von 8 Tag. u. darunter 

Geld-o.VermÖgensstraf. " 



Summe 



'55 

463 

1449 

1484 

3096 



128 

509 

1807 

1831 

3120 



»54 
564 

»593 
1528 

3247 



180 

680 

1941 

1778 

3658 



143 
564 

1937 
»739 
3665 



102 

550 
2 114 
2441 
3863 



286 

994 
2804 
1043 
3484 



186 

646 

2092 

1799 

3838 



186 

689 

2482 

1603 

3425 



6647 



7395 



7086 



8237 



8048 



9052 



861 1 



8561 



,8385 
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Das Mißverhältnis zwischen der regelmäßig zur Anwendung kom- 
menden Strafe und dem gesetzlich angedrohten Strafmaße ist fast aus- 
schließlich auf die mißbräuchliche Anwendung des sogen, »außerordent- 
lichen Milderungsrechtes« zurückzuführen. Folgende Tabelle wird das 
Oesagte erweisen. 



An-wendung des außerordentlichen 
Mildeningsrecbtes 



1895 



1896 



1897 



1898 



1899 



1900 



1901 



I . Zahl der wegen Verbrechen Ver 
urteilten 



davon in Anwend. d. außerord. 
Milderungsrechtes : 
a) nach § 54 St.-G • . 



b) nach § 55 St. G. .. • 

c) nach § 54 u. 55 St.-G. 

d) nach § 338 St-P.-O. . 



28709 

974a 
3041 

5254 



28898 

9842 
3512 

5344 
948 



29652 

10543 
3422 

5336 
862 



34449 

12211 

3723 

6466 

822 



33663 

II661 

4079 

6442 

966 



33567 

12267 

3758 

6486 

926 



36317 

13263 
4056 
7409 

973 



Zusammen 

In Prozenten d. Verurteüten: 
a> nach § 54 St.-G 



18923 19646 



b) nach § S5 St.-G. . . . 

c) nach § 54 u. 55 St.-G. 

d) nach § 338 St.-P.-O. . 



33*9 
10*6 

i8-3 
3-1 



Zusammen 



2. Zahl der wegen Vergehen Ver- 
urteilten 

davon in Anw. d. außerord. Milde- 
rungsr. n. § 260 u. 266 St.-G. 

in Prozenten der Verurteilten . 



65*9 
7596 
2443 



23222 



34*0 

12-1 

i8-5 
3*5 



20163 

J 
35-6 j 35*4 

ir5| IO-8 

I 
180, i8-8 

I 

2-8 2*4 



23148 
34-6 

12*1 
19-1 

3-0 



23437 
36-5 

11*2 
19*3 

2-8 



25701 

36-5 

11*2 

20'4 

27 



68-0 



6647 



2369 



32-2 35-6 



68*4 

7395 

3201 
43-2 



I 



67-4 

7086 

2814 
397 



68-8 

8238 

3681 
44-6 



69-8 

8048 

3363 
41-8 



70-8 

9052 

4230 
467 



Was das Gesetz als ultimum' remedium für ganz außerordentliche 
Fälle ins Auge gefaßt hat, wird seitens der Gerichte zum Prinzipe er- 
hoben. Die Ausnahme wird zur Regel, die Regel zur Aus- 
nahme gemacht. 
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Bei den Übertretungen schließlich laßt sich aus den Gesamt- 
summen nicht leicht ein derartiger Schluß ziehen, wie bei Verbrechen 
und Vergehen, da die Übertretungsstrafe nach dem Gesetze oft in einem 
Mindestmaße angedroht ist, dessen Erreichung oder Überschreitung aus 
der Statistik nicht entnommen werden kann, da das diesbezügliche 
Spatium alle Freiheitsstrafen bis zu einer Woche umfaßt. 

Nachweis im Einzelnen. 

Gefahrliche Drohung. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist sechs Monate. Urteile erfolgten r 
1902: auf sechs und mehr Monate 298 unter 1006, 
1903: „ „ „ 217 „ 818, 

»904: w 7j n 220 „ 795, 

also nicht einmal ^/g auf sechs und mehr Monate. 

Erpressung. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist sechs Monate. Urteile erfolgten: 
1902: auf sechs und mehr Monate 228 unter 753, 
1903: „ „ „ 80 „ 497, 

1904: » » V 7^ w 389» 

also im Jahre 1902 etwa Vsi ^^ Jahre 1903 und 1904 hingegen etwa 
^/e (!) auf sechs und mehr Monate. 

Verbrecherische Unzucht. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist ein Jahr^). Urteile erfolgten: 

1902: auf mindestens ein Jahr 329 unter 1528, 

1903: „ „ „ 264 „ 1360, 

1904: „ „ „ 157 „ 1283, 

also etwa ^5 bis ^/g (!) auf mindestens ein Jahr. 

Totschlag. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist fünf Jahre. Urteile erfolgten: 

1902: auf mindestens fünf Jahre 36 unter 228, 

»903' w jy n 36 „ 207, 

1904: „ „ „ 42 „ 250, 

also etwa Ve (0 ^^f mindestens fünf Jahre. 



*) Da wir das niedrigere Mindestmaß bei dem Verbrechen der Blut- 
schande wegen der Seltenheit der Verurteilungen ignorieren können. 
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V. Das Strafmaß und seine Anwendung. j^n 

Schwere körperliche Beschädigung. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist sechs Monate. Urteile erfolgten: 

1902: auf sechs und mehr Monate 787 unter 5346, 

1903: 1» if w 656 „ 5274, 

1904- V ,, ,» 766 „ 5344, 

also etwa ^^ auf sechs und mehr Monate. 

Brandlegung. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist ein Jahr. Urteile erfolgten: 

1902: auf mindestens ein Jahr 120 unter 137, 

1903: „ „ „ 121 „ 148, 

1904: 9» f, >» 105 „ 117, 

also fast alle auf mindestens ein Jahr. Die Strafe der Brandlegung ist 

in den meisten Fallen dem gesetzlich geforderten Maße entsprechend^ 

wenigstens soweit die Statistik hierüber Aufschluß geben kann. 

Fahrlässige Tötung. 
Das gesetzliche Mindestmaß ist sechs Monate. Urteile erfolgten: 
1902: auf sechs und mehr Monate 38 unter 602, 

1903: ,, n ij 37 n 635, 

1904: „ „ „ 37 „ 689, 

also etwa ^/^^ (!!] auf sechs und mehr Monate. 

Vergehen gegen das Wehrgesetz. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist ein Monat Urteile erfolgten: 

1902: auf einen Monat und mehr 41 unter 949, 

1903: n w w 19 w 1125» 

1904: n >, n 23 >» »371. 

also etwa V20 hezw. ^50 ^^^ einen Monat und mehr. 

Leichte körperliche Beschädigung. 
Der Strafrahmen ist von drei Tagen bis sechs Monate. Die Sta- 
tistik weist in der Rubrik für die höchsten Strafen den Raum von 
drei bis sechs Monaten auf. Urteile erfolgten: 

1902: auf drei und mehr Monate 23 unter 83357, 

1903: „ „ „23 >j 86710, 

1904: „ „ „19 » 88 II 2. 

Auf viertausend Bestrafungen kommt also eine strengere. 

Mißhandlung von Kindern etc. 
Die Strafe des Verlustes von Rechten (wohl der elterlichen Ge- 
walt) wurde nach der Statistik ausgesprochen: 
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^8 1)^6 Reform des österr. Strafrechtes. 

1902: in 5 Fallen' unter 2198, 

1903: )> 5 yi » 2196» 

1904: n 9 n w 2236, 
obwohl diese Nebenstrafe ^) schon wegen der ersten Mißhandlung ge- 
setzlich zulässig ist. 

Sittlichkeits Verletzung. 

Das gesetzliche Mindestmaß ist eine Woche. Urteile erfolgten: 
1902: auf eine Woche und mehr 668 unter 1944, 
1903: V „ yy 603 „ 1793, 

1904: „ „ „ 685 „ 1826, 

also etwa Vs ^^f eine Woche und mehr. 

Die Nebenstrafen. Die Statistik fUhn als solche bei Verbrechen 
an: Polizeiaufsicht, Zwangsarbeitsanstalt, Besserungsanstalt, Landesver- 
weisung. Die Anwendung der angeftlhrten Maßnahmen kann aus dem 
Grunde keine besonders große sein, weil sie an ganz bestimmte, nicht 
allzu häutig gegebene gesetzliche Voraussetzungen gebunden ist Wir 
wollen nur die Besserungsanstalten in Betracht ziehen. Wegen Ver- 
brechen wurde auf Zulässigkeil der Anhaltung in einer Besserungs- 
anstalt erkannt: 

1902: in 45 Fällen, 

1903: yj 47 yy 

1904: „ 64 „ 

Wir betonen nochmals, daß die Überweisung eines Verbrechers 
an eine Besserungsanstalt an bestimmte, nicht in jedem Falle gegebene 
gesetzliche Bedingungen geknUpft ist, aber dennoch sind diese Zahlen 
auffallend gering. 

Auf Wien entfallen für 1902 zwei, für 1903 neun, für 1904 vier- 
zehn jugendliche Verbrecher, bei denen die Zulässigkeil der Abgabe in 
eine Besserungsanstalt ausgesprochen worden ist. Auf diese Zahlen 
muß man doch antworten, daß das Gesetz, betreffend die Besserungs- 
anstalten so gut wie nicht existiert Oder sollte unter allen Wiener 
Verbrechern des Jahres 1902 wirklich nur bei zwei(!!) Jugendlichen 
die Abgabe in eine Besserungsanstalt notwendig gewesen sein? Hier 
muß noch bemerkt werden, daß mit dem gerichtlichen Ausspruch über 
die Zulässigkeit der Anhaltung in einer Besserungsanstalt die Ab- 
gabe des Verurteilten noch keineswegs feststeht, indem über diese erst 
die politische Behörde zu entscheiden hat Wie nun statistische Unter- 



•) Im Sinne der Terminologie der »österreichischen Statistik«. 



Digitized by 



Google 



V. Das Strafmaß und seine Anwendung. ^o 

suchungen nachgewiesen haben ^), werden bei weitem nicht alle in eine 
Besserungsanstalt abgegeben, deren Abgabe zulässig erklttn worden ist. 
Es ist also ganz gut möglich, daß von den zwei Wiener Jugendlichen 
kein einziger in eine Besserungsanstalt kam. Für die zahlreichen Wiener 
jugendlichen Verbrecher sind Besserungsanstalten so gut wie nicht exi- 
stierend. 

Auch bei den Übertretungen ist die Anwendung der Besserungs- 
anstalt eine verhältnismäßig geringe. Auf Zulässigkeit derselben wurde 
erkannt: 

1902: in 315 Fällen unter 565.000 Verurteilungen 
1903: » 358 » n 565.000 „ 

1904: « 377 „ » 553.000 

Die Vergehen kommen nicht in Betracht, weil die Besserungs- 
anstalt diesfalls nicht gesetzlich begründet erscheint. 

Wer an dem bestehenden Strafgesetze und den Nebengesetzen eine 
Kritik übt und dieselbe auf die Kriminalstatistik gründen will, dem- 
gegenüber muß der Einwand gemacht werden, daß diese mehr oder 
minder ausgezeichneten Gesetze nicht angewendet werden, daher auch 
begreiflicherweise nicht wirken können. Eine Strafdrohung, die nicht 
verwirklicht wird, züchtet Spott und Hohn des Volkes gegenüber dem 
Gesetze, ist aber nicht geeignet, dem Verbrechen vorzubeugen. Die 
Mängel in der Strafrechtspflege sind zum geringsten Teile in den Ge- 
setzen begründet, zum größten Teile tragen die Richter Schuld an den 
Rechtszuständen. Eine Abhilfe ist nur in der Art möglich, daß der 
Richter durch das Gesetz in seiner Freiheit, das Gesetz anzuwenden 
oder nicht, beschränkt werde. Eine solche Beschränkung müßte sich 
zunächst gegen die willkürliche Anwendung des außerordentlichen Milde- 
rungsrechtes wenden. Dies könnte in der Art geschehen, daß dem 
Richter die Anwendung des Rechtes in höchstens 5^/0 sämtlicher in 
einer bestimmten Zeitperiode zur Aburteilung kommender Fälle gestattet 
sein würde und daß die Überschreitung dieser Häufigkeit ein zur Ab- 
setzung des betreffenden Richters hinreichendes Amtsvergehen begründe 
Die Durchführung einer derartigen Bestimmung dürfte kaum auf be- 
sondere Schwierigkeiten stoßen, da die Fälle der Anwendung des Milde- 
rungsrechtes in den Ausweisen der Gerichte leicht ersichtlich gemacht 
werden können. Oder aber, man müßte das Milderungsrecht bei ge- 
wissen strafbaren Handlungen gesetzlich ausschließen. 

Winckler, die Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten in Österreich 

und die Ergebnisse ihrer Wirksamkeit im Jahre 1897 (Statistische Monats- 
schrift XXV., 8. 13 ff.). 

y. Steraeck, Reform d. östciT. Strafrechtes. a 
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VI. 

Der Schuidbeweis. 

Von der Frage, welche Tatbestände und in welchem Maße sie 
bestraft werden sollen, ist die Frage nach dem Beweise des Tatbestandes 
zu unterscheiden. Es ist eine nicht erst zu begründende Behauptung, daß 
der Staat dann keine Strafe verhängen darf, wenn die Tat nicht ge- 
nügend erwiesen ist. Was nun das Erfordernis des Beweises betrifft,, 
so kann es sich naturgemäß nur um Wahrscheinlichmachung handeln. 
Welches Maß von Wahrscheinlichkeit genügend sei, ist eine Frage, die,, 
so wie die Fragen des materiellen Strafrechtes, nicht immer gleich- 
mäßig beantwortet worden ist. Dem heutigen Strafprozesse muß aber 
ein außerordentlicher Fortschritt gegenüber dem früheren Prozeßrechte 
zuerkannt werden, namentlich auf diesem Gebiete desselben. 

Für eine gute Strafrechtspfl^e ist ein guter Strafprozeß uner- 
läßlich. Es ist in der Natur der Sache b^ründet, daß der Ausspruch 
eines Urteils mit umso größerer Vorsicht geschehen muß, je strenger 
die zu verhängende Strafe ist. Auf diese Erwägung ist die Verschieden- 
artigkeit der einzelnen Formen, in denen sich der moderne Strafprozeß 
abwickelt, zurückzuführen. So ist das Verfahren in Übertretungsprozessen 
erheblich vereinfacht gegenüber dem Verfahren bei schwereren DeUkten. 
Dennoch bietet auch das Übertretungsverfahren ganz bedeutende Garan- 
tien für die Vermeidung von Justizirrtümern. Indes auch dem modernen 
Strafprozesse haften Fehler an, und die Angriffe gegen denselben sind 
nicht selten. Sie richten sich namentlich gegen das Vorverfahren. Doch 
dies sei nur andeutungsweise erwähnt^}. 

Im ganzen und großen muß der moderne Strafprozeß als seinen 
Anforderungen gerecht werdend gelten, namentlich aber der österrei- 
chische als ein Meisterwerk der Gesetzgebung anerkannt werden* 
In keinem zweiten Gesetze hat sich die Vereinigung juristischer und 
philosophischer Weisheit in solchem Maße bewährt. 



») Mangelhafte Bestimmungen der St.-P.-O. enthalten z. B. die §§ 134^ 
und 194. Bezüglich des ersteren ist das Recht des Verletzten ignoriert worden ; 
manchen mag die Körperverletzung nicht so sehr empfindlich treffen, wie die- 
Vorschrift des § 132, trotz der Bestimmung des § 133. Bezüglich des § 194^ 
muß es als bedenklich erscheinen, den einer Übeltat sehr Verdächtigen (nur 
solche sind ja Beschuldigte) bei ganz hervorragend schweren Verbrechen kk 
Freiheit zn lassen. 
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5^ 



VII. 
Die Verfahrensdauen 

Ein Vorwurf, der sich zwar nicht gegen das Gesetz richtet, dem 
faktischen Strafprozesse, d. i. dem tatsächlichen Verlauf der einzelnen 
Strafprozesse aber nicht erspart werden kann, ist die oft allzu lange 
Dauer des Prozesses. Wir betonen es abermals, daß wir nicht im Ge- 
setze, sondern in seiner Handhabung, in seiner Durchfuhrung, einen 
Mangel der Justiz erblicken. 

Die Bedeutung desselben läßt sich wieder nur vom psychologischen 
Standpunkte aus richtig beuneilen. Das VergeltungsbedUrfnis ist un- 
minelbar , nach der Tat am größten und verflacht von da ab immer 
mehr, bis es so gering wird, daß man von einer Bestrafung überhaupt 
Abstand nimmt. (Verjährung). Könnten wir die Strafen vollständig nach 
wissenschafdichen Prinzipien bemessen, so müßten wir die Strafe umso 
geringer bemessen, je später sie verhängt wird. Nehmen wir beispiels- 
weise an, A begehe an einem bestimmten Tage ein Verbrechen, wegen 
dessen noch an demselben Tage eine vierjährige Kerkerstrafe verhängt 
werden würde, falls sich der Prozeß in so kurzer Zeit durchführen 
ließe. Die Verjährungsfrist nehmen wir an, betrüge fünf Jahre. Es 
wtlrden sich verschiedene Strafen ergeben, wenn die Anwendung des 
Prinzips, das der Verjährung zu Grunde liegt, nicht von dem Zeit- 
punkte der abgelaufenen Verjährungsfrist abhängig gemacht würde, sondern 
auch bei geringerer Zeit stattfände. Die Strafe betrüge bei einer Ver- 
urteilung nach einem Jahre nicht mehr vier, sondern drei ein fünftel 
Jahre. Oder etwa in Form eines Schemas: 




AB bedeute die Verjährungsfrist; AG die Dauer der zu verhän- 
genden Freiheitsstrafe im Zeitpunkte der Begehung der Tat (A). Würde 
das Urteil nicht sogleich gefällt, sondern erst nach Ablauf der Zeit AD, 
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so sollte konsequenter Weise die Strafe auf ED abgekürzt werden. 
Würde die Verfolgung erst im Zeitpunkt F beginnen, so würde es 
überhaupt zu keinem Urteile kommen, da F außerhalb AB, d i. außer- 
halb der Verjährungsfrist gelegen ist. Würden ausschließlich wissen- 
schafdiche Gesichtspunkte, nicht auch technische maßgebend sein, so 
müssen wir offenbar zugeben, daß es gerechter wäre, die Strafe der 
Zeit seit der Tat entsprechend abnehmen zu lassen, als die Höhe der 
Strafe unverändert zu lassen und im Momente B von vier Jahren Kerker auf 
Straflosigkeit herabzuspringen. Das natürlichere scheint die sukzessive 
Abnahme des Vergeltungsbedürfnisses zu sein. Darum ist die zur 
Zeit der Tat verdiente Strafe nur dann gerecht, wenn 
sie zur Zeit der Tat verhängt wird. Wird diese Strafe später 
verhängt, so übersteigt sie das zur Zeit ihrer Verhängung bestehende 
Vergeltungsbedürfnis. Neben der Vergeltung haben wir stets auch der 
Abschreckung eine besondere Bedeutung beigelegt. Auch vdn diesem 
Standpunkte aus muß der Straf Justiz an einer möglichst raschen Er- 
ledigung der Prozesse gelegen sein. Es ist natürlich beim Strafprozesse 
die Frage nach dem Beweise des Tatbestandes die wichtigste. Darum 
darf der Strafprozeß nicht zu Gunsten der Beschleunigung auf Kosten 
der Qualität des Beweises verändert oder vereinfacht werden. In jenen 
Fällen jedoch, in denen eine Beschleunigung ohne Nachteil für die Be- 
weisqualität möglich ist, ist sie im Interesse der Justiz, 



Jahr 



1876— 1880 
1881— J885 
1886— 1890 
1891 — 1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

J902 

1903 

1904 



Von 100 erledigten StraffUllen wurde das 

Vorverfahren erledigt innerhalb eines 

Zeitraumes von 



1 
Monat 


J— 3 
Monate 


3-6 
Monate 


6 — 12 
Monate 


13 u. mehr 
Monate 


61-5 


26*2 


8-6 


2-9 


0-6 


66-8 


243 


67 


'7 


04 


68-6 


23-3 


6-0 


1-6 


o'4 


68-8 


23.3 


5-8 


1-6 


04 


65-3 


25*3 


7-4 


»•5 


03 


63-4 


263 


8-1 


1-9 


0-3 


63-0 


26*1 


8-0 


2-6 


03 


665 


23-6 


71 


2*5 


0-4 


69* I 


23-4 


5-6 


1-6 


0-3 


71-6 


22'2 


47 


1-2 


02 


73-0 


217 


4'4 


0-8 


O'l 


75'^ 


20*4 


37 


07 


0-1 


76-4 


19-6 


3.3 


o'G 


^O'I 



Digitized by 



Google 



VIII. Die Einheitlichkeit der Rechtsprechung. 5^ 

Wie man aus dieser Tabelle ersieht, werden fast alle Fälle inner- 
halb dreier Monate erledigt. Die Tendenz der Entwicklung deutet auf 
eine raschere Erledigung. Dies ist eine der wenigen erfreulichen Tat- 
sachen, die man der Kriminalstatistik entnehmen kann, denn die Be- 
schleunigung des Strafverfahrens bedeutet, immer natürlich unter der 
Voraussetzung, daß sie nicht auf Kosten der Beweisqualitat stattfinde, 
einen doppelten Gewinn. 



vm. 
Die Einheitlichkeit der Rechtsprechung. 

Das Problem der gerechten Vergeltung bedeutet eine der schwie- 
rigsten Aufgaben des Staates. Um derselben gerecht zu werden, ist 
zunächst ein Gesetz notwendig, das den Grundsätzen wahrer Vergeltung 
entspricht. Von diesen Grundsätzen haben wir in den bisherigen 
Kapiteln gehandelt. Es ist aber femer notwendig, daß auch für eine 
richtige Anwendung der einzelnen gesetzlichen Bestimmungen gesorgt 
ist. Die große Wichtigkeit der auf Grund der strafrechtlichen Normen 
zu fällenden Erkenntnisse hat dazu geführt, die mit ihnen betrauten 
Beamten mit besonderen Privilegien auszustatten. Es ist das Prinzip 
der Trennung der Justiz von der Verwaltung, welches hier in Betracht 
kommt. Wenn es auch zahlreiche Entscheidungen der Verwaltung im 
engeren Sinne gibt, die von größerer Bedeutung sind, als ein straf- 
gerichtliches Erkenntnis, so kommt doch dem letzteren eine ganz eigen- 
artige Stellung zu, indem es sich gegen die Person des Betroffenen 
selbst kehrt, während dies bei eigentlichen Verwaltungssachen nicht der 
Fall ist. Dieser die Individualität des Einzelnen berührende Charakter 
ist der Strafe eigentümlich, auch wenn sie eine bloße Geldstrafe ist. 
Denn, wie wir oben angedeutet haben, ist es ja nicht der Schade von 
so und so viel Kronen, sondern die autoritative Mißbilligung durch den 
Staat, welche das Wesen der Geldstrafe ausmacht. Wenn wir nun die 
strafende Tätigkeit des Staates betrachten, so finden wir, daß dieselbe 
nur teilweise von richterlichen Beamten besorgt wird. Zahlreiche Straf- 
erkenntnisse werden nicht von Richtern, sondern von politischen Be- 
hörden gefällt. Eine solche Teilung verschiedenartiger Behörden in 
eine im wesentlichen gleichartige Tätigkeit, nämlich in die Recht- 
sprechung muß ganz entschieden verworfen werden. Zudem kommt 
noch die untergeordnete Bedeutung, welche das derzeitig geltende öster- 
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reichische Recht gerade diesem Zweige der Tätigkeit der Verwaltungs- 
behörden beimißt. Hat beispielsweise eine Finanzbehörde von einem 
Staatsbürger zu viel eingefordert, so steht diesem ein Rekursrecht im 
Verwaltungswege und überdies geg^n die Entscheidung der höchsten 
Instanz die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof offen, also die 
Anrufung richterlicher Entscheidung. Ist aber jemand von einer poli- 
tischen Behörde nicht etwa mit Geld, sondern mit Freiheitsstrafe be- 
straft worden, so steht ihm bloß der Rekurs an die Landesstelle offen. 
Es ist doch wohl evident, daß diesfalls eine ganz verkehrte Bewertung 
von Rechtsgütern statthat. Dagegen kann die Tatsache nicht angeführt 
werden, daß seinerzeit die Erweiterung der Kompetenz des Verwaltungs- 
gerichtshofes auf strafrechtliche Erkenntnisse geplant war. Für die 
Fällung von Erkenntnissen, welche die Person des Einzelnen so em- 
pfindlich berühren, wie eben die Strafen in allen ihren Formen, gibt 
es nur eine richtige Instanz und diese ist das Gericht. Die Verhängung 
von Strafen durch die politische Behörde ist im Widerspruche mit dem 
Begriffe des Rechtsstaates; es wäre darum auch die Erweiterung der 
Kompetenz des Verwaltungsgerichtshofes keine richtige Maßregel, wenn 
sie natürlich auch gegenüber dem jetzigen Rechtszustande einen erheb- 
lichen Fortschritt bedeuten würde. Gegen die Ausdehnung der Kompe- 
tenz des Verwaltungsgerichtsbofes in dem erwähnten Sinne spricht auch 
der Umstand, daß es inopportun erscheint, ein höchstes G3richt mi 
untergeordneten Rechtsfällen zu belasten, denn im Vergleiche zu den 
übrigen Strafen des österreichischen Rechtes erscheinen die gegenständ- 
lichen immerhin als ganz untergeordnet. Im Interesse einer einheitlichen 
Behandlung alles kriminellen, d. i. mit Strafe bedrohten Unrechtes wäre 
also den politischen Behörden alle Strafgewalt zu nehmen. Der in der 
geltenden Gesetzgebung zwischen polizeilicher und gerichtlicher Be- 
strafung gemachte Unterschied ist ein ganz willkürlicher, in dem einen 
Gesetze werden einfach die Gerichte, in einem anderen die politischen 
Behörden zur Verfolgung der betreffenden Straftaten berufen. Diese 
Verschiedenheit der verfolgenden oder sagen wir besser, verurteilenden 
Behörde hat den Nachteil^ daß jedermann die Strafdrohungen der Ge- 
setze verschieden bewertet, je nachdem die Gerichte oder die politischen 
Behörden zur Aburteilung kompetent sind. Gegen die Überweisung 
aller Straftaten an die Gerichte könnte vielleicht geltend gemacht werden 
daß die Gerichte hiedurch allzusehr belastet würden und ihrer Auf- 
gabe nicht nachkommen würden. Doch dieser Einwand ist nicht richtig. 
Die Erledigung einer Strafsache durch den politischen Beamten erfordert 
nicht weniger Sorgfalt und demgemäß nicht weniger Zeit, als die Er- 
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ledigung durch deo Richter. Es könnte also ohne änanzielle Opfer 
für (Jen Staat eine Vermehrung des Richterstandes stattfinden, indem 
^as Personale der politischen Behörden restringiert würde, was wieder 
dadurch möglich wird, daß man die Agenden derselben durch Aus- 
schaltung der Strafsachen vermindert. 

Der Mangel an Einheitlichkeit in der Rechtsprechung erstreckt 
sich jedoch nicht bloß auf die urteilende Instanz, sondern auch auf die 
Strafe. Die Definitionen der einzelnen verbrecherischen Tatbestände 
gestatten eine mehrfache Auslegung. Daraus ergibt sich, daß der A 
bestraft wird, während der B frei ausgeht, obwohl sie beide ganz gleiche 
Handlungen begingen. Aus den lausenden Entscheidungen der höchsten 
gerichtlichen Instanzen ist die Ungleichheit der Rechtsprechung in dieser 
Hinsicht deutlich zu entnehmen. Was heute als schweres Verbrechen 
bestraft wird, wurde vor so und so vielen Jahren oder Monaten straf- 
gerichtlich nicht geahndet. Nichts ist geeigneter, das Ansehen der Justiz 
mehr zu untergraben, als die verschiedenartige Anwendung beziehungs- 
weise Auslegung des nämlichen Gesetzes. Wieder müssen wir uns^ 
um die Tragweite schwankender Gesetzesinterpretation vollauf würdigen 
zu können, auf das Gebiet der Psychologie begeben. 

Die Anreize zur Begehung verbrecherischer Handlungen sind außer- 
ordentlich zahlreich. Der Staat hat die Pfiicht, diese Anreize nach Tun- 
Uchkeit zu vermindern. In diesem Sinne wirkt die Strafe, indem sie den 
Motiven, welche zur Begehung des Verbrechens drängen, solche gegen- 
überstellt, welche von derselben abhalten, wie wir oben ausgeführt haben. 
Diese Gegenmotive werden nun naturgemäß in ihrer Bedeutung sehr 
abgeschwächt, wenn dem Einzelnen die Möglichkeit offen steht, trotz 
des Umstandes, daß er erwischt worden, trotz des Umstandes, daß ihm 
der Tatbestand nachgewiesen worden ist, straflos auszugehen und statt 
ein Sträfling, der Held des Tages, wenigstens in seinen Kreisen, zu 
werden. Das Strafrecht soll niemals zum Zwecke des Glückspieles ge- 
braucht werden können, es soll niemand, auch nicht mit sich selbst, 
eine Art Wette eingehen können über die Wahrscheinlichkeit, von der 
Strafe getroffen zu werden. Das Zustandekommen einer Bestrafung ist 
ohnehin an sehr viele Bedingungen geknüpft. Der Täter muß einmal 
überhaupt der Behörde bekannt werden. Nicht jeder durch ein Ver- 
brechen Geschädigte wendet sich auch an die Behörde. Den Einen 
hält der Spott seiner Feinde ab, die sich nur darüber freuen, daß ihm 
<Jer oder jener Schade zugefügt worden ist, den Anderen wieder die 
Unanehmlichkeiten, welche das gesamte Strafverfahren für ihn mit sich 
bringt. Solcher Gründe, welche von der Anzeige oder Verfolgung einer 
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strafbaren Handlung abhalten, gibt es zahlreiche. Wenn nun aber auch 
der Täter der Behörde bekannt geworden ist, so ist damit noch lange 
nicht alles getan. Es muß erst gelingen, seiner habhaft zu werden» 
Aber auch mit der Gefangennehmung des Täters ist die Sache noch 
nicht fertig. Jetzt muß es erst gelingen, den Beweis gegen ihn sieg- 
reich zu führen. Wir sehen also, daß die Verurteilung zu verdienter 
Strafe an viele Voraussetzungen gebunden ist. Es ist nun offenbar 
nicht im Interesse der Abschreckung gelegen, wenn diese Voraussetzungen 
noch um eine vermehrt werden. Dies geschieht aber, sobald die Sub- 
sumption eines bestimmten Tatbestandes unter das Gesetz zweifelhaft 
ist. Der Täter wird eventuell bei Begehung der Tat noch von dem 
Motive geleitet, es könne das Gericht eventuell in seiner Handlung etwas 
Strafbares nicht finden. 

Der Nachteil, der sich aus verschiedenartiger Auffassung einer und 
derselben Gesetzesstelle ergibt, ist aber nicht nur der geschilderte. Hand- 
lungen, in denen der Täter nichts schlechtes erkennt, ja deren Betätigung 
ihm vom moralischen Standpunkte sogar geboten erscheint, wagt er 
nicht zu unternehmen, da möglicherweise die Auffassung des Gerichtes 
in dieser Handlung ein Verbrechen erblickt. Wir haben also hier eine 
zweite nachteilige Wirkung schwankender Gesetzesinterpretation. Aber 
nicht nur die schwankende Gesetzesinterpretation selbst bedeutet Nach- 
teil, sondern schon die Möglichkeit einer solchen. Wer soll, wenn auf 
einem Gebiete zwar keine schwankende, aber überhaupt keine Praxis 
besteht, sich dazu hergeben, am eigenen Leibe die Strafwürdigkeit oder 
Strafbarkeit einer Handlung zu erproben? 

Zum Zwecke der Ermöglichung einer einheitlichen Justiz ist es 
notwendig, eine Einrichtung zu treffen, welche die Unabhängigkeit einer 
richterliehen Sentenz von den in gleicher Sache vorher ergangenen 
richterlichen Sentenzen beseitigt. Die Schaffung einer Zentralstelle, wie 
eine solche etwa im Kassationshofe oder im deutschen Reichsgerichte 
verwirklicht ist, mag zwar für die Vereinheitlichung der Rechtsprechung 
einiges leisten, allein der Wechsel der Mitglieder dieser Instanz und die 
Unabhängigkeit des neuen Urteils von der vorhergehenden, macht eine 
völlige Einheitlichkeit in der Rechtsprechung unmöglich. Zur Verein- 
heitlichung müßte unseres Erachtens eine Instanz gebildet werden, deren 
Entscheidungen eine über den konkreten Fall hinausgehende Bedeutung 
zukäme. Diese Instanz könnte in einem permanenten Strafjustiz-Aus- 
schusse des Reichsrates besteben, welcher jährlich ein Interpretationsgesetz *) 



*) Ein solches existiert z. B. in dem Gesetze v. 26. Mai 1879, R.-G.-BLNr.79^ 
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zum Strafgesetze vorzulegen hätte. An dieses Interpretationsgesetz 
wäre dann jeder Richter, sobald es sanktioniert und kundge- 
macht ist, nach allgemeinen verfassungsrechtlichen Grundsätzen ge- 
radeso gebunden, wie an das Strafgesetz. Da nun die Auffassung der 
einzelnen Mitglieder eines solchen Strafjustiz-Ausschusses zugleich mit 
diesen sich ändern kann, so ist hierdurch allerdings für eine permanente 
Stabilität keine Bürgschaft gegeben. Allein es ist ein bedeutender Unter- 
schied, ob die Schwankungen von dem Willen von, wenn auch unab- 
hängigen, Beamten oder von dem übereinstimmenden Willen der ver- 
fassungsmäßig zur Gesetzgebung Berufenen abhängig sind. Diese Schwan- 
kungen wären dann insofeme unbedenklich, als sie Schwankungen der 
Gesetzgebung bedeuten. Gegen die Änderung einer Gesetzgebung läßt 
sich natürlich keine Präventiv-Maßregel aufstellen. 

In der anderen Richtung leistet ein solcher Ausschuß nicht genüge. 
Nach wie vor würde jene Rechtsunsicherheit nicht beseitigt, welche 
darin besteht, daß jemand bona tide handeln wollte, dieses Handeln 
aber für ihn mit der Gefahr einer strafgerichtlichen Verurteilung ver- 
bunden ist. Zur Erledigung derartiger Fälle wäre eine andere Instanz 
nötig, welche aus höchsten Gerichtsbeamten zusammengesetzt sein könnte 
und die Aufgabe hätte, beabsichtigte Handlungen einer Prüfung zu 
unterziehen und sohin deren Erlaubtheit oder Strafbarkeit auf Grund 
des Strafgesetzes auszusprechen. Eine Erklärung, daß eine bestimmte 
Handlung nicht strafbar sei, wäre dann maßgebend für diesen kon- 
kreten Fall. Es würde hiedurch jeder an der Vornahme einer Handlung 
Interessierte in die Lage kommen, authentisch zu erfahren, ob er sa 
oder so handeln dürfe oder nicht; wir erachten es für einen Kultur- 
staat unerläßlich, daß sich ein jeder über diese Frage Klarheit ver- 
schaffen könne, wenn er es wolle. Der strafrechtliche Grundsatz nulla 
poena sine lege praevia erhält erst dann seinen besonderen Wert, wenn 
sich der Einzelne nicht nur darüber Belehrung verschaffen kann, was 
das Gesetz vorschreibt, sondern auch darüber, was im prak- 
tischen Sinne Rechtens ist. Dieses erfährt er aber aus dem 
Gesetze in jenen Fällen nicht mit voller Zuversicht, welche eine ver- 
schiedene Deutung zulassen. 

Die Einheitlichkeit der Rechtsprechung in Rücksicht auf die Frage^ 
welche Tatbestände bestraft werden, ist ein wichtiges Problem für den 
Gesetzgeber. Die beiden früher angegebenen Hilfsmittel sind jedoch nur 
als ein Notbehelf anzusehen, der Gesetzgeber hat daher die Pflicht, die 
Definitionen der einzelnen strafbaren Tatbestände möglichst so zu ge- 
stalten, daß kein Zweifel über den Inhalt einer Norm bestehen kann 
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und dieser Notbehelf möglichst selten in Anwendung kommt. Es ist 
daher der Unzweideutigkeit der gesetzlichen Bestimmungen die größte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden. Die in die einzelnen Definitionen der 
Tatbestände aufzunehmenden B^ri£Fe mUssen, dafem ihr Inhalt kein 
feststehender ist, durch weitere Definitionen so lange eingeschränkt 
werden, bis man zu einer Definition gelangt, welche Begriffe ver- 
wendet, deren Inhalt ein genau feststehender ist. 

Nicht nur die Frage nach dem Tatbestände bedarf im Interesse 
des Ansehens und der Wirkung der Justiz einer einheitlichen Beant- 
wortung, sondern auch die Frage nach dem Strafmaße. Es ist ein 
vollkommen berechtigter Vorwurf gegen die Justiz, wenn behauptet 
wird, daß die Schuld und Strafe des Einen nicht mit dem gleichen 
Maße gemessen werden, wie die des Andern. Um nicht mißverstanden 
zu werden, muß gleich hier betont werden, daß wir hiebe! nicht etwa 
eine beabsichtigte oder tendenziöse Verschiedenheit annehmen, sondern 
eine bloß zufällige. Die Fälle tendenziöser Urteile kommen gewiß ab 
und zu vor^], ihre Anzahl ist aber so gering, daß sie im grof^n und 
ganzen nicht als ein Übelstand der Justizverhältnisse angesehen werden 
können. Die Ungleicheit in Rücksicht auf das Strafmaß hat ihre not- 
wendige Ursache in dem Spielraum, welcher der richterlichen Ent- 
scheidung bei der Festsetzung des Strafmaßes eingeräumt ist. Nehmen 
wir etwa den Strafrahmen von einem bis fünf Jahren an, innerhalb 
welches der Richter eine Strafe wegen Verbrechens des Diebstahls aus- 
zusprechen habe. Es ist einleuchtend, daß, wenn wir auch gewissen- 
hafteste Richter voraussetzen, die Schwankungen in der Festsetzung des 
Strafmaßes sehr groß sein müssen. Es ist unter Aufrechterhaltung der 
eben gemachten Voraussetzung ohneweiters möglich, daß zwei Fälle 
von identischer Beschaffenheit sich an Intensität der verhängten Strafe 
bedeutend unterscheiden. Derartige Schwankungen in der richterlichen 
Beurteilung sind nun für das Ansehen der Justiz ebenso nachteilig, wie 
die früher erwähnte Unsicherheit in der Frage, was als Tatbestand 
einer strafbaren Handlung anzusehen sei und was nicht. Liegen 
z. B. bei einem Diebstahl von zweihundertundfünfzig Kronen erschwerende 
Umstände vor, so ist die Strafe zwischen einem und fünf Jahren aus- 
zumessen. Es kann also die Strafe des A, welcher zweihundertund- 
fünfzig Kronen gestohlen hat und zwar unter dem erschwerten Um- 
stände S, die Strafe, welche B für den Diebstahl der gleichen Summe 
Geldes unter dem nämlichen erschwerenden Umstände zuerkannt er- 
hält um 400 ^/q übersteigen. 

') Namentlich bei Schwurgerichten. 
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Je enger der Strafrahmen ist, innerhalb dessen die Strafe aus- 
zumessen ist, desto einheitlicher gestaltet sich naturgemäß auch die 
Rechtsprechung in dieser Richtung. Wird der Strafrahmen allzu enge 
fixiert, dann ist der Richter nicht in der Lage, den im konkreten Falle 
obwaltenden Umständen genügend Rechnung zu tragen^). Die moderne 
Richtung im Strafrechte, will dem Richter, um ihm eine möglichste 
Anpassung der verdienten Strafe an den einzelnen Fall zu ermöglichen, 
einen sehr weiten Spielraum zur Verfügung stellen. So ist beispiels* 
weise im norwegischen Strafgesetze der Strafrahmen ein so weiter, daß 
die weitestge|^enden Verschiedenheiten in der Bestrafung eines und des- 
selben Verbrechens bei verschiedenen Personen platzgreifen können 
Münzfälschung wird nach S 1 74 dieses Gesetzes mit Gefängnis von drei 
bis fünfzehn Jahren bestraft. In gewissen Fällen ($ 174, 2. Absatz) kann 
Gefängnis von »kürzerer Dauer« verhängt werden. Da diese kürzere 
Dauer nach § 17 mindestens 21 Tage beträgt, so kann die Strafe des 
Einen die des Anderen um 25.900^/0 übersteigen. Den gleichen Prozent- 
satz erhält man bei der Strafe des Diebstahls nach S 257 des österrei- 
chischen Entwurfes: Gefängnis von einer Woche bis zu fünf Jahren. 
Oder die Diebstahlsstrafen nach § 242 R.-St.-G., von denen die eine 
die andere um 182400 odet endlich die Festungshaft, von welcher die 
eine die andere um 547.400 % übersteigen kann. 

Eine solche Variabilität der Strafe ist aber, wie vielleicht einge- 
räumt werden dürfte, von einer vollständigen Freigebung des Straf- 
maßes nur mehr wenig unterscheidbar. In Wirklichkeit entfernt sich 
das gerechte Maß der Strafe von dem verhängten durch einen so weiten 
Spielraum außerordentlich. Der Täter wird auf Grund des Gesetzes 
nicht in der Lage sein, sich von der ihm de facto drohenden Strafe 
-ein auch nur ungefähres Bild zu machen. Wenn ihn dieser Umstand 
die höchste zulässige Strafe in allen Fällen fürchten läßt, nun gut Er 
wird dann umsomehr abgeschreckt werden. Wie denn aber, wenn dem 
nicht so ist, und er, statt die höchste Strafe von 15 Jahren zu fürch- 
ten, die geringste Strafe von 21 Tagen erhoflft? Dann wird aus dieser 
3trafdrohung keine absonderlich große psychische Wirkung resultieren« 



n Darum sind absolute Strafdrohungen nur selten anzuwenden. Bei 
ihnen hat der Richter bloß das »Ob« der Strafe zu entscheiden; solche Strafen 
sind die Todesstrafe und die lebenslängliche Freiheitsstrafe. Doch steht kein 
technisches Bedenken entgegen auch zeitlicheFreiheitsstrafen,Geldstrafen,kÖrper- 
üche Züchtigung usw. in der Form absoluter Strafen anzuwenden. Das öster- 
reichische Recht wendet die absolute Strafe auch bei der zeitlichen Freiheits- 
strafe, sowie bei der Geldstrafe an (§§ 379, 320 lit. b, 231 St.-G.) 
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Dieser Gedankengang des Verbrecherkandidaten wird dann noch durch 
die Statistik erheblich gefördert werden. Aus dieser wird nämlich auch 
in Norwegen resultieren, daß sich die Rechtsprechung nicht in den 
Sphären der oberen Strafgrenzen, sondern in denen der unteren be- 
wegt. Es ist gar nicht unwahrscheinlich, daß die Strafe des S ^74 ^^ 
ihrer höchsten Dauer niemals zur Anwendung kommen werde oder 
doch wenigstens, daß sie niemals vollständig werde vollstreckt 
werden. Denn mit der Verurteilung ist noch nicht die Vollstreckung 
der ganzen Strafe zur Tat geworden, namentlich in Norwegen ^). 

Die Tendenz der Rechtsprechung, die Strafe in einem Ausmaße^ 
das sich mehr der unteren Grenze nähert als der oberen, zu bestim- 
men, ist eine Tatsache, welche sich statistisch erweisen und psycholo- 
gisch erklären läßt. Jeder Richter, oder doch die meisten, empfinden 
bei der Verurteilung eines Verbrechers Unlustgefühle und zwar steht 
die Intensität derselben mit dem Strafmaße, bezw. mit der Härte der 
Strafe, in direktem Verhältnisse. Mag eine Strafe noch so sehr gerecht 
erscheinen, gerecht einerseits mit Rücksicht auf die Schwere der Ver- 
gehung, andererseits in formaler Hinsicht durch ihre Begründung im 
Gesetze, so behauptet doch der Gedanke sein Recht, daß in concreto 
der Richter es ist, der die Strafe verhängt, daß also im konkreten Falle 
auch er es ist, der wissentlich ein so und so großes Übel über einet^ 
Andern verhängt. Freilich kann sich der Richter denken, daß diese 
Übelszufügung seine Bedenken deshalb nicht wachrufen dürfe, weil,, 
wenn er die Strafe nicht verhängen würde, der Täter nicht straffrei 
ausginge, sondern einfach von einem andern Richter verurteilt würde. 
Dieses Raisonnement kommt aber nur bei der Frage nach der Be- 
strafung überhaupt, nicht aber bei der Frage nach dem in concreto 
zu verhängenden Strafmaße in Betracht. An Stelle des Richters A 
würde allerdings einfach der Richter B das Urteil fällen. Allein, wenn 
wir uns die Befugnis des Richters, ein höheres oder niedrigeres Straf- 
maß anzuwenden, vorstellen, so wäre es durchaus nicht zutreffend^ 
wenn der Richter sich dächte, der Richter B würde den Verbrecher 
ebenso bestrafen. Denn von dem, dem A nicht bekannten Richter B^ 
der an seine Stelle treten würde, kann A keineswegs mit Sicherheit 
annehmen, daß auch er eine so hohe Strafe anwenden würde, B würde 
vielleicht eine der unteren Strafgrenze nähere Strafe bestimmt haben. 
In diesem Falle hätte der Täter aber die Größe seines Unglückes nicht 



^) Mit Rücksicht auf die daselbst bestehenden Institutionen der beding- 
ten Verurteilung und der Entlassung auf Probe. 
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seiner Tat allein, sondern auch dem Umstände zuzuschreiben, daß zu- 
fällig A sein Richter geworden ist. Um nun diesem inneren Vorwurfe 
nicht ausgesetzt zu sein, ist es seür naheliegend, daß der Richter A 
lieber gleich ein solches Maß von Strafe anwendet, daß er sich 
sagen muß: so viel hätte der Täter bei jedem anderen Richter auch 
bekommen. 

Es ist also nur allzu leicht begreiflich, daß der Richterstand sich 
bemüht, in seinen Urteilen möglichst milde zu erscheinen. Nur in 
dem festen, vom Gesetze angegebenen Strafrahmen, bezw, dessen unterem 
JEnde, findet diese auf Humanität zurückzuführende Tendenz eine sichere 
Schranke. Darum ist die Aufrichtung solcher Schranken eine Notwen- 
<iigkeit für jedes Strafgesetz. Auch die oberen Schranken sind not- 
wendig, darüber besteht wohl kein Zweifel, Die Gefahr einer Über- 
schreitung des gesetzlichen Strafmaßes ist aber viel geringer, als die 
Gefahr zu geringer Bestrafung. Wenn beispielsweise ein Strafrahmen 
die Zeit von sechs Monaten bis zu einem Jahre umfaßt, so sollte in 
aUen jenen Fällen, bei welchen weder erschwerende, noch mildernde 
Umstände platzgreifen, die Strafe in der Dauer von neun Monaten aus- 
gemessen werden, wenigstens nach dem, was § 48 St.-G. von der An- 
wendung der erschwerenden und mildernden Umstände vorschreibt 
Die faktische Verfügung einer Strafe von genau neun Monaten ist 
aber viel seltener, als die Zahl jener indifferenten Verbrechen, d. h. 
jener, bei denen weder erschwerende noch mildernde Umstände platz- 
greifen und bei denen eine Strafe von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre in Anwendung zu kommen hat. Darum hat die Gesetzgebung 
bei Festsetzung der einzelnen Strafrahmen zunächst darauf bedacht zu 
sein, daß schon das Mindestmaß für den Durchschnitt der Verbrechen 
genügende Sühne bedeute. Denn das Mindestmaß bildet eben den 
Regelfall der zur Anwendung kommenden Strafen. Weniger Bedeu- 
tung kommt dem Höchstmaße zu. Dieses soll so groß sein, daß die 
schwersten Verbrechen des fraglichen Strafrahmens durch dasselbe ge- 
nügend gesühnt sind. Denn die Gefahr, daß Höchstmaße für Normal- 
verbrechen, d. i. für solche, bei denen weder erschwerende noch mil- 
dernde Umstände vorhanden sind, oder bei welchen sich diese und 
jene das Gleichgewicht halten, in Anwendung kommen könnten, ist 
sehr gering. , 

Die Gefahr des weiten Strafrahmens besteht nicht bloß in der 
Wahrscheinlichkeit zu geringer Bestrafung, indem die oberen Grenzen 
der Strafrahmen sozusagen gegenstandslos sind, d. h. nicht angewendet 
werden, sondern auch in Rücksicht auf die Einheitlichkeit der Recht- 
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sprechung. Die Einheitlichkeit in Rücksicht auf das Maß der Bestraf- 
ung ist um so schwerer zu verwirklichen , fe weiter der Strafrahmen 
ist. Diese Schwierigkeit vergrößert sich dann noch, wenn nicht nur 
das Strafmaß, sondern auch die Strafart richterlichem Ermessen vorbe- 
halten isL So wenn z. B. Freiheits- und Geldstrafe alternativ ange^ 
droht sind. In welchem Maße die in den einzelnen Fällen für gleiche 
Tatbestände verhängten Strafen an Intensität differieren, kann man sich 
leicht vorstellen ; aus der Statistik läßt sich dies nur summarisch, nicht 
im einzelnen erweisen. In den folgenden Tabellen sind Übertretungs- 
strafen einander gegenüber gestellt, welche von Gerichtshöfen, bczw. 
von Bezirksgerichten verhängt worden sind. Es ergibt sich hieraus die 
ungleich strengere Bestrafung durch die Gerichtshöfe. 



Digitized by 



Google 



VIII, Die Einheitlichkeit der Rechtsprechung. 



63 



o 





usiuuiBsnz 


1 


1 


t 


1 


2 
«0 


00 »O 00 

1 2 K 


CO 

C« 
CO 








"• 






00 


^ 










uajBJjsppo 


Ä 


CO 


1 


5" 


f 


5> 2 


t 


» CO 


§ 

> 




^ 


1 


CO 


fc? 


CO 


8. ^ 


e« 






«^«JL 8 siq 


»0 







^ 


CO 

5! 





2? 


CO 


«> 

g 


IBUOW I 


»n 


^^ 


•0 


•0 


M 


* tx 00 


tx- 


J>6 


.3 


sjq ö^BJL 8 


'S 


(O 


* 


c« 


i 


1 


VO 


1^ 

c« 


4> 


1 


•uo^v ^ siq 


? 


<J? 


cn 


CO 


a 


- 


I 


- 


CO 


60 


I s^B jqoui 










tf- 


c« 


1 




« 


UdlBUO]!^ £ 


r^ 


Ol 


- 


1 


»0 


CO j 


- 


a 




< 


S{B JlfdtU 








1 






1 













81 


00 


^, 


SCI 


^ 


•^ — 


'O 


^ 




usoiuiBsnz 


JN 


cn 


n 


? 


5 


. 


N 


»O 
















*^ 






Tl- 




„ 


2^ 


CO 


^ 


00 


0^ 


c* 


■^ ;!" 




najeoisppo 




M 






c« 




1 


■^ 


ix 


Vm 





























eo 


l»s 


»o 


CO 


CO 


^ 




« 


'^ 


c 




»SbX 8 siq 


t^ 


M 


Th 




* 


0^ 1 




OC 


♦^ 


> 






















X! 
























l-i 


115 


IBacm I 
s?q d3Bi 8 


r^ 


^ 


Ix 

CO 


«0 


•s 


r 1 


- 


%• 





s^B jqdui 












*" 






d 
























<« 


•uojv € siq 


%o 


«s> 


? 


•• 


? 




, 


^ 




.s 


I s^B jt^om 












t« 




^ 


U9)BU0]|^ £ 


cn 


t« 





- 


tN 


fl 1 


1 






^ 


SJB Jt|9Ul 














1 




1 






TS 


• 
• 

c 


■ä 


•ö 


• 










£ 
E 






> 


1 


1 




••3 








3 

C/5 






ji 


ti 


IK. 


< 


S 












g" 


^ 


•0 



•fj 


1 
















1 


i 


u 
9 
•T3 


c 

C3 


CQ 












g 


> 


g 


5P 


ti 


1 






► 






r^ 


"g 


s 


«3 
3 


.Sp 


••2 






» 






••;=) • 


M 


n 


to 


is 


S, 














CB 


e 


> 

c 
'5 


'^ 


.s 


£ 




K 


} 








N 




fr 


•6 


a 
c 




i i 


1 f 


r 

3 






1 


^ 


<g 








> 




! i 


) 



Digitized by 



Google 



64 



Die Reform des österr. Strafrechtes. 



c/3 r Ä ö 


< 


?; 


tJJ 


i 

N 








oalitionsgesei 
andstreicherg 
prengstoffges 




o 

1 


a 


s 

3 
S 
o 

s- 






< 


:» « R 




O: 


Ss 


•1 


c 






1 








^ 
^ 


1 


f 


1 


5- 














trt 


O. 


n 


g 


o 














o 


Ä' 


g" 










^ , 








<* 


CL 




;? 
" 


^ 














00 


P 


2. 




C 






1 










2 


CT 


3 






, 








o 


er 


CL 


S 


(JQ 


















OQ 


o 








» 








1 


? 


3 


< 








• 








c 
a 


i 




a 






c 


• 








Ä 


CA 

J2. 




3 

g 






3 

i 


• 








• 


2. 




c: 








• 








■ 














1 




1 












mehr als 


> 




^ 


1 


o^ 


1 


DO 


M 


•* 


10 


Vi 


3 Monaten 






00 






J 


^ 










mehr als i 


'S . 


r^ K. 


n 


- - 


oo 


00 

Ol 


^ 


t 


bis 3 Mon. 


CL 
























ö 

C3 




»J 


















mehr als 




— V, 


O C 


>3 


rx) 


^ 


<-n 


10 


% 


8 Tage bis 


«-I 


C^ 




^ 


C^ -1 


t- 


O^ 


Ol 


I Monat 


n 


n 






















^ 


P" 






















■< 


r^ 


8 


- 


00 


5 


to 


to 
O 


Ol 


o 


OJ 
lO 


bis 8 Tage 


o 

p 


O 






















•-1^ 


«-n 






1 




kO 






1 


Geldstrafen 




V^ 


^ 


"- 


4 


t^ 


w 


^O 


oo 








4^ 








10 












s 

•^ 


W 


- V 


*3 V. 




^ 


VI 


^ 


v3 


Zusammen 




UJ 


^m *> 


4 


00 






O^ 


KO 






o^ 


V, 


o 


1 


M 










mehr als 


> 




^ 


s 


s] 

» 


1 ^ 


3 


10 


00 


^O 


O) 


3 Monaten 


5' 




US 


«. 


o 







^ 




M 




mehr als i 


^ V 


C 


o 


1^ <j 


0^ 


»0 

VI 


üo 


>? 


bis 3 Mon. 


Cl- 
























'A 

O 
p 


CO 


^ 


t 




V 


(0 


- 




(0 




mehr als 


o 


3! 

CO 


8 


o\ ^ 






Ol 


»0 


OJ 


03 

to 


8 Tage bis 


^. 


10 


00 J 


t»- 


O 


<-n 


Cn 


O^ 


4>^ 


1 Monat 






VJ 




h» 




00 


t-n 










< 


CA 




v3 


l i 


s . 


n 




1 


s 


? 


bis 8 Tage 


o 

p 


vo 


er. tj 


D 


Q^ ^ 


O 


CX3 




o 








(0 










» 










i-n 










Ol 


OO 


oo 








er. 


00 


00 


o 


? 


o 


uo 

'S' 


^ 


oo 


Geldstrafen 


CT 




s 


^ 




- 


00 










5' ^ 


«. 




jy 

^ ' 




00 


O 


i3 

OO 

00 


1 


Zusammei 


1 





<D 
O 
lO 



Digitized by 



Google 



VIII. Die Einheitlichkeit der Rechtsprechung. 



69 



CO 

o 







1 


« 


1 


e% 


'^ 


S, «g. JS- s 


! 5 




U9uiui8sn7 


0^ 




S 


1 


" 




00 






















c« 


4^ 


UdJBJlSpidO 


t>- 


1 


r« 

cn 






S. 5 


! 8. 

cn 


u 





















C4 


Ui 






N 


00 


"1 


%■ 


5 


cn M N 


? 


4> 

CA 


1 


»ä^JL 8 siq 


M^ 


cn 
0^ 


»0 


1 




t 







JBUOJ^ I 


cn 


« 


t»s 


»P 


^ 


0- 


00 


»n 




CS 


siq oSbx 8 
S[B jqdui 


cn 


1 


00 


§> 


c* 


C4 

cn 


^ t^ 

K 


























•uoj^ £ siq 
1 SIC jqdüi 


R 


cn 

M 


rs 


1: 


- 1 


»n er 
00 
cn 


»0 


UOIBUOJV £ 


0^ 


t^ 


*r\ 


cn 


f ' 


!> ' 


^ 
^ 




< 


s(B jqauj 












1 










U9UJUiBsn7 


5 




00 


1: 


5 <£•"§> " 

^ 


»n 














c< 








-^ 








00 


M 


»O 


•♦ 




u- 


^ »r» 




UöJBJJsppr) 


1 










1 


1 




ts 


Vm 



x: 






















§ 







M-J 


M~k 


»/n 


e4 


00 


14- 





<0 


ö^BX 8 siq 


cn 


■■ 


** 


m 


a 









x: 


> 























■Vi« 


s 


JÜUOJ^ J 


i 


f 


^ 


^, 


OC 


<c 


»n c 


^ ^ 





5 
1 


siq ©8bx 8 


f 


'S. 


S «^ "^ 


•e. 





s[6 jqoui 










" 








c« 


•uojv £ siq 




8 




8 


M C* 


c« 1 


K! 






I SfB jqdui 










5- 






tx 


U91BUO)V £ 


t^ 


a^ 


»n 


tN 


8 - 


»n 

1 


s; 




< 


SIB JipUl 
















1 








TS 

G 
S3 




1 

00 


• 










. 1 

E 






E 




•55 

1 


3 










5 




u, 


> 


CO 

'•6 





1 


















flj 


u 


4> 


















1 

CO 


3 

f 


1 
1 






•< 


8 
8 £ 










1 


(S 


s 




■ s 




'^ \ 








I 



1 

a 


1 


1 




1 c 


4 4 


\ 1 


p 








^ 


12 


ö 


t c 


> t 


3 e 


c 











0) 

fr 


■e 


i 


» .t 


1 • 


^ j 










1 


^ 


S 


;5 




i J 


s J 





V. Sterneck, Reform d. Osten*. Strafrechtes. 



Digitized by 



Google 



66 



Die Reform des tSsterr. Strafrechtes. 



Landstreicherg 
Sprengstoffges 




1 

( 

1 


?. 


< 

1 


?? 


1 

i 

1 


N 










5 


^ 


• 






o: 

1 
1 


1 


1 

fD 


T 
3 


f 










• 






A 


g- 


er 


1 


C 










• 






g. 


^ 




^ 


cg 










• 






1 


g: 


cS 


C3 






CO 

3 ' 






• 
• 






D 

• 


1 




1 










• 
• 






• 






!■• 








1 




1 












mehr als 


> 






' . 


n 


1 


•2 


^>3 


<o 


oo 


- 


3 Monaten 


B* 




N4 






1 


t 


wu 








mehr als i 


^ . 


- "5 


n 


1 


5 


;:;; 


8 


10 


bis 3 Mon. 


ß- 


























o 


10 


















mehr als 


8o u 


U 


o 






10 


v^ 


^ 


^ 


8 Tage bis 


•^ 


*» ( 


7^ 


Ch 




O^ 


10 


Cn 


I Monat 














































< 


«^ 


l . 


y 


5 


KjA 






O 




53 


bis 8 Tage 


o 

9 


P- 
O 






















VJ 




1 


1 




10 




oo 


1 


Geldstrafen 




vS "^ 


4 






uo 


^ 


NJ 


w»o 








1 . 


< 


5 




1 


^ 


10 


o« 

10 


v3 


Zusammen 




o> 1 


lA < 


^ 


^ 


^ 


K^ 


vj 


o\ 






Ol 


1 t 


o 


1 












mehr als 


> 




^ 


' i 


7i 


1 


'S« 


^ 


•^ 


*^ 


vj 


3 Monaten 


y 




























% 


4 


^ 




^ 


^ 




M 




mehr als i 


5- 




Cn 


1 



)0 


^ 


^ 


^ 


^0 


UO 


bis 3 Mon. 


&. 






















c 

i 


CO 

•-t 
►-• 
n 


M 1 


t i 





VJi 


8 


1 


^ 


to 


«■ 


mehr als 

8 Tage bis 

1 Monat 


1 J 


m 

5 


.» 

k 
k 
J 


M 


1 


Ol 


5 
Ol 




10 


bis 8 Tage 


W V 


) 


— 


10 


<-o 


(^ 


— 






er 


»0 











h3 










vo 










o 


V>0 


uo 








^ C 


f . 




^ 


^ 


4^ 


<-n 


US 




Geldstrafen 




a^ i 


d 


o 


00 


Gl 


•J^ 


o 


va 






»0 

00 

cn 1 






M 


o 


8g 






8i 


Zusammen 


O 
Wn 1 


i i 




iCä 


"^ 


a 











CO 

o 



Digitized by 



Google 



Vlir. Die Einheitlichkeit der Rechtsprechung. 6y 

Wenn wir uns die Frage vorlegen, warum die Bestrafung der 
"Übertretungen durch den Gerichtshof so viel strenger ist, wie sich dies 
aus den vorstehenden Tabellen ergibt, so können wir hiefür zwei 
Gründe anfuhren. Einmal ist der Gerichtshof durch seine eigentliche 
Beschäftigung (die Verhöngung von Verbrechens- und Vergehensstrafen) 
daran gewöhnt, strengere Strafen zu verhangen, als der Bezirksrichter. 
Hiedurch bilden sich beim Gerichtshofe ganz andere Bewertungen von 
Schuld und Strafe. Die Verhängung der Übertretungsstrafe ist beim 
Gerichtshof etwas relativ seltenes, daher wird ihr im Einzelfalle mehr 
Beachtung geschenkt, als bei den fast schablonenhaften Massenurteilen 
der Bezirksgerichte. Femer mag für die größere Strenge der Gerichts- 
hofurteile der Umstand in Betracht kommen, daß es sich bei diesen 
oft um Fälle handeln wird, welche zunächst ftlr Verbrechen oder Ver- 
gehen angesehen wurden und deren Qualifikation als Übertretungen 
sich erst später herausgestellt hat. Dies ist aber eben am häufigsten 
dann der Fall, wenn die Tat eine ganz besonders schwere ist, eine so 
schwere, daß man eben zunächst der Ansicht sein mußte oder konnte, 
es handle sich um ein Verbrechen, bezw. ein Vergehen. Ist aber die 
Tat eme so schwere, dann ist es ganz natürlich, daß ihre Bestrafung 
«ine strengere sein wird, als in jenen Fällen, die man sogleich beim 
Bezirksgericht anhängig gemacht hat, weil ihre Übenretungsqualität eben 
wegen ihrer Geringfügigkeit feststand. Die beiden von uns angeführ- 
ten Gründe sind aber offenbar nicht geeignet, die auffallende Diskre- 
panz in der Strenge der Behandlung zu rechtfertigen, wenn sie auch 
für eine Erklärung für hinreichend beftmden werden sollten. Unter 
den zahlreichen Fällen, in welchen die Bezirksgerichte geurteilt haben, 
muß es mit statistischer Notwendigkeit ganz ebenso schwere, d. i. straf- 
würdige FäUe gegeben haben, wie beim Gerichtshof. 

Die Strafe des Arrestes in der Dauer von einem bis drei Monate 
wurde im Jahre 1901 wegen Wachebeleidigung ausgesprochen: 

Vom Gerichtshof in 65 unter 599 Fällen, 
„ Bezirksgericht in 185 unter 17004 Fällen. 
Die körperliche Beschädigung durch Fahrlässigkeit wurde im Jahre 1901 
mit Strafen des höchsten Strafrahmens geahndet: 

Vom Gerichtshofe in 10 Fällen unter 238, 
„ Bezirksgerichte in 1 Falle unter 2096. 
Der Gerichtshof urteilte also hundertmal strenger, nicht etwa in 
dem Sinne einer einem mit seiner Strafe unzufriedenen Abgeurteilten 
entschlüpften hyperbolischen Übertreibung, sondern im Sinne statistischer 
Wahrheit. Die beiden von uns eben angefühnen Beispiele ließen sich 

5* 
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aus den vorstehenden vier Tabellen leicht vermehren. Das Resultat,, 
das wir aus diesen Wahrheiten ableiten können, ist das, daß ein weiter 
Strafrahmen zwar die Möglichkeit schar£sinniger und gewissenhafter 
und gerechter Abwägung von Schuld und Strafe im einzelnen Falle 
bieten kann, daß er aber ^uch die Gewißheit einer nur auf Zufall zu- 
rtlckzufUhrenden ganz enormen Ungleichheit in der Bestrafung geradezu 
identischer Fälle in sich birgt 

Für den Strafgesetzgeber ergibt sich aus dieser Tatsache unseres 
Erachtens'die PHicht, den Strafrahmen nicht so weit zu gestalten, als 
dies im geltenden Rechte der Fall ist 

Die Ungleichartigkeit der Recht^rechung in Bezug auf das Straf- 
maß ergibt sich nicht bloß bei einem Vergleiche der Gerichtshofs- mit 
den Bezirksgerichtsurteilen, sondern auch bei Vergleichung von Urteilen 
derselben Instanz untereinander. Um einer derartigen Untersuchung 
möglichst große Zahlen zu Grunde legen zu können, wurden im fol- 
genden die Urteile aller Gerichte der einzelnen Kronländer in Betracht 
gezogen i). 

Durchschnittliche Dauer einer zeitlichen Kerkerstrafe in Monaten. 



Kronland 



Wien 

Übriges Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

KUrnten 

Krain 

Tirol 



1900 



6-8») 

67 
8-9 

7'» 

i 5-8 



1901 



6-8 8) 

8-8 
7*3 
7*4 
73 
6-9 
57 



1902 



8-0 
^7 

7-8 
8-2 
7-2 
7'2 

re 

7*2 



1903 



6-9 
6-6 

re 

98 

7*3 
8-0 

67 
67 



1904 



5-0 
67 
71 
8-2 
6-0 
5-6 
6-4 
8-0 



*) Die Zahlen der folgenden Tabellen wurden aus der österr. Statistik 
der Strafrechtspflege berechnet, wobei angenommen wurde, daß die Strafen 
der einzelnen von der Statistik angegebenen Strafrahmen durchschnittlich dem 
Mittel zwischen dem nach diesem Strafrahmen zuläßigen Höchst- bezw. Min- 
destmaß entsprechen. 

*) In der Statistik für Wien und Niederösterreich nicht getrennt ausge- 
wiesen. 

•) Siehe vorstehende Anm. 2. 
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Kronland 



Vorarlberg . 
Küstenland . 
Böhmen • . 
Mähren . • 
Schlesien • 
Westgalizien 
Ostgaüzien • 
Bukowina • 
Dalmatien • 



1900 



77 

6-3 
6-4 
5*4 
4*8 
5-2 

4-9 
5-8 



1901 



8-0 
72 
6-2 
57 
5-6 
8-8 

5-8 
6-2 

4'3 



1902 



57 
7*3 
5-9 
6-1 

6-2 

3-8 
5"! 
47 



1903 



57 
6-8 

57 
5-9 
&6 

4'» 
87 

5*3 
5'5 



1904 



5*0 
5*4 
5*4 
T7 
6-4 
88 

5-8 
&o 

4'5 



Wie aus der Tabelle ersichtlich, differieren die für gleiche Taten, 
nänüich für Verbrechen in den einzelnen Kronländem durchschnittlich 
zur Anwendung kommenden Strafausmaße außerordentlich. Die Ma- 
xima übertreffen die Minima zwei- und dreifach. Außer dieser Tat- 
sche zeigt uns die Tabelle aber noch eine zweite, nämlich, daß das 
Maximum regelmäßig auf Ober- und Niederösterreich und Salzburg, 
das Minimum regelmäßig auf Ost- und Westgalizien fällt. Für diese 
beiden Tatsachen wären nun zwei Erklärungen* möglich ; daß die Dif- 
ferenzen im Strafmaße in der verschiedenen Strafbarkeit der Verbrechen 
ihren Grund haben oder aber, daß die Verbrechen trotz gleicher Straf- 
barkeit eine wesentlich verschiedene Beurteilung seitens der Gerichte 
erfahren. Scheint die erstere Annahme schon a priori unwahrschein- 
lich, so wird ihre Haltlosigkeit noch durch folgende Tabelle nachge- 
iviesen. 
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Durchschnittliche Dauer einer wegen Verbrechens der schweren kör- 
perlichen Beschädigung verhängten Kerkerstrafe in Monaten, 



Kronland 



Wien 

Übriges Niederösterreich 
Oberösterreich .... 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Tirol 

Vorarlberg 

Küstenland 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Westgalizien 

Ostgalizien 

Bukowina 

Dalmatien 



1900 



4-5') 

4-8 

5*4 
5-2 

4-9 

3-8 

6-4») 

5-8 

3*9 

4-2 

2-9 

8-5 

2-8 

3-6 

3-6 



1901 



4-9 •) 

57 
61 

5*» 

5'4 

5'« 

5-8 

7-4*) 

4*9 

3-9 

3'9 

3*0 

2S 

3'i 

3-9 
3-1 



1902 



5'2 
4-2 
9-0 

7-6 
5-3 

5'3 
4*5 
5-2 
7-0 
3*3 
34 
3*4 
23 
2-2 
4-2 

39 



1903 



6-8 

4'4 
5'2 
6-5 
4*9 
57 
4*4 
4-5 
5'4 
5'9 
3-2 

3'4 
31 
2-1 

2-3 
3-9 
3*3 



1904 



5-4 
4*1 
4*9 
7-0 

4-9 
4-6 

4*5 
5-0 

4-5 
5*3 
3*4 
4-5 
3-0 
21 
3-2 
5*4 
25 



Auch hier sehen wir Differenzen, nur noch bedeutendere als in 
der früheren Tabelle. Daß die Differenssen nicht in der Natur oder 
sagen wir in der Strafwürdigkeit der Verbrechen begründet sein kön- 
nen, ist das besondere Resultat der vorstehenden Tabelle. Denn nicht 
ist bei dem hier in Betracht gessogenen Verbrechen möglich, was bei 



>) S. Anm. 2 Seite 68. 

«) S. Anm. 2 Seite 68.- 

») Wurde nicht als Maximum bezeichnet, da die absoluten Verurteilungs- 
zahlen so gering sind, daß diese hohen Durchschnitte vom Zufall beeinfluGt 
erscheinen. 

*) S. vorstehende Anm. 3. 
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anderen Delikten möglich ist, nämlich die Vorausberechnung des Straf- 
rahmens durch den Verbrecher. Der Dieb oder Betrüger kann durch 
sorgMtige Abschätzung des Schadens, den er anrichten will, seine 
Handlung zur Übertretung machen oder seiner Handlung den Stempel 
eines Verbrechens oder eines schweren Verbrechens aufdrücken — je 
nach Wunsch. Es wäre also denkbar, daß die Diebe eines bestimm- 
ten Kronlandes so vorsichtig sind (oder so zurückhaltend), daß sie 
milder bestraft werden müssen, als ihre Kollegen in einem anderen 
Kronlande. 

Dieses vom psychologischen Standpunkte ganz unwahrscheinliche 
Raisonnement ist aber völlig ausgeschlossen bei dem Verbrechen der 
schweren körperlichen Beschädigung, denn vulnera non dantur ad men- 
suram. Für die Verschiedenheit der in den einzelnen Kronländem zur 
Anwendung gelangenden Strafausmaße bleibt also nur die Annahme 
übrig, daß diese Verschiedenheit ihren Grund in Umständen hat, die 
außerhalb der Schuld und StrafwUrdigkeit der Täter liegen. 

Auch die bezirksgerichtlichen Uneile weisen, nach Kronländern 
gruppiert, große Verschiedenheiten hinsichtlich des durchschnittlich zur 
Anwendung gelangenden Strafausmaßes auf. 

Durchschnittliche Dauer einer von Bezirksgerichten verhängten Arrest* 

strafe in Tagen, 



Kronland 



Wien 

Cbriges Niederösterreich 
Oberösterreich .... 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Tirol 

Vorarlberg 



1900 



7*9 *) 

10*2 
10-6 

8-4 
TS 
T9 
8-0 
8-8 



t90l 



1902 



85 •) 

10*2 
11-6 

8-5 
9*o 
8-1 
8-3 
8-1 



I2'0 
117 

»4-5 

15-e 

12-8 

90 
11-5 
14-3 



1903 



10*0 

ir3 

'47 
16-0 

II-4 
11-6 
9-0 
10*3 
14-2 



1904 



io'4 

MM 
I3M 

171 

107 

11-4 

8-3 

10-8 

12*9 



S. Anm. 2 Seite 68. 
s) S. Anm. 2 Seite 68. 
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Kronland 



Küstenland . 
Böhmen . . 
Mähren . . 
Schlesien . 
Westgalizien 
Ostgalizien • 
Bukowina • 
Dalmatien . 



1900 



73 
97 
90 

97 
6*9 

7-0 
80 

8-0 



1901 



7-8 
107 
8-9 
87 
6-9 
6-4 

r^ 

73 



1902 I 1903 



9-2 
i3'6 

97 

ii'4 

8-2 

7» 

8-8 
9-1 



9'3 

14-1 
IO-8 
10-8 
8-3 
8-0 
8-6 
9-1 



1904 



8-4 

14-6 

10-8 

11*6 

8-0 

7-0 

87 

9-2 



Auch hier sehen >\ir deutlich die Maxima und Minima, erstere in 
Salzburg, letztere in Ostgalizien i). Wenn wir auf die Untersuchung 
einzelner Delikte eingehen, so finden wir beim Diebstahl und bei der 
vorsätzlichen körperlichen Beschädigung zwar das Maximum in den 
nämlichen Kronlandern, das Minimum aber in Böhmen, wie aus fol- 
genden Tabellen ersichtlich ist. 

Durchschnittliche Dauer einer von Bezirksgerichten wegen der Über- 
tretung des Diebstahls und der Diebstahlsteilnehmung verhängten 
Arreststrafe in Tagen, 



Kronland 



1900 



1901 



8-0«) 



Wien 

Übriges Niederösterreich • 
Oberösterreich 11 10*0 



Salzburg . 
Steiermark 
Kärnten • 
Krain . . 
Tirol . . 



• • • • 



12-8 

8-9 
77 
8-5 
8-2 



8-4») 

9-1 
113 

8-9 

87 
8-5 
8-2 



1902 



14-2 

10*6 
14*0 
13-8 
13-0 

11*2 
I0'2 
\V2 



1903 



12-4 
lO*2 

18-7 

13*0 
12-3 
n-6 
T5 

lO'l 



1904 



11-8 
106 
19-4 
.5-8 
WS 
\yo 
9-0 
12*2 



*) Unter Vernachlässigung der Differenz von o'i bezüglich Westgaliziens. 
«) S. Anm. 2 Seite 68. 
•) Desgleichen. 
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Kronland 



Vorarlberg . 
Küstenland . 
Böhmen . • 
Mähren • . 
Schlesien . 
Westgalizien 
Ostgalizien . 
Bukowina . 
Dalmatien . 



1900 


1901 


1903 


1903 


1904 


10-9 


7-6 


'3-4 


•3-9') 


\yi 


71 


8-6 


91 


97 


91 


5-8 


51 


ft-8 


••8 


«•5 


60 


6-1 


7-4 


7'4 


7*4 


67 


6-5 


87 


7*9 


8-2 


7'3 


6'9 


93 


9-3 


9-3 


8-5 


8» 


97 


9-8 


9-3 


8-9 


9-' 


io*5 


103 


iro 


8-1 


7-6 


90 


9-3 


lO'I 



Durchschnittliche Dauer einer von Bezirksgerichten wegen der Über- 
iretung der vorsätzlichen körperlichen Beschädigung verhängten Arrest- 

strafe in Tagen. 



Kronland 



Wien 

Übriges Niederösterreich 
Oberösterreich .... 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Tirol 

Vorarlberg 

Küstenland 

Böhmen 



1900 



5-5») 

8-2 

7*1 
6-3 
5-6 

7*3 
5-6 

67 
7-6 
4-8 



1901 



5-5 •) 
8-6 

6-3 
60 

7-8 

7*' 
6-1 

77 
4-8 



1902 



5*9 
6-9 

iie 

9'5 
8-1 
7-8 
8-1 
6-9 

9*5 
100 
6-7 



1903 



5'9 

7-3 

111 

97 
8-3 
8-6 

8-3 
6-1 
90 
9"9 



1904 



67 

TS 

97 

10-8 

Tb 
7-1 

7*9 
6-4 
8-8 

7*9 
56 



S. Anm. 3 Seite 70. 
») S. Anm. 2 Seite 68. 
») S. Anm. 2 Seite 68. 
*) Gleich den für Wien und Mähren ermittelten Durchschnitten. 
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Kronland 


1900 


1901 


1902 


1903 


1904 


Mähren 


5-9 


5'3 


5-9 


5'9 


6-4 


Schlesien 


57 


5*5 


6-4 


6-6 


6-0 


Westgalizien 


6-0 


5-6 


67 


67 


67 


Ostgalizien 


61 


6-0 


67 


67 


C'2 


Bukowina 


7-9 


63 


80 


7-6 


77 


Dalmatien 


80 


7-s 


8-4 


87 


7-6 



Bei der Übertretung des Betruges erscheint eine Gruppierung der 
Maxima und Minima minder deutlich; immerhin erkennt man aus der 
folgenden Tabelle leicht, daß die diesfalls zur Anwendung kommenden 
Strafen in Böhmen meistens sehr gering sind im Vergleiche zu jenen 
Dalmatiens, die sich durch besondere Strenge auszeichnen. 

DurchschniUliche Dauer einer von BeT^irksgerichten wegen der Über- 
iretting des Betruges verhängten Arreststrafe in Tagen, 



Kronland 



Wien 

Übriges Niederösterreich . 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Körnten 

Krain 

Tirol . 

Vorarlberg, 

Küstenland 

Böhmen 



1900 



8-2») 

I IM 
117 
£1-3 

9*5 
87 
9-0 
11-5 
8-1 

7*4 



1901 



9.6«) 

»3'5 
127 
10*4 
140 

78 

10*9 
10*6 

7'4 

7*1 



1902 



157 
i8-o 
i6-6 
18.5 
15-6 
.5-8 

9-8 
12-4 
15-8 
13-0 

9"4 



1903 



12*1 

12-8 

19-4 
17*2 
16-3 
i9'o 
12-3 

12*3 

23.3 

182 
9-2 



1904 



13*5 
15-1 
i5'9 
206 
14-4 
14-2 

9"3 
13*2 
10*4 
13-0 

8.9 



») S. Anm. 2 Seite 68. 
«) S. Anm. 2 Seite 68. 
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Kronland 



Mähren . . 
Schlesien . 
Westgalizien 
Ostgalizien . 
Bukowina . 
Dalmatien . 



1900 



79 
9*5 
87 
6-2 

7'J 
13M 



1901 



7.8 

9'S 
9-2 
9-2 
8-4 
9*4 



1902 



9-8 

11-2 

10-6 

10- 1 

10-5 

22*5 



1903 



9*3 
10-3 

9-6 
107 

9-1 
207 



1904 



9*3 
10-5 

8-9 
107 
124 
200 



Wir haben unsere Untersuchungen bezüglich der Ungleichmäßig- 
keit in der Strafzumessung nur auf wenige Delikte ausgedehnt und 
können dies damit rechtfertigen, daß es sich uns ja nicht darum han- 
ddXy ein Vademekum ftlr Delinquenten und solche , die es werden 
wollen, zu verfassen, sondern bloß darum, die Ungleichmäßigkeit über- 
haupt nachzuweisen. Dieser Nachweis aber scheint hiemit erbracht 
zu sein. Es wäre tatsachlich möglich, aus den Daten der Kriminal- 
statistik Tabellen zu konstruieren, welche angehenden Delinquenten als 
Ratgeber dienen könnten, in welchem Kronlande und innerhalb des- 
selben wieder in welchem Gerichtssprengel eine bestimmte Tat am 
meisten, bezw. am wenigsten bedroht werde. 

Welche die Ursachen so verschiedenartiger Rechtsprechung sind, 
interessiert uns nicht, jedenfalls aber sind die weiten Strafrahmen eine 
Bedingung für diese Verschiedenheit. Der weite Strafrahmen hat nicht 
nur ungleichmäßige Strafzumessung bei demselben Delikt zur Folge, 
sondern sogar eine dem Gesetze zuwiderlaufende Umwertung verschie- 
dener Straftaten. Dies mag aus der folgenden Tabelle entnommen 
werden. 
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Durchschnittliche Dauer einer von Be^^irksgerichten wegen der Über- 
tretungen des Landstreichergeset:^es verhängten Arreststrafe in lagen. 



Kronland 



Wien 

Übriges Niederösterreich . 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Tirol 

Vorarlberg 

Küstenland 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Westgalizien 

Ostgalizien 

Bukowina 

Dalmatien 



1900 



12*0 ») 

15-0 
130 

in 

127 

8-5 

9*6 

9.1 
187 
'54 

U'O 

11*3 
10-5 
14-9 



1901 



1902 



12-5«) 

14-8 

i3'9 
151 

14-9 

87 

9-1 

9-8 
19-1 
15:6 

14*2 

138 

io*3 

9-6 

i5'9 



14-4 

21'! 
27*2 
217 
22*6 
22'6 
171 
13*6 

14-8 
25*0 
197 
19-8 
i6-5 
14-1 
ii-o 

21*6 



1903 



21*3 
22*5 
247 
217 
21'3 

17-6 

117 

l6'2 

11-9 
25-4 

20*5 

19-5 
17-3 

14-6 
14*0 

17-5 



1904 



12*0 

21-4 
20*9 

25-0 

20-8 
22'6 

14-4 

12-5 

11-6 

i3'5 
26*0 
19-9 
19*6 
15-6 

'3-5 
ir2 

15-4 



Die durthschnittliche Dauer der Arreststrafe ist bei keiner der 
früher in Betracht gezogenen Übertretungen so bedeutend, wie bei den 
Delikten des Landstreichergesetzes, obwohl bei den ersteren viel 
schwerere Strafen zulässig sind, als bei den letzteren •). Es werden 
also Übeltaten, die vom Gesetze (und mit gutem Grunde] als relativ 
geringfügig bezeichnet werden, von den Gerichten durch die Praxis 
zu bedeutenderen gestempelt. Diese Umwertung geht aber noch weiter, 



n S. Anm. 2 Seite 68. 
*) S. Anm. 2 Seite 68. 
») Wenn man von dem Delikt des § 5, Z. 3—5, absieht. 
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indem sogar die Strafzumessung bei Vergehen durch die Bestrafung 
der Landstreicherdelikte in den Schatten gestellt wird. 

Durchschnittliche Dauer einer wegen Vergehens 



der schuldbaren Krida 



gegen das Wehrgeset^ 







verhängten Arreststrafe 


in Tagen 






1900 


I90I 


1902 


1903 


1904 


1900 


1901 


1902 


1903 


1904 


227 


20-6 


33-4 


27-0 


25-6 


12-5 


J2'9 


15-8 


II-3 


12-6 



IX. 
Allgemeinheit der Verfolgung. 

Erschreckend groß sind die Zahlen der Kriminalstatistik. Sie be* 
weisen, daß die der modernen Justiz gemachten Vorwürfe begründet 
sind, sie beweisen, daß wirksamere MaßnahmenderVerbrechensbekämpfung^ 
als die derzeit in Gebrauch stehenden, notwendig sind. Der erschreckende 
Eindruck nimmt aber noch weit erschreckendere Dimensionen an bei 
der richtigen Überlegung, daß die Kriminalstatistik uns von der Art 
und Zahl der begangenen Verbrechen kein oder doch kein genaues 
Bild gibt Für die Kriminalität eines Ones oder einer Zeit ist ja die 
Zahl der verfolgten Verbrechen ganz und gar nicht maßgebend. 
Nur in einer Richtung gestatten uns die Zahlen der Kriminalstatistik 
einen sicheren Schluß, d. i. in der Richtung nach der Mindestkriminalitäu 
Da nämlich die Zahl der ungerechten Veruneilungen, d. L solcher, denen 
keine strafbare Handlung des Verurteilten, sondern nur die Vermutung 
einer solchen zugrunde liegt, dank des vorzüglichen Prozeßrechtes sehr 
gering ist, können wir ohneweiters behaupten, daß allen Verurteilungen^ 
welche in der Kriminalstatisiik verzeichnet sind, entsprechende Tat- 
bestände auch tatsächlich vorausgegangen sind. 

Dagegen können wir nicht entnehmen, wie viele Verbrechen über- 
haupt begangen wurden, da die Statistik keine Angaben über die nicht 
verfolgten Verbrechen enthält. Die Vermutung, daß die Zahl der faktisch 
begangenen Verbrechen im Vergleiche zu der der verfolgten Verbrechen 
außerordentlich groß ist, scheint nun aber sehr begründet zu sein. Wie 
oft ereignet es sich, daß ein Verbrechen durch Zufall der Behörde be- 
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kannt wird, ohne den das Verbrechen unverfolgt bleiben würde^). Wie 
oft hört man Leute sagen, daß sie durch ein Verbrechen in Mitleiden- 
schaft gezogen worden seien, es aber aus verschiedenen Gründen unter- 
lassen, die Anzeige zu erstatten. Teils mag hiefür die Furcht vor der 
Rache des Täters bestimmend sein, teils der Gedanke, daß es der Be- 
hörde nicht gelingen werde, des Täters habhaft zu werden, teils mag 
die mit einem Strafprozesse für den Privatbeteiligten verbundene Unan- 
nehmlichkeit die Ursache sein, teils anderes. Aus dem Gesagten ergibt 
sich mit Sicherheit, daß die Zahl der wirklich begangenen Verbrechen 
jene der Stra^rozesse übersteigt; es ergibt sich aber mit großer Wahr- 
scheinlichkeit, daß die Zahl der Strafprozesse hinter der der begangenen 
Verbrechen ganz bedeutend zurücksteht. 

Die Statistik für 1902 und 1903 weist keine einzige Verurteilung 
wegen Zweikampfes auf. Da notorisch jährlich zahlreiche Fälle von 
Zweikampf der Behörde bekannt werden, liegt diesfalls der Beweis vor, 
daß von einer Anwendung des St.-G. in Rücksicht auf dieses Ver- 
brechen keine Rede sein kann. Wir erlauben uns an dieser Stelle 
keinerlei Kritik über die Frage, ob man den Zweikampf bekämpfen 
oder verherrlichen soll, aber darüber, daß ein mit sechsmonatlichem 
bis zwanzigjährigem Kerker bedrohtes Verbrechen straflos gelassen wird, 
kann kein Zweifel sein. 

Das Verbrechen der Abtreibung wurde im Jahre 1902 in 93, im 
Jahre 1903 in 106, im Jahre 1904 in 112 Fällen bestraft. Wer vnü 
uns glauben machen, daß diese lächerlichen Zahlen im Verhältnis stehen 
zur Zahl der Delikte. In jedem Kronlande ist die Zahl der Abtrei- 
bnngen größer, als sie in der Statistik für das gesamte Staats- 
gebiet angegeben ist. Der Nachweis für die einzelnen Kronländer 
ergibt für 1902 in den Kronländern Kärnten, Krain und Schlesien je 
eine(!) Verurteilung; für 1903 in Kärnten eine, in Krain keine (!), 
in Schlesien fünf Veruneilungen ; für 1904 in Kärnten keine (11), 
in Krain keine (!!), in Schlesien keine (!!) Verurteilung. Ebenso 
lächerlich sind die Zahlen für Wien. Die Statistik führt an: für 1902, 25; 
für 1903, 21; für 1904, II Fälle. Fürwahr, ob man die in der Sta- 
tistik ausgewiesenen Fälle, die höchstens 1% der faktischen*) krimi- 
nellen Abtreibungen darstellen, bestraft oder nicht bestraft, ist voU- 



*) Es sei hier nur auf die Fülle hingewiesen, in welchen z. B. eine Mord- 
tat erst durch die Auffindung des Ermordeten bekannt wird. 

*) Die zahlreichen Ankündigungen in den Tagesblättern lassen wohl 
unsere Annahme gerechtfertigt erscheinen. 
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Iconunen gleichgültig. Die Strafbestimmungen des Strafgesetzes über 
Abtreibung werden also nicht angewendet'). 

Bei den Vergehen ist das MijRverhaltnis zwischen Tat und Verur- 
uneilung nicht so kraß. Dies hängt mit der eigenartigen Natur der 
Vergehen überhaupt zusammen. Die meisten Vergehen sind, wenn man 
so sagen darf, aparter Natur. So die Vergehen gegen die Pestanstalten, 
das Vergehen der Beförderung einer als unzulässig erklärten Religions- 
sekte, das Vergehen gegen das Bankübereinkommen u. s. f. Doch auch 
die Verfolgung 'der Vergehen zeigt im Detail auffaUende Erscheinungen. 
So wurden wegen des Vergehens des S 2 des Gesetzes vom 21. Jänner 1897, 
R.-G.-B1. Nr. 27 im ganzen Staatsgebiete verurteilt: im Jahre 1900 zwei 
Personen, im Jahre 1901, 1902 und 1903 keine, im Jahre 1904 eine 
Person. Da die notorischen Tatsachen der Annahme, daß Delikte 
dieser Art nicht vorkommen, schroff gegenüberstehen, sind wir zu der 
Annahme gezwungen, daß diese Delikte zwar begangen, aber nicht 
verfolgt werden. • 

Auch die Übertretungen zeigen ein Bild mangelhafter Strafverfol- 
gung. So wurden von Bezirksgerichten in Dalmatien im Jahre 1908, 8; 
1901, 11; 1902, 18; 1903, 13; 1904, 9 Personen wegen Kindermiß^ 
handlung verurteilt; in anderen Kronländern sind die Zahlen viel größer. 
Mit Recht heißt es in der österreichischen Statistik Bd. LXXl, S. LXIV*): 
»Hinsichtlich der Mißhandlungen von Kindern spricht die gegen das 
ganze übrige Staatsgebiet abnorm niedrige Ziffer Dalmatiens, welche 
kaum im günstigen Sinne zu deuten ist, eine beredte Sprache.« 

Interessant ist die Statistik über das Delikt des S 5 des Gesetzes 
vom 24. Mai 1885, R.-G.-Bl. Nr. 89. Es wurden wegen desselben als 
Hauptat verurteilt: 

1891 bis 1895 pro Jahr durchschnittlich 2349 Personen 
1896 „ 1900 „ „ „ 1407 „ 

19OI 1074 V 

1902 900 „ 

1903 800 „ 

1904 762 „ 

Wie ersichtlich, nehmen die Verurteilungen nach S 5 des zitierten 
Gesetzes konstant und recht erheblich ab. Es wäre jedoch irrig, daraus 
den Schluß ziehen zu wollen, daß auch die Delikte dieses Paragraphen 



*) Die Frage der StrafwUrdigkeit dieses Verbrechens ist hier nicht Gegen- 
stand der Diskussion. 

*) Bezüglich der ersten zwei Verurteilungsziifern. 
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in solcher Abnahme begriffen seien. Es bedarf keines Beweises, da& 
bloß die Gerichtstatigkeit in Abnahme begriffen ist. 

Eine schwerere AnklagCi als sich aus diesen Zahlen gegen die An- 
wendungsart, d. h. gegen die Ignorierung der Strafgesetze durch die 
österreichische Justizverwaltung ergibt, ist kaum denkbar. Das Her- 
ausgreifen einzelner Fälle, um in diesen zu strafen, hat gar keinen Sina. 

Das Verhalten der Justiz muß im großen und ganzen ein der 
Bestrafung abholdes genannt werden. Dies hat zur Folge, daß sich 
neben dem Strafgesetze vom 27. Mai 1852 ein zweites Strafgesetz ent- 
wickelt hat. Dieses zweite Strafgesetz ist ungedruckt, aber jedermann 
ist mit seinen Bestimmungen vertraut. Das Strafgesetz vom 27. Mai 
1852 ist ein strenges, aber gerechtes, das andere ein mildes und unge- 
rechtes. Dieses zweite Strafgesetz ist das wirkliche, das maßgebende 
Strafgesetz. Nach diesem, nicht nach dem vom Jahre 1852 richten 
sich die Verbrecherkandidaten.' So wie den Besitzer eines Loses der 
Umstand, daß er möglicherweise den Haupttreffer macht, nicht 
von seinen materiellen Sorgen befreit, so wenig drückt den Verbrecher- 
kandidaten die bloße Möglichkeit, mit der im Strafgesetze vom Jahre 1852 
angedrohten Strafe belegt zu werden, denn die Statistik muß es ihm 
ganz ebenso unwahrscheinlich erscheinen lassen, wegen der strafbaren 
Handlungen gestraft zu werden, wie den Haupttreffer oder einen her- 
vorragenden Treffer zu machen. Die Bedeutung dieses ungedruckten 
Strafgesetzes ist darum eine so hervorragende, weil es — die Wirk- 
lichkeit fUr sich hat. 

In der Niditübereinstimmung der Anzahl strafgerichtlicher Vei- 
folgungen mit jener der Verbrechen, liegt einer der gewaltigsten Vor- 
würfe, welche gegen die gegenwärtigen Justizverhultnisse erhoben werden 
müssen. Wir betonten früher die Wichtigkeit der Einheitlichkeit der 
Rechtsprechung in ihren beiden Richtungen. Allein diese Einheidich- 
keit erreicht lange nicht jene Bedeutung, welche dem Erfordernisse der 
Allgemeinheit der Strafverfolgung zukommt. Denn, wichtiger, als die 
gleichmäßige Bestrafung einer und derselben von verschiedenen Per- 
sonen begangenen strafbaren Handlung ist, daß wegen aller derartigen 
strafbaren Handlungen Bestrafung eintrete. Das Prinzip der Vergeltung 
erfordert es unbedingt, daß die Vergeltung eine allgemeine sei, daß 
die Zahl derjenigen Fälle, wo Verbrechen ohne Verfolgung vorliegen^ 
möglichst gering sei. Die mit der Strafe so eng verbundene Wirkung 
der Abschreckung leidet ganz außerordentlich, wenn der Täter darauf 
rechnen kann, oder es wenigstens für nicht unwahrscheinlich halten 
kann, daß er überhaupt für seme Tat nicht werde bestraft werden. 
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Wahrend die Gesetzgebung sich mit dem StraF\rerfahren eingehend 
beschäftigt und bestrebt ist, dem Beschuldigten seine Verbrechen zu 
beweisen, ist die Sorge des Staates um die Entdeckung der Verbrechen 
eine viel geringere. Im allgemeinen gilt diesfalls der Grundsatz, dafi 
es der Privatinitiative überlassen bleibt, den Anstoß fUr die Strafverfolgung 
zu geben. Dies gilt nicht etwa nur für die Privatanklagedelikte, bei 
denen ja nur der Wille des Geschädigten maßgebend ist, sondern auch 
für die von amtswegen zu verfolgenden Delikte. Im allgemeinen kommt 
nämlich eine Strafverfolgung nur durch Anzeige des Verletzten zu* 
Stande. Ausnahmsweise findet eine Anzeige durch Dritte statt. Auch 
jene FaUe, welche sich durch die Öffentlichkeit der Tathandlung charak- 
terisieren, bilden eine Ausnahme von der erwähnten RegeL So der 
Mord auf der Straße, die Körperverletzung im Wirtshaus, die Beleidigung 
der Behörde in einer Versammlung. Zum Zwecke einer allgemeinen 
Strafverfolgung hat man nun bei gewissen, besonders schweren Ver-» 
brechen, eine Anzeigepflicht statuiert und die Nichtbefolgung derselben 
mit Strafe bedroht. Da nun aber jene Delikte ohnehin relativ sehr 
selten sind, vermag die Anzeigepflicht die Zahl der Verfolgung von 
Verbrechen dieser Art gegenüber der Zahl der Begehungen nicht wesentlich 
zu vergrößern. Für den Kriminalisten erscheinen ja nicht gerade die 
schwersten Verbrechen die bedenklichsten, sondern diejenigen, bei denen 
sich ein hoher Häufigkeitsfaktor mit einer gewissen Schwere des Ver- 
brechens vereinigt. Gerade bei diesen bedenklichsten Verbrechen besteht 
keine Anzeigepflicht oder nur eine ganz dürftige. Denn die Vor- 
schriften der SS 359, 473 und 476 St.-G. verpflichten nur ganz be- 
stimmte Personen. 

Im Interesse einer möglichsten Unterdrückung des Verbrechens er- 
schiene es geboten, die Anzeigepflicht auf die bedenklichsten Gruppen 
seiner Erscheinungsformen auszudehnen ; denn erst hiedurch würde der 
Anzeigepflicht eine eigentlich praktische Bedeutung in Form einer häufigen 
Anwendung zukommen. Es erscheint nicht unbillig, eine Anzeigepflicht 
weiteren Ümfanges zu statuieren, da man doch für jedes Verbrechen 
eine Verhinderungspflicht, wenn auch in gewissen Grenzen (SS 212, 
216 St.-G.) aufgestellt hat^). Das Bedenken, das etwa gegen eine Ver- 
allgemeinerung der Anzeigepflicht erhoben werden könnte, daß dieselbe 
demoralisierend wirke, ist darum von geringer Bedeutung, weil ja ein- 
mal die Anzeigepflicht nicht auf alle Delikte, ja nicht einmal auf alle 



*) DieHinderungspflicht ist auf Verbrechen nicht beschränkt. § 121 des 
Gesetzes vom 6. März 1906, R.-G.-Bl. Nr. 58. 

V. Sterneck, Refonn A östcrr. Strafrechtes. 5 
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Verbrechen aussudehnon wäre, sondern nur auf einige derselben, und 
ferner» weil das D^modralisierende der Anzeige zugleich mit der Er* 
kifirung derselben als gesetxüche StaatsbürgerpBicht wegfallen würde. 
Man kann doch wohl nicht den Beruf eines Staatsanwaltes, Gemeinde- 
dieners od^ Geftognisbeamten als ehrlos ansehen. So wie man es 
dem Gemeindediener nicht als unehrenhafte Handlung anrechnet^ wenn 
er einem Verbrecher nacheilt und ihn verhaftet, oder w^n er ein ihm 
bekannt gewordenes Verbrechen sur Anzeige bringt, so wird auch die 
Anzeige durch eine Privatperson keinen unmoralischen Charakter an 
sich tragen, sobald eine gesetzliche Pflicht zur Anzeige besteht. Eine 
solche Anzeigepilicht konnte ja zunächst dem durch die strafbare Handlung 
Betroffenen aufeiiegt werden. Da eine Anzeige von seiner Seite auch 
ohne bestehende Anzeigepflicht, gewiß nicht im Geringsten unmoralischen 
Charakter an sich tragt, so würde dies wohl auch dann nicht der Fall 
sein, wenn der durch ein Verbrechen Betroffene zu einer solchen An- 
zeige gesetzlich verpfliditei wäre. Für die übrigen aber, die von einem 
Verbrechen Kennmis erhalten haben, würde die Sache nur subsidiären 
Charakters sein. Übrigens könnte ja die Zusicherung der Geheim- 
haltung des At^eigers demselben selbst das geringste Bedenken nehmea 

Eine solche Anzeigepfiidit wäre, außer bei einzelnen besonders 
schweren Verbrechen, wo sie ja in der geltenden Gesetzgebung bereits 
besteht, noch überdies bei den Körperverletzungen und bei den ^ttlichkeits- 
verbrechen einzuführen. Die kriminalpolitischen Bedenken, welche ^h 
gegen die Anzeigepfiicht richten könnten, wären vielleicht die, daß sie 
den Täter veranlassen könnte, sein Opfer zu töten, da die Anzöge 
kraft Gesetzes sozusagen sicher sei. Doch diese Bedenken sind nicht 
erheblich. Denn bei den besonders schweren Verbrechen wird der 
Täter wohl auch ohne bestehende Anzeigepflicht darauf rechnen können, 
daß er von seinem Opfer werde angezeigt werden, Ist aber das Ver- 
brechen leichterer Natur, so wird der Täter nicht gleich au jeder Tat 
bereit seixi. Auch diese Bedenken sind also nicht maßgebend. 

Ein weiterer Grund, weshalb die Verfolgung der Verbrechen keine 
so allgemeine ist, als es eine wirksame Bekämpfung derselben erfordern 
würde, ist die allzugroße Macht der Staatsanwaltschaft. Wenn die 
Staatsanwaltschaft wegen eines bestimmten, wenn auch stadtbekannten 
Verbrechens, keine Anklage erhebt, so findet eine Verfolgung nicht statt. 
Diese Regel wird allerdings durch das Institut der subsidiären Privat- 
anklage zum Teil durchbrochen. Die subsidiäre Privatanklage ist jedoch 
auf den Fall des privaten Interesses eingeschränkt, d. h. wem die Ver- 
urteilung des Täters nicht zur Grundlage zivilrechtlicher Ai^rüche 
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dienen kann, der ist nicht berechtigt, als subsidiärer Priyatankläger auf- 
zutreten (S§ 48, 449 St.-P.-0.) Im Interesse größter Allgemeinheit der 
Verfolgung strafbarer Handlungen wäre es nun gelegen, wenn man das 
Recht der subsidiären Privatanklage weiter ausdehnte. Einem Mißbrauch 
ist ja leicht vorzubeugen. Einmal ist in dieser Richtung die Vorschrift 
des § 48 St.-P.-0. zu erwähnen, nach welcher die Einleitung der Vor- 
untersuchung von dem Beschlüsse der Ratskammer abhängt, wodurch 
die Begründetheit der Verfolgung einer gerichtlichen Prüfung unter- 
worfen wird, und hiedurch einem chikanösen Gebrauche dieses Rechtes 
vorgebeugt wird. Ferner ist auch die Vorschrift des S 390 St.-P.-O., 
nach welchem dem subsidiären Privatatikläger der Prozeßkostenersatz 
obliegt^ geeignet, einen mutwilligen Gebrauch des subsidiären Anklage- 
rechte;» nicht fürchten zu lassen, ganz abgesehen von dem Schutze, den 
die Bestimmungen Ober Verleumdung und Ehrenbeleidigung gegen einen 
soldien MißbraiKh gewähren. 

Die Bedeutung einer Verallgemeinerung des Rechtes der subsidiären 
Privatanklage Hegt darin, daß hiedurch eine größere Zahl strafbarer 
Handlungen zur Verfolgung gelangte. Es würde hiedurch dem Postulate 
der AUgemdnheit der Rechtsverfolgung Rechnung getragen. Es gibt 
Fälle evidenter Strafgesetzwidrigkeit (von den eigentlichen Privatanklage- 
defikten abgesehen), in welchen eine Verfolgung um deßwillen nicht 
stattfindet, weil die Staatsanwaltschaft nicht verfolgen will. Ein der- 
artiger Zustand ist aber für das Ansehen der Justiz und hiedurch für 
diese selbst von großem Nachteile. So wie die Überzeugung, daß jeder 
Täter in dem vom Gesetze angegebenen Maße werde bestraft werden, 
so muß auch die Überzeugung herrschen, daß jeder Täter überhaupt 
verfolgt werde. Eine Erweiterung des Rechtes der subsidiären Privai- 
anklage in dem erörterten Sinne, wäre keineswegs, wie vielleicht scheinen 
mag, von bloß theoretischem Werte, sondern die Anwendung dieses 
Rechtes wäre sogar eine recht häufige, nicht nur etwa bei strafbaren 
Handlungen geringfügiger Natur, sondern sogar bei Verbrechen, Es 
sei zur Unterstützung dieser Behauptung nur auf ein Verbrechen hin- 
^wiesen, nämKch auf das des Zweikampfes, in zahlreichen Fällen 
leitet die Staatsanwaltschaft keine Verfolgung ein, nicht weil sie den 
Verbrecher schützen will, sondern weil sie von dem Verbrechen keine 
Kenntnis hat. Außer der erwähnten Anzeigepflicht wäre daher für eine 
intensivere Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft Sorge zu tragen. 
I>aß es der Staatsanwaltschaft möglich ist, beweisen viele Fälle, z. B. die 
Verfolgungen wegen Kindermißhandlung. In der österreichischen Statistik 
wird die Vermehrung der Verurteilungen wegen dieses Deliktes auf 
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»die diesen Auschreitungen neuestens allenthalben zugewendete Auf- 
merksamkeit« zurückgeführt. 



X. 

Gesetzestechnik. 

Strafgesetze pflegen in der Art angelegt zu sein, daß die einzelneti^^ 
Delikte je nach ihrer Schwere gruppiert werden. So finden sich auch 
im geltenden Strafgesetze die schwersten Delikte, die Verbrechen, in 
einem Teile des Strafgesetzes, die Vergehen und Übertretungen in 
einem anderen Teile desselben vereinigt. In einem neuen Strafgesetze 
sollte von einer solchen Einteilung Umgang genommen werden. Die 
Vergehen gehören zur Kompetenz der Gerichtshöfe, so wie die Ver- 
brechen, sollten also aus diesem Grunde eher bei den Verbrechen, als 
bei den Übertretungen erledigt werden. Aber auch abgesehen hievon 
(die Vergehen ließen sich ja als selbständiger Teil eines Strafgesetzes- 
behandeln) ist eine Teilung der Materie nicht empfehlenswert. Für die 
Kenntnis des Gesetzes ist es vorteilhafter, wenn die strafbaren Hand- 
lungen, welche dieselbe Materie betreffen, im Zusammenhange mit- 
einander abgehandelt werden. Schon aus rein logischen Gesichtspunkten, 
dürfte es nicht zutreffend sein, die Bestimmungen über Diebstahl zu 
zerreißen und von ihm an zwei Stellen des Gesetzes zu handeln, je 
nachdem der Wert des Gestohlenen z. B. fünfzig Kronen übersteigt 
oder nicht. Beide Fälle von Diebstahl unterscheiden sich ja nur quanti- 
tativ von einander. 

Die Benennung der einzelnen strafbaren Handlungen in jedem Tat- 
bestandsparagraphen, als Verbrechen Vergehen oder Übertretung hat in 
den österreichischen Entwürfen, sowie in neueren Gesetzen keine Nach- 
ahmung gefunden. Man läßt diese Worte als angeblich überflüssig 
einfach fort und verfügt: Wer dies oder jenes tut oder unterläßt, wird 
so und so bestraft. Allein eine Bezeichnung des strafbaren Tatbestandes 
ist nicht ganz wertlos. Die Bezeichnung Verbrechen, Vergehen, Über- 
tretung gibt dem Tatbestande erst seine besondere Charakteristik. Es 
ist nicht gleichgültig, ob man den Tatbestand mit einer Strafdrohung 
unmittelbar verbindet, oder durch das Zwischenglied der Charakteristik.. 
Erst durch dieses ist Gelegenheit gegeben, die Schuld als wesentliche 
Voraussetzung der Strafe genügend zu betonen. Ein Strafgesetz, das 
berufen ist, auf denjenigen, dem es kundgemacht wird, einen Eindruck 
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3U machen, kommt seinem Berufe umso eher nach, wenn es Kraft xmd 
Gestalt schon in seiner bloßen Androhung enthalt Nüchtern und 
gehaltlos klingt es, wenn es da heißt: wer das oder jenes wt, wird 
bestraft; ganz anders hört sich das Gesetz an, das da verkündet: wer 
•das oder jenes tut oder unterläßt, ist eines Vergehens schuldig und 
wird so und so bestraft. Das wichtigste, das primäre, ist hier gebührend 
zum Ausdruck gebracht — die Schuld. 

Die Charakteristik eines Deliktes kann auch in der An stanfinden, 
.daß man demselben einen Namen gibt, wie dies im geltenden österrei- 
chischen und anderen Strafgesetzen vielfach der Fall ist. Es spricht 
^on Mord, Diebstahl usw. Eine solche Benennung ist natürlich sehr 
%emfehlenswert, da sie das geschriebene Recht den Volksbegriffen anpaßt. 
Natürlich ist eine solche Benennung nicht bei allen Delikten empfehlens- 
wert, weil ein Strafgesetz viele Tatbestände aufstellen muß, für welche 
eine derart einfache Terminologie nicht existiert, die Konstruktion kom- 
plizierter Benennungen aber das Verständnis jedes Gesetzes erschwert. 

Betreffend den Inhalt der einzelnen Paragraphe, so dt)rfte es sich 
empfehlen, denselben stets zu einem selbständigen Ganzen zu gestalten, 
d. h. ihn nicht von einem anderen so abhängig zu machen, daß jener 
eicht ohne diesen verstanden werden kann. Ausnahmen von dieser 
Regel erscheinen bei jenen Bestimmungen zulässig, welche bloß die 
Strafsanktion enthalten, z. B. »die Strafe dieser Übertretung ist Arrest 
von einem bis zu drei Monaten.« Auch die oft notwendige Zitierung 
eines Paragraphen durch einen anderen erweist sich als notwendige 
Ausnahme des erwähnten Postulates. Unzulässig erscheint aber eine 
Formulierung, wie sie den Unzuchtsverbrechen der SS 129 bis 132 St.G. 
gegeben ist. Die Paragraphe bilden ein Ganzes, auch in grammatischer 
Hinsicht) die einzelnen Paragraphe erscheinen ganz imselbständig. 
Wenn schon, wofür kaum eine Notwendigkeit besteht, die genannten 
Tatbestände miteinander zu einem Ganzen veremigt werden sollen, so 
kann dies leicht in der Art geschehen, daß man sagt: 

S 129. Als Verbrechen werden auch nachstehende Arten der Un- 
zucht bestraft: 

I. Unzucht wider die Natur, das ist 

a) mit Tieren, 

b) mit Personen desselben Geschlechtes. 

n. Blutschande, welche zwischen Verwandten in auf- und ab- 
steigender Linie, ihre Verwandtschaft mag von ehelicher oder unehe- 
licher Geburt herrühren, begangen wird. 
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HI. VerAÜbrungy wodurch jemand ebe seiner Aufsteht oder Er- 
zidiung oder seinem Unterrichte anvertraute Person zur Begehung oder 
Duldung einer unzUchtigen Handlung verleitet. 

IV. Kuppelei, wofern dadurch eine unschuldige Person verführt 
wurde, oder wenn sich Eltern, Vormünder, Erzieher oder Lehrer, 
derselben gegen ihre Kinder, MUndel, oder die ihnen zur Erziehung 
oder zum Unterrichte anvertrauten Personen schuldig machen. 

$ 130. Die Strafe ist im Falle I Kerker von einem bis fünf Jahren; 
wenn sich aber im Falle der lit b eines der im S 125 erwähnten Mittel 
bedient wurde, so ist die Strafe von fünf bis zu zehn Jahren, und 
wenn einer der Umstände des S 126 eintritt, auch die don bestimmte 
Strafe zu verhängen; im Falle II Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre, im Falle III und IV schwerer Kerker von einem bis zu fllnf 
Jahren. 

Die Voranstellung der Tatbestandsdefinition vor der Sanktion ist 
eine logische Notwendigkeit Daher muß es als ein technischer Fehler 
eines Gesetzes vermieden werden, ähnliche Anordnungen zu treffen, 
wie sie das Strafgesetz gel^entUch getroffen hat. In § 125 wird das 
Verbrechen definiert, im S 126 wird die Strafe angedroht, im S 127 
werden weitere Fälle dieses Verbrechens angeführt. Der gesetzliche 
Tatbestand erscheint geradezu in zwei Teile zerrissen, wie wenn es 
dem Gesetzgeber, nachdem er die Strafe festgesetzt hatte, eingefallen 
wäre, daß er noch andere Fälle in den Tatbestand aufnehmen müsse, 
die er vergessen hatte. 

Eine auffallende Erscheinung in technischer Hinsicht ist die sowohl 
im Strafgesetze, als in anderen Gesetzen vorkommende Klausel der 
schwereren Strafbarkeit. Diese Klausel soll verhindern, daß die Be« 
Stimmung, der sie angefügt ist, ausschließlich oder auch in Anwendung 
komme, wenn nach den sonstigen Bestimmungen eine strengere Strafe 
in Anwendung kommen könnte. Eine solche sich wiederholende Klausel 
erscheint nicht zutreffend, sie macht die einzelne Strafdrohung schwer- 
fällig und ist in der sporadischen Verwendung, wie sie sich im geltenden 
Rechte findet, gar nicht hineichend, also nicht einmal eine halbe Maß- 
regel. Daß dort, wo der Gesetzgeber die Bestrafung nur nach der 
strengeren Strafdrohung für richtig hält, auch nur diese zur Anwendung 
komme, nicht aber auch oder nur die mildere, muß in allgemeinen 
Vorschriften zum Ausdruck kommen. 

Erläuterungen, welche auf mehrere der im Laufe eines Gesetzes 
vorkommenden Paragraphe in gleichem Maße anwendbar sind, sollen 
den eigentlichen Bestimmungen, d, i, den Strafdrohngen vorangestellt 
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werden. Solche Erläuterungen finden sich auch im neuen norwegischen 
Strafgesetze in den »einleitenden Bestimmungen« vorangestellt, während 
dies weder im neuen russischen Strafgesetze, noch in den österreichischen 
und schweizerischen Entwürfen der Fall ist Der- Vorteil einer Zu- 
sammenfassung derartiger Erläuterungen ist natürlich ein rein technischer 
und kein juristischer xmd besteht darin, daß zahlreiche Verweisungen 
erspart bleiben. Der Begriff der Öffentlichkeit wird z. B. in einem der 
österreichischen Entwtlrfe im $ 91, Z. 2 definiert, also gelegentlich der 
Begriffsbestimmung des Hochverrates. Überall, wo dieser Entwurf den 
Begriff »öffentlich« verwendet, wird auf S 91, Z. 2 verwiesen. Die 
Verweisungen sind nur deshalb notwendig, weil sonst die Vermutung 
möglich wäre, es gelte der im S 91, Z. 2 definierte Begriff der Öffent- 
lichkeit nur für dieses eine Verbrechen, nicht aber allgemein. Die Vor- 
anstellung einer besonderen Definition der Öffentlichkeit erweist sich 
demgegenüber doch wohl als besser. Dasselbe gilt von anderen Be- 
griffsbestimmungen. 
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Entwurf eines Gesetzes 

betreffend 

die Einführung eines Stra%esetzes über Verbrechen, Ver- 
gehen und Übertretungen. 



Art L 
Außer Wirksamkeit treten: 

1. Das Strafgesetz über Verbrechen, Vergehen und Übertretungen 
vom 27. Mai 1852, R.-G.-Bi. Nr. 117. 

2. Das Gesetz vom 15. November 1867, R.-G.-B1. Nr. 131, wo- 
durch mehrere Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes und anderer 
damit im Zusammenhange stehenden Anordnungen abgeändert werden. 

3. Das Gesetz vom 17. Dezember 1862, R.-G.-BL Nr. 8 für 1863, 
betreffend einige Ergänzungen des allgemeinen und des Militürstraf- 
gesetzes. 

4. Die Bestimmungen der S§ 3, 5, 9, 11, 17, 18, 21, 22, 23, 24, 
25, 27, 28, 34, 36 und 40 des Preßgesetzes vom 17. Dezember 1862, 
R.-G.-B1. Nr. 6 für 1863, insoweit sie strafrechtlichen Inhaltes sind. 

5. Die in Gemäßheit des Art. III des Gesetzes vom 1 5. Oktober 1868, 
R.-G.-B1. Nr. 142, wodurch mehrere Bestimmungen des Preßgesetzes und 
des Gesetzes über das Strafverfahren in Preßsachen vom 1 7. Dezember 1 862, 
R.-G.B1. Nr. 6 und 7 für 1863 abgeändert werden, an die Stelle der 
SS 29 bis 33 des Prefigesetzes vom 17. Dezember 1862, R,-G.-Bl. Nr. 6 
für 1863 getretenen Bestimmungen. 
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6. Die Bestimmung des S i, letzter Absatz des Gesetzes vom 
9. Juli 1894, R.-G.-B1. Nr. 161, womit Bestimmungen des Preßgesetzes 
vom 17. Dezember 1862, R.-G.-B1. Nr. 6 für 1863 und der Strafjprozeß- 
ordnung vom 23. Mai 1873, R.-G.-B1. Nr. 119, teils aufgehoben, teils 
abgeändert werden. 

7. Das Patent vom 21. Mai 1805, J.-G.-S. Nr. 731. 

8. Die Bestimmungen der SS 13, 28 bis 48 des kaiserl. Patentes vom 
24.. Oktober 1852, R.-G.-B1. Nr. 223, betreffend die Bestimmungen über 
die Erzeugung, den Verkehr und den Besitz von Waffen und Munitions« 
gegenständen, dann das Waffentragen. 

9. Die Bestimmungen der Art. 7 bis 10 des kaiserL Patentes vom 
18. Jänner 1818. 

10. Die Bestimmungen des S 36 des Gesetzes vom 15. Nov. 1867, 
R.-G.-B1. Nr. 134, über das Vereinsrecht. 

11. Die Bestimmungen des S 19 des Gesetzes vom 15. Nov. 1867, 
R.-G.-B1. Nr. 135, über das Versammlungsrecht 

12. Die Bestimmungen der SS i und 3 des Gesetzes vom 6. April 1870 
R.-G.-B1. Nr. 142, zum Schutze des Brief- und Schriftengeheimnisses 

13. Die Bestimmung des S 3 des Gesetzes vom 7. April 1870, 
R.-G.-B1. Nr. 43, wodurch unter Aufhebung der SS 479, 480 und 481 
des allgemeinen Strafgesetzes in betreff der Verabredungen der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer zur Erzwingung von Arbeitsbedingungen, und 
von Gewerbsleuten zur Erhöhung des Preises einer Ware zum Nach- 
teile des Publikums besondere Bestimmungen erlassen werden. 

14. Die Bestimmungen der SS 35, 88 und 89 des Gesetzes vom 
9. April 1873, R.-G,-Bl. Nr. 70, über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften, insoferne sie straft'echtlichen Inhaltes sind. 

15. Das Gesetz vom 10. Mai 1873, R.-G.-BL Nr. 108, womit 
polizeistrafrechtliche Bestimmungen wider Arbeitsscheue und Land- 
streicher erlassen werden. 

16. Das Gesetz vom 24. Mai 1885, R.-G.-B1. Nr. 89, womit straf- 
rechtliche Bestimmungen in betreff der Zulässigkeit der Anhaltung in 
Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalten getroffen werden. 

17. Die Bestimmungen der SS 6 bis 16 des Gesetzes v. 24. Mai 1885, 
R.-G.-B1. Nr. 90 betreffend die Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten, 

18. Das Gesetz vom 19. Juli 1877, R.-G.-B1. Nr. 67, womit Be- 
stimmungen zur Hintanhaltung der Trunkenheit getroffen werden. 
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19. Die Bestimmung des Art. 94 des Gesetzes vom 27. Juni 1878, 
R.-G.-B1. Nr. 66. 

20. Die Bestimmung des § 12 des 3. Teiles der kais. Verordnung 
vom 21. September 1899, R.-G.-BL Nr. 176, betrejßfend das wirtschaft- 
liche VerhHlmis zu den Ländern der ungarischen Krone, die gänzliche 
Eanlösung der Staatsnoten, die Einführung der Kronenwährung als 
Landeswährung, die Verlängerung des Privilegiums der österr.-ung. Bank 
und die Ordnung der Schuld von ursprünglich 80 Millionen Gulden 

2 1 . Die Bestimmxmgen der SS 44 bis 50 des Gesetzes vom 29. Februar 
1880, R.-G.-BL Nr. 35, betreffend die Abwehr und Tilgung an- 
steckender Tierkrankheiten. 

22. Die Bestimmungen der SS 38 und 39 des Gesetzes vom 
29. Februar 1880, R.-G.-BL Nr. 37 betreffend die Abwehr und Tilgung 
der Rinderpest in der nach Art. II des Gesetzes vom 24. Mai 1882, 
R.-G.-BL Nr. 5 1 , womit die strafrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes 
vom 29. Februar 1880, R.-G.-B1. Nr. 37 abgeändert werden, veränderten 
Fassung. 

23. Das Gesetz vom 28. Mai 1881, R.-G.-B1. Nr. 47, betreffend 
Abhilfe wider unredliche Vorgänge bei Kreditgeschäften. 

24. Das Gesetz vom 28. Mai 1883, R.-G.-B1. Nr. 78, über straf- 
rechtliche Bestimmungen gegen Vereitelung von Zwangsvollstreckungen. 

25. Die Bestimmung des S 16, Absatz 2 des Gesetzes vom 
17. Juni 1883, R.-G.-B1. Nr. 117, betreffend die Bestellung von Gewerbe- 
inspektoren. 

26. Die Bestimmungen der SS 2 bis 1 3 des Gesetzes vom 27. Mai 1885, 
R.-G,-BL Nr. 134, betreffend Anordnungen gegen den gemeingefähr- 
lichen Gebrauch von Sprengstoffen und die gemeingefährliche Gebarung 
mit denselben. 

27. Das Gesetz vom 30. März 1888, R.-G.-B1. Nr. 4I, womit straf- 
gesetzliche Bestimmungen in betreff der Sicherung der Unterseekabel 
getroffen werden. 

28. Die Bestimmungen der SS 35» 44 bis 49, 65 bis 70 des Art. II 
sowie Punkt 8 des Art. III des Gesetzes vom 11. April i889,R,-G.-BL Nr.41 
betreffend die Einführung eines neuen Wehrgesetzes, soweit dieselben 
straft-echtlichen Inhaltes sind. 

29. Das Gesetz vom 28. Juni 1890, R.-G.-B1. Nr. 137, über die 
Bestrafung der Nichtbefolgung eines Militäreinberufungsbefehles und der 
Verleitung hiezu. 
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30. Die Bestimmungen der SS 23 bis 31 des Gesetzes vom 6. Jänner 
1 890, R.-G.-B1. Nr. 1 9, betreffend den Markenschutz. 

3 1 . Die Bestimmungen der SS 5 1 bis 5 9 des Gesetzes vom 26. Dez, 1 89 5, 
R.-G.-BI. Nr. 197, betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur, 
Kunst und Photographie. 

32. Die Bestimmungen der SS 239 bis 261 des Gesetzes vom 
25. Oktober 1896, R.-G.-Bl. Nr. 220, betreffend die direkten Personal- 
Steuern. 

33. Das Gesetz vom 21. Jänner 1897, R-G.-BL Nr. 27, womit 
strafrechtliche Bestimmungen in bezug auf das Betreiben von Aus- 
wanderungsgeschäften erlassen werden. 

34. Die Bestimmungen der SS 95, 97, 99 bis 113 des Gesetzes 
vom II. Jänner 1897, R.-G.-BI. Nr. 30, betreffend den Schutz von Er- 
findungen (Patentgesetz). 

3 5. Die Bestimmungen der SS 9 bis 2 3 des Gesetzes vom 1 6. Jänner 1 896, 
R.-G.-B1. Nr. 89 für 1897, betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln 
'und einigen Gebrauchsgegenständen. 

36. Die Bestimmungen der SS I5 bis 18 des Gesetzes vom 
25. Oktober 1901, R.-G.-B1. Nr. 26 für 1902, betreffend den Verkehr 
mit Butter, Käse^ Butterschmalz, Schweineschmalz und deren Ersatz- 
mitteln. 

37. Die Bestimmungen der SS 17 bis 22 des Gesetzes vom 
4. Jänner I903, R.-G.-Bl. Nr. 10, mit welchem einige abändernde und 
ergänzende Bestimmungen zu dem Gesetze vom I, April i875,R.-G.-BLNr.67, 
betreffend die Organisierung der Börsen erlassen werden. 

38. Die kaiserl. Verordnung vom 20. April 1854, R.-G.-B1. Nr. 96, 
wodurch eine Vorschrift für die Vollstreckung der Verfügungen und Er- 
kenntnisse der landesfürstlichen politischen und polizeilichen Behörden 
erlassen wird. 

39. Die Bestimmungen der SS 44 bis 48 und 59 bis 69 des 
kaiserl. Patentes vom 3. Dezember 1852, R.-G.-Bl. Nr. 250, wirksam 
für die Kronländer Österreich unter und ob der Enns, Salzburg, 
Steiermark, Kärnten, Krain, Görz, Gradiska, Istrien, Triest, Tirol und 
Vorarlberg, Böhmen, Mähren, Schlesien, Galizien mit Krakau imd die 
Bukowina, wodurch für diese Kronländer ein neues Forstgesetz eiiassen 
und vom i. Jänner 1853 angefangen in Wirksamkeit gesetzt wird. 

40. Die Bestimmung des S 24, Absatz 3 und 4 des Gesetzes vom 
22. Mai 1905, R.-G.-B1. Nr. 86, betreffend den Militärvorspann im Frieden. 
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41. Die Bestimmung des S t6 des Gesetzes vom 7.Sq)tember 1905, 
R.-G.-BL Nr. 163^ betreffend die Abwehr und Tilgung der Schweine- 
pest (Schweineseuche). 

42. Die Bestimmungen der $S 121 bis 126 des Gesetzes vom 
6. März 1906, R.-G.-B1. Nr. 58, über Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung. 

43. Die in sonstigen Gesetzen, Verordnungen, Erlassen, Hofdekreten 
oder in Vorschriften welches Namens immer enthaltenen strafrechtlichen 
Bestimmungen mit Ausnahme derjenigen^ welche 

1. fllr die der Jurisdiktion der Militärgerichte unterstehenden Per- 
sonen bestehen, 

2. in Disziplinar- Vorschriften gegründet sind oder Ordnungsstrafen 
enthalten, 

3. durch die Gefällsgerichte in Anwendung gebracht werden. 

Art. n. 
Das Recht, den Verfall von Gegenständen auszusprechen, wird 
dmch Art. I, Z. 43, nicht berührt. 

Art. III. 
An Stelle der durch Art I aufgehobenen strafrechtlichen Bestim- 
mungen trin das folgende Strafgesetz über Verbrechen, Vergehen und 
Übenretungen. 

Art. IV. 

Der Art VI des Gesetzes vom 23. Mai 1873, R.-G.-B1. Nr. 119, 
betreffend die Einführung einer Strafprozeßordnung erhält folgenden 
Wortlaut: 

Vor die Geschwomengerichte gehön die Hauptverhandlung über 
alle Anklagen: 

a) wegen der durch den Inhalt einer Druckschrift verübten Ver- 
brechen und Vergehen ; 

b) wegen nachbenannter Verbrechen und Vergehen. 

1. Hochverrat {$$ 100 — 102). 

2. Ausspähung (SS 103 u. 104]. 

3. Aufstand (SS 115 — 117). 

4. Aufruhr (SS ilS u. 120). 

5. Nötigung von Amtspersonen (SS 122 u. 125), wenn auf die 
Strafe des S 12^ letztem Absatz zu erkennen ist. 

6. Mißbrauch der Amtsgewalt (SS 127 und 131]. 
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7» Aufforderung zur Begehung von Verbrechen und Vergehen (S 1 44). 

8. Herabwürdigung von Rechtseinrichtungen (S 156). 

9. SprengstofFverbrechen (SS 189 u. 190), 

10. Andere gemeingeföhrliche Verbrechen (SS 191, 192, 195 u. 196). 

11. Sittlichkeitsverbrechen (SS 237 — 246, 253 — 255), wenn auf 

mehr als fünfjährige Kerkerstrafe zu erkennen ist. 

12. Mord (SS 269 — 27I, 273 u. 274). 

13. Totschlag (SS 275 u. 276). 

14. Verleitung zum Selbstmord (SS 278 u. 279) wenn auf mehr 

als fünfjährige Kerkerstrafe zu erkennen ist 

15. Körperverletzung (SS 282 Schlußsatz, 283, 284, 287 Schluß- 

satz, 288 u. 293), sowie wenn nach S 310 auf mehr als 
fünfjährige Kerkerstrafe zu erkennen ist. 

16. Zweikampf (SS 313 Schlußsatz u. 314). 

17. Verleumdung ^SS 424 u. 425). 

Wegen jener Verbrechen, bei welchen nach den vorstehenden Be- 
stimmungen die Zuständigkeit des Geschwornengerichtes nicht eintritt^ 
darf das erkennende Gericht in keinem Falle eine mehr als fünfjährige 
Kerkerstrafe verhängen. 

Art. V. 

Der Art. VIII des zit. Gesetzes erhält folgenden Wortlaut: 
Hinsichtlich der Übertretungen steht das Verfahren den Bezirksge- 
richten zu. 

Art. VI. 

Die in den SS 46 — 50 der Strafprozeßordnung dem Privatankläger 
und dem Privatbeteiligten eingeräumten Befugnisse stehen in Rücksicht 
auf die Verfolgung einer nach den SS 238, 242 — 244, 246, 255, 281 
— 283, 285 — 288 oder 292 oder nach dem XIX. Hauptstücke straf- 
baren Handlung jedem eigenberechtigten Staatsbürger zu. 

Art. VIL 
Absatz 2 u. 3 des S 338 der Strafprozeßordnung entfällt 

Art. VIII. 

Handlungen, welche vor dem Beginn der Wirksamkeit dieses Ge- 
setzes begangen worden sind, sind nach dem bisher geltenden Rechte 
zu beurteilen. Ist dasselbe jedoch in bezug auf diese Handlungen 
strenger, als das gegenwärtige Gesetz, so kommt das letztere zur An- 
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Wendung. Entsteht ein Zweifel, welche Vorschrift die strengere sei, so 
kann das Gericht dem Beschuldigten die Entscheidung anheimstellen. 

Art. IX. 
Bei Verkündung des Urteils und beim Austritt aus der Strafe wegen 
einer nach den SS 238, 242 — 244, 246, 255, 281 — 283, 285 — 288 
oder 292 strafbaren Handlung ist der Verurteilte auf die Bestimmungen 
des S 267, beziehungsweise des S 310 besonders aufmerksam zu machen. 
Das Gleiche gilt in betreff der nach den SS 248, 249, 260, 261 oder 
264 strafbaren Handlungen in Rücksicht auf die Bestimmungen der 
SS 268 und 38 Schlußsatz. 



V. Sterneck, Refoi-m d. östcrr. Strafrechtes. 
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Strafgesetz 

über Verbrechen, Vergehen und Übertretungen. 



Erster Teil. 

I. HauptstUck. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. 

Als Täter im Sinne dieses Gesetzes ist auch derjenige zu ver- 
stehen, der sich einer Unterlassung schuldig macht. 

§ 2. 
Unter Handlungen sind in den HauptstUcken I bis X auch Un- 
terlassungen verstanden. 

§ 3- 
Angehörige im Sinne dieses Gesetzes sind: Verwandte und Ver- 
schwägerte in auf- und absteigender Linie, Geschwister, Geschwister- 
kinder oder noch näher Verwandte, der Ehegatte, seine Geschwister 
und die Ehegatten der Geschwister. 

§4. 
Handlungen, welche einer unbestimmten Menschenmenge leicht 
wahrnehmbar sind, gelten im Sinne dieses Gesetzes als öffentlich be- 
gangen 1). 

') Das geltende Recht definiert den Begriff der Öffentlichkeit nicht. 
Wegen der häufigen Anwendung desselben in jedem Strafgesetze dUrfte es 
sich empfehlen, eine Definition dieses Begriffes zu geben. Dies kann einmal 
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§ 5- 
Unter Sache ist in diesem Gesetze sowohl die bewegliche, als die 
unbewegliche Sache verstanden (§ 293 a. b. G.-B.). 

§ 6. 
Unter Inland sind die im Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder zu verstehen. 



in der Art geschehen, daß man den Begriff des Öffentlichen Ortes definiert 
und jene Handlungen als Öffendich begangen bezeichnet, welche an einem 
öffentlichen Orte stattgefunden haben. Diese Art der Definition scheint je- 
doch, von der Schwierigkeit der Definition des Begriffes des öffentlichen 
Ortes ganz abgesehen, deshalb nicht empfehlenswert, weil es sowohl Falle 
geben kann, die, obwohl an einem öffentlichen Orte sich ereignend, nicht 
den Charakter der Öffentlichkeit an sich tragen, als umgekehrt Fülle, die, 
obwohl sie an einem nicht öffentlichen Orte sich ereigneten, dennoch wie 
öffentlich begangene behandelt werden sollten. Die Stra&e z. B. ist gewiß 
ein öffentlicher Ort. Wenn nun A und B vom Orte G nach D gehen und 
es ist in einem Umkreise von einem Kilometer kein einziger Mensch, so wUre 
es gewiß nicht richtig, einer von A gegen B erhobenen Beschuldigung den 
Charakter einer öffendichen Beschuldigung beimessen zu wollen. Oder A 
und B reisen in einem Eisenbahncoupe, in welchem sich kein anderer Rei- 
sender befindet. Auch in diesem Falle ist wohl ein öffentlicher Ort, nicht 
aber öffenüichkeit der Handlung anzunehmen. In allen FUUen, in welchen 
die Öffentlichkeit von strafrechtlicher Relevanz ist, sind es die Menschen, 
welche durch die öffenüichkeit einer strafbaren Handlung zu dieser in irgend 
einer Beziehung stehen. Es besteht kein Bedürfnis, eine Beleidigung um 
deswillen schwerer zu bestrafen, weil sie auf dem (menschenleeren) Markt- 
platze vorgebracht wurde und nicht z. B. im Wohnzimmer des Beleidigten. 
Das Wesentliche im Begriffe der Öffentlichkeit scheint in der Art der an- 
wesenden Menschenmenge gelegen zu sein. Wenn diese Menschenmenge 
eine bestimmte ist, so erweist sich die Strafbarkeit der vor ihr begangenen 
Handlung geringer. Denn, um bei dem Beispiele zu bleiben, die Möglichkeit, 
die Ungegründetheit der Beleidigung jedem einzelnen der Zeugen nachzu- 
weisen, ist bei bestimmter Menschenmenge leichter gegeben, als bei unbe- 
stimmter. Eine unsittliche Äußerung, die z. B. vor einer geladenen Gesell- 
schaft gemacht wird, ist nicht als öffentlich geschehen zu bezeichnen, mag 
auch die Zahl der Gäste fünfzig betragen. Vielleicht waren die fünfzig 
G9ste geradezu wegen der von ihnen erwarteten unsittlichen Äußerungen 
gekommen. Andererseits besteht, wie schon erwähnt, das Bedürfnis, Hand- 
lungen, auch wenn sie an einem nicht öffentlichen Orte begangen sind, unter 
UmstSinden als öffentlich begangene Handlungen zu betrachten. Jemand ent- 
blößt sich z. B. in einem Hause. Drei Inwohner dieses Hauses gehen zufdl- 
lig an dem betreffenden Individuum vorbei und nehmen Ärgernis. Diese Per- 
sonen sind unschuldig, es sind irgendwelche. Die Rechtsgüterverletzung ist 
genau die gleiche, ob diese drei Personen dem Entblößten auf der Straße 
oder in einem Wohnhause begegnen. Das Wesentliche liegt in der Unbe- 

7* 
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87. 

Unter einem Inländer ist zu verstehen, wer das StaatsbUrgerrecht 
im Inlande besitzt. 

§ 8. 

Wo Rechtsfolgen von einer Verurteilung abhängig sind, ist unter 
dieser stets eine rechtskräftige Verurteilung verstanden. 

§9. 

Unter einem ötTentlichen Amte ist ein scdches zu verstehen, wel- 
ciiem kraft unmittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Auftrages die 
Besorgung von Angelegenheiten des Staates, eines Landes, eines Be- 
zirkes oder einer Gemeinde obliegt. 

§ 10. 
Wenn in den Bestimmungen dieses Gesetzes auf staatliche oder 
kulturelle Einrichtungen Bezug genommen \vird, sind darunter solche 
des Auslandes nur insoferne zu verstehen, als diese Einrichtungen von 
denen des Inlandes nicht glinzlich verschieden sind '). 

II. HauptstUck. 

Geltungsgebiet 

§ II. 

Dieses Gesetz findet Anwendung auf alle im Inland begangenen 
Handlungen. 



stimmtheit der Personen, in deren Gegenwart sich die strafbare Handlung 
ereignete. 

■) Die vorstehende Bestimmung bezweckt, einer ganz mechanischen 
Anwendung des Strafgesetzes in jenen Füllen vorzubeugen, in welchen Straf- 
taten zur Beurteilung gelangen, welche im Auslande begangen wurden. So 
weit Straftaten gegen das Leben oder die körperliche Integrität in Betracht 
kommen und in zahlreichen anderen Füllen wird die Anwendung des Straf- 
gesetzes auf die erwähnten Straftaten keinen Bedenken begegnen. Anders, 
wenn es sich um solche Straftaten handelt, deren Objekt eine Person be- 
stimmter gesellschaftlicher Stellung oder, vielleicht richtiger, deren Objekt 
diese Stellung selbst ist. Wer beispielsweise einen beamteten Würdenträger 
eines wilden \'olkes zu einer Amtshandlung nötigt, begeht biedurch nicht 
unbedingt eine strafbare Handlung. Ebenso können jene Bestimmungen des 
Strafgesetzes, welche sich auf bestimmte andere Stände (Notare, Advokaten, 
Ärzte u. s. f.) beziehen, nicht unbedingt auf Straftaten im Auslande ange- 
wendet werden, sondern nur, wenn die bezüglichen Einrichtungen des Aus- 
landes diesfalls von den inländischen nicht allzusehr differieren. 
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§ 12. 

Auf im Auslande begangene Handlungen findet dieses Gesetz An- 
wendung, wenn die Handlungen nach diesem Gesetze Verbrechen oder 
Vergehen sind und die Auslieferung nicht auf Grund eines vor der 
Tat geschlossenen Vertrages vom Auslande begehrt wird^). 

III. Hauptstück. 

Strafen. 

§ 13. 

Die Strafe des Verbrechens ist der Tod des Verbrechers oder 
dessen Anhaltung im Kerker. 

§ 14- 
Die Strafe des Vergehens ist Arrest oder Arrest in Verbindung 
mit Geldstrafe. 

§ 15. 

Die Stiafe der Übertretung ist Arrest oder Geldstrafe. 

§ 16. 
Die Todesstrafe wird mit dem Strange vollzogen. 

§ 17- 
Die zur Kerkerstrate Verurteilten werden in den für dieselben 
bestimmten Anstalten verwahrt, erhalten eine gleichförmige Sträflings- 
kleidung und werden auf die von der Anstalt gebotene Nahrung und 
Lagerstätte beschränkt. 



Übertretungen, welche im Auslände begangen worden sind, werden 
nach der vorstehenden Bestimmung im Inlande nicht verfolgt. Es dürfte sich 
diese Bestimmung einerseits durch die Geringfügigkeit der betreffenden De- 
likte, andererseits durch die Schwierigkeiten rechtfertigen, welche naturgem'd& 
mit dem Verfahren wegen im Auslande begangener Handlungen verbunden 
zu sein pflegen. Was die Nationalität des Delinquenten betrifft, so ist die- 
selbe weder in der vorstehenden, noch in der Bestimmung des § 1 1 berück- 
sichtigt. Es würde darnach kein Hindernis im Wege stehen, daC> eventuell 
auch ein Inländer an das Ausland ausgeliefert werde, wenn solches in einem 
Ausliefern ngs vertrage begründet erschiene. Eine solche Auslieferung wider- 
spricht auch nicht der Billigkeit. Denn einerseits sollen doch Staats vertrage 
dieser Art nur mit solchen Staaten abgeschlossen werden, deren Rechtscin- 
richtungen tür eine objektive Beurteilung der Straftat hinreichende Garantien 
bieten, andererseits hat sich ja der Inländer freiwillig auf fremdes Gebiet be- 
geben, oder aber weil er sein Recht auf das Inland verwirkt hat (§ 33). 
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§ i8. 
Sie sind zu den eingeführten Arbeiten anzuhalten und können 
unter Beaufsichtigung auch zu Arbeiten außerhalb der Strafanstalt ver- 
wendet, müssen aber hiebei von anderen Personen tunlichst ferngehal- 
ten werden. 

§ 19- 
Die Arreststrafe wird in den Gerichtsgefängnissen vollstreckt und 
besteht in einfacher Freiheitsentziehung. 

§ 20. 
Geldstrafen fließen in den Armenfond des Ortes, an welchem das 
verurteilende Gericht seinen Sitz hat *). 



') Über die zweckentsprechendste Verwendung der Geldstrafen sind die 
Meinungen geteilt. Die Verwendung fUr Zwecke der Armenpflege ist von 
verschiedener Seite angegriffen worden. Man führt an, daß die Armenpflege 
eine Aufgabe der Verwaltung sei, für welche unbedingt Vorsorge getroffen 
werden müsse, die Beschaff'ung der nötigen Geldmittel dürfe nicht von der 
Straffölligkeit abhangig gemacht werden, sondern sei eine öffentliche Aus- 
gabe wie jede andere, es liege kein Grund vor, gerade diese eine aus der- 
artigen Geldern zu bestreiten. Es wird vorgeschlagen, die Strafgelder zur Er- 
richtung und Erhaltung von Anstalten für Strafentlassene zu verwenden. Die 
Fürsorge fllr die Sträflinge, namentlich jene erzieherische durch Zwangs - 
arbeits- und Besserungsanstalten, sei zwar auch eine unbedingte Pflicht der 
Verwaltung, allein es bestehe zwischen den Strafgeldern und diesen Anstalten 
eine gewisse Beziehung, indem jene zum Teil von einstigen oder künftigen 
Zöglingen dieser entrichtet würden. Diesem Standpunkte kann allerdings 
eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden, allein es ließen sich 
auch noch andere Arten der Verwendung anführen, die mit der Natur dieser 
Gelder als Strafgelder in Beziehung stehen. Da wäre wohl der Gedanke 
naheliegend, aus all diesen Geldern einen Fond zu bilden, mit der Bestimmung, 
alle jene schadlos zu halten, die durch eine strafbare Handlung in Mideiden- 
schaft gezogen worden sind, ohne daß von dem Täter in concreto »voUe 
Genugtuung« im zivilrech tUchen Sinne zu erlangen war, sei es, weil man 
seiner nicht habhaft werden konnte, sei es, weil er vermögenslos war. 
Vom Standpunkte der Billigkeit könnte dagegen kaum etwas eingewendet 
werden, daß die Übeltäter gewißermaßen solidarisch haften für den von ein- 
zelnen von ihnen dritten Personen zugefügten Schaden. 

Jedoch auch die allgemein übliche Verwendung der Strafgelder zu 
Zwecken der Armenverwaltung hat ihre Berechtigung. Die Verpflichtung der 
Gesellschaft zu einer ausreichenden Versorgung und Unterstützung der Armen 
ist nicht allgemein anerkannt, diese daher auf andere Mittel, als die Öffent- 
lichen Steuern, zum großen Teile geradezu angewiesen. Solche Mittel sind 
die zahlreichen Unternehmungen der öffentlichen und privaten Wohltätigkeit. 
Wenn der Staat die Strafgelder, auf welche er von vorneherein keinen An- 
spruch hat und welche hicmit sozusagen außerordentliche Einnahmen sind» 
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§ 21. 
Die Kerkerstrafe kann verschärft werden: 

1. Durch Fasten, welches in Beschränkung auf Wasser und Brod 
zu bestehen hat und wöchentlich nicht öfter als zweimal in 
Anwendung kommen darf; 

2. durch hartes Lager auf Brettern, welches wöchentlich nicht 
öfter als zweimal in Anwendung kommen darf; 

3. durch einsame Absperrung in dunkler Zelle, welche jedoch 
ununterbrochen nicht über 24 Stunden und dann erst nach 
einem Zeiträume von einer Woche wieder stattfinden darf*). 

§ 22. 

Die Strafschärfungen des § 21 dUrfen nur in den vom Gesetze 
angeführten Fällen angewendet werden. 

Der gleichen Beschränkung unterliegen die in § 23, Z. i, 2, 4 
bis 8 enthaltenen Maßnahmen. 

§ 23. 
Besondere Maßnahmen, auf welche erkannt werden kann, sind: 

1. Die Aberkennung öffentlicher Ämter; 

2. der Verlust bestimmter Rechte; 

3. die Einziehung von Gegenständen; 

4. die Bekanntmachung des Urteils; 

5. die Abschaffung; 

6. die körperliche Züchtigung; 

7. die Stellung unter Polizeiaufsicht; 

8. die Anhaltung in einer Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt 



der Armenpflege zuwendet, so scheint hierin nichts irgendwie Anfechtbares 
zu liegen. 

Die Anhaltung des Sträflings in Eisen, wie dies im österreichischen 
Strafgesesetze begründet war, ist eine wohl überflüssige und vielen Miß- 
brauchen unterworfene Maßregel. Die drei angeführten Verschürfungsmittel 
erweisen sich als ganz genügend. Anders steht es mit denjenigen Maßnahmen, 
welche gegenüber exzessiven Gefangenen eventuell notwendig werden können. 
In Fällen dieser Art wird von einer Fesselung des Gefangenen kaum Um- 
gang, genommen werden können. Eine solche hat aber nicht den Charakter 
einer Strafe, sondern bloß einer Gewaltmaßregel, wie etwa die Fesselung 
eines Geisteskranken. Die gesetzliche Zulässigkeit einer derartigen Maßregel 
ergibt sich aus allgemeinen Grundsätzen (Notwehr, Notstand), bedarf daher 
keiner Aufnahme in das Strafgesetz. Ihre Regelung müssen derartige Normen 
in den Disziplinarvorschriften über die Gefangenen finden. 
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§ 24. 
Die Aberkennung öffentlicher Ämter hat den Verlust derselben, 
sowie die Unfähigkeit, ein öffentliches Amt zu erlangen, zur Folge. 

§ 25. 
Die Aberkennung öffefitlicher Ämter ist mit jeder Verurteilung 
wegen eines Verbrechens, sowie mit der Verurteilung wegen der nach 
den §§ 248, 249, 237, 258, 260, 264, 333, 35Q, 362, 363, 371, 387, 
416, 417, 420, 421, 434, 436, 437 strafbaren Vergehen und Über- 
tretungen verbunden. 

§ 26. 
Die Unfähigkeit, ein öffentliches Amt zu erlangen, ist im Falle der 
Verurteilung zu zehnjähriger Kerkerstrafe, sowie bei strengerer Verurtei- 
lung lebenslänglich, in den übrigen Fällen von zweimal so langer Dauer 
als die Strafzeit. 

§ 27. 
Der Verlust bestimmter Rechte umfaßt: 

1. den Verlust aller in- und ausländischen Orden, Zivil- und 
Militär- Ehrenzeichen ; 

2. den Verlust aller öffentlichen Titel, akademischen Grade und 
Würden; 

3. den Verlust der Stellung eines Advokaten, Notars, Arztes, Tier- 
arztes, Apothekers, einer Hebamme, eines Geistlichen oder Vor- 
stehers einer Religionsgesellschaft, eines Angestellten an einer 
öffentlichen Unterrichts- oder Erziehungsanstalt; 

4. den Verlust aller auf die Pensionsvorschriften gegründeten Pen- 
sionen, Provisionen, Erziehungsbeiträge oder sonstigen Bezüge, 
sowie aller Gnadengaben. 

§ 28. 
Der Verlust von Rechten {§ 27) ist mit jeder Verurteilung wegen 
eines Verbrechens, sowie mit der Verurteilung wegen der nach den 
§§ 333j 359> 362, 363, 371, 387, 416, 420, 421 straf baren Vergehen 
und Übenretungen verbunden. 

§ 29. 
Außerdem bleiben diejenigen Bestimmungen der bürgerlichen, po- 
litischen und kirchlichen Vorschriften aufrecht, welche mit der Verur- 
teilung zu einer Freiheitsstrafe noch anderweitige nachteilige Folgen 
verknüpfen. 
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§ 30- 
Die Einziehung von Gegenstanden, welche als Mittel zur Ver- 
ilbung einer strafbaren Handlung benutzt worden sind, kann verfügt 
werden, wenn sie einem an ihr Beteiligten gehören. 

§ 31- 
Gegenstände, deren Besitz wegen ihrer gesundheits- oder sicher- 
heitsgefährlichen Eigenschaften gar nicht oder nur unter bestimmten 
Bedingungen gestattet ist, können eingezogen werden, wenn es dem 
öffentlichen Interesse zu entsprechen scheint, gleichgültig, wem sie ge- 
hören. 

§ 3^- 
Die Bekanntmachung des Urteils geschieht durch öffentlichen An- 
schlag oder durch Aufnahme in mehrere Zeitungen. Die Bekannt- 
machung muß den Namen, Stand und sonstige, die Person des Täters 
charakterisierende Mitteilungen enthalten, sowie den Tatbestand und die 
Angabe der Strafe. Die Person des durch die Tat Verletzten ist nur 
mit seiner Zustimmung anzugeben. Die Bekanntmachung des Urteils 
kann bei jedem Verbrechen angewendet werden. Bei Vergehen und 
Übertretungen nur im Falle besonderer Androhung im Gesetz*). 

§ 33- 
Die Abschaffung erstreckt sich auf das Gebiet eines Kronlandes oder 
auf sämtliche Kronländer. Die Abschaffung eines Ausländers muß sich 
auf sämtliche Kronländer erstrecken. Die Abschaffung eines in dem- 
selben Verbrechen Rückfälligen ist zulässig, auch wenn das in Anwen- 
dung kommende Gesetz ihrer nicht Erwähnung tut. 

§ 34. 

Die körperliche Züchtigung kommt nur gegen Personen männlichen 
Geschlechtes im Alter von fünfeehn bis dreißig Jahren zur Anwendung. 
Sie besteht in mindestens fünf und höchstens zwanzig Stockstreichen, 
darf nicht öffentlich und nur in Gegenwan eines Arztes, der ihre Un- 
bedenklichkeit vom gesundheitlichen Standpunkte ausgesprochen hat, 
vollzogen werden. 

§ 35- 

Durch die Stellung unter Polizeiaufsicht darf derjenige, über welchen 
sie verfügt wird, in seiner persönlichen Freiheit nur insoweit beschränkt 
werden, als es die nachfolgenden Bestimmungen gestatten: 

') Von der Urteilsbekanntmachung haben wir bereits oben S. 33 f. ge- 
handelt. Hier erübrigt nur zu erwähnen, da& das Erfordernis der Zustimmung 
des Verletzten durch naheliegende Rücksichten auf denselben geboten erscheint. 



Digitized by 



Google 



Io6 Strafgesetz über Verbrechen etc. 

1. es kann ihm ein bestimmter Ort zum Aufenthalte angewiesen 
werden ; 

2. er ist verpflichtet, jeden Wechsel seiner Wohnung noch an 
demselben Tage der Sicherheitsbehörde anzuzeigen, auf jedc^ 
malige Aufforderung vor derselben zu erscheinen und über 
seine Beschäftigung, seinen Aufenthalt oder Erwerb, sowie 
über seinen Verkehr mit anderen Personen Auskünfte zu geben ; 

3. die Sicherheitsbehörde kann ihm auch die Verpflichtung auf- 
erlegen, sich in bestimmten Fristen bei ihr persönlich zu 
melden, sie kann ihm untersagen, an bestimmten Versamm- 
lungen teilzunehmen, gewisse Räumlichkeiten zu besuchen und 
zur Nachtzeit und zur Zeit eines außerordendichen Zusammen- 
strömens von Menschen ohne zwingenden Grund seine Woh- 
nung zu verlassen; 

4. es darf bei ihm zum Zwecke der polizeilichen AufiMcht jeder- 
zeit eme Haus- oder Personsdurchsuchung vorgenommen werden. 

Die in diesem Paragraphen bezeichneten Maßnahmen sind jedoch 
nur insoweit, als sie durch die Umstände geboten erscheinen und stets 
mit tunlichster Schonung des Rufes und Erwerbes der zu überwachen-' 
den Person in Anwendung zu bringen, und wenn ihre Notwendigkeit 
entfällt, sofort aufzuheben. 

§ 36. 

Die Stellung unter Polizeiaufisicht kann bei Bestrafung wegen der 
Verbrechen des XL, XIIL, XVI., XVIIL, XX.— XXIV. Hauptstückes und 
muß bei abermaliger Bestrafung wegen der Übertretung des § 260 
verhängt werden. 

§ 37. 

Die Dauer der Polizeiaufsicht beträgt fünf Jahre. 

§ 38. 

Die Abgabe in eine Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt kann 
wegen der Verbrechen des XL— XIIL, XVL, XVIIL, XX.— XXIV. Haupt- 
stückes verfügt werden. 

Bei einer zweiten Verurteilung wegen eines wenn auch verschie- 
denen Verbrechens des XVL oder XVIIL HauptstUckes oder nach den 
§§ 248, 249, 260 und 264 ist stets auf Zwangsarbeits- oder Besse- 
rungsanstalt im Höchstmaße zu erkennen. 

§ 39. 
Ist der Täter über achtzehn Jahre alt, so kann er in keiner Bes- 
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serungsanstalt, ist er unter achtzehn Jahre alt, so kann er in keiner 
Zwangsarbeitsanstalt angehalten werden. 

§ 40. 
Die Anhaltung in einer Zwangsarbeits- oder Besserungsanstalt ist 
stets in einem Ausmaße von einem bis drei Jahren zu verhängen. 

§ 4'- 
Die Dauer der Kerkersirafe ist entweder lebenslänglich oder von 
sechs Monaten bis zu fünfzehn Jahren. 

§ 42. 
Die Dauer der Arreststrafe ist von einem Tage bis zu drei Jahren. 

§ 43- 
Die Geldstrafe beträgt mindestens zehn und höchstens zwölftausend 

Kronen. Im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe wird diese in 
Arrest umgewandelt und hiebei zehn Kronen einem Tage Arrest gleich- 
geachtet, jedoch unter der im § 42 enthaltenen Beschränkung. 

s 44. 

Ist der Täter zu Arrest und Geldstrafe verurteilt worden und diese 
uneinbringlich, so findet keine Umwandlung statt. 



IV. Hauptstück. 

Schuldausschliessungsgründe. 

S 45- 
Handlungen, welche durch ein Gesetz geboten oder erlaubt werden, 
sind ungeachtet ihres Widerspruches mit den Bestimmungen des vor- 
stehenden Gesetzes straflos'). 

S 46. 
Die Bestrafung des Täters hat seine Schuld zur Voraussetzung. 

s 47. 

Ist eine Handlung nicht vorslitzlich begangen, so ist sie kein Ver- 
brechen. 



Die Aufnahme dieser Bestimmung in das Strafgesetz rechtfertigt sich 
aus theoretischen Grlinden. Da es nUmlich unter den RechtsgUterverletzungen 
zahlreiche gibt, welchen eine privilegierte Stellung zukommt, indem sie teils 
durch Gesetze erlaubt, teils geradezu angeordnet werden, so besteht zwischen 
diesen Gesetzen und dem Strafgesetze ein Widerspruch ; ihn zu beseitigen ist 
die Aufgabe des Paragraphen. 



Digitized by 



Google 



I08 Strafgesetz über Verbrechen etc. 

Der Vorsatz des Täters muß alle im Gesetze angeführten Umstände 
umfassen. 

Die Verantwortlichkeit für schwerere oder andere Erfolge, als welche 
beabsichtigt warei, wird hiedurch nicht ausgeschlossen. 

Inwieweit diesfalls Ausnahmen statthaben sollen, bestimmt das 
Gesetz im einzelnen Falle. 

S 48. 
Ein Vergehen oder eine Übertretung gilt als verschuldet, auch 
wenn aus Fahrlässigkeit begangen, es sei denn das Gegenteil ausdrücklich 
bestimmt oder unzweideutig vorausgesetzt. 

s 49. 

Auf jene Handlungen, welche nur bei vorsätzlicher Begehung als 
Vergehen oder Übertretung bestraft werden, findet § 47 zweiter Absatz 
Anwendung. 

S 50. 

Folgende Umstände schließen die Schuld des Täters aus: 

1. wenn er zur Zeit der Handlung noch nicht vierzehn Jahre 
alt war; 

2. wenn er zur Zeit der Handlung wegen Geisteskrankheit, Be- 
wußtlosigkeit oder krankhafter Entwicklung oder Störung der Geistes- 
kräfte unzurechnungsfähig war. Hat sich der Täter eigens in den Zu- 
stand der Unzurechnungsfähigkeit versetzt oder versetzen lassen, so bleibt 
er schuldig und strafbar; 

3. wenn er die Handlung vornahm, um sein oder eines anderen 
Rechtsgut aus unmittelbar drohender Gefahr zu retten und er aus den 
Umständen schließen konnte, daß der aus ihr drohende Schade im Ver- 
hältnis zu dem Schaden, der durch seine Handlung verursacht werden 
konnte, besonders groß sei; 

4. wenn er in Ausübung gerechter Notwehr handelte. Gerechte 
Notwehr liegt nur dann vor, wenn sich der Täter nur der nötigen Ver- 
teidigung bedient hat, um einen rechtswidrigen Angriff auf seine oder 
eines anderen Person abzuwehren, oder nur aus Bestürzung, Furcht oder 
Schrecken die Grenzen einer solchen Verteidigung überschritten hau Ist 
aber die Überschreitung auch in fahrlässiger Unterlassung einer nach 
den Umständen leicht möglichen Erforschung der Gefährlichkeit der 
Lage des Angegriffenen oder in einer nach den Umständen nicht ge- 
rechtfertigten Wahl eines das Leben des Angreifers gefährdenden Mittels 
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der Abwehr gegründet, so kann eine solche Überschreitung nach den 
SS 213 und 2 14 geahndet werden.^) 

*) Den Gegenstand dieses Paragraphen bilden die allgemeinen Schuld- 
ausschließungsgrllnde. Die hier entschiedenen Fragen sind ziemlich um- 
stritten. Bezüglich der strafrechtlichen Unmündigkeit hat man dem geltenden 
Rechte den Vorwurf gemacht, daß es die Altersgrenze zu tief gezogen habe. 
In den meisten Füllen von Anklagen gegen solche, welche die StrafmUndig- 
keit kaum erreicht haben, fehle denselben die nötige Einsicht, und die Ver- 
urteilung sei daher ungerecht. Es wird darum in Vorschlag gebracht, die 
Grenze der Strafmündigkeit hinaufzuschieben. Andere wieder sind für Be- 
stimmungen analog denen des Reichsstrafgesetzes, nach welchem zwischen 
die absolute Strafunmündigkeit und -Mündigkeit eine relative StrafmUndigkeit 
beziehungsweise -Unmündigkeit eingeschoben erscheint. Bei Delinquenten eines 
gewissen Alters soll die nötige Einsicht oder das Fehlen derselben in jedem 
einzelnen Falle vom Richter festgestellt werden. Da nun aber die Frage, ob 
der Täter in concreto die zur Entstehung einer Strafschuld nötige Einsicht 
besaß oder nicht, eine äußerst subtile ist, erscheint die dem Richter auf- 
gezwungene Notwendigkeit ihrer Beantwortung geeignet, die Gleichmäßigkeit 
der Rechtsprechung zu b einträchtigen. Daß dies aber f\lr die Justiz von 
großem Nachteile ist, ist schon erwähnt worden. Aus diesem Grunde wird 
man besser tun, die Norm des geltenden Rechtes diesfalls beizubehalten. 
Wenn in einzelnen Fällen den jugendlichen Delinquenten das erforderliche 
Maß von Einsicht fehlt, so kann eben die Begnadigung als Ergänzung der 
Justiz eingreifen, wie dies insbesondere im Erlasse des Justizministeriums vom 
25. November 1902 erwähnt wird. Im übrigen aber liefert die Kriminalität 
der Jugendlichen nur allzu oft den Beweis für die Richtigkeit des Satzes: 
malitia suppiet setatem. Verkehrt wäre es deshalb, ein gesetzliches Privi- 
legium für die Jugendlichen zu schaffen und ihnen a priori Straflosigkeit zu- 
zusichern. 

Die Schuldausschließungsgründe des § 2 lit. a — c werden besser zu- 
sammengefaßt. Eine besondere Erwähnung der Berauschung, als die Zu- 
rechnung ausschließender Tatsache, scheint überflüssig zu sein. Sie wird im 
geltenden Gesetze offenbar deshalb besonders angeführt, weil die Berauschung 
eben der häufigste Fall der Unzurechnungsfähigkeit ist. Was die verschiedenen 
Arten der Störungen der Geisteskräfte betrifft, so kann ein Strafgesetz nur 
im Allgemeinen diesen Begriff angeben, nicht aber detaillierte Vorschriften 
dieser Art enthalten. Das Detail ist Sache des Psychiaters. 

Der Begriff des Notstandes ist im geltenden Strafgesetze, will man von 
einer gewaltsamen Interpretation des § 2 lit. g absehen, nicht enthalten. Seine Not - 
wendigkeit ist aber allgemein anerkannt. Die Notstandshandlung kann jedoch mit 
dem Privilegium der Straflosigkeit nur dann ausgestattet werden, wenn sie 
den Grundsätzen der Billigkeit entspricht. Wesentlich ist daher eine relative 
Rechtsgüterbewertung durch denjenigen, der die Notstandshandlung setzt. 
Nur dann ist es gerechtfertigt, sich am Gute des Nächsten zu vergreifen, 
wenn man hiedurch nicht nur vom eigenen Standpunkte, sondern auch vom 
Standpunkte eines unparteiischen Dritten, dem Anderen keinen unverhältnis- 
mäßigen Schaden zugefügt hat. 
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§ 51. 
Wer sich einer Handlung schuldig macht, deren Strafbarkdt er 
nicht kannte, ist nicht strafbar i). 

§ 52. 
Die Bestimmung des S 5 1 findet auf die nach dem XVI. Haupt- 
stUcke strafbaren Handlungen keine Anwendung*). 



Mit dem Begriff des Notstandes ist der der Notwehr verwandt. Ihn 
kennt auch das geltende Strafgesetz. In der vorliegenden Fassung haben 
wir den Notwehrbegriff auf Angriffe auf Personen eingeschränkt. Eine solche 
Einschränkung ist darum möglich, weil Angriffe anderer Art schon infolge 
der Notstandsbestimmung straflos abgewehrt werden können. Freilich ist 
die Notstandshandlung nur in bescheidenem Umfange zulässig. Allein der 
Standpunkt des geltenden Rechtes, nach welchem man die höchsten Rechts- 
gUter des Angreifers nicht zu schonen braucht, wenn dies zur Verhinderung 
des Angriffes notwendig ist, auch wenn es sich um RechtsgUter geringfügiger 
Natur handelt, scheint doch kulturwidrig. Darum empfiehlt es sich, die Not- 
wehr auf jene Fälle einzuschränken, in welchen sich der Angriff auf jemandes 
physische Person richtete. Der Begriff des Notstandes ist also nach unserer 
Ausfuhrung nicht auf unverschuldete Gefährdung beschränkt (im Gegensatze 
zur Doktrin), sondern umfaßt außer diesen Fällen noch jene verbrecherischen 
Angriffes. Notstand ist also auf jeden Angriff, auf jede Gefahr anwendbar. 
Notwehr hingegen ist nur auf rechtswidrige Angriffe und nur auf solche 
gegen die Person des Angegriffenen oder Dritter anwendbar. Wir erhalten 
hiedurch eine gleichmäßige und gerechte Behandlung des RechtsgUterschutzes. 
Den höheren Gütern wird bei rechtswidrigen Angriffen ein erhöhter Schutz 
gewährt gegenüber den geringeren RechtsgUtern. Rechtswidrige Angriffe auf 
die Person rechtfertigen Notwehr, solche auf Anderes bloß Notstand. Das 
geltende Recht macht keinen Unterschied zwischen den einzelnen Rechts- 
gütern in Rücksicht aut das Maß des Schutzes. Einzelne genießen den Schutz 
der erlaubten Notwehr, ardere genießen gar keinen Schutz. Nach unserem 
Vorschlage ist z. B. dem Bedürfnis des soviel diskutierten Schutzes der Ehre 
durch sofortige Reaktion des Angegriffenen Rechnung getragen und gleich- 
zeitig die Unbilligkeit beseitigt, welche darin liegt, daß man den Dieb eventuell 
töten dürfe, um seine Flucht mit der gestohlenen Sache zu verhindern. 

>) Bei den zahlreichen Bestimmungen ganz spezieller Natur, wie sie in 
einem modernen Strafgesetze enthalten sein müssen, ist es möglich, daß je- 
mand eine Vorschrift übertritt, ohne sich dabei der Strafbarkeit bewußt zu 
sein. Darum soll diesfalls der Standpunkt verlassen werden, welchen das 
geltende Strafgesetz in den §§ 3 und 233 einnimmt. 

') Von dem im § 31 aufgestellten Prinzipe muß eine Ausnahme ge- 
macht werden bezüglich der Straftaten des XVI. Hauptstückes. Denn ge- 
rade diese Taten erheischen unseres Erachtens die schärfste Reaktion. Mögen 
auch infolge Unkenntnis der strengen Straf bestimmungen zunächst (ehe das 
Gesetz allgemein bekannt geworden ist) Einige ungerecht verurteilt werden, 
so ist dieses Übel geringer als die Möglichkeit jedermanns, sich auf Gesetzes- 
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V. Hauptstück. 

Versuch. 

§ 53- 

Ist der Täter bei Ausfllhrung einer vorsätzlichen strafbaren Handlung 
soweit gegangen, daß der Eintritt des von ihm gewollten Erfolges von 
ihm für unmittelbar bevorstehend gehalten werden mußte, so liegt Ver- 
such vor. 

Versuch liegt auch dann vor, wenn der Täter den Eintrittt des 
Erfolges zwar nicht unmittelbar, aber ohne sein weiteres Zutun er- 
warten durfte*). 

§ 54- 

Bei einer nur durch Unterlassung bedingten Strafbarkeit ist Ver- 
such erst im Falle des § 53 erster Satz anzunehmen. 

§ 55. 

Die Strafe des Versuches ist (unter Berücksichtigung des § 62, 
Z. i] die gleiche, wie die auf die vollendete strafbare Handlung angedrohte, 
sofeme im folgenden nicht besondere Bestimmungen getroffen werden. 

§ 56. 
Der Tater, der von dem Versuche freiwillig zurücktritt, bleibt straflos. 

§ 57. 
Vorbereitungshandlungen sind straflos, es sei denn das Gegenteil 
ausdrücklich bestimmt; auch in diesen FäUen bewirkt der freiwillige 
Rücktritt Straflosigkeit. 



i/hkenntnis auszureden. Übrigens bietet sich auch hier für einige Zeit und 
besonders krasse Fälle ein Betütigungsgebiet der Begnadigung dar. Wenn 
wir die Ausnahme auf die strafbaren Handlungen des XVI. HauptslUckes 
einschrUnkten, so geschah dies deshalb, weil jene strafbaren Handlungen, bei 
welchen sonst die Entschuldigung der Unwissenheit eingewendet werden 
könnte und welche strenge Reaktion erheischen, so sehr als strafbar allge- 
mein bekannt sind, dafS diese Einrede praktisch kaum vorkommen dürfte. 

*) In dieser Bestimmung wird der subjektiven Theorie des Versuches 
gesetzlicher Ausdruck verliehen. Die Abgrenzung der Versuchs- und Vor- 
bereitungshandlungen von einander gehört zu den umstrittensten Gebieten 
der Doktrin. Wir können hier auf die verschiedenen Ansichten nicht ein- 
gehen. 
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VI. Hauptstück. 

Erschwerende Umstände. 

§ 58. 

Im Allgemeinen ist die Strafbarkeit einer Handlung desto größer, 
je reifer die Übei legung, je geflissentlicher die Vorbereitung, womit die 
strafbare Handlung unternommen wird, je größer der durch dieselbe 
verursachte Schade, oder die mit ihr verbundene Gefahr ist, je weniger 
Vorsicht gegen sie gebraucht werden kann, oder je mehr Pflichten durch 
sie verletzt werden. 

§ 59. 
Besondere Erschwerungsumstände sind: 

1. wenn mehrere strafbare Handlungen begangen worden sind; 

2. wenn der Täter bei Begehung einer strafbaren Handlung vor- 
bestraft war; 

3. wenn der Täter Andere zu strafbaren Handlungen verführt hat; 

4. wenn er der Urheber, Anstifter, Rädelsführer einer von mehreren 
Personen begangenen strafbaren Handlung gewesen ist. 

§ 60. 
Auch ist es ein erschwerender Umstand, wenn der Beschuldigte in 
der Untersuchung den Richter durch Erdichtung falscher Umstände zu 
hintergehen sucht. 



VII. Hauptstück. 

Milderungsumstände. 

§. 61. 

Milderungsumstände, welche auf die Person des Täters Bezug 
haben, sind: 

1. wenn der Täter in einem Alter unter zwanzig Jahren, wenn er 
schwach an Verstand oder seine Erziehung sehr vernachlässigt worden ist; 

2. wenn er vor der strafbaren Handlung eines untadelhaften Wandels 
gewesen ; 

3. wenn er auf Antrieb eines Dritten, aus Furcht, oder Gehorsam 
die strafbare Handlung begangen hat; 
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4. wenn er in einer aus dem gewöhnlichen Menschengefühle ent- 
standenen heftigen Gemütsbewegung sich zu der strafbaren Handlung 
hat hinreißen lassen; 

5. wenn er mehr durch die ihm aus fremder Nachlässigkeit auf- 
gestoßene Gelegenheit zur strafbaren Handlung angelockt worden ist, 
als sich mit vorgefaßter Absicht dazu bestimmt hat; 

6. wenn er von drückender Armut sich zu der strafbaren Handlung 
hat verleiten lassen; 

7. wenn er den verursachten Schaden gutzumachen, oder die weiteren 
üblen Folgen zu verhindern, mit tätigem Eifer sich bestrebt hat; 

8. wenn er, da er leicht entfliehen oder unentdeckt hätte bleiben 
können, sich selbst angegeben; 

9. wenn er andere, verborgen gewesene Täter entdeckt, und zu 
ihrer Einbringung Gelegenheit und Mittel an die Hand gegeben hat; 

10. wenn er wegen der ohne sein Verschulden verlängerten Unter- 
suchung durch längere Zeit verhaftet war. 

§ 62. 
Milderungsumstände in Rücksicht auf die Beschaffenheit der Tat sind : 

1. wenn es bei dem Versuche geblieben ist; 

2. wenn die strafbare Handlung mit freiwilliger Enthaltung von 
Zufügung größeren Schadens, wozu die Gelegenheit offen stand, verübt 
worden; 

3. wenn der aus der strafbaren Handlung entstandene Schade gering 
ist, oder wenn der Beschädigte vollkommenen Ersatz oder Genugtuung 
erhält. 



VIII. Hauptstuck. 

Bestimmung der Strafe. 

§ 63. 

Auf erschwerende und Milderungsumstände ist bei Bemessung der 
Strafe genauestens Rücksicht zu nehmen. Je nach dem Überwiegen der 
einen oder anderen wird die Strafe innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
strenger oder gelinder zu bemessen sein. 

§ 64. 
Inwieweit Milderungsumstände bei Verbrechen, die mit dem Tode 
oder lebenslänglichem Kerker bedroht sind, berücksichtigt werden sollen, 
bestimmt die Strafprozeßordnung. 

T. Sterneck, Reform d. östetr. Strafreclites. 8 
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§ 65. 
Wird der Täter wegen mehrerer strafbarer Handlungen verurteilt, 
von denen wenigstens eine mit Todesstrafe bedroht ist, so kommt diese 
in Anwendung. 

§ 66. 
Wird der Täter außer dem Falle des § 65 wegen mehrerer straf- 
barer Handlungen verurteilt, von denen wenigstens eine mit lebens- 
länglichem Kerker bedroht ist, so wird er mit diesem bestraft. 

§ ^1. 
Wird der Täter außer den beiden vorher genannten Fällen (§§ 65 
und 66) wegen mehrerer strafbarer Handlungen verurteilt, so ist auf 
eine Gesamtstrafe zu erkennen, welche schwerer sein muß, als die 
geringste fUr die am mdsten bedrohte Handlung angedrohte und das 
Höchstmaß derselben nicht um mehr als die Hälfte Überschreiten darf 1). 

§ 68. 
Sind einzelne strafbare Handlungen mit Arrest und Geldstrafe be- 
droht, so sind diese strafbaren Handlungen nur rUcksichtlich der Arrest- 
strafen bei der nach § 67 zu verhängenden Gesamtstrafe zu berück- 
sichtigen. Überdies ist der Täter mit der höchsten Geldstrafe zu be- 
legen, auf welche in den einzelnen Fällen neben der Arreststrafe er- 
kannt worden wäre. 

§ 69. 
Die Vorschrift des § 44 hat auch bei der Gesamtstrafe statt 

§ 70. 
Jede Freiheitsstrafe gilt als schwerer gegenüber jeder Geldstrafe; 
jede Kerkerstrafe gilt als schwerer gegenüber jeder Arreststrafe. 

§ 71. 
Unter den mehreren strafbaren Handlungen ist auch der Fall zu 
verstehen, daß der Täter durch eine Handlung der in verschiedenen 



>) Die Bestimmungen der §§ 34 und 267 St.-G. erscheinen ungerecht 
milde. Nach denselben kann nUmlich auch bei mehrfacher Konkurrenz nur 
auf das Höchstmaß der strengsten Strafe erkannt werden, nicht darüber. In- 
folgedessen kann der Täter, der z. B. ein mit ein- bis fünfjährigem Kerker 
bedrohtes Verbrechen unter so erschwerenden Umständen begangen hat, daß 
er mit fünfjährigem Kerker bestraft werden muß, ohne Risiko strafbare 
Handlungen, die ebenso oder geringer bedroht sind, begehen. Darum er- 
scheint es vom kriminalpolitischen Standpunkte gerechtfertigt, im Konkur- 
renzfalle über das Höchstmaß hinauszugehen. 
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Bestimmungen dieses Gesetzes ausgesprochenen Strafdrohung zuwider- 
gehandek faatM. 

§ 72. 

Mehrere strafbare Handlungen sind nicht anzunehmen, wenn der 
gesetzliche Tatbestand der einen den gesetzlichen Tatbestand einer anderen 
in sich begreift. In diesem Falle wird der Beurteilung der erstere zu- 
grunde gelegt*). 

* 73- 

War der Töter bei Begehung der strafbaren Handlung in einem 
Alter unter zwanzig Jahren, so findet weder die Todes- noch lebens- 
längliche Kerkerstirafe statt. Die Strafe ist in diesem Falle verschärfter 
Kerker von zehn bis fünfzehn Jahren. 

§ 74- 
Bei Verbrechen, für welche die Strafzeit nicht über fünf Jahre be- 
stimmt ist, kann die gesetzliche Dauer selbst unter sechs Monate ver- 
kürzt werden, in dem Falle, daß mehrere und zwar solche Milderungs- 
umstflnde zusammentreffen, welche mit Grund die Besserung des Ver- 
brechers erwarten lassen^]. 



I) Die Erwähnung der Idealkonkurrenz erscheint deshalb notwendig, 
weil sonst die Auffassung möglich wUre, da(^ unter den ervvUhnten »mehre- 
ren Handlungen« bloß die Fälle der Realkonkurrenz gemeint sein könnten. 

>} Tn dem geltenden Strafgesetze findet sich häufig der Passus »inso- 
feme sich darin nicht eine schwerer verpönte Handlung darstellt«. Wir 
haben bereits an anderer Stelle von diesem, Übrigens auch in anderen Ge- 
setzen sich findenden Passus gehandelt. Um ihn Überflüssig zu machen, ist 
im vorstehenden Paragraphen eine generelle Bestimmung enthalten. Kon- 
kurrenz ist dann und nur dann nicht vorhanden, wenn die beiden in Frage 
kommenden Paragraphe solche Tatbestände enthalten, von denen der 
eine den anderen einschließt. Konkurrenz ist dann vorhanden, wenn der 
Tatbestand unter zwei gesetzliche Bestimmungen subsumiert werden kann, 
die sich nicht einschließen. Es ist also im Falle der Begehung des Ver- 
brechens des § 237 nicht auch das des § 241 anzunehmen, da § 237 begriff- 
lich unter § 241 subsumierbar ist. Oder § 313 und § 283. Da die gesetz- 
lichen Merkmale des Verbrechens des § 313 Schlußsatz unter den allge- 
meineren gesetzlichen Tatbestand des § 2S3 fallen, ist keine Konkurrenz 
anzunehmen und der Täter nur nach § 313 zu bestrafen. 

*) Diese und die Bestimmungen der §§ 75 — 78 beschäftigen sich mit 
dem sogenannten außerordentlichen Miiderungsrechte. Was insbesondere die 
§§ jG und jj betrifft, so sind diese eine bloße Ergänzung des § 74 und fan- 
den sich Übrigens ebenfalls im geltenden Rechte, nur daß sie nicht im Straf- 
gesetze, sondern in der Strafprozeßordnung enthalten waren. Um der un- 
gebührlichen Anwendung des außerordentlichen Milderungsrechtes vorzu- 

8» 
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§ 75. 
Die kürzeste Dauer einer nach § 74 verhängten Kerkerstrafe ist ein 
Monat. 

§ 76. 
Strafen, welche nach dem Gesetze in der Dauer von fUnf bis 
zehn Jahren auszumessen sind, können bei Vorhandensein der Umstände 
des § 74 unter dieses Maß, jedoch nicht unter ein Jahr herabgesetzt werden. 

§ 77. 
Strafen, welche nach dem Gesetze in der Dauer von zehn bis 
fünfzehn Jahren auszumessen sind, können unter den Umständen des 
§ 74 unter dieses Maß, jedoch nicht unter drei Jahre herabgesetzt werden. 

§ 78. 
Wenn bei dem eines Vergehens oder einer Übertretung Schuldigen 
die Umstände des § 74 eintreten, so kann in den Fällen, in welchen 
auf Freiheits- und Geldstrafe zu erkennen wäre, bloß auf letztere, in 
jenen Fällen, in welchen auf Freiheitsstrafe allein zu erkennen wäre, 
auf Geldstrafe erkannt werden. 

IX. Hauptstück. 

Mehrfache Täterschaft. 

§ 79. 

Wer einen Anderen vorsätzlich zur Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens veranlaßt, ist als Anstifter zu bestrafen. 

§ 80. 
Die Anstiftung zu einer Übertretung ist nur strafbar, wenn jemand 
angestiftet worden, der vermöge persönlicher Verhaltnisse nicht strafbar 
ist, und der Anstifter davon wußte. 

§ 81. 
Die Strafe des Anstifters ist die gleiche, wie die des Taters, sofeme 
sie in Gemäßheit der §§ 82 und 83 nicht strenger oder gelinder zu 
bemessen ist. 

§ 82. 
Entschuldigungs- oder Milderungsumstände, welche vermögen persön- 
licher Verhältnisse des Täters nur diesen betreffen^ sind ohne Einfluß 
auf die Strafbarkeit des Anstifters. 



beugen, wurde dieses bei gewissen Delikten ausgeschlossen, wie in der Folge 
gezeigt werden wird. 
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§ 83, 
Das Gleiche gilt von dem Anstifter unbekannten persönlichen Ver- 
hältnissen des Täters, welche eine höhere Strafbarkeit desselben be- 
dingen. 

§ 84. 
Wer bei Begehung eines Verbrechens oder Vergehens durch Hilfe- 
leistung mitwirkt oder über solche mit dem Täter sich einversteht, ist 
als Gehilfe wie ein Anstifter zu bestrafen. 

§ 85. 
Die §§ 80—83 finden auf den Gehilfen sinngemäße Anwendung. 

§ 86. 
Anstifter und Gehilfen sind straflos, wenn sie sich um das Unter- 
bleiben der strafbaren Handlung mit tätigem Eifer bemüht haben. 



X. Hauptstück. 

Strafverfolgung. 

§ 87. 

Wo das Gesetz nichts anderes verfügt, ist jede strafbare Handlung 
von amtswegen zu verfolgen ^\ 

§ 88. 
Ist eine Handlung nur auf Antrag strafbar, so ist zur Stellung 
desselben jeder durch die strafbare Handlung unmittelbar Geschädigte 
oder Verletzte berechtigt. 

§ 89. 
Wurde eine strafbare Handlung von Mehreren begangen, so er- 
streckt sich die Verfolgung nur auf diejenigen, gegen welche sie be- 
antragt wurde. 

Zwischen die Verfolgung von amtswegen und die Privatklage wÄre 
nach den Vorschlägen Einiger eine dritte Art der Strafverfolgung einzuschie- 
ben, nämlich die Verfolgung auf Antrag. Eine Dreiteilung scheint jedoch 
schon darum überflüssig, weil die Fälle, in welchen nicht Verfolgung von 
amtswegen zur Anwendung kommt, allzu selten sind, um innerhalb derselben 
zu unterscheiden. Dagegen dürfte es dem Bedürfnisse der individuellen 
Rechtsbefnedigung entsprechen, wenn die Privatklage durch die Verfolgung 
auf Antrag abgelöst würde. Eine Verfolgung, welche der Staatsanwalt führt, 
hat schon darum mehr Aussicht auf Erfolg, weil ihm Mittel zu Gebote stehen, 
über welche der Privatmann, auch wenn er sich eines Advokaten bedient, 
nicht verftigt. 
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§ 90* 
Der Antrag kann vor Rechtekraft des Urteils jederzeit zurückge- 
nommen werden. 

§ gi- 
bt der Geschädigte oder Verletzte unter achtzehn Jahre alt oder 
geisteskrank oder eine Körperschaft, so geht das Recht der Antragstel- 
lung auf den gesetzlichen Vertreter über, er sei denn selbst an der 
strafbaren Handlung beteiligt, in welchem Falle das Recht der Antrag- 
stellung auf die Vormundschafts- oder Aufsichtsbehörde übergeht, die 
es durch jedermann ausüben kann ^). 

§ 92. 
Die Bestimmung des § 91 findet auf die Vergehen der §§ 248 
und 434 keine Anwendung*). 

. § 93- 
Die Strafbarkeit einer Handlung erlischt, wenn diese innerhalb der 
gesetzlichen Verjährungsfrist nicht verfolgt wo^en ist. 

§ 94. 
Die Verjährungsfrist dauert bei Verbrechen, wekhe mit fünfzehn- 
jähriger oder kürzerer Kerkerstrafe bedroht sind^ solangiey wie die höchste 
für das betreffende Verbrechen zulässige Kerkerstrafe; bei Vergehen 
zwei Jahre, bei Übertretungen sechs Monate. 



1) Dem geltenden Rechte fehlt eine Bestimmung über die Pecsoneo, 
welche den Strafanspruch geltend machen können, £alls der Beschädigte ein 
Jugendlicher oder sonst hiezu au&er Stande ist. Diese Lücke auszufüllen ist 
der Zweck der vorstehenden Bestimmung. 

*) Die beiden zit. Bestimmungen bezwecken in erster Linie. persöaiidie 
Genugtuung der beleidigten Person. Darum wäre es unbillig, ihr die Elnt- 
scheidung Über die Frage der Verfolgung zu nehmen. Bei derartigen Rechts- 
verletzungen, wie sie die gegenständlichen darstellen, ist niemand so sehr 
befähigt, ein Urteil Über ihre Bedeutung abzugeben, als eben die verletzte 
Person selbst. Die Bestimmung des § 92 könnte eventueU das Bedenken 
wachrufen, daß bei nachträglich eingetretener Geisteskrankheit der verletzten 
Person im Falle des § 248 oder überhaupt bei Geisteskrankheit der verletzten 
Person im FaUe des § 434 der TUter unverfolgt bleiben mU&te. Diesfialls. 
muß jedoch erwähnt werden, daß solche Falle an sich sehr selten sein wer- 
den und daß im Falle der Geisteskrankheit ohnehin eine persönliche Befrie' 
digung durch die Bestrafung des Übeltaters der verletzten Person kaum ge- 
währt werden kann, die Bestrafung also ihren eigentlichen Zweck verfehlen 
würde. 
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§ 95- 
Bei Verbrechen, welche mit dem Tode oder lebenslänglicher Ker- 
kerstrafe bedroht sind, ist die Verjährung ausgeschlossen. Wenn aber 
seit der VerUbung eines solchen Verbrechens fünfizehn Jahre verstrichen 
sind, so kommt Kerker von zehn bis fUnfeehn Jahren zur Anwendung. 

§ 96. 
Jeder nach den Strafprozefigesetzeo unternommene Akt der Ver- 
folgung oder Untersuchung unterbricht die Verjährung, jedoch nur rück- 
sichtlich desjenigen, gegen welchen der Akt unternommen wurde. 

§ 97. 
Bei einer nur auf Antrag strafbaren Handlung geht das Recht zur 
Stellung desselben innerhalb der Verjährungsfrist wie andere Rechte 
auf die Erben über. 

§ 98. 
Wurde jemand zum Tode oder zu lebenslänglichem Kerker ver- 
urteilt und die Strafe durch fünfzehn Jahre, vom Tage der Rechts- 
kraft des Urteils, nicht vollstreckt, so kommt Kerker von zehn bis 
fünfzehn Jahren tut Anwendung^). 

§ 99. 
Wurde jemand zu einer Freiheitsstrafe im HöchstmafSe von fünf- 
zehn Jahr^ oder zu Geldstrafe verurteilt, die Strafe jedoch innerhalb 
eines der Verjährungsfrist gleichkommenden, vom Tage der Rechts- 
kraft an laufenden Frist nicht vollstreckt, so entfällt die Strafe. 



Diese und die folgende Bestimmung handeln von der VerjUhrung der 
Strafvollstreckung. Sie ist ein modernes Institut das eine Ergänzung der 
VerjUhrung der Strafbarkeit bedeutet und keinem Strafgesetze fehlen sollte. 
Gegen die Verjährung der Strafvollstreckung sind mehrfache GrUnde ange- 
führt worden, jedoch sprechen überwiegende Gründe für dieselbe. Der ein- 
mal entstandene Strafanspruch wird ja auch sonst nicht immer aufrecht er 
halten, so z. B. nicht, wo kriminalpolitische Gründe die Zusicherung der 
Straflosigkeit gewisser Handlungen gebieten. 



Digitized by 



Google 



120 Strafgesetz über Verbrechen etc. 



Zweiter Teil- 

XI. Hauptstück. 

Hochverrat; Verbrechen, Vergehen und Uebertret- 
ung wider die Kriegsmacht. 

§ lOO. 

Das Verbrechen des Hochverrates begeht: 

1. wer die im § 269 bezeichnete Handlung an der Person des 
Kaisers verübt; 

2. wer eine Handlung vornimmt, welche auf eine gewaltsame 
Veränderung der Verfassung des Reiches abzielt 

§ lOI. 

Wegen Hochverrates ist im Falle des § 100, Z. i, auf Todes- 
strafe zu erkennen, ist es beim Versuche geblieben, auf lebensläng- 
lichen Kerker; im Falle des § 100, Z. 2, auf Kerker von zehn bis 
fünfzehn Jahren. 

§ 102. 

Die Vorbereitung dieses Verbrechens wird mit Kerker von fünf 
bis zehn Jahren bestraft. 

Vorbereitung im Sinne dieses Paragraphen ist nur dann anzuneh- 
men, wenn sich über den Plan des Unternehmens mit Anderen ein- 
verstanden worden oder der Schuldige im Besitze von Gegenständen 
war, mit welchen er die Ausführung beabsichtigte. 

§ 103. 

Wer über Tatsachen, welche auf die militärische Verteidigung des 
Staates oder auf die Operationen des Heeres oder der Kriegsmarine 
Bezug haben, dem Feinde Mitteilung macht, oder wer im Frieden über 
Tatsachen, welche auf die Kriegsmacht des Staates Bezug haben und 
die von dem Staate nicht öffentlich getrofifen oder behandelt werden, 
einem fremden Staate Mitteilung macht, macht sich des Verbrechens 
der Ausspähung schuldig. 

§ 104. 

Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren. 
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§ 105. 
Wer zur Zeit eines Krieges seine der Kriegsmacht gegenüber über- 
nommenen Verpflichtungen verletzt, obwohl er weiß, daß dies für 
dieselbe von empfindlichem Nachteile ist, ist eines Verbrechens schul- 
dig und mit Kerker von einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 106. 
Gleiche Strafe trifft denjenigen, der die Erfüllung einer deranigen 
Verpflichtung eines Anderen durch Vertrags- oder gesetzwidriges Ver- 
halten verhindert, insofeme ihm alle im vorhergehenden Paragraphen 
erwähnten Umstände bekannt sind. 

§ 107. 
Liegt dem Täter Fahrlässigkeit zur Last, so ist er in den Fällen 
der beiden vorhergehenden Paragraphe eines Vergehens schuldig und 
mit Arrest von sechs Monaten bis zu einem Jahre zu bestrafen. 

§ 108. 
Wer die ihm gesetzlich obliegende Pflicht der Leistung von Mi- 
litärvorspann nicht oder nicht in vorgeschriebener Art erfüllt, ist einer 
Übertretung schuldig und an Geld von zehn bis zweihundert Kronen 
zu bestrafen. 

§ 109. 
Wer einen zum Dienste in der bewaffneten Macht eidlich ver- 
pflichteten Mann zu einem Militärverbrechen anstiftet oder hiebei un- 
terstützt (§ 84), ist eines Verbrechens schuldig. 

§ HO. 

Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis 
zu einem Jahre. 

§ III. 

MiHtär-(Landwehr-)Personen, welche durch den Soldateneid nicht 
verpflichtet sind, machen sich durch Nichtbefolgung eines Einberufungs- 
befehles, wenn sie im Kriegs- oder Mobilisierungsfalle statthat und 
das Versäumnis über acht Tage dauert, eines Verbrechens schuldig. 

In allen anderen Fällen aber begründet das schuldbare Versäum- 
nis ein Vergehen. 

Die Strafe des Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre; das Vergehen wird mit Arrest von einem bis zu drei 
Monaten bestraft. 

§ 112. 

Wer, durch das Landsturmgesetz verpflichtet, nach erlassener Auf- 
bietung der Einberufung nicht Folge leistet, macht sich durch das Ver- 
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Säumnis eiDcs Vergeheos, und wem das Versäumnis über acbt Tage 
dauert, eines Verbrechens schuldig. 

Die Strafe des Vergehens ist Arrest von drei bis sechs Monaten; 
die Strafe des Verbrechens Kerker von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre. 

§ 113- 

Wer, um sich der Stellung»^ oder Wehrpflicht zu entziehen 

1. das österreichisch-ungarische Staatsgebiet verläßt oder 

2. sich außerhalb desselben aufhält oder 

3. sich listiger Umtriebe bedient, 

macht sich eines Vergehens schuldig und wird mit Arrest von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre und an Geld von zweitausend bis vier- 
tausend Kronen bestraft 

§ 114- 
Wer sich durch Selbstbeschädigung oder in anderer Weise in 
einen Zustand versetzt, welcher ihn zur Erfüllung der gesetzlichen Wehr- 
pflicht ganz oder teilweise untauglich machen soll, macht sich eines 
Vergehens schuldig und wird mit Arrest von einem bis zu drei Jahren 
bestraft. 



XII. Hauptstück. 

Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen in bezug 
auf die öffentliche Gewalt und Verwaltung. 

§ 115- 

Die Zusammenrottung mehrerer Personen, um der Obrigkeit mit 
Gewalt Widerstand zu leisten, ist das Verbrechen des Aufstandes; die 
Absicht eines solchen Widerstandes mag sein, um etwas zu erzwin- 
gen, sich einer aufliegenden Pflicht zu entschlagen, eine Anstalt oder 
die Vollziehung eines obrigkeitlichen Befehles zu vereiteln. 

Dabei macht es keinen Unterschied, ob diese Gewalttätigkeit gegen 
einen Richter, einen Beamten, Abgeordneten, Bestellten oder Diener 
einer Staats-, Landes-, Bezirks- oder Gemeindebehörde, gegen eine 
Zivil-, Finanz- oder Militärwache oder einen Gendarmen oder gegen 
einen zur Bewachung der Wälder aufgestellten, von der zuständigen 
landesfürstlichen Behörde beeideten Forstbeamten, oder gegen das auf 
solche Weise beeidete Forstaufsichtspersonale, oder gegen einen zur 
Aufsicht auf Staats- oder Privateisenbahnen, oder zur Besorgung des 
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Verkehres auf denselben, oder vom Schulze oder Betriebe des Staate- 
Telegraphen- oder -Telephon BesteUten gerichtet ist, insofeme diese 
Personen in Vollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages oder in Aus- 
Qbung ihres Amtes oder Dienstes begriffen sind. 

§ 1x6. 
Jeder macht sich des Aufstandes schuldig, der sich der Zusam- 
menrottung anßngUch oder in ihrem Fortgange zugesellt. 

§ 117« 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis 
zu einem Jahre. Wer jedoch ungeachtet wiederholter obrigkeitlicher 
Abmahnung in der Widersetzlichkeit verharrt, ist mit Kerker von einem 
bis zu fUnf Jahren zu bestrafen ; gegen die Rädelsführer kann in diesen 
Fällen Strafschärfung und körperliche Züchtigung angewendet werden- 

§ 118. 
Wenn es bei einer aus was immer für einer Veranlassung ent- 
standenen Zusanunenrottung durch die Widerspänstigkeit gegen die von* 
der Behörde vorausgegangene Abmahnung und durch die Vereinigung 
Mfirklich gewaltsamer Mittel soweit kommt^ daß zur Herstellung der 
Ruhe und Ordnung eine außerordentliche Gewalt angewendet werden 
mußy so ist Aufruhr vx>rhanden und jeder macht ach des Verbrechens 
schuldig, der an einer solchen Zusammenrottung teilnimmt. 

§ 119- 
Wenn dem Aufruhr durch Standrecht Einhalt geschehen muß, so 
hat die Todesstrafe nach den in der Strafprozeßordnung enthaltenen 
Vorschriften statt. 

§ 120. 
Außer dem Falle des Standrechtes sollen die Aufwiegler und 
Rädelsführer mit Kerker von fünf bis zehn Jähren bestraft werden. Die 
übrigen Mitschuldigen sollen mit Kerker von einem bis zu fünf Jahren 
bestraft werden. 

§ 121. 

Wenn jemand für sich allein oder auch wenn mehrere, jedoch 
ohne Zusammenrottung, sich einer der im § 1 1 5 genannten Personen 
in Vollziehung eines obrigkeitlichen Aufu'ages oder in der Ausübung 
ihres Amtes oder Dienstes in der Absicht, um diese Vollziehung zu 
vereitdbi, mit gefährlicher Drohung oder wirklicher gewaltsamer Hand- 
aolegung^ obgleich ohne Waffen und Verwundung, widersetzt, so macht 
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er sich eines Verbrechens schuldig und ist mit Kerker von sechs Mo- 
naten bis zu einem Jahre zu bestrafen. 

§ 122. 

Gleiche Strafe hat statt, wenn eine der im § 115 genannten Per- 
sonen unter den im § 121 erwähnten Umständen zu einer Amtshand- 
lung genötigt worden ist. 

Geschah das Verbrechen gegen eine im § 125 genannte Person, 
so ist die Strafe dieses Paragraphen anzuwenden. 

§ 123. 
Wer dem an eine Menschenmenge von der Obrigkeit gerichteten 
Auftrage, auseinander zu gehen, nicht Folge leistet, ist einer Über- 
tretung schuldig und an Geld von zehn bis einhundert Kronen oder 
mit Arrest von einem bis zu vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 124. 

Hatte sich jemand bei einer solchen Weigerung mit der Obrigkeit 
in Zank oder Wortstreit eingelassen, so ist stets auf Arreststrafe zu er- 
kennen. 

§ 125. 

Wer einen Richter, Staatsanwalt oder einen Geschwomen durch 
Geschenke, Gewährung oder Versprechung von Vorteilen zu einer Par- 
teilichkeit oder zur Verletzung der Amtspflicht zu vcrieiten sucht, macht 
sich eines Verbrechens schuldig; die Absicht mag auf seinen eigenen 
oder eines Dritten Vorteil oder Nachteil gerichtet sein, sie mag ihm 
gelingen oder nicht 

Die Strafe ist Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre; bei 
großer Arglist oder wirklich verursachtem erheblichem Schaden Kerker 
von einem bis zu fünf Jahren. 

Bestand der Schade in ungesetzlicher Strafe überhaupt oder in 
schärferer oder strengerer .Strafe, als gesetzlich zulässig, so ist auf Ker- 
ker von fünf bis zehn Jahren und bei besonders erschwerenden Um- 
ständen von zehn bis fünfzehn Jahren, und wenn jemand solchergestalt 
ungerecht zum Tode oder zu mehr als fünfjähriger Kerkerstrafe ver- 
urteilt worden ist, auf lebenslänglichen Kerker zu erkennen. 

§ 126. 
Wer auf die im vorhergehenden Paragraphen angegebene Art ein 
Mitglied des Reichsrates, eines Landtages, der Delegationen, eines Ge- 
meinderates, eines Landes-, Bezirks- oder Gemeindeausschusses oder 
eine im § 115 genannte Person mit Beamtencharakter zu einer Partei* 
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lichkeit oder zur Verletzung der Amtspflicht zu verleiten sucht, macht 
sich eines Vergehens schuldig und ist mit Arrest von drei bis zu sechs 
Monaten zu bestrafen; handelte es sich um eine Person der Diener- 
kategorie, so liegt eine Übertretung vor und ist diese an Geld von 
zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen ^). 

§ 127. 

Ein öffentlicher Beamter, der von der ihm anvertrauten Gewalt 
einen Mi^^brauch macht, um einen Andern zu schadigen, begeht ein 
Verbrechen und ist mit Kerker von einem bis zu fünf Jahren zu be- 
strafen. 

In dem Falle eines im § 125 letzter Satz genannten Schadens ist 
die dort angegebene Strafe anzuwenden. 

§ 128. 
Geschah der Mißbrauch nicht in Schadensabsicht, so ist derselbe 
als Übertretung an Geld von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 129. 
Als Mißbrauch im Sinne der §§ 127 und 128 ist auch die un- 
befugte Mitteilung eines Amtsgeheimnisses zu verstehen. 

§ 130. 
Die Verfolgung der Übertretung des § 128 tritt nur tlber An- 
trag ein. 

§ 131- 
Ein durch sein Amt zur Verfolgung strafbarer Handlungen ver- 
pflichteter Beamter, der die Verfolgung einer ihm zur Kennmis gelang- 
ten, nach den Bestimmungen des XI., XIII. — XVIII., XX., XXI. oder 
XXVII. Hauptstückes strafbaren Handlung unterläßt oder aufgibt, ohne 
von der Schuldlosigkeit des Verfolgten überzeugt zu sein, macht sich 
eines Vergehens schuldig und ist mit Arrest von drei bis sechs Mo- 
naten zu bestrafen. 



Das Wesentliche ist die Unterscheidung bezüglich des Dienstcharakters 
der verleiteten Amtsperson. Es geht nicht an, denjenigen, der einem Amts- 
diener ein Trinkgeld gibt, um eventuell schneller abgefenigt zu werden, auf 
die nämliche Stufe zu stellen, wie denjenigen, der etwa einen politischen Be- 
amten besticht, um von diesem gesetzwidrig begünstigt zu werden. Für die 
Delikte der ersteren Art scheint die Übertretungsstrafe doch wohl eine ge- 
nügende Sühne zu sein. 
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§ 132. 
Ein öfFentlicher Beamter, der anlfifilich einer Amtshandlong einen 
Vermögens- oder sonstigen Vorteil, auf welchen er keinen rechtUchen 
Anspruch hat, von einem durch die Amtshandlung mittelbar oder un- 
mittelbar Betroffenen fordert, annimmt oder sich versprechen l»ßt, ist 
einer Übertretung schuldig und an Geld von zehn bis ' einhundert 
Kronen zu bestrafen. 

§ 133- 
Wer sich ohne betrügerische Absicht für einen öffentlichen Be- 
amten oder Diener (§ 115] ausgibt oder sich durch das unbefugte 
Tragen einer Uniform den Anschein eines solchen öffentlich oder zum 
Zwecke unbefugter Amtsausübung anmaßt, macht sich einer Über- 
tretung schuldig und soll mit Arrest von vierzehn Tagen bis zu einem 
Monat oder an Geld von einhundert bis vierhundert Kronen bestraft 
werden. 

§ 134. 
Gleiche Strafe trifft denjenigen, der sich unter den im vorher- 
gehenden Paragraphen erwähnten Umstanden militärischen Charakter 
anmaßt. 

8 »35- 
Wer sich außer dem Falle des 8 121 in eine Amtshandlung ein- 
mengt, um eine der im § 115 genannten Personen in der AiisUbung 
ihres Amtes oder Dienstes oder in Vollziehung eines obrigkeitlichen 
Befehles zu hindern, macht sich einer Übertretung schuldig und ist 
mit Arrest von vierzehn Tagen bis zu einem Monat oder an Gdd von 
einhundert bis vierhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 136. 
Eine Übertretung begeht: 

1. wer sich weigen, den Eintritt der nach § 3 des Gesetzes vom 
16. Jünner 1896, R.-G.-B1. Nr. 89 für 1897, und § 13 des 
Gesetzes vom 25. Oktober 1901, R.-G.-B1. Nr. 26 für 1902, 
berechtigten Organe in die Geschäftsräumlichkeiten oder die 
Entnahme einer Probe oder die Vornahme einer Revision durch 
diese Organe zuzulassen; 

2. wer den Bestimmungen des § 6 des letztzitierten Gesetzes zu- 
wider die von ihm geforderte Auskunft verweigert oder wis- 
sentlich eine falsche Auskunft erteilt. 
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§ 137. 
EHc vorstehende Übertretung wird an Geld von zehn bis einhun- 
dert Kronen bestraft. 

§ 138. 
Einer Übertretung macht sich audi derjenige schuldig, der Pa- 
tente, Verordnungen, Siegel der Staats- oder Gemeindebehörden oder 
unter was immer fUr Namen und Gestalt zur öffentlichen Bekannt- 
machung angeschlagene oder ausgesetzte, von der Obrigkeit unterfer- 
tigte Urkunden abreißt, hinwegnimmt, zerreißt, besudelt oder auf an- 
dere Art verletzt. Geschieht diese Übertretung aus bloßem Leichtsinne 
oder Mutwillen, so ist die Strafe Arrest von einem bis zu vierzehn 
Tagen. Zeigt sich aber bei der Untersuchung die Absicht, entweder 
die Behörde zu beschimpfen oder die Bekanntmachung und Befolgung 
einer Anordnung zu verhindern, so ist die Strafe Arrest von vierzehn 
Tagen bis zu einem Monate. Nach Beschaffenheit des Falles und des 
Tüters kann der Arrest bis auf drei Monate ausgedehnt werden. 

§ 139. 

Die unbefugte Eröffnung öffentlicher Amtssiegel, unter denen schrift- 
liche Aufstftze oder ' andere Gegenstände verschlossen gehalten werden, 
ist, wenn sie aus bloßem Mutwillen oder leichtfertiger Neugierde ver- 
übt wird, als Übertretung mit Arrest von vierzehn Tagen bis zu einem 
Monat zu bestrafen. 

Wird sie aber zum 2^ichen der Geringschätzung öffentlicher An- 
ordnungen oder in der Absicht verübt, um dadurch das vermeintliche 
eigene Recht oder irgend eine gehässige Absicht eigenmächtig durchzu- 
setzen, so ist sie mit Arrest von einem bis zu drei Monaten zu ahnden. 

Zu den öffentlichen Amtssiegeln gehören aber nicht bloß die Siegel 
der Staatsbehörden, sondern auch jene der Gemeinden, der öffentlichen 
Lehranstalten, der Pfarreien und der öffentlichen Notare. 

§ 140. 

Wer wider besseres Wissen einem öffentlichen Vertretungskörper 
(§ 126) oder einer Behörde Handlungen, die sie nicht vorgenommen 
haben oder darauf bezügliche Absichten öffentlich unterschiebt, ist einer 
Übertretung schuldig und mit* Arrest von einem bis zu drei Monaten 
zu bestrafen. 

Handelt der Täter in der Absicht, den Vertretungskörper oder die 
Behörde in der öffentlichen Meinung herabzusetzen, so ist die Hand- 
lung ein Vergehen und mit Arrest von drei bis zu sechs Monaten zu 
bestrafen. 



Digitized by 



Google 



128 Strafgesetz Über Verbrechen etc. 

S 141. 

Wer aus einem Gebiete abgeschafft ist und es ohne besondere 
Bewilligung der Behörde betritt, macht sich einer Übertretung schuldig 
und ist mit Arrest von einem bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

War auf Abschaffung w^en einer strafbaren Handlung des XVI. 
HauptstUckes erkannt worden, so ist der Täter eines Vergehens schuldig 
und mit dreijährigem Arreste zu bestrafen ^). 

§ 142- 
Wer ungeachtet des strafweisen Verlustes bestimmter Rechte diese 
ausübt, ist eines Vergehens schuldig und mit Arrest von einem bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. 

§ 143. 
Wer unter Polizeiaufsicht gestellt ist und den ihm in Gemäßheit 
des § 35 auferlegten Beschränkungen und Verpflichtungen zuwider- 
handelt, ist einer Übertremng schuldig und mit Arrest von einem bis 
zu drei Monaten zu bestrafen. 

§ 144. 
Wer öffentlich zu strafbarem Verhalten auffordert oder sich zur 
Ausfuhrung oder .zur Beihilfe bei der Ausführung erbietet, macht sich 

1. eines Verbrechens schuldig, wenn zu einem solchen, 

2. eines Vergehens schuldig, wenn zu einem solchen, 

3. einer Übertretung schuldig, wenn zu einer solchen aufgefordert 
oder sich erboten worden. 



Die Bestrafung der Verletzung des AbschafTungserkenntnisses ist eine 
notwendige Ergänzung des Institutes der Abschaffung. Soll diese nicht illu- 
sorisch gemacht werden können, so muß die unbefugte Reversion mit Strafe 
bedroht werden. Wegen der hervorragenden Bedeutung, welche der Ab- 
schaffung auf dem Gebiete der Sittlichkeitsdelikte zukommt, empfiehlt es 
sich, den Fall der Reversion eines wegen Sittlichkeitsdeliktes Abgeschafften 
besonders strenge zu bestrafen. Da dem Täter in wichtigen Fällen die Rück- 
kehr ohnehin von der Behörde gestattet wird, so erweist sich die eigenmächtige 
Rückkehr umso strafbarer. FUr den eben erwähnten besonderen Fall der 
Reversion wurde eine absolute Strafe angedroht, um durch dieselbe nicht 
nur eine gerechte Vergeltung zu sichern, » sondern auch eine Präventivmaß- 
regel zu schaffen gegen Gefährdungen durch den Betreffenden. Ein Straf- 
rahmen wUrde diesfalls stets in seinem mindesten MaCve zur Anwendung 
kommen, es würde die Strafe ihrem doppelten Zweck nicht entsprechen, 
andererseits kann man füglich die Tat nicht zu den Verbrechen rechnen. 
So bleibt nur die durchgeführte Eventualität übrig, nämlich die höchste Ver- 
gehensstrafe absolut anzudrohen. 
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Die Strafe des Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren, 

die Strafe des Vergehens ist Arrest von sechs Monaten bis zu 
zwei Jahren, 

die Strafe der Übenretung ist Arrest von vierzehn Tagen bis zu 
zwei Monaten. 

Ist die Übertretung nur mit Geldstrafe bedroht, so kann die Strafe 
entfallen; entfallt sie nicht, so ist auf Arrest von einem bis zu vier- 
zehn Tagen zu erkennen. 

Ist in den vorerwähnten drei Fallen nicht die kürzeste Freiheits- 
strafe verhängt worden, so darf die Freiheitsstrafe zwei Drittel des 
Höchstmaßes der für die strafbare Handlung selbst angedrohten Frei- 
heitsstrafe nicht übersteigen. 

§ 145. 
Das Verbrechen der Begünstigung begeht, wer einen Verbrecher 
vor der nachforschenden Behörde verbirgt oder diese durch Irreführung 
von der richtigen Spur abbringt. 

§ 146. 
Die Strafe ist Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre. 

§ 147. 
Wurde das Verbrechen in bezug auf einen Verbrecher begangen, 
der nach dem Gesetze die Todes- oder lebenslängliche Kerkerstrafe 
verwirkt hatte, so ist auf Kerker von einem bis zu fünf Jahren zu 
erkennen. 

§ 148. 
Ein Verbrechen begeht, wer das Verbrechen eines Andern nicht 
verhindert, obwohl er dies, ohne sich oder seine Angehörigen in Ge- 
fahr zu versetzen, hätte tun können i). 



•) Die Bestimmung ist im Wesentlichen eine Wiedergabe des § 2 1 2 St. -G., 
unterscheidet sich jedoch durch den Mangel des Erfordernisses der Bosheit 
des Taters. Über die Bedeutung des Wortes Bosheit sind zwar die Ansichten 
geteilt, namentlich mit Rücksicht auf § 85 St.-G., aUein selbst bei weitester 
Auffassung dürfte es nicht angehen, die Ffille, in welchen Gleichgültigkeit das 
Motiv ist, unter die Bestimmung des § 212 St.-G. zu subsumieren. Und doch 
besteht wohl auch für derlei Fälle das Bedürfnis nach Bestrafung. Manche 
Verbrechen sind nur darum von so bedeutenden Folgen für den Angegriffenen, 
weil die zahlreichen anwesenden Zeugen, anstatt dem Opfer zu Hilfe zu eilen, 
untätig zusehen und sich noch darüber freuen, daß sich ihnen ohne Entgelt 
r. Sterneck, Reform d. österr. Strafrechtes. g 
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8 149. 
Die Strafe dieses Verbrechens bestimmt sich nach den §§ 146 
und 147. 

§ 150. 
Die Bestimmung des § 148 kommt nicht zur Anwendung, wenn 
die Verhinderung des Verbrechens nur durch Tötung oder schwere 
Verletzung des Täters möglich war*). 

§ 151. 
Wer von einem Verbrechen des XL, XIIL, XVI.— XVIIL, XX., 
XXL oder XXVIL Hauptstückes Kenntnis hat und es unterläßt, der 
Behörde davon Mitteilung zu machen, obwohl er annehmen mußte, 
daß es derselben nur dadurch sofort bekannt werden würde, ist eines 
Verbrechens schuldig und mit Kerker von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre zu bestrafen ^). 



das Schauspiel eines Messerkampfes oder dgl. darbietet. Es erscheint nur 
billig, solchen Zeugen ihre sträfliche Gleichgültigkeit und Untäägkeit durch 
Freiheitsstrafe zu lohnen. Gar mancher Totschlag kann durch eine gesetz- 
liche Bestimmung verhindert werden, welche die Mitbürger durch Straf- 
drohung zur Hilfeleistung anspornt. 

«) Die Tötung oder schwere Verletzung des Angreifers ist die schärfste 
Reaktion, welche dem Angegriffenen selbst gestattet ist. Sie ist auch jedem 
Dritten gestattet Zu weit würde man aber gehen, wenn man dasjenige, was 
Uu&ersten FaUes erlaubt ist, zur allgemeinen Pflicht machen würde. Darum 
kann man ein so weit gehendes Hilferecht nicht statuiren. Es ist auch nicht 
jedermann zuzumuten, im einzelnen Falle sofort eine Entscheidung zu treffen, 
ob gegen einen Angreifer ein solches Maß von Gewaltanwendung zulässig 
sei oder nicht. 

«) Die Tätigkeit derjenigen Behörden, denen die Nachforschung nach 
trafbaren Handlungen obliegt, entspricht nicht dem bezüglichen Bedürfhisse. 
Es bleibt hier außer Betracht, ob diesfalls ein Mangel in der Organisation 
dieser Behörden die Ursache ist, oder ob es vielleicht bei der besten Organi- 
sation notwendig ist, daß ein bedeutender Teil erheblicher Straftaten unent- 
deckt bleibe. Jedenfalls bleibt die Zahl der verfolgten Straftaten hinter der 
der begangenen ziemlich zurück, wie wir dies oben S. 77 ff. erörterten. Diesem 
GrundUbel der gegenwärtigen Justiz soll nun durch vorstehende Anzeigepflicht 
abgeholfen werden. Eine solche Anzeigepflicht kann nur dann von besonderem 
Einfluße auf die Zahl der Strafverfolgungen sein, wenn sie unter empfind- 
liche Sanktion gestellt wird. Darum die Erklärung als Verbrechen. Die Aus- 
wahl der bezüglichen HauptstUcke geschah unter Bedachtnahme einerseits 
auf den Umstand, ob das Delikt nicht schon seiner Natur nach, oder wegen 
der gewöhnlich bei demselben obwaltenden Verhältnisse, auch ohne Anzeige 
der Behörde bekannt werde, andererseits mit Rücksicht auf die Wichtigkeit 
der in dem Delikte sich verkörpernden Rechtsverletzung, d. L unter Bedacht- 
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§ 152. 
Wer von einer nach den §§ 260^ 261, 264 oder 306 strafbaren 
Handlung Kenntnis hat und hieven nicht sofort der Behörde Mitteilung 
macht, obwohl er annehmen mußte, daß sie derselben sonst unbekannt 
bleiben würde, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von vier- 
zehn Tagen bis zu einem Monate zu bestrafen^). 

§ 153. 
Die Bestimmungen der §S 145 — 152 finden keine Anwendung, 
wenn die Handlung oder Unterlassung zu Gunsten eines Angehörigen 
stattfand 2). 

§ 154. 
Wer wider besseres Wissen ein beunruhigendes Gerücht ausstreut 
oder weiter verbreitet, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest 
von einem bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

§ 155. 
Wer eine Nationalität, eine Konfession, eine Klasse oder einen 
Stand der bürgerlichen Gesellschaft, eine gesetzlich anerkannte Körper- 
schaft öffentlich beschimpft oder zu feindseliger und rechtswidriger Be- 
handlung derselben öffentlich auffordert, ist einer Übertretung schuldig 
und mit Arrest von einem bis zu drei Monaten zu bestrafen ^). 

nähme auf das dem Notwehr- beziehungsweise Notstandsrecht zugrundeliegende 
Prinzip. Unter den Delikten der bezüglichen HauptstUcke kommen für An - 
zeigepfiicht nar die Verbrechen in Betracht ; hei geringeren Delikten erschiene 
die Androhiuig einer Verbrechensstrafe offenbar unbillig. 

*) Der Kampf gegen die gewerbsmäßige Unzucht kann nur dann er- 
folgreich geftlhrt werden, wenn er mit allen Mitteln, welche gesetzlich zu- 
lässig erscheinen, geführt wird. Ein solches Mittel ist u. a. die Anzeigepflicht. 
Eine strenge Anwendung der vorstehenden Bestimmung im Vereine mit den 
für die TUter selbst aufgestellten muß von unfehlbarer Wirkung sein; die 
einzig mögliche Folgeerscheinung solcher Maßnahmen ist natürlich nur eine 
Repression auf ein Mindestmaß, keine Ausrottung des Übels, wie wir dies 
bereits oben ausgeführt haben und hier nur erwähnen wollen. Auch die 
Übertretung des § 306 bedarf einer schärferen Verfolgung, als bisher. Wenn 
die Behörde gegen die Kindermißhandlung energisch soll auftreten können, 
so ist es zunächst notwendig, daß die Fälle derselben möglichst vollzählig 
der Behörde bekannt werden. HiefÜr ist aber fUglich kein Mittel geeigneter, 
als die Statuierung einer allgemeinen Anzeigepflicht. 

*) Das zugrundeliegende Prinzip bt auch sonst im Strafrechte allent- 
halben anerkannt. Die gesetzlichen Vorschriften sollen zu keinem Kontiikte 
mit den verwandtschaftlichen Gefühlen führen können. Auch im Prozeß- 
rechte sind daher diesfalls besondere Bestimmungen getroffen worden. 

*) Die Bestimmung des § 30a St.-G. ist unseres Erachtens zu weit ge- 
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§ 156. 
Wer öffentlich die Einrichtungen der Ehe, der Familie ocler die 
Rechtsbegriffe über das Eigentum herabwürdigt oder zu erschüttern 
versucht, ist eines Vergehens schuldig und mit Arrest von drei bis 
sechs Monaten zu bestrafen. Wurde das Vergehen durch eine Druck- 
schrift begangen, so kann Arrest bis zu einem Jahre verhängt werden^). 

§ 157. 

Wer die für menschliche Leichen bestimmten Grabstätten aus Bos- 
heit oder Mutwillen beschudigt, unbefugt Grüber öffnet, von daher oder 
aus anderen Aufbewahrungsorten menschliche Leichname oder einzelne 
Teile derselben eigenmächtig hinwegbringt oder an menschlich. n Leich- 
namen Mißhandlungen begeht, macht sich eines Vergehens schuldig 
und ist mit Arrest von drei bis zu sechs Monaten zu bestrafen. Ent- 
wendungen aber, die an Grabstätten, aus Gräbern oder an Leichen in 
gewinnsüchtiger Absicht vorgenommen werden, sind als Diebstähle zu 
behandeln. 

8 158. 

Einer Übertretung macht sich schuldig, wer durch sein Verhalten 
an öffentlichen Versammlungsorten, namentlich in Hörsälen, Theatern, 
Ballsülen, Wirts- oder Kaffeehäusern, auf Eisenbahnen, Dampfschiffen 
u. s. w. die Ruhe und Ordnung absichtlich stört *). 



fa&t. Zunächst bedarf es der Einschränkung derartiger Handlungen auf den 
Fall der Öffentlichkeit. Wer sich derartiger Authetzungen in einem Briefe 
oder vor einigen geladenen Gästen schuldig macht, setzt einen, wohl in den 
meisten Fällen ziemlich harmlosen Tatbestand, der kaum von besonderen 
Folgen begleitet sein wird. Allein auch der .Inhalt der Aufhetzung bedarf 
gegenüber dem geltenden Rechte einer Einschränkung. Die Behandlung, zu 
welcher aufgefordert wird, muß auch eine rechtswidrige sein, soll die Auf- 
forderung hiezu mit Strafe bedroht werden. Was der A, B, C u. s. f. straflos 
aus eigenem Antriebe tun darf, hiezu muß es ai^ch erlaubt sein, ihn aufzu- 
fordern. Wenn es z. B. der Bevölkerung freisteht, ihre Bedürfnisse bei dem 
oder jenem Gewerbsmanne zu decken, so muß es auch erlaubt sein, hiezu 
Öffentlich aufzufordern. So hieß es in einer in Wien erscheinenden Tages- 
zeitung stets: »Kauft nur bei Christen«. Eine gewisse Feindseligkeit wird 
einer solchen Notiz nicht abgesprochen werden können, und doch kann man 
sie nicht als strafwürdig bezeichnen, denn die Handlungen, zu welchen auf- 
gefordert wird, sind nicht rechtswidrig. 

^) § 305 St.-G. schützt die Grundlagen der gegenwärtigen Kultur- und 
Rechtsordnung. Die vorstehende Bestimmung ist diesem Paragraphen nach- 
gebildet. 

*) Da die Notwendigkeit einer Bestrafung derartiger Handlungen fest- 
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§ 159. 
Die Strafe dieser Übertretung ist Arrest von einem bis zu vier- 
zehn Tagen oder Geldstrafe von zehn bis einhundert Kronen. 

§ 160. 
Wer Briefe oder andere unter Siegel gehaltene Schriften unbetugt 
eröffnet, ist einer Übertretung schuldig und über Antrag an Geld von 
zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen '). 

§ 161. 
Wer unbefugt bewirkt, daß eine an einen Andern gerichtete schrift- 
liche Mitteilung nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht an den Adres- 
saten gelangt, ist einer. Übertretung schuldig und über Antrag an Geld 
von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen'''). 

§ 162. 
Wer den in bezug auf das Vereins- und Versammlungsrecht er- 
lassenen Gesetzen zuwiderhandelt, ist einer Übertretung schuldig und 
an Geld von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 163. 
Wenn -eine Genossenschaft ihre Tätigkeit oder ihre Verhandlun- 
gen auf andere als die im § i des Gesetzes vom 9. April 1873, R«" 
G.-BL Nr. 70, bezeichneten Gegenstunde ausdehnt, sind die beteiligten 
Genossenschafter einer Übertretung schuldig und an Geld von einhun- 
dert bis zu vierhundert Kronen zu bestrafen. 



stehti mußte ihrer besonders Erwähnung getan werden, indem die Vorschrift 
des § II der kaiserlichen Verordnung vom 20. April 1854, R.-G.-Bl. Nr. 96, 
durch Art. J des Einfuhrungsgesetzes au(*Ner Kraft treten soll. 

Die Strafe des § i des Gesetzes vom 6. April 1870, R.-G.-Bl. Nr. 42, 
welche im Höchstmaße in dreimonatlichem Arreste besteht, scheint allzu 
strenge. Für strafbare Neugierde, und um solche dürfte es sich doch wohl 
in den meisten Füllen handeln, wird die geringste Geldstrafe genügen. 

*) Der Tatbestand steht mit dem des vorhergehenden Paragruphen in 
enger Beziehung, indem es sich auch hier um Verletzung des Briefrechtes 
handelt. Wird ein Brief geöffnet und überdies vorenthalten, dann tritt nach 
den Regeln des VIII. HauptstUckes die Strate der Konkurrenz ein. Was den 
Mangel der Rechtzeitigkeit des Einlangens der Mitteilung betrifft so ist da- 
runter auch derjenige Fall zu verstehen, wo der Adressat den Brief verspätet, 
aber noch zu einer Zeit erhalten hat, da er von seinem Standpunkte aus die 
Nachricht als rechtzeitig eingetroffen bezeichnen würde. Strafbar ist also 
auch derjenige, der z. ß. einen an A eingelangten Brief diesem einen Tag 
später übergibt, wenn auch der Brief einen für A ganz gleichgültigen Inhal 
hatte. Bezüglich der Strafe gilt auch hier die beim vorhergehenden Para- 
graphen gemachte Bemerkung. 
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§ 164. 
Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates, ferner Liquida- 
toren und sonstige Beauftragte einer Genossenschaft, welche in den 
Generalversammlungsprotokollen, in den Rechnungsabschlüssen, Bilanzen 
und Geschäftsberichten, in dem Register der Mitglieder (§ 14 d. zit. 
Ges.], sowie in den durch § 35 d. zit Ges. angeordnete 1 Mitteilungen 
falsche Angaben machen oder bestätigen, sind einer Übertretung schul- 
dig und mit Arrest von einem bis zu drei Monaten zu bestrafen. 

§ 165, 

Gewerbs- oder Handelsleute, welche durch Vorschriften verpflichtet 
sind, BUcher oder sonstige Aufzeichnungen zu fuhren und dieser Pflicht 
gar nicht oder mangelhaft nachkommen, sind einer Übertretung schul- 
dig und an Geld von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. Im 
Wiederholungsfalle tritt Arreststrafe von vierzehn Tagen bis zu einem 
Monate ein. 

§ 166. 

Wenn Gewerbsleute, welche Waren, die zu den notwendigen Be- 
dürfnissen des täglichen Unterhaltes gehören, zum allgemeinen Ankaufe 
feilbieten, ihren Vorrat verheimlichen oder davon was immer für einem 
Käufer zu verabfolgen sich weigern, sind dieselben einef Übertretung 
schuldig und nach Beschaffenheit, als die Ware unentbehrlich ist, an 
Geld von zehn bis einhundert Kronen, das zweitemal von einhundert 
bis zu vierhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 167. 
Wer die in betreff der Nachtarbeit, sowie der Arbeit jugendlicher 
und Frauenspersonen bestehenden Gewerbevorschriften übertritt, ist einer 
Übertretung schuldig und mit Arrest von vierzehn Tagen bis zu einem 
Monat zu bestrafen ^). 

§ 168. 
Wer ohne behördliche Bewilligung Auswanderungsgeschäfte be- 
treibt oder vermittelt oder bei dem, wenn auch erlaubten Betriebe 

*) Es handelt sich im Vorstehenden um eine wichtige Strafbestimmung. 
Darum wurde ausschließlich Freiheitsstrafe angewendet und zwar im zweit- 
höchsten Ausmaße, ohne Rücksicht, ob es sich um eine erste Übertretung 
handelt oder ob Rückfall vorliegt. Die bezüglichen Gewerbevorschriften ent- 
springen einesteils Rücksichten auf die Gesundheit, andernteils Rücksichten 
auf die Sittlichkeit der Angestellten, jugendlichen und Frauenspersonen. In 
l etztercr Hinsicht ist zu bemerken, daß eventuell eine Konkurrenz mit § 259 
eintreten kann. Wann dies der Fall ist, kann nur in concreto nach den Re- 
geln des VIII. Hauptstückes beurteilt werden. 
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solcher Geschäfte den hiefUr bestehenden Verordnungen zuwiderhandelt, 
macht sich einer Übertretung schuldig und ist mit Arrest von einem 
bis drei Monaten zu bestrafen ^). 

§ 169. 
Ein Vergehen begeht, wer vorsätzlich als Geschäftsführer, als Mit- 
glied des Aufsichtsrates oder als Liquidator einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung bewirkt, zustimmt oder nicht hindert, daß den Ge- 
sellschaftern Urkunden über ihre Beteiligung, die auf Inhaber oder an 
Order lauten oder eine auf die Zulässigkeit der Indossierung hinwei- 
sende Bemerkung enthalten oder Dividendenscheine ausgestellt werden. 

§ 170. 
Ein Vergehen begeht, wer: 

1. als Geschäftsführer in den zum Zwecke der Eintragung der 
Gesellschaft oder der Eintragung der Erhöhung oder Herab- 
setzung des Stammkapitals in das Handelsregister gemäß § 9, 
Punkt 2, §§ 10, 53 oder 56 des Gesetzes vom 6. März 1906, 
R.-G.-B1. Nr. 58, abzugebenden Erklärungen oder 

2. als Geschäftsführer oder Liquidator in dem gemäß § 26 d. zit. 
Ges. zu führenden Anteilbuche oder in der auf Grund des An- 
teilbuches dem Handelsgerichte vorzulegenden Liste vorsätzlich 
eine zur Täuschung über den Vermögensstand einer GeseUschaft 
mit beschränkter Haftung geeignete falsche Angabe macht. 

§ 171. 
Ein Vergehen begeht, wer vorsätzlich als Geschäftsführer oder Li- 
quidator, als Mitglied des Aufsichtsrates oder als Beauftragter einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung in den Versammlungsprotokollen, 
Rechnungsabschlüssen, Bilanzen, Geschäftsberichten oder in einer öffent- 
lichen Aufforderung zur Beteiligung an dem Unternehmen den Ver- 
mögensstand der Gesellschaft falsch darstellt oder eine Tatsache ver- 
schweigt, deren Verschweigung über den Vermögensstand der Gesell- 
schaft zu täuschen geeignet ist. 

§ 172. 
Die Strafe der in den §§ 169 — 171 bezeichneten Vergehen ist 
Arrest von sechs Monaten bis zu einem Jahre, womit Geldstrafe von 
zweitausend bis vienausend Kronen verbunden werden kann. 



*) Der Talbestand ist dem Stmfgesetze unbekannt und erst durch das 
Gesetz vom 21. Jänner 1897, R'-G.-Bl. Nr. 27, mit Strafe bedroht worden, 
dessen § i durch den § 168 ersetzt werden soll. 
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§ 173. 

Wer den von einer Erwerbsteuer- oder Schätzungs- oder Be- 
rufungskommission beauftragten Personen den Eintritt in die Gewerbe- 
räume und die Besichtigung derselben, sowie der Betriebsanlagen und 
Vorräte verweigert oder diese Amtshandlungen zu verhindern sucht, 
macht sich einer Übertretung schuldig und ist mit Arrest von einem 
bis zu vierzehn Tagen oder an Geld von zehn bis einhundert Kronen 
zu bestrafen. 

§ 174. 

Wer ohne einen Entschuldigungsgrund geltend zu machen, oder 
nachdem dieser verworfen ist, die Übernahme der Funktion eines Mit- 
gliedes einer nach dem Gesetze vom 25. Oktober 1896, R.-G.-B1. 
Nr. 220, aufzustellenden Kommission oder des Stellvertreters eines 
solchen Mitgliedes verweigert, ist einer Übertretung schulcUg und an 
Geld von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 175. 
Wer die in Gemäß»heit des § 200 d. zit. Ges. von ihm eingefor- 
derte Auskunft über die Hausbewohner verweigert oder wissentlich 
unrichtig erteilt, ist einer Übertretung schuldig und an Geld von zehn 
bis einhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 176. 
Wer sich der gesetzlichen Volkszählung absichtlich entzieht oder 
bei der Durchführung derselben unwahre Angaben macht, ist einer 
Übertretung schuldig und an Geld von zehn bis einhundert Kronen 
zu bestrafen. 

§ 177. 
Wer sich einen Stand im Verkehr anmaßt, ist einer Übertretung 
schuldig und mit Arrest von einem bis zu vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 178. 
Einer Übertretung macht sich schuldig, wer im Verkehr seinen 
Namen unbefugt ändert. Die Strafe ist Arrest von einem bis zu vier- 
zehn Tagen oder an Geld von zehn bis einhundert Kronen. 

§ 17g. 
Eine Übertretung begeht, wer den Vorschriften über das Melde- 
wesen zuwiderhandelt. Die Strafe ist an Geld von zehn bis einhun- 
dert Kronen. 
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§ i8o. 
ESner Übertretung ist schuldig und ist auf gleiche Art zu be- 
strafen, wer der Behörde gegenüber falsche Angaben Über Personen, 
Sachen oder Umstände macht, insofeme er zu Auskünften hierüber 
verpflichtet ist. 

§ i8i. 
Die Vorschrift des vorhergehenden Paragraphen findet auf An- 
zeigen und Mitteilungen, die jemand freiwillig macht, sinngemäße An- 
wendung. 



XIII. Hauptstuck. 

Sicherheits- und gemeingefährliche Verbrechen, 
Vergehen und Uebertrettingen. 

§ 182. 

Wer Waffen oder Munition unbefugterweise in einer unverhält- 
nismäßigen, gegründeten Verdacht eine; Mißbrauches erregenden Menge 
besitzt oder veräußert, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest 
von einem bis zu drei Monaten zu bestrafen« 

§ 183. 
Der unbefugte Besitz von Waffen ist dne Übertretung und wird 
an Geld von einhundert bis zu vierhundert Kronen bestraft. 

§ 184. 
Als unbefugter Besitz von Waffen ist es auch anzusehen, wenn 
jemand eine Waffe, die nur über behördliche Bewilligung getragen 
werden darf, trägt, ohne einen für ihn und diese Waffe gültigen Waffen- 
paß bd sich zu führen. 

§ 185. 
Ist der Täter wegen Verbrechens nach den §§ 276, 281, 282, 
283 oder 288 vorbestraft, so ist der unbefugte Besitz ein Vergehen 
und mit Arrest von einem bis zu drei Jahren zu bestrafen '). 



Der Satz: si duo faciunt rdem non est idem erscheint hier vom an 
tiken Zivilrecht ins moderne Strafrecht herUbergenommen. So widerspruchs- 
voll er auch aussehen mag, hat er doch seine Berechtigung. Ein alter Pro> 
fessor, der zum Zwecke seiner persönlichen Sicherheit einen Revolver bei 
sich trägt und hiefÜr einen WaifenpaC\ besitzt, diesen aber einmal aus Zer- 
streutheit vergessen hat, ist doch wohl mit Rücksicht auf den unbefugten 
Besitz dieser Waffe nicht mit einem berüchtigten Raufbold und Totschläger 
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S 186, 
Wer ohne behördliche Bewilligung Sprengstoffe herstellt, in Ver- 
kehr setzt, ins Inland einfUhn oder besitzt, macht sich einer Über- 
tretung schuldig und wird mit Arrest von einem bis zu drei Monaten 
oder an Geld von vierhunden bis zu eintausend Kronen bestraft. 

§ 187. 
Einer Übertretung macht sich auch derjenige schuldig und ver- 
gilt gleicher Strafe, wer den gehörig kundgemachten sicherheitspolizei- 
lichen Bestimmungen in betreff der Sprengstoffe zuwiderhandelt. 

§ 188. 
Liegen bei den in den vorhergehenden Paragraphen genannten 
Handlungen Umstände vor, aus denen dem Täter die Gefährlichkeit 
derselben für das Leben, die Gesundheit oder das Eigentum eines An- 
deren bekannt war, so ist der Täter eines Vergehens schuldig und mit 
Arrest von drei bis sechs Monaten zu bestrafen. 

§ 189. 

Wer durch Anwendung \on Sprengstoffen als Sprengmitteln das 
Leben öder die Gesundheit eines Anderen vorsätzlich gefährdet, begeht 
ein Verbrechen und wird mit Kerker von fünf bis zu zehn Jahren, 
wenn aber eine schwere Körperverletzung erfolgt ist, mit Kerker von 
zehn bis zu fünfzehn Jahren bestraft. 

Erfolgte der Tod eines Menschen, so ist die Strafe lebensläng- 
licher Kerker, 

Hat der Täter diesen Erfolg voraussehen können, so ist er mit 
dem Tode zu bestrafen. 

§ 190. 

Wer die Ausführung des im vorhergehenden Paragraphen erwähn- 
ten Verbrechens dadurch vorbereitet, daß er Sprengstoffe oder Vorrich- 



auf eine Linie zu stellen, der nach wiederholten Straftaten im Besitze einer 
Waffe ohne Waffenpaß betreten wird. Wenn wir auch nicht so leicht, wie 
V. Liszt einen Menschen als unverbesserlich bezeichnen, so können wir doch 
andererseits jenen poHzeiiicheh Vorsichten, welche bei Ausfolgung eines 
Waffenpasses beobachtet werden, eine gewisse Berechtigung nicht absprechen. 
Die Polizei tut wohl ganz recht, wenn sie einem rohen Menschen, der eben 
zum zweitenmal den Kerker verlassen hat und dessen Erscheinung eher ge- 
eignet ist, Anderen Furcht einzuflö&en, als daß er besonderen Schutzes be- 
durfte, einen Waffenpaß verweigert. Darum liegt auch ein ganz anderer Tat 
bestand vor, wenn ein solcher rechtswidrig eine Waffe trägt, nicht ziim eige- 
nen Schutze, sondern zur Gefährdung Anderer. Was das Strafmaß betrifft, 
so kann nur eine sehr empfindliche Strafe von Wirkung sein. 
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tungen zu deren Verwendung herstellt, anschafft oder in seinem Be- 
sitze hat oder, wissend, daß dieselben zur Begehung dieses Verbrechens 
bestimmt sind, an andere Personen überläßt, wird mit Kerker von fünf 
bis zu zehn Jahren bestraft. 

§ 191. 

Wer durch einen Brand, einen Einsturz, eine Explosion, eine Über- 
schwemmung, einen Schiffs- oder Eisenbahnunfall eine Gefahr fUr das 
Leben oder die Gesundheit eines Anderen herbeiführt, ist eines Ver- 
brechens schuldig. 

§ 192- 

Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von fünf bis zehn Jahren* 
Bei erfolgter Tömng oder schwerer Körperverletzung ist die Strafe 
Kerker von zehn bis fünfzelin Jahren, dafem dieser Erfolg dem Täter 
nicht ausgeschlossen erscheinen mußte. 

War die Tötung vorausgesehen oder gar beabsichtigt worden, so 
ist der Tater mit dem Tode zu bestrafen. 

, § '93- 

Wer eine Handlung, wie in § 191 erwähnt, aus Fdlirlässigkeit 
begeht, ist eines Vergehens schuldig und mit Arrest von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre zu bestrafen; tritt einer der im § 192 genannten 
Erfolge ein, so ist die Strafe Arrest von einem bis drei Jahren. 

§ 194- 
Wer die ihm zur Verhütung von Bränden, Explosionen, Schiffs-, 
Eisenbahn- oder Bergwerksunglücken oder bezüglich anderer Betriebe 
oder Unternehmungen wegen deren Gefährlichkeit obliegenden Ver- 
pflichtungen vernachlässigt, ist eines Vergehens schuldig und mit Arrest 
von einem bis drei Jahren zu bestrafen. 

§ 195. 
Wer durch absichtliche Verbreitung einer ansteckenden Krankheit 
eine gemeine Gefahr für Menschen herbeifühn, macht sich eines Ver- 
brechens schuldig. 

§ 196- 
Die Strafe ist Kerker von einem bis zu fünf Jahren; ist jemand 
durch das Verbrechen an seiner Gesundheit schwer geschädigt worden, 
so ist auf Kerker von fünf bis zu zehn Jahren, und wenn Jemand durch 
dasselbe getötet worden ist, auf lebenslangen Kerker zu erkennen. Die 
beiden letztgenannten Strafen haben nur dann statt, wenn der Täter 
diese Erfolge voraussehen konnte. 
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§ 197. 
Wer den Vorschriften, die zur Verhütung der Entstehung oder Ver- 
breitung einer ansteckenden Krankheit erkssen und gehörig kundgemacht 
sind, zuwiderhandelt, obwohl er weit, daß er dadurch eine gemeine 
Gefahr herbeifUhn, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von 
einem bis drei Monaten zu bestrafen *). 

§ 198. 
Wer es unterläßt, eine ihm nach den Gesetzen vom 29. Februar 
1880, R.-G.-B1. Nr. 35 und 37, oder nach den auf Grund derselben 
erlassenen Anordnungen obliegende Anzeige zu erstatten, macht sich 
einer Übertretung schuldig und ist an Geld von einhundert bis vier- 
hunden Kronen zu bestrafen. 

§ 199- 
Ein Gemeindevorsteher {Gutsgebietsvorsteher) oder wer sonst immer 
in Vertretung desselben die ihm obliegende Anzeige eines verdächtigen 
Tierkrankheitsfalles verabsäumt oder bei Ausstellung von Viehpässen 
oder Ursprungsbescheinigungen, wenn auch nur aus Fahrlässigkeit, die 
Unwahrheit bezeugt, macht sich einer Übertretung schuldig und ist an 
Geld von einhundert bis zu vierhundert Kronen zu bestrafen; bei er- 
schwerenden Umständen kann auf Arrest von vierzehn Tagen bis zu 
einem Monate erkannt werden. 

§ 200. 

Wer den sonstigen in den zit. Gesetzen enthaltenen oder auf Grund 
derselben erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, macht sich einer 
Übertretung schuldig und ist mit Arrest von einem bis vierzehn Tagen 
oder an Geld von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. 

Die Zuwiderhandlung ist aber als ein Vergehen zu bestrafen: 

1. in den Fällen, in welchen nach den zit. Gesetzen auf den Ver- 
fall von Tieren oder tierischen Rohprodukten zu erkennen ist; 

2. wenn Vieh von der Seuche ergriffen worden ist; 



*) Der Unterschied von der Bestimmung des § 195 liegt auf dem Ge- 
biete des subjektiven Tatbestandes. Im ersteren Falle handelt es sich um 
geradezu doloses Vorgehen des Täters. Er beabsichtigt die Verbreitung der 
ansteckenden Krankheit. Im zweiten Falle ist die Verbreitung nicht der Zweck 
seiner Handlung, sondern er setzt diese aus irgendwelchen anderen Gründen 
z. B. aus Bequemlichkeit, ignoriert aber dabei die GefUhrlichkeit derselben, 
obwohl sie ihm bekannt war. Ein weiterer Unterschied besteht darin^ daCv 
die Übertretung bestimmte Vorschriften zur Voraussetzung hat, welchen zu- 
widergehandelt wird. 
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3. wenn «ine körperliche Beschädigung' oder der Tod eines Men- 
schen verursacht worden ist; 

Die Strafe ist Arrest von drei bis sechs Monaten und an Geld 
von eintausend bis zweitausend Kronen ; im Falle der Tod eines Men- 
schen erfolgte Arrest von einem bis drei Jahren. 

§ 201. 
Wer den* auf Grund der §§ 6 und 7 des Gesetzes vom 16. Jän- 
ner 1896, R.-G.-Bl. Nr. 8g für 1897, erlassenen «nd gehörig kund- 
gemachten Verordnungen zuwiderhandelt, tnacht sich einer Übertretung 
schuldig und ist an Geld von vierhundert bis eintausend Kronen zu 
bestrafen. Die vorstehende Bestimmung findet auch auf jene Vor- 
schriften Anwendung, welche in der Verordnung vom 13. Oktober 
1897, R.-G.-BL Nr. 234, enthalten sind. 

§ 202. 
Einer Übertretung macht sich schuldig und ist. an Geld von vier- 
hundert bis eintausend Kronen zu bestrafen: 

1. wer Lebensmittel zum Zwecke der Täuschung in Handel und 
Verkehr nachmacht oder verftllscht; 

2. wer wissentlich Lebensmittel, welche nachgemacht, verfälscht, 
verdorben, unreif sind oder an ihrem Nährwerte eingebüßt 
haben, unter einer zur Täuschung geeigneten. Form odei: Be- 
zeichnung feilhält ; 

3. wer Lebensmitlei zum Zwecke der Täuschung unter einer fal- 
schen Bezeichnung feilhält oder, verkauft ; . 

4. wer wissentlich Lebensmittel,, welche nachgemacht, verfälscht, 
verdorben, unreif sind oder an ihrem Nährwerte eingebüßt 
haben, verkauft, es wUre denn, daß der Käufer diesen Zustand 
kannte oder offenbar erkennen mußte. 

§ 203^ 
- Wer die im § 202 unter Z. 2 und 4 bezeichneten Handlungen 
aus Fahrlässigkeit begeht oder wer fahrlässigerweise Lebensmittel feil- 
hält oder verkauft, welche zum Zwecke der Täuschung mit einer fal- 
schen Bezeichnung versehen sind, m^cht sich einer Übertretung schul- 
dig und ist an Geld von einhundert bis vierhundert Kronen zu be- 
strafen. 

. § 204. 

Als falsche Bezeichnung eines Lebensmittels ist es nicht anzusehen, 
wenn dasselbe unter einer hinsichtlich der Beschaffenheit und Qualität 
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der Ware allgemein Oblichen Bezeichnung in den Verkehr gebracht 
wird, welche derselben nicht in einer auf Täuschung gerichteten Ab- 
sicht beigelegt wird. 

Als Verfidschung eines Lebensmittels ist es nicht anzusehen, wenn 
demselben irgend ein unschudlicher Stoff beigemischt oder eine Men- 
gung mit unschädlichen Mitteln vorgenommen wird, um das Lebens- 
mittel für längere Aufbewahrung oder zur Versendung baltbarer oder 
zum Verbrauche geeigneter zu machen, ohne daß durch diesen Vor- 
gang das Gewidit oder Maß zum Zwecke der Täuschung gesteigert 
oder die geringere Qualität des Lebensmittels verdeckt wird. 

§ 205. 

Eine Übenretung begeht, . wer zum Zwecke der Täuschung im 
Handel und Verkehr: 

. I. eine der nach § 3, Z. i des Gesetzes vom 25. Oktober 1901, 
R.-G.-B1. Nr. 26 für 1902, unzulässigen Mischungen herstellt; 

2. solche Mischungen verkauft, feilhält oder in Verkehr bringt; 

3. Oleomargarin, Margarin, Margarihschmalz oder Margarinkäse 
ohne den nach § 4 des zit. Gesetzes erforderlichen Zusatz her- 
stellt, verkauft, feilhält oder in Verkehr bringt; 

4. Margarin, Margarinschmalz, Margarinkäse, Oleomargarin oder 
Kunstspeisefett unter einer falschen Bezeichnung verkauft, feil- 
hält oder in Verkehr bringt; 

5. den Vorschriften des § 9 des zit. Gesetzes zuwider Oleomar- 
garin, Margarin, Margarinschmalz oder Kunstspeisefett ohne die 
vorgeschriebenen Kennzeichen oder Plomben verkauft oder in 
Verkehr bringt. 

Die Strafe ist an Geld von einhundert bis vierhundert Kronen. 

§ 206. 

Einer Übenretung macht sich schuldig und ist an Geld von ein- 
hundert bis vierhundert Kronen zu bestrafen: 

1. wer fahrlässigerweise Lebensmittel, welche zum Handel und 
Verkehr bestimmt sind, derart herstellt oder derart konserviert, 
daß der Genuß derselben die menschliche Gesundheit zu be- 
schädigen geeignet ist; 

2. wer fahrlässigerweise Gegenstände, deren Genuß die mensch- 
liche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist, als Lebensmittel 
feilhält, verkauft oder sonst in Verkehr bringt. 
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% 207. 
Einer Übertretung macht sich schuldig und ist an Geld von vier- 
hunden bis eintausend Kronen zu bestrafen: 

1. wer fahrlässigerweise Koch-, Eß- oder Trinkgeschirre oder Ge- 
schirre und Geräte, die zur Aufbewahrung von Lebensmitteln 
oder zur Verwendung bei denselben bestimmt sind, dann Wagen 
und Maße, die zur Verwendung bei Lebensmitteln bestimmt 
sind, derart erzeugt oder zurichtet, daß der bestimmungsgemäße 
oder vorauszusehende Gebrauch dieser Gegenstände die mensch- 
liche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist; 

2. wer fahrlässigerweise die in 2L i bezeichneten Gegenstände, 
obwohl ihm die gesundheitsschädliche Beschafüenheit derselben 
bei Anwendung der schuldigen Aufmerksamkeit bekannt sein 
konnte, verkauft oder feilhält; 

3. wer fahrlässigerweise die in Z. i bezeichneten Gegenstände 
oder überhaupt Geschirre zum Gebrauche mit Lebensmitteb, 
welche zum Verkehre bestimmt sind, in gesundheitsschädlicher 
Weise, obwohl ihm diese bei Anwendung der schuldigen Auf- 
merksamkeit bekannt sein konnte, verwendet. 

§ 208. 
Einer Übertretung macht sich schuldig und ist an Geld von vier- 
hundert bis eintausend Kronen zu bestrafen: 

1. wer fahrlässigerweise kosmetische Mittel, Spielwaren, Tapeten 
oder Bekleidungsgegenstände derart erzeugt oder zurichtet, daß 
der bestimmungsgemäße oder vorauszusehende Gebrauch dieser 
Gegenstände die menschliche Gesundheit zu beschädigen ge- 
eignet ist; 

2. wer fahrlässigerweise die in Z. i bezeichneten Gegenstände, 
obwohl ihm die gesundheitsschädliche Beschaffenheit derselben 
bei Anwendung der schuldigen Aufmerksamkeit bekannt sein 
konnte, verkauft oder feilhält. 

§ 209. 
Hat eine der in den §§ 202, 203, 205 — 208 erwähnten straf- 
baren Handlungen eine schwere Körperverletzung oder den Tod eines 
Menschen zur Folge gehabt, so findet § 214 Anwendung. 

§ 210. 
Eines Vergehens macht sich schuldig und ist mit Arrest von drei 
bis sechs Monaten und an Geld von eintausend bis zweitausend Kronen 
zu bestrafen: 
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1. wer wissentlich Lebensmittel, >lvelche zum Handel und Verkehr 
bestimmt sind, derart herstellt öder derart konserviert, daß der 
Genuß derselben die menschliche Gesundheit zu beschädigen 
geeignet ist; 

2. wer wissentlich Gegenstände, deren Genuß die menschliche 
Gesundheit zu beschädigen geeignet ist, als Lebensmittel ver- 
kauft, feilhält oder sonst in Verkehr setzt; 

3. wer wissentlich die in § 206, Z. i, und § 207, Z. i, erwähn- 
ten Gegenstände derart erzeugt oder zurichtet, daß der bestim- 
mungsgemäße oder vorauszusehende Gebrauch derselben die 
menschliche Gesundheit zu beschädigen geeignet ist; 

4. wer wissentlich Gegenstände der in Z. 3 bezeichneten Art ver- 
kauft, feilhält oder sonst in Verkehr setzt oder in gesundheits- 
schädlicher Weise zum Gebrauch für Andere verwendet. 

§ 21 1. 

Hat eine im vorhergehenden Paragraphen angeführte Handlung 
eine schwere Körperverletzung oder den Tod eines Menschen zur Folge, 
so findet § 214 Anwendung. 

Wurde eine der im vorhergehenden Paragraphen angeführten Hand- 
lungen unter Umständen begangen, daß daraus eine Gefahr für das 
Leben oder die Gesundheit von Menschen in größerer Ausdehnung 
entstehen kann, so ist die Handlung ein Verbrechen und mit Kerker 
von einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 212. 
Wer den in bezug auf Gifte und andere gesundheitsgefährliche 
Stoffe, auf Arzneien, Arzneistoffe und Geheimmittel zum Schutze gegen 
Gefahren für Leben oder Gesundheit erlassenen und gehörig kundge- 
machten Verordnungen zuwiderhandelt, ist einer Übertretung schuldig 
und nach den §§213 und 214 zu bestrafen. 

§ 213. 
Wer sich einer Handlung oder Unterlassung schuldig macht, von 
welcher er schon nach ihren natürlichen, für jedermann leicht erkenn- 
baren Folgen, oder vermöge besonders bekannt gemachter Vorschriften, 
oder nach seinem Stande, Amte, Berufe, Gewerbe, seiner Beschäftigung 
oder überhaupt nach seinen besonderen Verhältnissen einzusehen ver- 
mag, daß sie eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder körper- 
liche Sicherheit von Menschen herbeizuführen oder zu vergrößern ge- 
eignet sei, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von vierzehn 
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Tagen bis zu einem Monat oder an Geld von einhundert bis vier- 
hundert Kronen zu bestrafen. 

§ 214. 

Erfolgte aus der Handlung oder Unterlassung eine schwere Kör- 
perverletzung oder der Tod eines Menschen, so ist der Tiiter eines 
Vergehens schuldig und mit Arrest von sechs Monaten bis zu einem 
Jahre zu bestrafen. 

§ 215. 

Wer durch seine Stellung, seinen Beruf oder sein Gewerbe oder 
kraft behördlicher Bewilligung sonst ein Gewehr oder eine andere 
Waffe oder einen besonders gefährlichen Gegenstand besitzt oder in 
Verwahrung hat und es an der nötigen Sorgfalt fehlen lüßt, ist nach 
den §§213 und 214 zu bestrafen. 

§ 216. 
Nach Vorschrift der §§213 und 214 ist auch derjenige zu be- 
strafen, der gegen einen Andern ein Gewehr oder eine andere Schuß- 
waffe abdrückt, ohne sich vorher versichert zu haben, daß es nicht 
geladen ist oder wer unter dieser Voraussetzung ein Gewehr oder eine 
Schußwaffe gegen einen Andern ohne dessen Einwilligung richtet^). 

§ 217. 
Wer ohne besondere Erlaubnis der Behörde wilde oder ihrer 
Natur nach sonst schädliche Tiere halt, ist einer Übertretung schuldig 
und an Geld von zehn bis einhunden Kronen zu bestrafen. 

§ 218. 
Wird jemand von einem solchen, ohne behördliche Erlaubnis ge- 
haltenen Tiere beschädigt, so ist nach Maß des Schadens die Geld- 
strafe auf einhundert bis vierhundert Kronen zu erhöhen. 



*) Die Häufigkeit von Handlungen der gegenstUndlichen Art ist eine 
relativ bedeutende, wenn wir in Betracht ziehen, daß der Tatbestand von 
ganz spezieller Natur ist. Wiewohl die Strafbarkeit jener Fälle, in welchen 
kein Schade verursacht wird, ohne Zwang aus § 431 St.-G. abgeleitet wer- 
den könnte, finden Bestrafungen wegen solcher Handlungen nur statt, wenn 
§ 374 St.-G. Anwendung finden kann, d. h. wenn »schädliche Folgen« ein- 
getreten sind. Um nun einer derartigen Praxis vorzubeugen, wird in § 216 
der § 213 zitiert und überdies der Fall besonders erwähnt, daß jemand ein 
Gewehr zwar nicht abdrückt, wohl aber gegen jemanden richtet. Wenn, wie 
es § 216 bezweckt, nicht bloß die Verletzung, sondern schon die bloße Ge- 
fährdung mit Strafe bedroht wird, so werden Bestrafungen wegen dieses 
Unfuges viel häufiger stattfinden, wodurch allein es möglich wird, auch die 
Zahl der Fälle mit »schädlichen Folgen« herabzumindern. 

V. Sterncck, Reform d. österr. Strafrechtes. lO 
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§ 219. 

Aber auch wenn die Behörde ein wildes oder seiner Natur nach 
sonst schädliches Tier zu halten die Erlaubnis erteilt, ist die Vernach- 
lässigung der Verwahrung desselben als Übertretung mit zehn bis ein- 
hundert Kronen zu bestrafen, wenn jemand durch dasselbe beschädigt 
worden. 

§ 220. 

Wer ein bösartiges Haustier halt, ohne hinreichend dafür Sorge 
zu tragen, daß niemand durch dasselbe beschädigt werden könne, macht 
sich einer Übertretung schuldig und ist an Geld von zehn bis einhun- 
den Kronen, bei wirklich erfolgtem Schaden von einhundert bis vier- 
hundert Kronen zu bestrafen. 

§ 221. 
Wer aus Unvorsichtigkeit jemanden durch Überfahren oder Über- 
reiten tötet oder körperlich schwer verletzt, ist nach § 214 zu bestrafen. 

§ 222. 
Zeigt sich bei der Untersuchung, daß zu dem Vorfalle das schnelle 
Fahren oder Reiten beigetragen habe, so ist dieser Umstand als er- 
schwerend zu betrachten. 

§ 223. 
Das schnelle und unbehutsame Fahren und Reiten ist eine Über- 
tretung und nach § 213 strafbar^). 

§ 224. 
Nach den §§ 213 und 214 ist zu bestrafen, wer an Straßen, vor 
Fenstern, Erkern oder sonst in seiner Wohnung etwas stellt oder hängt, 
ohne es gegen das Herabfallen zureichend gesichert zu haben, oder 
wer aus dem Fenster, von Erkern oder sonst von oben herab etwas 
wirft, wodurch die Vorübergehenden beschädigt werden können. 

§ 225. 
Nach den §§213 und 214 sind auch diejenigen zu bestrafen, die 
den bezüglich der Sicherheit erlassenen und gehörig kundgemachten 
Bauvorschriften zuwiderhandeln. 



In Großstädten und heute vielleicht allenthalben eine der wichtigsten 
Vorschriften sicherheitspolizeilichen Charakters. Im Strafgesetze ist dieses 
GefUhrdungsdelikt in den §§341, 342, 427 und 428 geregelt. Die Handhabung 
dieser Paragraphe ist jedoch eine sehr laxe. Überdies sind auch die Strafen 
zu gering, um einen wirksamen Schutz in der erwähnten Hinsicht zu gewähren. 
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XIV. Hauptstuck. 

Religionsverletzung. 

§ 226. 

Das Verbrechen der Religionsstörung begeht, wer: 

1. öffentlich Gott lästert; 

2. öffentlich der Religion Verachtung bezeigt; 
.3. öffentlich Unglauben zu verbreiten sucht. 

§ 227. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von einem bis fünf Jahren. 
Auch kann auf körperliche Züchtigung und Verschärfung erkannt werden. 

§ 228. 

Wer eine Religionsübung, welche auf Grund des Art. 16 des 
Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 18671 R.-G.-Bl. Nr. 142, als 
rechtswidrig oder sittenverletzend verboten worden ist, zu verbreiten 
sucht, ist eines Vergehens schuldig und mit Arrest von drei bis sechs 
Monaten zu bestrafen. 

§ 229. 

Die Mitglieder einer gesetzlich nicht anerkannten Religionsgesell- 
schaft, welche die Grenze der erlaubten häuslichen Religionsübung 
überschreiten, sowie diejenigen, welche sich an einer verbotenen Reli- 
gionsUbung beteiligen, sind einer Übertretung schuldig und an Geld 
von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 230. 
Wer bei gottesdienstlichen Verrichtungen, bei Andachtsübungen 
oder an zum Gottesdienst bestimmten Orten öffentlich den Anstand in 
ärgerniserregender Weise verletzt, ist einer Übertretung schuldig und 
mit Arrest von einem bis vierzehn Tagen oder an Geld von zehn bis 
einhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 231. 
Wer den Verordnungen bezüglich des Verkehrs und Gewerbe- 
betriebes an Sonn- und Festtagen zuwiderhandelt, ist einer Übertretung 
schuldig und an Geld von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. 



IG» 
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XV. Hauptstück. 

Unerlaubte Eheschliessung. 

§ 232. 

Wer sich ungeachtet des Hindernisses eines bestehenden Ehebandes 
trauen lüßt, begeht das Verbrechen der zweifachen Ehe, Die Strafe 
dieses Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre. 

§ 233. 
Hatte der Schuldige das Bestehen des Ehebandes dem anderen 
Teile verheimlicht, so ist die Strafe Kerker von einem bis fünf Jahren. 
Auch kann auf körperliche Züchtigung und Verschärfung erkannt werden. 

§234. 
Ein Verbrechen begeht, wer sich ungeachtet eines Ehehindemisses 
trauen läßt, wenn er dieses dem anderen Teile vor der Trauung nicht 
mitgeteilt hat. Die Strafe ist Kerker von einem bis fünf Jahren. Auch 
kann auf körperliche Züchtigung und Verschärfung erkannt werden. 

§ 235. 
Wer nach den Gesetzen zur Eheschließung einer besonderen Be- 
willigung bedarf und ohne eine solche erhalten zu haben, eine Ehe 
eingeht, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von einem bis 
zu vierzehn Tagen zu bestrafen. 



XVI. Hauptstück. 

Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen gegen 

die Sittlichkeit. 

§ 236. 

Unzüchtig im Sinne dieses Hauptstückes ist jede Handlung oder 
Unterlassung, welche das geschlechtliche Schamgefühl gröblich verletzt^). 



*) Der Begriff der Unzucht ist kein so feststehender, daß man ihn in 
eine Definition eines Strafgesetzes ohne weiteres aufnehmen kann. Darum 
ist es ein entschiedener Fehler, wenn moderne Strafgesetze die nUhere Be- 
griffsbestimmung der Gesetzesinterpretation überlassen, wie dies im Reichs- 
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§ 237. 
Wer eine Frauensperson unter Anwendung von Gewalt oder ge- 
fährlicher Drohung gegen sie oder ihre Angehörigen, oder eine Frauens- 
person, die sich im Zustande der Wehr-, Bewußt- oder Willenlosig- 
keit befindet, während desselben zu außerehelichem Beischlafe miß- 
braucht, oder wer mit einer Frauensperson unter vierzehn Jahren den 
Beischlaf unternimmt, macht sich des Verbrechens der Notzucht schuldig. 

§238. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von fünf bis zehn Jahren. 
Hat aber das Verbrechen einen der in den §§ 281 oder 283 erwähn- 
ten Nachteile für die Beleidigte zur Folge gehabt, so ist die Strafe 
Kerker von zehn bis fünfzehn Jahren. 

§ 239. 
Wenn aus dem Verbrechen der Tod erfolgte, ist die Strafe lebens- 
länglicher Kerker, 

§ 240. 
Im Falle die Strafe nach § 238 zu bestimmen ist, sind mit ihr 
alle Arten der Strafschärfungen, sowie körperliche Züchtigung im Höchst- 
maße zu verbinden. 

§ 241. 
Wer an einem Andern unter Anwendung der im § 237 erwähn- 
ten Mittel oder unter Benützung der daselbst erwähnten Umstände, 
oder an einer Person unter vierzehn Jahren eine unzüchtige Handlung 
vornimmt, macht sich des Verbrechens der Schändung schuldig. 

§ 242. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von einem bis zu fünf 
Jahren, auch wenn die Handlung nur in unzüchtiger Betastung oder 
Entblößung bestand. 

§ 243. 
Hat aber das Verbrechen einen der in den §§ 281 oder 283 er- 
wähnten Nachteile für den Beleidigten zur Folge gehabt, so ist die 



Strafgesetz, dem italienischen, norwegischen, japanischen und russischen Straf- 
gesetze der Fall ist. 

Eine nUhere Begrenzung dieses Begriffes erscheint im Interesse der Ein- 
heitlichkeit der Rechtsprechung unbedingt erforderlich. Wenn wir diese De- 
finition an die Spitze des Hauptstückes gestellt haben, so geschah dies nur 
in analoger Anwendung jener Argumente, welche für die Voranstellung der 
»Allgemeinen Bestimmungen« bezüglich des ganzen Gesetzes ma&gebend 
waren. 
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Strafe Kerker von fünf bis zehn Jahren, und wenn aus dem Verbrechen 
der Tod erfolgte, von zehn bis fünfzehn Jahren. 

§ 244. 
Wurde das Verbrechen von einem Lehrer an einer Person be- 
gangen, welche er unterrichtet hatte, so kommt die Strafe von fünf 
bis zehn Jahren auch dann zur Anwendung, wenn die Voraussetzung 
des § 243 nicht zutrifft^). 

§ 245. 
Mit der wegen Schändung verhängten Strafe ist körperliche Züch- 
tigung und Schärfung zu verbinden. 

§ 246. 
Wer eine seiner Aufsicht oder Erziehung oder seinem Unterrichte 
anvertraute Person oder eine Person, zu welcher er in einem natür- 
lichen oder übernommenen besonderen Verpflichtungsverhältnisse steht, 
zur Begehung oder Duldung einer unzüchtigen Handlung verleitet, ist 
eines Verbrechens schuldig und mit Kerker von sechs Monaten bis 
einem Jahre zu bestrafen ; ist diese Person unter achtzehn Jahre alt, so 
ist die Strafe Kerker von einem bis fünf Jahren *). 

§ 247. 
Eine nach den Regeln der Heilkunst notwendige oder zweck- 
mäßige Behandlung oder Untersuchung ist nicht nach § 241 zu bc- 



') Die zahlreichen Fülle, in welchen sich Lehrer dieses Verbrechens 
schuldig machen, lassen eine strengere Reaktion, als die derzeit in Übung 
stehende, durchaus wünschenswert erscheinen. Eine besonders hohe Strate 
ist auch durch den Umstand gerechtfertigt, daß die Lehrer zu besonderer 
Fürsorge für das Wohl der Lernenden gesetzlich verpflichtet sind, die Ange- 
hörigen derselben überdies keine diligentia in eligendo hinsichtlich der Leh 
rer betätigen können, da der gesetzliche Unterrichtszwang ma&gebend ist. 

•) Das Wesentliche ist das Vorhändensein eines besonderen Verpflich- 
tungs Verhältnisses zwischen dem Täter und der verleiteten Person. Gleich- 
gültig ist, ob der Täter oder ein Dritter die unzüchtige Handlung vornimmt. 
Von dem Verbrechen des § 244 unterscheidet sich das vorstehende ferner 
durch das Mittel, indem Gewalt u. s. w. ausgeschlossen ist, und schlieC^lich 
durch das Objekt, indem nur Personen über vierzehn Jahren in Betracht 
kommen. Der höhere Schutz der Personen unter achtzehn Jahren gebietet 
sich durch die geringere moralische Widerstandskraft derselben. Die vor 
stehende Bestimmung findet Anwendung in allen jenen Fällen, in welchen 
jemand in einer Anstalt untergebracht ist, in einem Kiankenhause, einem 
Erziehungsinstitute, einem Gefängnisse u. s. f. Desgleichen rücksichtlich der 
Angestellten in Gewerbe- und sonstigen Betrieben der verschiedensten Art. 



Digitized by 



Google 



Verbrechen etc. gegen die Sittlichkeit. 151 

urteilen, wenn die betroffene Person hiezu die Zusiimmung erteilt hat. 
Bei Personen unter vierzehn Jahren, Geisteskranken und Unzurechnungs- 
fähigen ist die Zustimmung des gesetzlichen Venreters maßgebend^). 

§ 248. 
Die Entehrung eines Mädchens unter achtzehn Jahren macht den 
Verführer eines Vergehens schuldig und ist derselbe mit Arrest von 
einem bis drei Jahren zu bestrafen, wenn es die Verführte verlangt. 
Über ihren Antrag ist auf körperliche Züchtigung und Abschaffung zu 
erkennen. Das Urteil ist bekannt zu machen 2). 

§ 249. 
Die Verführung und Entehrung eines Mädchens über achtzehn 
Jahren unter der nicht erfüllten Zusage der Ehe, ist eine Übertretung 
und mit Arrest von einem bis drei Monaten zu bestrafen, wenn es die 
Verführte verlangt 8). 



') Unter denjenigen Handlungen, welche nach § 241 verbrecherisch sind 
kommen auch gewisse medizinische Behandlungs- und üntersuchungsmetho- 
den in Betracht. Sollen derlei Handlungen straflos sein, so müssen sie da- 
her von der Norm des § 241 besonders ausgenommen werden. Eine solche 
Ausnahme wird am zweckmäßigsten von dem Vorhandensein der Einwil- 
ligung des Betreffenden abhängig gemacht werden, soferne dieser im Sinne 
der vorstehenden Bestimmungen als eigenberechtigt anzusehen ist, d. h. so- 
ferne er durch seine Zustimmung die Handlungen des § 241 straflos machen 
kann. Der Schlußsatz ist natürlich nur fUr gewöhnliche Fälle maßgebend. 
Wenn die Einholung der Einwilligung des gesetzlichen Vertreters mit einer 
erheblichen Gefahr für den Vertretenen verbunden wäre, dann ist der Be- 
handelnde zur Vornahme der notwendigen Maßnahmen durch die Bestim- 
mungen über Notstand hinreichend legitimiert. 

•) Die Häufung der Strafen steht nur scheinbar im Widerspruch mit 
der VergeltungswUrdigkeit der Tat. Der Schutz des schwachen Geschlechtes 
ist die wichtigste und vornehmste Aufgabe jeder Strafgesetzgebung. In einem 
Kulturstaate soll jedes junge Mädchen wissen, daß es unter dem eminente- 
sten Schutze des Gesetzes steht. Zwar ist es zu weit gehend, wenn in alten 
Gesetzen der Verführer mit dem Tode "bestraft worden ist, allein eine Ver- 
nichtung seiner bürgerlichen Existenz scheint nur recht und billig. Nur eine 
so empfindliche Reaktion mag den Verfl^hrer bestimmen, die Verführte zu 
ehelichen und vor dem Untergange zu retten. Zwei Jahre liegt das Schicksal 
des Verführers in der Hand der Betrogenen. In dieser Zeit hängt sein Schick- 
sal von ihrem Willen ab und es ist der Betiogenen Gelegenheit gegeben, 
durch Drohungen mit der Bestrafung den Verführer zur Eingehung der Ehe 
zu bestimmen. Solche Drohungen sind straflos (siehe XX. Hauptstück). Nur 
durch derartige strafrechtliche Normen kann ein Kampf gegen die schänd- 
lichsten Charaktere mit Erfolg geführt werden. 

•) Die im Vergleiche zum vorhergehenden Paragraphen erheblich ge- 
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§ 250. 
Personen, welche miteinander in auf- und absteigender Linie ver- 
wandt sind, machen sich durch geschlechtlichen Verkehr miteinander 
des Verbrechens der Blutschande schuldig. 

§ 251. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis 
einem Jahre. 

§ 252. 
Geschlechtlicher Verkehr zwischen voll- und halbbürtigen Geschwi- 
stern, mit den Ehegatten der Eltern, der Kinder oder Geschwister ist 
als Übertretung mit Arrest von einem bis drei Monaten zu bestrafen. 

§ 253. 
Wer eine Frauensperson unter zwanzig Jahren der Unzucht An- 
derer zuführt oder darauf abzielende Unternehmungen Anderer beför- 
dert, ist des Verbrechens der Kuppelei schuldigt). 

§ 254, 
Dieses Verbrechens macht sich auch derjenige schuldig, der eine 
Frauensperson über zwanzig Jahren der Unzucht Anderer zuführt oder 
darauf abzielende Unternehmungen Anderer befördert, ohne ihr vorher 
den Zweck seiner Handlung ausdrücklich auf unzweideutige Art zu 
erkennen gegeben zu haben ^). 

§ 255. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von einem bis fünf Jahren; 
wäre aber die Frauensperson das Inland zu verlassen veranlaßt worden, 



fingere Strafe rechtfertigt sich dadurch, daß hier ein Alter reiferer Überlegung 
in Betracht kommt. 

•j Die Bestimmung soll den MUdchenhandei und die eigentliche Kup- 
pelei treffen. Das Verbrechen wird auf zweifache Art begangen, durch »Zu- 
führen« und durch »Beförderung« der Unternehmungen Anderer. Hiedurch 
soll ein möglichst weiter Kreis von Tätern der Bestrafung zugeführt werden 
können. 

*) Während Frauenspersonen unter zwanzig Jahren nach der vorher^ 
gehenden Bestimmung unbedingt geschützt werden sollen, erweist es sich 
bei solchen über zwanzig Jahren genügend, wenn sie vor Täuschungen in 
der gegenst'andlichen Richtung geschützt werden. Hiedurch wird der Mäd- 
chenhandel empfindlich getroffen, denn ohne TUus:hung ist er sozusagen un- 
möglich. Auch hier wieder empfiehlt es sich, die Beförderung selbständig 
zu erwähnen. 
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von fünf bis zehn Jahren. Das Urteil ist bekannt zu machen, der 
Täter aus dem Inlande abzuschaffen^). 

§ 256. 
Wer öffentlich eine unzüchtige Handlung vornimmt, unzüchtige 
Schriften oder unzüchtige Darstellungen verbreitet, ist einer Übertretung 
schuldig und an Geld von zehn bis einhundert Kronen oder mit Arrest 
von einem bis zu vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 257. 
Wurde durch eine im vorhergehenden Paragraphen erwähnte 
Handlung öffentliches Ärgernis verursacht, so ist Geldstrafe von ein- 
hunden bis vierhundert Kronen oder Arrest von vierzehn Tagen bis 
zu einem Monat zu verhängen. 

§ 258. 
Gleiche Strafe trifft denjenigen, der durch unzüchtige Reden öffent- 
liches Ärgernis gibt. 

§ 259. 
Wer den Verordnungen, welche im Interesse der öffentlichen Sitt- 
lichkeit erlassen sind, zuwiderhandelt, ist einer Übertretung schuldig 
und an Geld von zehn bis einhundert Kronen oder mit Arrest von 
einem bis vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 260. 
Wer mit einer Frauensperson, welche mit ihrem Körper unzüch- 
tiges Gewerbe treibt, unzüchtigen Umgang hat, ist einer Übertretung 
schuldig und mit Arrest von einem bis drei Monaten zu bestrafen. Das 
Urteil ist bekannt zu machen. 



*) Die wichtigste Bestimmung über Mädchenhandel ist diejenige, welche 
seine Bestrafung regelt. Daß mit lUcherlich geringen Strafen nichts gerichtet 
werden kann, wo es sich um den Auswurf der Gesellschaft handelt, ist klar; 
darum dürfen in ein neues Gesetz diesfalls nur erhebliche Strafen Eingang 
finden. Die Strafen sind nach einem bedeutungsvollen und leicht konstatier- 
baren Kriterium unterschieden. Die Folgen der Tat sind nämlich ganz an- 
dere, wenn die Betreffende im Auslände ist, als wenn sie bloß im Reiche 
geblieben ist, jene F'alle sind viel gefährlicher als diese. Daher muß auch 
die Bestrafung eine verschiedene sein. Die Urteilsbekanntmachung ist eu e 
verbrechensprophylaktische Maßregel, um dem Rückfalle vorzubeugen. Das 
gleiche gilt von der Abschaffung. 
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§ 261. 
Frauenspersonen, welche mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
betreiben, sind einer Übertretung schuldig und mit Arrest von einem 
bis drei Monaten zu bestrafen. 

§ 262. 
Die Bestrafung nach § 261 entfällt, wenn die Schuldige den durch 
die Unzucht mit ihr nach § 260 Strafbaren angezeigt hat, ehe die 
Strafbarkeit verjähn ist^). 

§ 263. 
Die Straflosigkeit auf Grund einer Anzeige nach § 262 befreit die 
Schuldige auch von der Strafe fOr alle vorher begangenen nach § 261 
strafbaren Handlungen. 

§264. 
Wer eine Frauensperson, welche mit ihrem Körper unzüchtiges 
Gewerbe treibt, beherbergt, ist einer Übertretung schuldig und mit 
Arrest von einem bis drei Monaten zu bestrafen*). 

§ 265. 
Die Anwendung der Bestimmungen dieses HaupistUckes wird durch 
den Umstand, daß der Täter das Alter der betreffenden Personen nicht 
kannte, nicht berührt^). 



*) Die Gesetzgebung muß jedes erlaubte Mittel im Kampfe gegen die 
Gewerbsunzucht in Betracht ziehen. Die vorstehende Norm ist von krimi- 
nalpolitischer Bedeutung und eine ErgUnzung des § 152. Soweit das direkte 
Aufspüren nach strafbaren Tatbeständen der gegenständlichen Art erfolglos 
sein sollte, wird dasselbe ersetzt durch die Anzeigen infolge der Strafdrohung 
des § 152. Soweit auch diese Mai:>regel im Stiche läßt, dürfte die Zusiche- 
rung von Straflosigkeit nach § 262 manchen Schuldigen dem Gerichte über- 
liefern. Eine analoge Norm für die Männer zu statuieren, wäre unmoralisch, 
ungerecht und unklug. Die Strafdrohung des § 260 setzt den Schuldigen 
den schlimmsten Erpressungen aus. Diese sind ein hervorragendes Ab- 
schreckungsmittel, das versagen würde, wenn dem männlichen Anzeiger Straf- 
losigkeit zugesichert würde. 

*) Auch die Bestrafung des Unterstandsgebers ist eines der zulässigen 
und wirksamen Mittel. Auch diesem hätte ein Teü der verhängten Strafen 
seinen Ursprung zu verdanken. 

») Wenn an irgend einer Stelle des Strafrechtes, so ist bei den Sittlich- 
keitsdelikten die Aufstellung einer praesumtio juris et de jure zulässig. Die 
wichtigsten aller Strafurteile von dem oft sehr schwierigen Beweise, daß dem 
Täter das Alter bekannt gewesen sei, abhängig machen, ist vielfach geradezu 
eine denegatio justitiae. Darum entspricht es nur der Billigkeit, den Täter 
gesetzlich zu zwingen, »auf eigene Gefahr« zu handeln. 
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§ 266. 
Bei den Verbrechen dieses HauptstUckes, sowie bei den nach den 
§§ 248, 249, 260, 261 und 264 strafbaren Handlungen findet das 
außerordentliche Milderungsrecht (§§ 74 — 78) nicht statt ^). 

§ 267. 
War der Täter bei Begehung eines nach den §§ 238, 242, 243, 
244, 246 oder 255 zu bestrafenden Verbrechens bereits einmal wegen 
eines, wenn auch verschiedenen Verbrechens, nach den zit. Paragraphen 
verurteilt und die Strafe mindestens zur Hiilfte verbüßt worden, so ist 
die Strafe 

1. in einer zweimal so langen Dauer auszumessen, als die im 
vorhergehenden Urteil ausgesprochene, wenn die Dauer der 
höchsten, auf dieses Verbrechen angedrohten Strafe gleich oder 
geringer ist, als jene Dauer; 

2, höchstens in dem für das Verbrechen angedrohten Höchstmaße, 
jedoch mindestens in zweimal so langer Dauer auszumessen, 
als die im vorhergehenden Urteil ausgesprochene, wenn die 
Dauer der höchsten auf das Verbrechen angedrohten Strafe 
größer ist, als jene Dauer. 

Würde sich nach Z. i eine mehr als fünfzehnjährige 
Kerkerstrafe ergeben, so hat der Überschuß zu entfallen ^). 

§ 268. 
Wer bei Begehung einer nach den §§ 248, 249, 260, 261 und 
264 strafbaren Handlung bereits einmal wegen einer, wenn auch ver- 



') Da bei den Sittlichkeitsdelikten die Anwendung des außerordent- 
lichen Milderungsrechtes in den meisten Füllen unbegründet ist, so ist es 
besser, dasselbe gänzlich zu beseitigen. Die Fälle, in welchen dieses wirklich 
begründet erschiene, sind so selten, daü man über sie zur Tagesordnung Über- 
gehen kann. 

*) Die Strafe des Rückfalles ist darnach entweder die höchste zulässige 
(fünfzehnjährige) Kerkerstrafe oder mindestens zweimal so strenge als die 
Vorstrafe, beziehungsweise beim zweiten Rückhille mindestens viermal so 
strenge als die erste Strafe. Im Falle des § 267, Z. 1, hat der Richter nur 
das »Ob« festzustellen, das Strafmaß ist seiner Kognition entzogen (absolute 
Strafe). Im Falle des § 267, Z. 2, hat der Richter die Strafe selbst zu be- 
stimmen, eine Arbeit, die ihm unter Umständen sehr leicht fallen kann, da 
ja der Strafrahmen verschwindend klein werden kann. Denn, lautete die 
Vorstrafe z. B. auf vierjährigen Kerker und war diese vollständig verbüßt 
worden, so kommt, wenn der Strafrahmen der neuen Tat fünf bis zehn Jahre 
umfaßt, nur der Strafrahmen von acht bis zehn Jahren in Betracht, da die 
neue Strafe mindestens zweimal vier Jahre umfassen muß, u. s. f. 
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schiedenen strafbaren Handlung nach diesen Paragraphen verurteilt 
worden ist und die Strafe mindestens zur Hälfte verbüßt hat, ist mit 
einer nicht kürzeren als zweimal so langen Arreststrafe zu bestrafen, 
als die im ersten Urteil ausgesprochene war. Würde sich jedoch eine 
mehr als dreijährige Arreststrafe ergeben, so hat der Überschuß zu 
entfallen *). 



XVII. Hauptstück. 

Mord und Totschlag. 

§ 269. 

Wer einen Anderen vorsätzlich tötet, begeht das Verbrechen des 
Mordes ^). 

§ 270. 
Das Verbrechen des Mordes wird mit dem Tode bestraft. 

§ 271. 
Die Strafe des versuchten Mordes ist Kerker von fünf bis zehn 
Jahren; hat der Versuch eine der im § 281 bezeichneten Folgen ge- 
habt, so ist die Strafe Kerker von zehn bis fünfzehn Jahren. Hat der 
Versuch eine der im § 283 bezeichneten Folgen gehabt, so ist auf 
lebenslänglichen Kerker zu erkennen. 

§ 272. 
Eine Mutier, welche ihr Kind unmittelbar nach der Geburt tötet, 
ist eines Vergehens schuldig und mit Arrest von drei bis sechs Monaten 
zu bestrafen®). 

§ 273. 
Wer zum Morde durch des Ermordeten ausdrückliches und ernst- 
liches Verlangen bestimmt worden ist, ist mit Kerker von zehn bis 



*) Ist eine analoge Anwendung auf die Arreststrafe. 

») Siehe S. 18 f. 

5) ZunUchst ist bezüglich der Konkurrenz mit § 269 auf § 72 zu ver- 
weisen. Die Anwendung des § 269 bezw. der §§ 270 und 271 ist daher im 
Falle des § 272 ausgeschlossen. Die Motive Jer Tat, welche oft nichts an- 
deres ist, als die Wirkung fremder Schuld, erheischen dringende Berücksich- 
tigung im Gesetze. Zudem spielen bei derartigen Morden psychische Zu- 
stünde eine so hervorragende Rolle, daß auch sie in dem Maße strafrecht- 
licher Sühne zum Ausdruck kommen müssen. 
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fünfzehn Jahren zu bestrafen. Der Versuch wird mit Kerker von fünf 
bis zehn Jahren bestraft. 

§ 274. 
Der Mord an einem Kinde unter einem Monat wird mit Kerker 
von zehn bis fünfzehn Jahren bestraft. Die Strafe des Versuches ist 
Kerker von fünf bis zehn Jahren. 

§ 275. 
Wer einen Andern in der Absicht, ihm eine Körperverletzung oder 
Gesundheitsbeschädigung zuzufügen, tötet, begeht das Verbrechen des 
Totschlages. 

§ 276. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von fünf bis zehn Jahren. 
Wurde das Verbrechen an Verwandten auf- oder absteigender Lmie 
oder an den eigenen Geschwistern begangen, so ist die Strafe Kerker 
von zehn bis fün£sehn Jahren. 

§ 277. 
Wer einen Andern zur Begehung eines Selbstmordes zu veran- 
lassen sucht, ist eines Verbrechens schuldig und mit Kerker von sechs 
Monaten bis einem Jahre zu bestrafen. 

§ 278. 
Hat die Handlung den Anderen zur Begehung eines Selbstmord- 
versuches bestimmt, so ist die Strafe Kerker von einem bis fünf Jahren, 
und wenn der Tod des Selbstmörders erfolgte, von fünf bis zehn Jahren. 

§ 279. 
Gleiche Strafe hat statt, wenn eine Vereinbarung stattgefunden hat, 
welche den Selbstmord des einen Teiles von bestimmten Umstünden 
abhängig machte. 



XVIII. Hauptstück. 

Körperverletzung und Misshandlung. 

§ 280. 

Des Verbrechens der schweren Körperverletzung macht sich schul- 
dig, wer gegen einen Andern in der im § 275 erwähnten Absicht auf 
eine solche Art handelt, daß daraus eine Gesundheitsstörung von min- 
destens vierzehntägiger Dauer für denselben erfolgte. 
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§ 281. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis 
zu einem Jahre. 
Wenn jedoch: 

1. die Verletzung mit einem Messer oder einem anderen gefähr- 
lichen Werkzeuge unternommen wurde, oder 

2. aus der Verletzung eine Gesundheitsstörung oder Berufsunfähig- 
keit von mindestens einundzwanzig Tagen erfolgte, oder 

3. die Handlung mit besonderen Qualen für den Verletzten ver- 
bunden war, oder 

4. der Angriff in verabredeter Verbindung mit Andern oder tücki- 
scher Weise geschehen ist, ist auf Kerker von einem bis fünf 
Jahren zu erkennen ^). 

§ 282. 
Wurde das Verbrechen des § 280 gegen eine der im § 276 ge- 
nannten Personen begangen, so ist die Strafe Kerker von einem bis 
fünf Jahren. Verursachte das Verbrechen einen der im § 281 erwähn- 
ten Erfolge oder trat einer der daselbst genannten Umstände ein, so ist 
die Strafe Kerker von fünf bis zehn Jahren. 

§ 283. 
Hat das Verbrechen des § 280 für den Verletzten 

1. den Verlust eines Armes, einer Hand, eines Fingers, eines Fußes, 
der Fortpflanzungsfähigkeit, oder 

2. den Verlust oder die Schwächung eines Auges, des Gehörs oder 
der Sprache, oder 

3. eine auffallende Verstümmelung oder Verunstaltung, oder 

4. eine Lähmung, Siechtum, lebensgefährliche Krankheit oder 
Geisteskrankheit zur Folge, 

so ist auf Kerker von fünf bis zehn Jahren zu erkennen. 

§ 284. 
Wurde einer der im vorhergehenden Paragraphen erwähnten Er- 
folge beabsichtigt, so ist die Strafe lebenslänglicher Kerker*). 



») Die Vorschrift des § 152 St.-G. erweist sich mit Rücksicht auf das 
Strafmaß des § 154 St.-G. nicht entsprechend. Darum wurde statt des 
zwanzigtUgigen ein vierzehntUgiger Zeitraum für genUgend erkannt, die Ver- 
letzung als eine schwere zu charakterisieren. 

2) Die Strafe des § 156 St.-G. ist für diesen Fall entschieden zu gering. 
Da jedoch in den Fällen von Körperverletzungen mit dem in § 283 erwähn- 
ten Erfolge dieser meistens über die Absicht hinausgeht, wäre es ungerecht, 
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g 285. 

Wer einem Andern absichtlich eme leichte Körperverletzung zu- 
fügt, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von einem bis drei 
Monaten zu bestrafen. 

§ 286. 

Wurde eine leichte Körperverletzung einer Person zugefügt, zu dier 
der Täter in einer Beziehung, wie in § 276 erwähnt, gestanden, so ist 
die Handlung ein Vergehen und mit Arrest von drei bis sechs Monaten 
zu bestrafen. 

§ 287. 

Wer ohne oder gegen den Willen einer Schwangeren die Abtrei- 
bung ihrer Leibesfirucht verursacht, ist eines Verbrechens schuldig und 
mit Kerker von einem bis fünf Jahren zu bestrafen. Hat das Ver- 
brechen eine der im § 283 erwähnten Folgen nach sich gezogen, so 
ist die Strafe dieses Paragraphen anzuwenden ^). 

§ 288. 

Hat jemand eine Körperverletzung einem Andern zugefügt, der ihn 
wegen eines Verbrechens zu verhaften berechtigt und im Begriffe war, 
oder ihn bei Begehung einer strafbaren Handlung betrat, so ist die 
Körperverletzung von der in den §§ 280, 281 oder 285 angegebenen 
Beschaffenheit als Verbrechen mit Kerker von fünf bis zehn Jahren zu 
bestrafen, wenn sie geschah, um sich der Verhaftung zu entziehen, die 
Anzeige der eigenen Übeltat zu verhindern oder sich an einer der er- 
wähnten Personen zu rächen. 

Nach der vorstehenden Bestimmung ist auch die Handlung eines 
Dritten zu beurteilen, der sie im Sinne des Übeltäters vornahm *). 

§ 289. 
Wer, obwohl er weiß oder vermutet, daß er an einer anstecken- 
den Geschlechtskrankheit leidet, durch außerehelichen geschlechtlichen 



die Strafe des § 283 so zu erhöhen, daß sie auch für die absichtliche Her- 
beiführung solcher Erfolge genügend hoch sei. Darum erscheint es am 
zweckmäßigsten, diesen besonders schweren Fall auszusondern und fUr ihn 
eine spezielle Strafe zu normieren. 

*) Die mit dem Willen der Schwangeren vorgenommene Abtreibung 
ist straflos. Siehe S. 19. 

■) Die besondere Strenge in der Beurteilung derartiger Körperverletzun- 
gen ist im Interesse der Rechtspflege empfehlenswert. Wer einen Verbrecher 
verhaftet, erweist hiedurch der Rechtspflege einen Dienst, mag er noch so 
sehr aus egoistischen Motiven handeln. Darum soll er auch vom Gesetze 
besonders geschützt werden und einen solchen Schutz gewährt § 28S. 
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Verkehr oder anderes unzüchtiges Verhalten einen Anderen der An- 
steckungsgefahr aussetzt, ohne ihn von dieser vorher in Kenntnis ge- 
setzt zu haben, ist eines Verbrechens schuldig und mit Kerker von 
einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen^). 

§ 290. 
Die Bestimmung des vorhergehenden Paragraphen kommt gegen 
Frauenspersonen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, nicht zur An- 
wendung, wenn der Gefährdete dies wußte oder vermuten konnte ^. 

§ 291. 
Wer, obwohl er weiß oder vermutet, daß er an einer anstecken- 
den Krankheit leidet, einen Dienstvertrag eingeht, ohne dem Dienst- 
geber vor Antritt des Dienstes von seinem Leiden Mitteilung zu 
machen, ist, dafem hiedurch der Dienstgeber oder dessen Angehörige 
der Ansteckungsgefahr ausgesetzt werden, einer Übertretung schuldig 
und über Antrag des Dienstgebers mit Arrest von einem bis drei 
Monaten zu bestrafen *). 



') Die von Vielen vorgeschlagene Ausdehnung des Tatbestandes auf 
den ehelichen Verkehr können wir nicht billigen. Mag immerhin ein solches 
Vorgehen des einen Ehegatten als Rücksichtslosigkeit, ja vielleicht als Roheit 
erscheinen, so mu& diesfalls das Zivilrecht Abhilfe schaffen, nicht das Straf- 
recht. Die Ehe pflegt gewöhnlich nach langer Überlegung geschlossen zu 
werden, es f^llt daher dem geschädigten Ehegatten gewissermaßen culpa in 
eligendo zur Last, wenn er sich mit einem solchen Ehegenossen verheiratet 
hat. Die Falle, in welchen der Ehegatte die Krankheit während des Bestan- 
des der Ehe sich zugezogen hat, sind einerseits sehr selten, andererseits wird 
der Grund der Erwerbung der Krankheit in diesen Fällen am häufigsten im 
Ehebruche liegen, also in einem Verhalten, das ohnehin mit Strafe bedroht 
ist. Sache des bedrohten Ehegatten wird es sein, den Antrag wegen Be- 
strafung des Ehebruchs zu stellen ; Sache des Zivilrechtes, die Scheidung der 
Ehe zu ermöglichen. Notwendig aber erscheint es, das Delikt zum Offizial- 
delikt und nicht bloß auf Antrag strafbar zu machen. Nur dadurch wird 
eine häufige Verfolgung eintreten. 

') Die Hauptschuld an der gewerbsmäßigen Unzucht fUllt auf die Män- 
ner. Diese vor syphilitischer Erkrankung schützen, heißt die Prostitution 
fördern. Je größer die Gefahr ist, welcher sich der Mann durch den Ver- 
kehr mit solchen Frauenspersonen aussetzt, desto mehr wird diese Gefahr 
geeignet sein, von diesem Verkehre abzuschrecken. Wenn eine syphilitische 
Prostituierte einen Mann gefährdet oder schädigt, der sich dessen bewußt 
war, daß er es mit einer Prostituierten zu tun habe, so möge derselbe ohne- 
weiters die Strafe des Siechtums erleiden, welche die Natur auf solche 
Schändlichkeit gesetzt hat. Diese Art der Abschreckung wird auch gegen 
denjenigen wirksam sein, der sich der Strafe des § 260 zu entziehen versteht. 

8) Zwei Interessenkreise stehen sich gegenüber: der des Dienstgebers 
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§ 292. 
Nach Vorschrift des § 214 ist derjenige zu bestrafen, durch dessen 
Sorglosigkeit in der ihm aus natürlicher oder übernommener Verpflich- 
tung obliegenden Beaufsichtigung von Kindern oder anderen Menschen, 
die sich selbst gegen Gefahr vorzusehen und zu schützen unvermögend 
sind, ein solches Kind oder ein solcher Mensch getötet oder körper- 
lich schwer verletzt wird. 

§ 293. 
Hat sich der Sorglose, wenn auch nur stillschweigend, mit dem 
eingetretenen Erfolge einverstanden, so ist die Sorglosigkeit ein Ver- 
brechen und nach Maßgabe der §§ 276, 281 und 283 zu bestrafen. 

§ 294. 
Nach den §§213 und 214 ist auch derjenige zu behandeln, der 
entgegen einer ihm obliegenden natürlichen oder übernommenen Pflicht 
der Pflege eines Kranken, diesem den notwendigen medizinischen Bei- 
stand zu verschaffen unterläßt. 

8 293- 

Eine Operation, sowie jede andere Behandlung, welche nach den 
Bestimmungen der §§ 280, 281 und 283 strafbar wäre, ist nicht straf- 
bar, wenn sie nach Lage der Sache und dem Zustande des Patienten 
als vernünftig bezeichnet werden muß und mit der erforderlichen Sorg- 
falt und dem nötigen Geschick ausgeführt wurde und der Patient die 
Einwilligung zu der Behandlung gegeben hat. 

Ist der Patient ein Kind unter sieben Jahren, so tritt an Stelle 
seiner Einwilligung die seiner Angehörigen, soferne denselben die Für- 



und der des Dienstnehmers. Der eine verlangt Schutz vor Ansteckung, der 
andere Rücksicht auf seinen Erwerb. Die Bestimmung ist eine strenge, ja 
ohne Übertreibung eine harte zu nennen, wenn man demjenigen der endlich 
eine Anstellung gefunden hat, zumutet, er müsse seine Krankheit dem Dienst 
geber mitteilen, der ihn daraufhin vielleicht gar nicht in seine Dienste nimmt. 
Die Bestimmung ist ja in betreff der Krankheit sehr allgemein, indem jede 
ansteckende Krankheit in Betracht kommt und nicht nur die besonders ge 
führlichen (Tuberkulose, Syphilis). Eine Milderung bringt der Schlußsatz der 
Tatbestandsdefinition, welcher es dem vorsichtigen, die ärztlichen Verhaltungs- 
maßregeln beobachtenden Dienstoehmer ermöglicht, trotz Verschweigung seines 
Leidens straflos zu bleiben. Diese Milderung erscheint dadurch gerechtfer- 
tigt, daß der Gesetzgeber ja nicht mehr anstreben darf, als den Schutz des 
Dienstgebers, daß es dem Gesetzgeber daher genügt, wenn der Dienstnehmer 
unter Scrafdrohung zu vorsichtigem Verhalten gezwungen wird. 
▼. Sterneck, Reform d. österr. Strafrechtes. 1 1 
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Sorgeberechtigung nicht aberkannt worden ist, in welch letzterem Falle 
die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters in Betracht kommt. 

Die gleichen Grundsätze kommen auch bei jenen zur Anwendung, 
welche wegen Geistesgestörtheit oder Geisteskrankheit außer Stande 
sind, ihre Interessen selbst wahrzunehmen. 

Handelt es sich um Patienten im Alter von sieben bis sechzehn 
Jahren, so ist deren Wille dann entscheidend, wenn er sich mit dem- 
jenigen der nach der vorhergehenden Bestimmung maßgebenden Per- 
sonen im Einklänge befindet. Im Widerspruchsfalle kommt es auf die 
Entscheidung der Obervormundschaft an, welche derselben das Gut- 
achten mindestens dreier Arzte zu Grunde zu legen hat. 

Den Personen im Alter von sieben bis sechzehn Jahren stehen in 
dieser Hinsicht jene schwachsinnigen oder geistesgestörten Personen 
gleich, welchen in solchem Grade die gewöhnlichen Verstandeskräfte 
abgehen, daß sie steter Aufsicht und Pflege bedürfen. 

Kann die Einwilligung des Patienten wegen momentaner Unzu- 
rechnungsfähigkeit oder Bewußtlosigkeit nicht eingeholt werden und ist 
ein Aufschub der Handlung mit Gefahr für ihn verbunden, so sind die 
nach dem zweiten Absätze dieses Paragraphen berufenen Personen zur 
Entscheidung kompetent. Ist auch deren sofortige Entscheidung faktisch 
unmöglich, so ist die Einwilligung des Patienten zu präsumieren. 

Die Einwilligung ist rechtlich unwirksam, wenn es sich um Kör- 
perverletzungen oder Gesundheitsbeschädigungen handelt, aus welchen 
ein Vorteil des durch sie Betroffenen in keiner Weise zu gewärtigen 
ist, ohne Unterschied, ob es sich um Gesunde oder Kranke handelt. 

Eine strafbare Handlung liegt jedoch nicht vor, wenn es sich 
handeil : 

1. um Körperverletzungen, welche an einem Menschen vorgenom- 
men werden, um einen Andern zu heilen, unter der Voraussetzung, 
daß der Verletzte selbst eingewilligt hat, und falls es sich um solche 
Personen, wie im vierten und fünften Absätze dieses Paragraphen er- 
wähnt, handelt, überdies die Zustimmung der im zweiten Absätze 
dieses Paragraphen genannten Person vorhanden ist; 

2. um Körperverletzungen oder Gesundheitsbeschädigungen gering- 
fügiger Art; 

3. um solche, welche zu wissenschaftlichen Zwecken vorgenom- 
men werden, falls die spezielle ausdrückliche Bewilligung des Kaisers 
hiezu erteilt wird^). 



*) Die Frage nach der rechtlichen Bedeutung der chirurgischen Opera- 
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8 296. 
Ein Arzt, der bei Behandlung eines Kranken oder bei der arzt- 
lichen Untersuchung solche Fehler begangen hat, aus welchen Unwis- 
senheit oder Ungeschicklichkeit am Tage liegt, macht sich, insofeme 
daraus eine schwere Körperverletzung entstanden, einer Übertretung, 
und wenn der Tod die Folge war, eines Vergehens schuldig *). 

§ 297. 

Die Strafe der Übertretung ist Arrest von vierzehn Tagen bis zu 
einem Monat. Wäre aber eine der im § 283 erwähnten Folgen ein- 
getreten, von einem bis drei Monaten. 

Die Strafe des Vergebens ist Arrest von drei bis sechs Monaten. 

§ 298. - 

Ein Arzt, der einen von ihm übernommenen Kranken vernachläs- 
sigt, ist einer Übertretung schuldig und an Geld von einhundert bis 
vierhundert Kronen zu bestrafen. 

Im Falle verursachter schwerer Verletzung oder des Todes des 
Kranken, ist nach § 214 vorzugehen^). 

§ 299. 

Ein Arzt, der um seine sofonige Hilfeleistung bei einem Erkrank- 
ten oder an seinem Körper Verletzten aufgefordert, diese verweigert, 
obwohl ihm ihre Dringlichkeit bekannt war oder wahrscheinlich er- 
scheinen mußte, ist nach Beschaffenheit des Falles einer Übertretung 
oder eines Vergehens schuldig und nach den §§213 und 214 zu be- 
strafen. 

§ 300. 

Wer, ohne zur ärztlichen Praxis berechtigt zu sein, diese gewerbs- 
mäßig ausübt, macht sich einer Übertretung schuldig und ist an Geld 
von einhundert bis vierhundert Kronen oder mit Arrest von vierzehn 
Tagen bis zu einem Monate zu bestrafen. 



tionen wurde vielfach erörter:. Die vorstehende Bestimmung ist mit unserem 
Vorschlage, wie er im x Gerichtssaal«, Bd. LXIX 8. 75, enthalten ist, über- 
einstimmend. 

*) Entspricht den §§ 356 und 357 St.-G. Der Unterschied ist jedoch 
wesentlich mit Rücksicht auf die Strafe. Die Bestrafung ist nämlich zu ge- 
ring, indem sie bloß in Untersagung der Praxis besteht. Ganz merkwürdig 
ist wohl auch die Unterscheidung zwischen Vergehen und Übertretung, in- 
dem die Bestrafung die nämliche ist. Die Unwissenheit des Arztes bedeutet 
unseres Erachtens ein so hochgradiges Verschulden, daß Arreststrafe ganz 
am Platze ist. 

«) Entspricht § 358 St.-G. 
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Die §§ 299 und 300 finden auch auf Hebammen Anwendung. 

§ 302. 
Nach den §§213 und 214 sind Apotheker und deren Angestellte 
zu bestrafen, wenn sie die sofortige Verabfolgung dringend benötigter 
Arzneimittel verweigern oder verzögern, sofeme ihnen die Dringlichkeit 
bekannt war oder wahrscheinlich erscheinen mußte. 

§ 303- 

Wer der Person eines Andern, ohne diese verletzen zu wollen, 
eine körperliche Verunglimpfung zufügt, begeht eine Mißhandlung. 

Der Mißhandlung macht sich auch derjenige schuldig, der einen 
Andern körperlich züchtigt, ohne hiezu berechtigt zu sein *). 

§ 304. 
Die Mißhandlung ist eine Übertretung und mit Arrest von vier- 
zehn Tagen bis zu einem Monat zu bestrafen. 

§ 305- 
Eine Lehrperson, die sich einer Mißhandlung gegenüber ihrem 
Schüler schuldig macht, ist mit Arrest von einem bis zu drei Monaten 
zu bestrafen. Die Milderungsumstände des § 61, Z. i — 4, finden auf 
diesen Fall keine Anwendung 2). 



1) Die Mißhandlung bedarf unbedingter Strafdrohung. Zu wenig weit 
geht das Strafgesetz, das die Mißhandlung nur bestraft, wenn sie »wenigstens 
sichtbare Merkmale und Folgen nach sich gezogen« (§ 411) oder wenn sie 
»öffentlich oder vor mehreren Leuten« geschah (§ 496). Nicht strafbar ist 
daher nach geltendem österreichischen Rechte, wenn A dem B in dessen 
Wohnung einen Schlag ins Gesicht versetzt, wenn er ihn anspuckt u. s. w. 
Diese Lücke auszuftüllen ist der Zweck der allgemeineren Strafdrohung des 

§ 303- 

^) Wenn sich ein Mann aus den untersten Volksschichten dadurch für 
eine ihm angetane Beleidigung Recht verschaffen zu mUssen oder zu dUrfen 
glaubt, daß er sich an der Person des Beleidigers vergreift, so ist dies eben 
ein Zeichen fehlender Bildung. Ein Lehrer soll nur derjenige sein, der we- 
nigstens über ein Mindestmaß von Bildung verfügt. Darum ist es eminent 
strafbar, wenn ein Lehrer sich an seinem Schüler vergreift. Gegen das 
schlechte Betragen eines Schülers enthalten die Schulvorschriften genügend 
wirksame Strafen, es bedarf brutaler Roheit keineswegs. Der Ausschluß der 
Z. i~4 des § 61 ist mit Rücksicht auf die Stellung des Lehrers gerechtfer- 
tigt. Wer sich dem Seemannsdienste widmet, der muß wissen, daß mit dem- 
selben Gefahren verbunden sind. Wer sich dem Lehrerstande widmet, der 
muß wissen, daß er ab und zu auf einen frechen Jungen stoßen wird. ' Da- 
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§ 306. 

Wer sich eine Überschreitung des ihm zustehenden Rechtes der 
körperlichen Züchtigung zu schulden kommen läßt, ist einer Übertre- 
tung schuldig und mit Arrest von einem bis vierzehn Tagen zu be- 
strafen. 

§ 307. 

Wer Tiere gröblich verwahrlost, Überanstrengt, mißhandelt oder 
sonst quidt, ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von einem 
bis vierzehn Tagen zu bestrafen. 

Wurde jedoch das Tier so behandelt, daß einer der im § 283 ge- 
nannten Umstände die Folge war, so ist die Strafe Arrest von vierzehn 
Tagen bis zu einem Monat. 

§ 308. 

Die Bestimmung des vorhergehenden Paragraphen kommt nicht 
zur Anwendung, wenn die Tierquälerei zu wissenschaftlichen Zwecken 
vorgenommen wurde, falls die spezielle, ausdrückliche BevrfUigung des 
Kaisers hiezu erteilt wurde. 

§ 309. 

Bei den Verbrechen dieses HauptstUckes findet das außerordent- 
liche Milderungsrecht nicht statt; das Gleiche gilt rUcksichtlich der 
strafbaren Handlungen der §§ 285, 286 und 305*). 

§ 310- 
War der Tater bei Begehung einer nach den §§ 281, 282, 283, 
285, 286, 288 oder 293 zu bestrafenden Handlung bereits einmal 
wegen einer wenn auch verschiedenen strafbaren Handlung nach den 
zit Paragraphen verurteilt und die Strafe mindestens zur Hälfte verbüßt 
worden, so ist die Strafe 

I. in einer zweimal so langen Dauer auszumessen, als die im 
vorhergehenden Urteile ausgesprochene, wenn die Dauer der 
höchsten, auf diese Handlung angedrohten Strafe gleich oder 
geringer ist, als jene Dauer; 



rum, weil eine besondere Zurückhaltung für den Lehrer Berufspflicht ist, 
kann er sich nicht auf diese Milderungsgründe berufen. Strenge Bestrafung 
der Lehrer erscheint in solchen FUUen ganz am Platze. 

1) Die Delikte dieses Hauptstückes gehören außer denjenigen des XVI. 
und XVIL zu den bedeutsamsten. Darum muß auch hier das außerordent- 
liche Müderungsrecht beseitigt werden. (Bei den Verbrechen des XVIL 
Hauptstückes ist dies wegen der ohnehin besonders strengen Strafen nicht 
nötig.) Im übrigen können wir auf § 266 verweisen. 
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2. höchstens in dem für die strafbare Handlung angedrohten 
Höchstmaße, jedoch mindestens in zweimal so langer Dauer 
auszumessen, als die im vorhergehenden Urteil ausgesprochene, 
wenn die Dauer der höchsten auf die Handlung angedrohten 
Strafe größer ist als jene Dauer. 
Würde sich nach Z. x eine mehr als fün Zehnjährige Kerker- 
oder mehr als dreijährige Arreststrafe ergeben, so hat der Überschuß 
zu entfallend) 



XIX. Hauptstück. 

Zweikampf. 

§ 311- 

Wer jemanden aus was immer für einer Ursache zum Streite mit 
tötlichen Waffen herausfordert und wer auf eine solche Herausforde- 
rung sich zum Streite stellt, begeht das Verbrechen des Zweikampfes^. 

§ 312. 
Dieses Verbrechen soll, wenn keine Verwundung stattgefunden hat, 
mit Kerker von sechs Monaten bis zu einem Jahre gestraft werden. 

§ 313. 
Ist im Zweikampf eine Verwundung geschehen, so ist die Strafe 
Kerker von einem bis fünf Jahren. Wenn jedoch der Zweikampf eine 
der im § 283 bezeichneten Folgen nach sich gezogen hat, so ist der- 
selbe mit Kerker von fünf bis zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 314. 
Ist aus dem Zweikampf der Tod eines der Streitenden «folgt, so 
soll der Totschläger mit zehn- bis fünfzehnjährigem Kerker bestraft 
werden. 

§ 315. 
In jedem Falle ist der Herausforderer auf längere Zeit zu verur- 
teilen, als er verurteilt worden sein würde, wenn er der Herausgefor- 
derte gewesen wäre. 

') Ist eine analoge Anwendung der §§ 267 und 268. 

*) Die Behandlung des Verbrechens des Zweikampfes im Strafgesetze 
ist vollkommen zweckentsprechend. Wenn demungeachtet der Zweikampf 
relativ h'äutig vorkommt, so ist daran nicht das Strafgesetz, sondern seine 
Handhabung schuld. Darum dürfte die Vorschrift des Art VI hinreichen. 
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§ 316. 
Wer zur Herausforderung oder zur wirklichen Stellung des einen 
oder anderen Teiles auf dem Kampfplatze aufgereizt oder in anderer 
Art absichtlich beigetra en, oder demjenigen, der die Herausforderung 
abzuwenden suchte, Verachtung gedroht oder bezeigt hat, ist mit Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre, wenn aber sein Einfluß be- 
sonders wichtig gewesen und eine Verwundung oder gar der Tod er- 
folgt ist, von einem bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 3>7. 
Diejenigen, die sich als Beistände oder sogen. Sekundanten für 
einen der Streitenden zum Kampfe gestellt haben, sollen mit Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre und nach der Größe ihres Ein- 
flußes bis auf fünf Jahre bestraft werden. 

§ 318. 
Die Strafbarkeit wegen dieses Verbrechens hat zu entfallen: 

1. für den Herausforderer, wenn er sich nicht zum Streite stellt; 

2. für diesen sowohl als für den Herausgeforderten, wenn sie sich 
zwar zum Streite gestellt haben, aber von dem Kampfe vor 
dessen Beginn freiwillig abgestanden sind; 

3. für alle übrigen Mitschuldigen, wenn sie sich für das freiwil- 
lige Abstehen von dem Kampfe mit tätigem Eifer bestrebt 
haben und derselbe wirklich unterblieben ist. 



XX. Hauptstück. 

Drohung, Erpressung und Freiheitsverletzung. 

§ 3»9- 
Wer einen Andern mit einem gegen dessen oder seiner Ange- 
hörigen Person oder Vermögen gerichteten Verbrechen bedroht, begeht 
das Verbrechen der Drohung. Wurde mit einem Vergehen gedroht, 
so ist die Drohung ein Vergehen^). 

§ 320. 
Die Strafe des Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre. Wurde aber mit einem mit zehnjähriger Kerkerstrafe oder 



Wir haben schon oben S. 20 erwUhnt, daß die Drohung im Straf- 
gesetze systematisch unrichtig der Erpressung nachgestellt erscheint. 
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noch strenger bedrohten Verbrechen gedroht, so ist auf Kerker von 
einem bis fünf Jahren zu erkennen. 

Jedoch ist die Strafe keinesfalls strenger auszumessen, als die für 
das angedrohte Verbrechen selbst zu verhängende. 

§ 321. 
Die Strafe des Vergehens ist Arrest von einem bis sechs Monaten. 
Bei besonders mildernden Umständen kann Geldstrafe von vierhunden 
bis eintausend Kronen verhängt werden. 

§ 322. 

Wurde eine Drohung von der in § 319 bezeichneten Art und 
gegen die dort bezeichneten Personen gerichtet, um sie zu einer Lei- 
stung, Duldung oder Unterlassung zu bestimmen, so ist die Handlung 
als Verbrechen oder Vergehen der Erpressung in Gemäßheit des § 320 
und 321 zu bestrafen. 

Wurde mit sofortiger Ausführung einer strafbaren Handlung ge- 
droht, welche den Tod oder eine Körperverletzung des Bedrohten oder 
seiner Angehörigen zur Folge haben konnte und geschah die Drohung 
in der im § 325 erwähnten Absicht, so ist die Handlung nicht als 
Erpressung, sondern als Raub zu bestrafen^). 

§ 323. 
Wer einen Andern, welchen er weder als einen Verbrecher zu er- 
kennen, noch als einen schädlichen oder gefährlichen Menschen mit 
Grund anzusehen Anlaß hat, eigenmächtig verschlossen hält, oder auf 
was immer für eine Art an dem Gebrauche seiner persönlichen Frei- 
heit hindert; oder wer auch bei einer gegründet scheinenden Ursache 
der unternommenen Anhaltung die Anzeige darüber sogleich der or- 
dendichen Obrigkeit zu tun geflissentlich unterläßt, begeht das Ver- 



Hiedurch soll die Unklarheit beseitigt werden, welche der Wortlaut 
der §§ 98 und 190 St.-G. mit sich bringt. Die Einschränkung des Inhaltes 
der Drohung auf Tod oder Körperverletzung rechtfertigt sich durch das 
Moment der Gewalt, welches ein essentiale des Raubes bildet und bei Dro- 
hungen anderen Inhaltes kaum gegeben erscheint. Aus demselben Grunde 
wurden dem Bedrohten auch nicht dritte Personen, sondern nur die Ange- 
hörigen gleichgestellt. Nur Drohungen gegen diese, nicht auch gegen Dritte, 
können von solcher Wirkung sein, daß sie physischer Gewalt gleichkommen* 
Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal des Raubes durch psychischen Zwang 
von der Erpressung liegt in der Imminenz. Darum reicht für den Raub nur 
eine Drohung mit sofortiger AustUhrung hin, nicht eine Drohung überhaupt. 
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brechen der Einschränkung der persönlichen Freiheit Dieses Verbrechen 
begeht auch derjenige, der seine auf die Einschränkung der Freiheit 
eines Anderen bezügliche gesetzliche Befugnis in der Art oder Dauer 
der Freiheitseinschränkung überschreitet^}. 

§ 324« 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis 
zu einem Jahre. Hätte die Anhaltung über drei Tage gedauert oder 
der Angehaltene einen Schaden oder nebst der entzogenen Freiheit noch 
anderes Ungemach zu leiden gehabt, so soll auf ein- bis fünfjährigen 
Kerker erkannt werden. 



XXL Hauptstück. 

Raub. 

§ 325. 

Wer, um sich einer beweglichen Sache, auf deren Besitz er kein 
Recht hat, zu bemächtigen, dem Besitzer derselben Gewalt antut, be- 
geht einen Raub ^). 

§ 326. 

Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von einem bis fünf Jahren. 



Der Unterschied im Vergleiche zu § 93 Sl-G. besteht in der Erwei 
terung des Tatbestandes durch den Schlußsatz. § 93 St.-G. unterscheidet 
bloß erlaubte Freiheitseinschrankungen und unerlaubte, die Art derselben 
kommt nicht in Betracht. Es kann nun Fälle geben, in welchen jemandes 
Recht zur Kinschränkung der Freiheit eines Andern zweifellos ist, der Be- 
rechtigte aber durch die Art der Freiheitseinschränkung einen argen Miß- 
brauch begehL Derlei Fälle sind doch strafwürdig, allein § 93 ist auf sie 
nicht anwendbar. 

«) Das als Raub zu bestrafende Verbrechen des § 322 wurde soeben 
erwähnt. Von dem Tatbestand des § 190 StG. unterscheidet sich § 325 
durch das Erfordernis des mangelnden Besitzrechtes. Hat der Täter ein 
Recht auf die geraubte Sache, dann ist die Handlung richtiger als bloße un 
erlaubte Selbsthilfe nach zivilrechtlichen Gesichtspunkten zu beurteilen, sie 
sei denn nach sonstigen Bestimmungen z. ß. als Körperverletzung strafbar. 
Andererseits ist es nach § 325 nicht nötig, daß eine fremde Sache geraubt 
wird, also Raub unter Umständen auch an eigener Sache möglich. Das Wesen 
des Raubes liegt eben in dem Momente der Gewalt. Zwar hat auch im 
Falle der eigenmächtigen Selbsthilfe der Täter Gewalt angewendet, allein 
nicht um einen rechtswidrigen Zustand herbeizuführen. Der Zweck seiner 
Handlung, sich in den rechtmäßigen Besitz der Sache zu setzen, entschuldigt 
den Täter insoweit, daß er nicht als Räuber angesehen werden soll. 
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XXII. Hauptstück. 

Diebstahl 

§ 327- 

^Wer eine fremde bewegliche Sache, auf deren Besitz er kein Recht 
hat, dem Besitzer entzieht, um sich in den Besitz derselben zu setzen, 
begeht einen Diebstahl^). 

§ 328. 

Rechtswidrige Entziehung von Elektrizität in solcher Absicht oder 
in der Absicht, die Elektrizität für sich zu verwerten oder zu benützen, 
ist gleichfalls als Diebstahl nach den Bestimmungen dieses Hauptstückes 
zu behandeln. 

§ 329. 

Diebstahl liegt nicht vor, wenn der Besitzer eingewilligt hat oder 
der Täter annehmen mußte, daß er eingewilligt habe oder daß er seine 
Einwilligung geben werde. 

§ 330. 

Der Diebstahl ist ein Verbrechen, wenn der Wert des Gestohlenen 
zweihundert Kronen übersteigt. Die Strafe ist Kerker von sechs Mo- 
naten bis einem Jahre*]. 



*) Beim Diebstahl spielt das Moment der Gewalt keine Rolle. Darum 
wird mit Recht der Mangel des Eigentums an der Sache gefordert. Doch 
bedarf der Diebstahlsbegrif! des geltenden Rechtes einer analogen Einschrtln- 
kung, wie der des Raubes, indem auch hier der Mangel eines Besitzrechtes 
als notwendiges Element in den DiebstahlsbegriÜ aufgenommen werden soll. 
Der Vorteil allein, den der Handelnde durch eigenmächtige Selbsthilfe sich 
verschaffen will, reicht nicht hin, um ihm ein Verbrechen zuzurechnen. So 
z. B., wenn A von B eine Sache kauft und bezahlt, sie aber dann ohne 
Wissen des B an sich nimmt» da dieser sie ihm vorenthält. 

*) Wenn irgendwelche Strafen des geltenden Rechtes zu strenge sind, 
so sind es diejenigen des Diebstahls. Schon der zum Verbrechen erforder- 
liche Mindestbetrag ist zu gering angegeben. Eine Verschiebung der Grenze, 
d. h. eine Erhöhung des Mindestbetrages auf das Vierfache erscheint mit 
Rücksicht auf die Einheiten des modernen Wirtschaftslebens gerechtfertigt 
Was die sonstige Behandlung des Diebstahls im Strafgesetze betrifit, so mu& 
sie als zu detailliert bezeichnet werden. Von den zahlreichen einzelnen Fällen 
bedarf höchstens der Fall des § 332 besonderer Erwähnung und Bestrafung* 



Digitized by 



Google 



Diebstahl. 171 

8 331- 
Übersteigt der Wen des Gestohlenen eintausend Kronen, so ist 
die Strafe Kerker von einem bis fünf Jahren. 

§ 332. 
Der Diebstahl an einem zum Gottesdienste geweihten Orte oder 
Gegenstande ist ohne Rücksicht auf den Wen des Gestohlenen ein Ver- 
brechen und nach § 331 zu bestrafen, 

§ 333- 
Jeder Diebstahl, der nach den vorhergehenden Bestimmungen kein 
Verbrechen ist, ist eine Übenretung und mit Arrest von einem bis drei 
Monaten zu bestrafen. 

§ 334- 
Betrug j:doch der Wen des Gestohlenen nicht mehr als fünfzig 
Kronen, so ist Arrest von einem bis zu vierzehn Tagen zu verhängen. 
Bei besonders mildernden Umständen kann die Strafe fortfallen oder 
Geldstrafe von zehn bis einhundert Kronen angewendet werden *). 

8 335. 
Diebstühle unter Angehörigen, welche in gemrinschaftUcher Haus- 
haltung leben, sind Übertretungen ohne Rücksicht auf den Wert des 
Gestohlenen und mit Arrest von einem bis vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 336. 

Keine Strafe wegen Diebstahls findet statt, wenn der volle Wert 

des Gestohlenen vom Dieb oder über seine Veranlassung von einem 

Dritten bei dem Bestohlenen oder bei Gericht hinterlegt wird, ehe der 

nachforschenden Behörde die Person des Täters bekannt geworden ist 

§ 337. 
Irrt sich der Dieb über den Wert des Gestohlenen, so ist er straf- 
los, auch wenn er ihn unterschätzt hat. 



•) Der Diebstahl geringer Werte bedarf einer besonderen Regelung 
durch das Gesetz. Derartige FUlle sollen manchmal von jeder Strafe ausge- 
nommen werden. Eine Gefahr kann in der vorstehenden Bestimmiing nicht 
erkannt werden, denn die Straflosigkeit muß nicht eintreten, sie kann bloß 
eintreten, der den Diebstahl Überlegende kann also nicht auf unbedingte 
Straflosigkeit rechnen* Die Anwendung von Geldstrafe wird in vielen Fällen 
möglich sein, ohne daC% es zu einer Umwandlung kommen wird, da solch 
kleine Diebstähle nicht nur von ganz vermögenslosen Personen begangen 
werden. 
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8 338. 
Die Verfolgung der Übertretung des Diebstahls findet nur auf 
Antrag statt *). 



KXIII. Hauptstuck. 

Sachbeschädigung und Vermögensbeschädigung. 

§ 339- 
Eine Sachbeschädigung begeht, wer eine fremde Sache vernichtet, 
beschädigt oder unbrauchbar macht. 

§ 340. 
Sachbeschädigung liegt nicht vor, wenn der Verfügungsberechtigte 
eingewilligt hat oder der Täter annehmen mußte, daß er eingewilligt 
habe oder seine Einwilligung geben werde. 

§ 341. 
Die Sachbeschädigung ist ein Verbrechen, dafern eine Sache von 
mehr als einhunden Kronen Wen vernichtet oder der Wert einer Sache 
um mehr als einhundert Kronen herabgeminden worden']. 

§ 342. 
Die Strafe dieses Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis 
zu einem Jahre. Wurde aber eine Sache von mehr als eintausend 
Kronen Wert vernichtet oder der Wert einer Sache um mehr als ein- 
tausend Kronen herabgemindert, so ist auf ein- bis fünfjährigen Kerker 
zu erkennen. 



*) Das Interesse der Öffentlichkeit ist vielleicht an keiner Übertretung 
in so geringem Maße beteiligt, wie an der des Diebstahls, es ist darum nur 
konsequent, die Verfolgung von amtswegen auszuschließen. Die Drohung 
mit der Verfolgung wird Überdies in vielen Fällen dieser gleichkommen, da- 
her es amts wegiger Verfolgung nicht bedarf. 

*) Auch bei der Sachbeschädigung durfte es sich empfehlen, das Min- 
destmaß des zum Verbrechen notwendigen Schadens zu erhöhen, allein nicht 
auf das Vierfache, sondern nur auf das Doppelte. Der Grund einer stren- 
geren Behandlung als der des Diebstahls liegt in dem gewalttätigen Charakter, 
der der Sachbeschädigung meistens eigentümlich ist. Sie bildet nach gel- 
tendem Rechte deshalb einen Fall der »öffentlichen Gewalttätigkeit« (§ 85 
St.-G.). 
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8 343- 

Wurde eine Sachbeschädigung an einem zum Gottesdienste ge- 
weihten G^enstande begangen, so ist sie ein Verbrechen, auch wenn 
die Voraussetzung des § 341 nicht zutrifft. Die Strafe ist Kerker von 
einem bis fünf Jahren^). 

§ 344- 
In allen übrigen Fallen ist die Sachbeschädigung eine Übertretung 
und mit Arrest von einem bis vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 345- 
Einer Übertretung macht sich schuldig, wer eine fremde Sache be- 
schmutzt oder besudelt. Die Strafe ist Geldstrafe von zehn bis ein- 
hundert Kronen. Bei besonders mildernden Umständen kann die Strafe 
fortfaUen«). 

§ 346. 
Wer durch eine an eigener Sache verübte Sachbeschädigung Rechte 
eines. Andern verkürzt, ist, wenn der Schade des Andern eintausend 
Kronen übersteigt, eines Vergehens, sonst einer Übertretung schuldig ^]. 

9 347- 

Die Strafe des Vergehens ist Arrest von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre; mit demselben kann Geldstrafe von zweitausend bis vier- 
tausend Kronen verbunden werden. Die Strafe der Übertretung ist 
Arrest von einem bis drei Monaten. Bei besonders mildernden Um- 



Eine solche Sachbeschädigung ist immer als Verbrechen zu behan- 
deln und zwar stets mit der höheren Strafe zu belegen, analog dem Dieb- 
stahl des § 332. 

*) Der Unterschied im Vergleiche zur Übertretung des § 344 liegt darin, 
daß es sich hier nicht um eigentliche Beschädigung handelt. Die Anwen- 
dung der strengeren Bestimmung des § 344 findet statt, wenn die Handlung 
eine Beschädigung zur Folge hat, was keineswegs immer der Fall zu sein 
braucht, indem es viele Gegenstände gibt, die sich ohne Schaden für die- 
selben wieder reinigen lassen. In diesen Fällen kommt nur die Bestimmung 
des § 345 zur Anwendung, mag die Reinigung auch mit namhaften Kosten 
verbunden sein. 

') Die Handlung ist Vergehen oder Übertretung, je nach dem Schaden, 
welcher verursacht worden, niemals jedoch Verbrechen. Dem Charakter 
eines Verbrechens widerstreitet nämlich das Eigentum allzusehr, wiewohl 
natürlich zuzugeben ist, da(^ derlei Schädigungen Dritter recht empfindlich 
sein können. Das Delikt findet in § 390 eine Ergänzung spezieller Natur, 
indem dieser eine drohende oder im Zuge befindliche Zwangsvollstreckung 
zur Voraussetzung hat, während dies in vorliegender Bestimmung nicht der 
Fall sein muß. 
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ständen kann auf Geldstrafe von (Einhundert bis vierhundert Kronen 
etkarint werdcJn. 

§ 348- 
Eiiie strafbare Handlung 1?egeht, Wer fremdes Vermögen beschä- 
digt, indem er fremde bewegliche Sachen, welche in einer bestimmten 
Ordnung oder an einem bestimmten Platze sind, in Unordnung oder 
an einen ungehörigen Platz bringt, oder auf fremdem Grundstücke baut, 
gräbt, sprengt, pflügt, sät oder pflantäst, einen Weg anl^ oder Vieh 
treibt i). 

8 349* 
Die Bestimmung des § 348 findet auch auf Störung elektrischer 
Anlag<en oder Leitungen Anwendung. 

§ 350. 
Die Handlung ist ein Verbrechen, wenn der Schade einhunden 
Kronen übersteigt. 

S 35ir 
Die Strafe des Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre; wurde aber ein Schade von mehr als eintausend Kronen 
verursacht, so ist auf ein- bis fünfjährigen Kerker zu erkennen. 

§ 352. 
In allen übrigen Fällen ist die Handlung als Übertretung an Geld 
vor\ _ einhundert bis vierhundert Kronen oder .mit Arrest von vierzehn 
Tagen bis drei Monaten zu bestrafen. 



XXIV. Hauptstück. 

Geidfälschung. 

8 353- 
Der Geldfälschung macht äch schuldig, wer im In- oder Auslande 
gangbares Geld nachmacht, in der Absicht, es auszugeben ^]. 



c ') Der Wert gewisser Gegenstände besteht bisweilen zum gro&en Teile 
in ihrer Anordnung. In solchen FUllen kann erheblicher Schade verursacht 
werden durch blol!>e Veränderung dieser Anordnung, ohne da& die einzelnen 
Objekte an sich irgendwie beschädigt würden. So z. B. wenn jemand ein 
¥^ohlsertiertes Warenlager in Unordnung bringt. Derartige Fälle mögen zwar 
in der Praxis selten vorkommen, doch ist es nicht überflüssig, hiefÜr eine 
Strafdrohung aufzustellen. 

*) Die Aufstellung zweier Tatbestände, je nachdem es sich um Papier- 
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Geschah die Nach^achung auf eine zo massenhafter Herstellung 
geeignete Art, so ist die Handlung ein Verbrechen und mit Kerker 
von einem bis fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 355- 
Geschah die Nachmachung auf andere Art^ so ist die Strafe Kerker 
von sechs Monaten bis zu einem Jahre. 

8 356. 
Ein Verbrechen begeht, wer gangbarem Gelde in der Absicht es 
auszugeben, den Schein höheren Wertes oder, in gleicher Absicht^ un- 
echtem oder nicht gangbarem Gelde den Schein echten Geldes gibt. 

8 357. 
Die Strafe ist je nach der Art des verwendeten Mittels (§§ 354 
und 355) Kerker von einem bis fünf Jahren oder von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre. 

8 358. 
Wer Im In- oder Auslande gangbares Geld an seinem Werte ver- 
ringert, in der Absicht, es auszugeben, begeht ein Verbarecheh,. vi^nn 
der hiedurch verursachte Schade einhundert Kronen übersteigt 

8 359. 
Beträgt der Schade weniger, so ist die Handlung ein Vergehen. 

§ 360. 
Die Strafe des Verbrechens ist Kerker von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre; die Strafe des Vergehens Arrest von drei bis sechs Monaten. 

8 361. 
Wurde eine der in den §§ 353, 356 und 358 erwähnten Hand- 
lungen nicht in der Absicht vorgenommen, das betreffende Geld aus- 
zugeben, so ist die Handlung ein Vergehen, dafem der Täter für die 
Vermeidung mißbräuchlicher Verwendung des Geldes nicht hinreichend 
Sorge getragen hat. 

§ 362. 
Die Strafe des Vergehens ist Arrest von drei bis sechs Monaten. 



geld oder MUnzen handelt, ist nicht gerechtfertigt, ist ja auch im Geldverkehr 
das Papier- dem gemlinzten Gelde gleichgestellt. Umsoweniger spheint es 
gerechtfertigt, die bezüglichen Delikte sogar in verschiedenen HauptstUcken 
zu behandeln, wie dies im geltenden Rechte geschieht (11. und 12. HauptstUck). 
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8 363. 
Wer Geld von der in den §§ 353, 356 und 35S erwähnten Be- 
schaffenheit ausgibt, ist nach Maßgabe dieser Paragraphe wie der Tater 
zu bestrafen. 

§ 364- 
Wer jedoch solches Geld, wie in den §§ 353 und 356 erwähnt, 
ausgibt, nachdem er es in gutem Glauben erhalten hatte, ist einer 
Übertretung schuldig und an Geld von zehn bis einhundert Kronen 
oder mit Arrest von einem bis vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 365. 
In gutem Glauben erhaltenes Geld von der im § 358 erwähnten 
Beschaffenheit auszugeben, ist nicht strafbar. 

§ 366. 

Unter Geld im Sinne der §§ 353^ 356, 358, 361, 363, 364 und 
365 sind auch gedruckte Wertpapiere, die auf den Inhaber lauten, so- 
wie die im Verkehre als Zugehör zu denselben behandelten Talons, 
Coupons u. s. w. zu verstehen. 

Als gedruckt wird ein Wertpapier auch dann betrachtet, wenn 
Einzelheiten, wie Unterschriften oder Zahlen, geschrieben sind. 



XXV. Hauptstück. 

Betrug und Untreue. 

§ 367. 

Wer einen Andern durch Irreführung zu einem Verhalten veran- 
laßt, durch welches dieser oder ein Dritter an seinem Vermögen Scha- 
den leiden soll, begeht einen Betrug. Einen Betrug begeht auch der- 
jenige, der einen auf welche andere Art immer entstandenen Irrtum 
eines Andern ausnützt, um diesen zu einem solchen Verhalten zu ver- 
anlassen ^). 

») In meritorischer Hinsicht besteht der Unterschied gegenüber dem 
geltenden Rechte in der Einschränkung des Schadensbegriffes auf Vermögens- 
schaden. Zwar handelt es sich bei den in der Praxis vorkommendea FUilen 
fast ausschließlich um Schüdigungen des Vermögens, allein nach der Defini- 
tion des § 197 St.-G. können auch andere SchUdigungen als Betrug quali- 
fiziert werden. Die Beschränkung des Betrugstatbestandes auf die Fälle des 
Vermögensschadens ist darum unbedenklich, weil sonstige strafwürdige Täu- 
schungen nach anderen gesetzlichen Bestimmungen mit Strafe bedroht er- 
scheinen (z. B. §§ 248, 249, 434). 
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§ 368. 
Beabsichtigte der BetrUger einen Schaden von mehr als einhundert 
Kronen, so ist der Betrug ein Verbrechen und mit Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre zu bestrafen. 

§ 369- 
Geschah ein solcher Betrug zu des Betrügers oder eines Dritten 
Vorteil, so ist die Strafe Kerker von einem bis fünf Jahren. 

§ 370. 
Ward jedoch ein Schade von mehr als eintausend Kronen beab- 
sichtigt, so ist die Strafe des vorhergehenden Paragraphen auch dann 
anzuwenden, wenn der Betrug zu niemandes Voneil geschah. 

§ 371. 
Jeder andere Betrug ist als Übenretung mit Arrest von einem bis 
drei Monaten zu bestrafen. 

§ 372. 
Die Verfolgung auf Grund der §§ 368 bis 371 hat zu entfallen, 
wenn der Betrüger oder über seine Veranlassung ein Dritter dem Ge- 
schadigten das Doppelte des Schadens ersetzt, bevor der Behörde die 
Person des Tüters bekannt geworden ist^). 

§ 373- 
Die Bestrafung auf Grund der §§ 368 bis 371 hat zu entfallen, 
wenn der Betrüger oder über seine Veranlassung ein Dritter dem Ge- 
schädigten das Fünffache des Schadens ersetzt, bevor das Urteil rechts- 
kräftig geworden ist*). 



*) Die Gründe, den Betrug im Falle des Schadenersatzes straflos zu 
lassen, sind die nämlichen, wie beim Diebstahl. Das Erfordernis des duplum 
soll den BetrUger an seiner schwachen Seite treffen. Von den beiden Ver- 
mögensdelikten Diebstahl und Betrug, erscheint der letztere meistens das 
verwerflichere, da der beim Diebstahl häufig obwaltende Milderungsumstand 
der materiellen Not beim Betrüge viel seltener vorkommt. Auch die faktische 
Möglichkeit, das duplum zu erlegen, wird beim Betrüger viel eher zutreffen, 
als beim Dieb. 

*) Ein neuerliches und empfindlicheres Pressionsmittel auf den Betrüger. 
Die Freiheitsstrafe ist die ultima ratio. Der BetrUger soll Gelegenheit haben, 
die Strafe Überflüssig zu machen, indem er sich selbst flnanziell empflndlich 
schädigt. Ist er leicht der Reue zugänglich, also minder strafbar, dann wird 
er es auch auf das Fünffache nicht ankommen lassen^ sondern sich durch 
das duplum liberieren, ist er hingegen ohne Reue, dann ist die finanzielle 
Schädigung wohl verdient. 

V. Sterneck, Reform cL östcrr. Strafrechtes. 1 2 
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§ 374- 
Statt des in den §§372 und 373 erwähnten Ersatzes genügt auch 
die Hinterlegung bei Gericht. Irrt sich der Täter über die Höhe des 
Schadens, so ist er straflos, auch wenn er denselben unterschätzt hat *]. 

§ 375. 
Wer vor Gericht wider besseres Wissen eine Unwahrheit bezeugt, 
ist eines Verbrechens schuldig und mit Kerker von sechs Monaten bis 
zu einem Jahre zu bestrafen ^). 

§ 376. 
Geschah dies unter Umständen, welche die ungerechte oder un- 
gerecht strenge Veruneilung eines Andern nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zur wahrscheinlichen Folge haben konnten, so ist der 
Täter nach den Bestimmungen des XXVII. Hauptstückes zu bestrafen % 

§ 377- 
Die Bestrafung nach den vorstehenden Bestimmungen hat zu ent- 
fallen, wenn der Schuldige seine Aussage widerruft, ehe die Voll- 
streckung des Urteils in dem betreffenden Verfahren angeordnet wor- 
den ist*). 



») Eine solche Bestimmung ist notwendig, um den Schuldigen gegen- 
über eventueller Chikane des Betrogenen zu schützen, der vielleicht die 
Annahme des zwei-, bezw. fünffachen Schadensbetrages nicht annehmen 
wollte. Der Schlußsatz des § ^74 soll verhindern, daß trotz der Reue und 
des guten Willens des Täters dieser infolge eines Irrtums strafbar bleibe. 

*) Falsche Zeugenaussage vor Gericht. Gleichgültig ist hiebei die Art 
des Gerichtes, gleichgültig der Gegenstand der Aussage. Die Strat barkeit 
wird nicht so sehr durch die schädlichen Folgen der falschen Aussage, o\s 
durch die durch dieselbe zum Ausdruck kommende Nichtachtung des Ge- 
richtes gerechtfertigt. 

') Die falsche Zeugenaussage im Strafprozesse, auf welche sich die Be- 
stimmung hauptsächlich bezieht, erscheint wegen der besonderen Konsequen- 
zen solcher Aussagen viel strafwürdiger, als das vorhin erwähnte Delikt. 
Darum sollen die strengeren Bestimmungen des XXVII. HauptstUckes An- 
wendung finden. 

*) Die vorstehende Bestimmung läßt sich nur kriminalpolitisch recht- 
fertigen. Das Interesse an der Justiz erfordert es eben unter Umständen, 
Straflosigkeit eintreten zu lassen, wo sie der Täter subjektiv nicht im min- 
desten verdient. Denn im vorliegenden Falle handelt es sich nicht nur um 
jene Fälle, in welchen der Täter wirklich Reue empfindet, sondern auch um 
jene, in welchen ihn bloß die Furcht, entdeckt und bestraft zu werden, be- 
stimmt, seine Aussage zu widerrufen. 
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§ 378. 
Wer in der Absicht, einen Andern in Irrtum zu führen, und ihm 
oder einem Dritten zu schaden, eine öffentliche Urkunde talscht, macht 
sich eines Verbrechens schuldig ^). 

§ 379- 
Unter einer öffentlichen Urkunde ist jede schriftliche Mitteilung 
zu verstehen, welche von einem öffentlichen Amte zu dem Zwecke 
gemacht wird, für ein tatsachliches oder Rechtsverhältnis zum Beweise 

zu dienen, 

§ 380. 
Unter einer Fälschung im Sinne des § 378 ist jede in der dort 
erwähnten Absicht mit der Urkunde vorgenommene Veränderung zu 
verstehen. 

§ 381- 
Als Fälschung ist es auch anzusehen, wenn eine Urkunde von 
jemandem ausgestellt wird, der hiezu nicht berechtigt ist. 

§ 382. 
Als Fälschung ist es auch anzusehen, wenn ein Stempel oder ein 
Siegel, eine Stampiglie u. s. f. auf eine Urkunde von einer hiezu nicht 
berechtigten Person aufgedrückt wird. 

§ 383. 

Die Strafe des Verbrechens des § 378 ist Kerker von sechs Mo- 
naten bis zu einem Jahre. 

§ 384. 

Der Verbrauch oder die Veräußerung fremden Vermögens oder 
Eigentums durch denjenigen, dem die Verwaltung, Bewahrung, Beauf- 
sichtigung dieses Vermögens oder Eigentums oder sonstige Gebarung 
mit demselben rechtmäßig übertragen worden ist, ist Veruntreuung. 

Die Aneignung einer gefundenen Sache im Wene von mehr als 
zehn Kronen ist gleichfalls ais Veruntreuung anzusehen '). 

*) Die Urkundenfälschung an sich ist hiernach nicht strafbar. Die Ur- 
kundenfälschung ist nur strafbar, wenn es sich um eine Öffentliche Urkunde 
handelt und diese zum Zwecke der Täuschung und Schädigung eines An- 
dern benutzt werden soll. Handelt es sich um eine Privaturkunde, so können, 
falls sich der Fall sonst hiezu eignet, die Bestimmungen über Betrug An- 
wendung ßnden. 

•) Der Begriff der Veruntreuung ist hiernach ziemlich weit. Die Ab- 
grenzung vom Diebstahl erfahrt die Veruntreuung durch das Erfordernis der 
besonderen Beziehung zwischen dem Täter und der veruntreuten Sache. Als 
ein besonderer Fall wird die Fundverheimlichung erwähnt, welche im gel- 
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§ 385. 

Geschah die Veruntreuung in der Absicht, den Inhaber des Ver- 
mögens oder den Eigentümer zu schädigen, so ist die Veruntreuung 
nach Maßgabe der §§ 386 und 387 strafbar^]. 

§ 386. 

War ein Schade von mehr als zweihundert Kronen beabsichtigt, 
so ist die Veruntreuung ein Verbrechen und mit Kerker von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre zu bestrafen. Beabsichtigte der Tüter je- 
doch einen Schaden von mehr als eintausend Kronen, so ist die Strafe 
Kerker von einem bis fünf Jahren. 

§ 387. 
Bei geringerer Schadensabsicht ist die Veruntreuung als Übertre- 
tung mit Arrest von einem bis drei Monaten zu bestrafen. 

§ 388. 

Geschah die Veruntreuung nicht in der Absicht zu schaden, ent- 
stand aber demungeachtet ein Schade, indem der Tüter wider sein Er- 
warten außer Stande ist, das von ihm dem Verbrauch oder der Ver- 
äußerung zugefUhrte Vermögen oder Eigentum rechtzeitig zu ersetzen, 
so ist die Veruntreuung ohne Rücksicht auf den Betrag des Schadens 
als Übertretung mit Arrest von einem bis drei Monaten zu bestrafen ^). 



tcnden Rechte systematisch unrichtig als ein Fall des Betruges aufgefa&t 
wird. Eigentlich gehörte die Fundverheimlichung zwischen die Delikte des 
Diebstahls und der Veruntreuung eingereiht. Wir haben die Fundverheim- 
lichung letzterer zugerechnet, du sie ihr naher zu stehen scheint, als dem 
Diebstahl. 

Die Schädigungsabsicht ist der Veruntreuung wesentlich, diesfalls ist 
das geltende Recht entschieden zu drakonisch. 

») Ein in der Praxis ziemlich häufiger Fall. Wer fremdes Geld ver- 
waltet und einen Teil hieven für seine eigenen Zwecke verwendet, kann, so 
scheint es uns, dann kein Verbrecher genannt werden, wenn er die begrün- 
dete Erwartung haben mußte, er werde im Stande sein, das Geld rechtzeirig 
zu ersetzen. Sein Vorgehen gleicht mehr dem eines inkorrekt gemachten 
Anlehens. Mancher, der sich solchergestalt fremdes Geld zunutze macht, hat 
so sichere Einkünfte, daß ihm jedermann die betreffende Geldsumme ohne- 
weiteres borgen würde ; oft liegt einem solchen Verhalten keine Schädigungs- 
absicht zu Grunde, sondern nur das Bestreben, die eigene Geldverlegenheit 
vor niemandem eingestehen zu müssen. Kann der Betreffende dann wirklich 
nicht zahlen, so scheint dreimonadicher Arrest doch genügende Strafe zu sein. 
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§ 389. 
Die §§ 372 bis 374 finden auf die Veruntreuung sinngemäße An- 
wendung ^). 

§ 390. 
Wer in der Absicht, bei einer ihm drohenden oder bereits im 
Zuge befindlichen Zwangsvollstreckung die Befriedigung seines Gläu- 
bigers ganz oder zum Teile zu veieiteln, bewegliche oder unbeweg- 
liche Sachen beschädigt, zerstört oder wertlos macht, Vermögensstucke 
beiseite schafft oder sich derselben entäußert, Schulden oder Rechts- 
geschäfte erdichtet, ist in dem Falle, wenn der dadurch zugefügte Schade 
mehr als einhundert Kronen beträgt, eines Vergehens, anderen Falles 
einer Übertretung schuldig. 

§ 391. 

Die Strafe des Vergehens ist Arrest von drei bis sechs Monaten; 
die Strafe der Übertretung Arrest von einem bis drei Monaten. 

§ 392. 

Wer außer dem Falle des § 390 Sachen, welche von einer Be- 
hörde oder in deren Auftrag sequestriert, gepfändet oder in Beschlag 
genommen wurden, der behördlichen Verfügung entzieht, begeht eine 
Übertretung und ist mit Arrest von einem bis drei Monaten zu be- 
strafen. 

§ 393- 

Wer wissentlich einen Eingriff in ein Urheberrecht begeht oder 
wissendich Erzeugnisse eines solchen Eingriffes entgeltlich verbreitet, 
ist einer Übertretung schuldig und an Geld von einhundert bis vier- 
hunden Kronen zu bestrafen. 

§ 394- 
Einen Eingriff in ein Urheberrecht begeht, wer unbefugt eine durch 
das Gesetz vom 26. Dezember 1895, R.-G.-Bl. Nr. 197, dem Urheber 
eines Werkes ausschließlich vorbehaltene Verfügung über dasselbe trifft. 

§ 395- 

Einer Übertretung macht sich schuldig; 

I. wer entgegen der ihm durch das zit. Gesetz auferlegten Ver- 
pflichtung es unterläßt, den Urheber oder die Quelle einer 
Entlehnung anzugeben; 



Die Anwendung der §§ 372 bis 374 ist bei der Veruntreuung noch 
mehr gerechtfertigt, als beim Betrüge, weil bei ersterer das Moment der Ver- 
suchung oft eine hervorragende Rolle spielt. 
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2. wer die Einzelkopie eines Werkes der bildenden Kunst mit 
dem Namen oder der Signatur des Urhebers des Originales 
bezeichnet; 

3. wer über ein Photographieporträt ohne Zustimmung der dar- 
gestellten Person oder ihrer Erben eine unter das Urheberrecht 
fallende Verfügung trifft; 

4. wer die Bezeichnung, den Titel oder die äufiere Erscheinung 
eines Werkes, nachdem das gerichtliche Verbot erfolgt war, 
weiter verwendet. 

Die Strafe ist an Geld von zehn bis einhundert Kronen. 

§ 396. 
Die Patentanmaßung ist eine Übertretung und wird an Geld von 
einhundert bis vierhundert Kronen bestraft. 

§ 397- 
Eine Patentanmaßung begeht: 

1. wer Gegenstände oder deren Verpackung mit einer solchen 
Bezeichnung versieht und in Verkehr setzt, welche geeignet ist 
den Irrtum zu erregen, daß die Gegenstände oder das Herstel- 
lungsverfahren patentrechtlich geschützt seien; 

2. wer in öffentlichen Anzeigen, auf Aushängeschildern, auf Em- 
pfehlungskarten oder in ähnlichen Kundgebungen eine Bezeich- 
nung anwendet, welche geeignet ist den Irrtum zu erfegen, daß 
die darin erwähnten Gegenstände oder das darin erwähnte Her- 
stellungsverfahren patentrechtlich geschützt seien. 

§ 398. 
Wissentliche Patenteingriffe sind als Vergehen mit Arrest von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre und an Geld von zweitausend bis vier- 
tausend Kronen zu bestrafen. 

§ 399- 
Einen Patenteingriff begeht, wer ohne Zustimmung des Patent- 
inhabers : 

1. betriebsmäßig den Gegenstand einer patentrechtlich geschützten 
Erfindung herstellt, in Verkehr bringt, feilhält oder gebraucht; 

2. die patentrechtlich geschützte Erfindung, welche er bereits zur 
Zeit ihrer Anmeldung im Inlande im guten Glauben in Be- 
nützung genommen oder hinsichtlich welcher er die zu solcher 
Benützung erforderlichen Veranstaltungen getroffen hat, nicht 
bloß für die Bedürfnisse seines eigenen Betriebes, in eigenen 
oder fremden Werkstätten ausnützt. 
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§ 400. 
Wer Waren, wissend, daß sie mit einer Marke, bezüglich welcher 
einem Anderen das ausschließliche Gebrauchsrecht zusteht, unbefugt 
bezeichnet sind, absichtlich in Verkehr setzt oder feilhält, desgleichen, 
wer zu diesem Zwecke eine solche Marke nachmacht, ist einer Über- 
tretung schuldig und an Geld von vierhundert bis eintausend Kronen 
zu bestrafen. 

§ 401. 

Der Übertretung des vorhergehenden Paragraphen ist auch der- 
jenige schuldig und in gleicher Art zu bestrafen, welcher Waren, 
wissend, daß sie mit dem Namen, der Firma, dem Wappen oder der 
geschäfdichen Benennung des Etablissements eines Produzenten oder 
Kaufmannes unbefugt bezeichnet sind, absichtlich in Verkehr setzt oder 
feilhält, sowie derjenige, der zu diesem Zwecke wissentlich die er- 
wähnten Bezeichnungen anfertigt. 

§ 402. 

Die Strafbarkeit der in den §§ 400 und 401 bezeichneten Hand- 
lungen wird dadurch nicht ausgeschlossen, daß die Marke, der Name, 
die Firma, das Wappen oder die geschäftliche Benennung des Etablis- 
sements mit so geringen Abänderungen oder in so undeutlicher Weise 
wiedergegeben sind, daß der Unterschied von dem gewöhnlichen Käufer 
nur bei Anwendung besonderer Aufmerksamkeit wahrgenommen wer- 
den könnte. 

§ 403- 

Die Verfolgung der in den §§ 393, 395, 396, 398, 400 und 401 
erwähnten strafbaren HandlungeÄ tritt nur auf Antrag ein. 

§ 404- 
Wer in der Absicht, sich der gesetzlichen Steuerleistung zu ent- 
ziehen, in einer nach dem Gesetze vom 25. Oktober 1896, R.-G.-B1. 
Nr. 220, von ihm abzugebenden Steuererklärung oder in einem Steuer- 
bekenntnisse, oder bei Beantwortung einer von zuständiger Seite an ihn 
gerichteten Frage, oder zur Begründung eines Rechtsmittels, oder be- 
hufs Erlangung einer Steuerbefreiung unrichtige Angaben macht, oder 
sich Verschweigungen zu Schulden kommen läßt, welche geeignet sind, 
die Vorschreibung der ihm nach dem zit Gesetze obliegenden Steuer zu 
vereiteln oder die Vorschreibung einer geringeren als der gesetzlichen 
Steuer, oder die Gewährung einer ihm nicht gebührenden Steuerbe- 
freiung zu veranlassen; desgleichen der Machthaber, der die bezeichne- 
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ten Handlungen oder Unterlassungen in bezug auf die Besteuerung des 
von ihm Vertretenen begeht, macht sich der Steuerhinterziehung schuldig. 

§ 405. 
Der Steuerhinterziehung macht sich auch derjenige schuldig, der in 
einer von ihm auf Grund des § 201 des zit. Gesetzes gelieferten An- 
zeige über die Empfänger steuerpflichtiger DienstbezUge w^issentlich mit 
der Absicht, die Steuer zu verkürzen, unrichtige Angaben macht, oder 
sich Verschweigungen zu Schulden kommen läßt, welche geeignet sind, 
die Vorschreibungen der von diesen Bezügen gesetzlich zu entrichten- 
den Steuern zu vereiteln oder die Vorschreibung geringerer, als der ge- 
setzlichen Steuern zu veranlassen. 

§ 406. 
Die Steuerhinterziehung ist eine Übertretung und wird an Geld 
von vierhundert bis eintausend Kronen bestraft. 

§ 407. 
Wer als Sachverständiger oder Auskunftsperson vor den Steuer- 
behörden, den Steuerkommissionen oder deren Vorsitzenden, oder in 
einem zum Gebrauche vor diesen Behörden und Organen bestimmten 
Zeugnisse in der Absicht, eine Steuerbemessung zu vereiteln oder rechts- 
widrig herbeizuführen, oder eine unrichtige Bemessung der Steuer zu 
veranlassen, wissentlich unwahre Angaben macht, begeht eine Über- 
tretung und ist an Geld von einhundert bis vierhundert Kronen zu 
bestrafen. Wenn die unrichtige Angabe zwar wissentlich, aber nicht in 
der vorstehend bezeichneten Absicht erfolgte, ist auf eine Geldstrafe von 
zehn bis einhundert Kronen zu erkennen. 

§ 408. 
Der Steuerverheimlichung macht sich schuldig: 

1. wer seine erwerbsteuerpflichtige Unternehmung oder Beschäfti- 
gung in der gesetzlichen Frist weder der Steuer- noch der Ge- 
werbebehörde zur Anzeige bringt; 

2. wer eine in den §§ 78 und 82 des zit. Gesetzes genannten Be- 
trieb ohne Anzeige über jenen Bezirk oder jenen Zeitraum hin- 
aus ausdehnt, für welchen er die Steuer entrichtet hat; 

3. wer zur Erstattung von Anzeigen über eine der öffentlichen 
Rechnungslegung unterworfene Unternehmung (§ 116 des zit. 
Gesetzes) verpflichtet, das Entstehen einer solchen Unternehmung 
in der gesetzlichen Frist nicht anzeigt; 
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4. wer einen gemäß § 138 und 139 des zit Gesetzes zur Renten- 
steuer einzubekennenden Bezug in der gesetzlichen Frist nicht 
einbekennt oder die in § 145 des dt. Gesetzes vorgesehene 
Anzeige in der gesetzlichen Frist nicht erstattet; 

5. wer zur Einbringung eines Bekenntnisses verpflichtet (§§ 202 
und 204 des zit. Gesetzes), sein der Personaleinkommensteuer, 
bezw. Besoldungssteuer unterliegendes Einkommen in der ge- 
setzlichen Frist einzubekennen oder die in § 228 des zit. Ge- 
setzes vorgesehene Anzeige in der gesetzlichen Frist zu erstatten 
unterläßt; 

6. wer zur Einbringung einer Anzeige über die Empfänger steuer- 
pflichtiger Dienstbezüge verpflichtet (% 201 des zit Gesetzes), 
dieselbe in der gesetzlichen Frist zu erstatten unterläßt; 

7. der Machthaber, welcher die in den vorstehenden Punkten i bis 
6 bezeichneten Handlungen oder Unterlassungen hinsichtlich der 
Steuerobjekte des von ihm Venretenen begeht. 

§ 409- 
Die Steuerverheimlichung ist eine Übertretuig und wird an Geld 
von einhundert bis vierhundert Kronen bestraft. 

§ 4»o- 
Die Strafbarkeit der Steuerhinterziehung erlischt, wenn der Straf- 
fäUige, bevor eine Anzeige erfolgt oder ihm die erste Vorladung behufs 
seiner Vernehmung als Beschuldigter zugestellt worden ist, seine An- 
gaben an der zuständigen Stelle berichtigt oder vervollständigt. Die 
Strafbarkeit der Steuerverheimlichung erlischt, wenn der Schuldige die 
ihm obliegende Erklärung oder Anzeige oder das Bekenntnis überreicht, 
bevor er hiezu von der Behörde aufgefordert worden ist. 

§ 411« 
Ein Advokat oder anderer beeideter Sachwalter, der ein ihm mit 
Rücksicht auf seinen Beruf anvenrautes Geheimnis unbefugt offenbart, 
ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von einem bis drei Mo- 
naten zu bestrafen. Ist demjenigen, der ihm das Geheimnis anvertraute 
oder jemandem, dessen Interessen er zu wahren verpflichtet war, durch 
die Offenbarung ein Schade entstanden, so ist die Offenbarung ein Ver- 
gehen und mit Arrest von einem bis zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 412. 
Ein Advokat oder anderer beeideter Sachwalter, der zum Schaden 
seiner Partei dem Gegenteile in Verfassung der Rechtsschriften oder 
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sonst mit Rat und Tat behilflich ist, ist eines Verbrechens schuldig und 
mit Kerker von sechs Monaten bis einem Jahre zu bestrafen. 

§ 413- 
Wer ein ihm vermöge seiner Anstellung in einem Geschäfte oder 
Betriebe anvertrautes Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis rechtswidrig ver- 
wertet oder jemandem gegen das Verbot seines Dienstgebers offenbart, 
ist einer Übertretung schuldig und mit Arrest von einem bis drei Mo- 
naten zu bestrafen. 

§ 414. 

Ein Gewerbeinspektor, der ein ihm in dieser seiner Eigenschaft be- 
kannt gewordenes Ges.hufts- oder Betriebsgeheimnis rechtswidrig ver- 
wertet oder unbefugt jemandem offenbart, ist eines Vergehens schuldig 
und über Antrag mit Arrest von sechs Monaten bis einem Jahre und 
an Geld von zweitausend bis vienausend Kronen zu bestrafen. 

§ 415- 
Die Bestimmung des vorhergehenden Paragraphen findet auf Re- 
visoren von Gesellschaften mit beschränkter Haftung (§45 des Gesetzes 
vom 6. März igo6, R.-G.-Bl. Nr. 38) sinngemäße Anwendung. 

§ 416. 

Ein Geisdicher, der das Beichtgeheimnis verletzt, ist eines Vergehens 
schuldig und mit Arrest von sechs Monaten bis zu einem Jahre zu be- 
strafen. 

§ 417. 

Ein Arzt oder eine Hebamme, welche die ihnen bei Behandlung 
von Personen bekannt gewordenen Geheimnisse derselben, welche sich 
auf die Erkrankung beziehen, jemand anderem, als der ämtlich anfra- 
genden Behörde entdecken, sind einer Übertretung schuldig. Die Strafe 
ist Arrest von einenn bis drei Monaten. 

§ 418. 
Die Übertretung des vorhergehenden Paragraphen begeht ein Apo- 
theker oder sein Angestellter, welcher derartige Geheimnisse jemand 
Anderem als der ämtlich an "ragenden Behörde entdeckt. 

§ 419. 

Wer Andere unter Vorspiegelung falscher Tatsachen oder durch 

andere auf Täuschung berechnete Mittel zur Auswanderung verleitet, 

macht sich eines Vergehens schuldig und wird mit Arrest von sechs 

Monaten bis zu einem Jahie und an Geld von zweitausend bis vier- 
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tausend Kronen bestraft. Im Falle erschwerender Umstände ist auf 
Arrest von einem bis drei Jahren und auf Geldstrafe von vienausend 
bis zwölftausend Kronen zu ei'kennen. 



XXVI. Hauptstück. 

Wucher. 

§ 420. 

Wer bei Gewährung oder Verlängerung von Kredit den Leicht- 
sinn oder die ihm bekannte Notlage, Verstandesschwäche, Unerfahren- 
heit oder GemUtsaufregung des Kreditnehmers dadurch ausbeutet, daß 
er sich oder einem Dritten Vermögensvorteile versprechen oder gewäh- 
ren läßt, welche durch ihre Maßlosigkeit das wirtschaftliche Verderben 
des Kreditnehmers herbeizuführen oder zu befördern geeignet sind, 
macht sich eines Vergehens schuldig und ist mit Arrest von drei bis 
sechs Monaten und an Geld von eintausend bis zweitausend Kronen 
zu bestrafen. 

Derselben strafbaren Handlung macht sich schuldig und unterliegt 
derselben Strafe, wer eine Forderung erwirbt und dieselbe weiter ver- 
äußert oder geltend macht, von der er weiß, daß sie auf die vorstehend 
angegebene Art entstanden ist. 

§ 421. 

Wenn zur Verdeckung eines im § 420 bezeichneten Geschältes 
ein Scheinvenrag geschlossen, eine Urkunde, welche unwahre Umstände 
enthält, errichtet, oder über eine noch nicht bestehende Forderung ein 
gerichtliches Erkenntnis (Urteil, Zahlungsbefehl, Mandat), ein gericht- 
licher Vergleich oder schiedsgerichtlicher Spruch erwirkt wurde, oder 
wenn sich der Kreditgeber die Erfüllung der aus einem im § 420 be- 
zeichneten Geschäfte eingegangenen Verpflichtung unter Verpfändung 
der Ehre, eidlich oder unter ähnlicher Beteuerung versprechen ließ, so 
ist auf die nämliche Strafe zu erkennen. Auch kann auf Abschaffung 
erkannt werden. 

Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher in Kenntnis dieser Um- 
stände eine Forderung unter den im § 420 angegebenen N^oraussctzun- 
gen erwirbt und weiter veräußert oder geltend macht. 

§ 422. 
Bei wiederholter Verurteilung ist auf Arrest von sechs Monaten 
bis zu einem Jahre und an Geld von zweitausend bis viertausend 
Kronen zu erkennen. Auch kann auf Abschaffung erkannt werden. 
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§ 423. 
Die Strafbarkeit des Wuchers erlischt, wenn der Täter, bevor der 
öffentliche Anklüger oder das Strafgericht von der Tat Kenntnis er- 
langt, den gesetzwidrigen Vorgang behebt und dem Kreditnehmer das 
bezogene Übermaß samt gesetzlichen Zinsen vom Tage des Bezuges 
an zurückerstattet. 



XXVII. Hauptstück. 

Verleumdung. 

§ 424. 

Wer jemanden wider besseres Wissen wegen einer strafbaren 
Handlung bei der Obrigkeit angibt oder auf solche Art beschuldigt, 
daß seine Beschuldigung zum Anlasse obrigkeitlicher Untersuchung oder 
doch zur Nachforschung gegen den Beschuldigten dienen könnte, macht 
sich des Verbrechens der Verleumdung schuldig. 

§ 425. 
Bezog sich die Verleumdung auf ein mit Kerker von sechs Mo- 
naten bis zu einem Jahre bedrohtes Verbrechen, so ist sie mit Kerker 
von fünf bis zehn Jahren, bezog sich die Verleumdung auf ein mit 
Kerker zwischen einem und fünfzehn Jahren bedrohtes Verbrechen, so 
ist sie mit Kerker von zehn bis fünfzehn Jahren, und wenn das Ver- 
brechen mit dem Tode oder lebenslanger Kerkerstrafe bedroht ist, mit 
lebenslänglichem Kerker zu bestrafen. 

§ 426. 
Die Verleumdung, die sich auf ein Vergehen oder eine Übertretung 
bezieht, ist mit Kerker von einem bis fünf Jahren zu bestrafen. 

§ 427. 
Die Verleumdung ist straflos, wenn sie widerrufen wird, ehe die 
Vollstreckung des infolge der Verleumdung ergangenen Strafurteils gegen 
den Verleumdeten angeordnet worden. 
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XXVIII. Hauptstück. 

Beleidigung. 

§ 428. 

Wer außer dem Falle des § 424 wider besseres Wissen einen 
Anderen einer strafbaren Handlung beschuldigt, ist einer Übertretung 
schuldig und mit Arrest von vierzehn Tagen bis zu einem Monate 
oder an Geld von einhundert bis vierhundert Kronen zu bestrafen *). 

§ 429. 
Geschah die Beschuldigung öffendich, so ist die Strafe Arrest von 
einem bis drei Monaten oder an Geld von vierhundert bis eintausend 
Kronen *). 

§ 430- 
Wurde die Beschuldigung zwar nicht wider besseres Wissen, aber 
ohne erhebliche Gründe, sie für wahr zu halten und öffentlich vorge- 
bracht, so ist der Tüter für diese Übertretung an Geld von vierhundert 
bis eintausend Kronen zu bestrafen ^). 

§431- 
Wer wider besseres Wissen einen Andern nicht strafbarer, jedoch 

solcher Handlungen, welche diesen in der öffentlichen Meinung ver- 
ächtlich zu machen oder herabzusetzen geeignet sind, oder solcher Ge- 
sinnungen öffentlich beschuldigt, ist einer Übertretung schuldig und mit 
Arrest von einem bis vierzehn Tagen oder an Geld von zehn bis ein- 
hundert Kronen zu bestrafen*). 



Das Ungenügende des derzeitigen Ehrenschutzes liegt vornehmlich 
in der Geringfügigkeit der üblichen Strafen (siehe S. 40). Darum bringen 
wir als geringste Strafe einhundert Kronen in Vorschlag. 

*) Die Öffentlichkeit spielt vielleicht bei keinem Delikte eine solche Rolle, 
wie bei der Beleidigung, weshalb es sich hier besonders empfiehlt, eine Er- 
höhung der Strafe anzudrohen. 

•) Die Arreststrafe ist darum nicht angewendet, weil der Täter, wenn 
auch nicht bona fide, so doch nicht wider besseres Wissen handelt, die Höhe 
der Geldstrafe andererseits rechtfertigt sich durch die Öffentlichkeit der Hand- 
lung, durch die Schwierigkeit der Rehabilitation des Beschuldigten. 

*) Der Vorwurf unehrenhafter, jedoch nicht strafbarer Handlungen muß 
vom Gesetze milder behandelt werden, als der Vorwurf strafbarer Handlun- 
gen. Das Strafgesetz kann nicht an verschiedenen Stellen verschiedene Wert- 
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8 43^- 
Wer einen Andern solcher Handlungen, wie in § 431 erwähnt, 
öffentlich beschuldigt, ist, wenn sich diese Handlungen auf des An- 
deren Privat- oder Familienleben beziehen, einer Übertretung schuldig, 
auch wenn die Beschuldigung auf Wahrheit beruht, und mit Arrest 
von vierzehn Tagen bis einen Monat zu bestrafen ^). 

§ 433- 
Einer Übertretung ist schuldig und auf die im § 431 angegebene 
Art zu bestrafen, wer einen Andern öffentlich beschimpft oder mit Miß- 
handlung bedroht 

§ 434- 
Der Ehebruch ist ein Vergehen und wird mit Arrest von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre bestraft^). 

§ 435. 
Wurde eine in den §§ 428 bis 433 mit Strafe bedrohte Hand- 
lung gegen die Person des Kaisers verübt, so ist die Handlung ein 
Verbrechen und mit Kerker von sechs Monaten bis einem Jahre zu 
bestrafen. 

§ 436. 
Wurde die Handlung gegen das Oberhaupt eines mit Österreich 
in völkerrechtlichem Verkehre stehenden Staates in Österreich begangen, 
so ist sie ein Vergehen und mit Arrest von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre zu bestrafen. 

§437. 
Wurde die Handlung gegen ein Mitglied des kaiserlichen Hauses 
begangen, so ist die Handlung nach § 436 zu behandeln. 



urteile aufstellen. Vor dem Strafgesetz ist darum die unehrenhafteste er- 
laubte Handlung von geringerer Bedeutung, als die geringste strafbare Hand- 
lung, auch wenn es sich um das Mittel einer Beleidigung handelt. 

») Die vorstehende Bestimmung ist eine notwendige Ausnahme von dem 
Grundsatze des Erfordernisses der Unwahrheit der beleidigenden Beschuldl 
gungen. Die höhere Strafe steht nicht im Widerspruche mit dem zu § 431 
Gesagten, indem sie zwar strenger ist als die des § 431t jedoch müder, als 
die für die unter gleichen Umstünden, d. i. öffentlich vorgebrachte Beschul- 
digung einer strafbaren Handlung angedrohte (§ 429). 

*) Die Einreihung des Ehebruches bereitet Schwierigkeiten. Von den 
verschiedenen Möglichkeiten: Sittlichkeitsdelikt, Betrug und Untreue, Reli- 
gionsdelikt und Beleidigung, erscheint die letzte dem Wesen des Ehebruches 
noch am ehesten gerecht zu werden. 
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8438. 

Wurde eine Handlung von der in den §§ 428 bis 433 erwähnten 
Beschaffenheit gegen einen öffentlichen Beamteni während er sich in 
Ausübung seines Berufes befand, verllbt, so ist dieser Umstand als er- 
schwerend anzusehen. 

§ 439. 

War der Beleidigte ein Geistlicher und geschah die Beleidigung, 
während er sich in Ausübung einer religiösen Funktion befand, so ist 
die Handlung ein Vergehen und mit Arrest von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre zu bestrafen. 

§ 440- 
Die Verfolgung wegen Beleidigung findet in den Fällen der §§ 428 
bis 434 auf Antrag statt 



XXIX. Hauptstück. 

Vergehen und Uebertretungen in bezug auf die 

Presse. 

§ 441. 

Wer zum Zwecke des Verkaufes von Schriften von der im § 3, 
Absatz 2 des Preßgesetzes vom 17. Dezember 1862, R.-G.-BL Nr. 6 
für 1863, bezeichneten Art ein Lokale eröffnet und dies nicht sogleich 
der Sicherheitsbehörde anzeigt, ist einer Übertretung schuldig und an 
Geld von zehn bis einhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 442. 
Ein Drucker, der es unterläßt, den Druckort oder seinen Namen 
(die Firma) und denjenigen des Verlegers, oder bei periodischen Druck- 
schriften statt des letzteren den des Herausgebers auf der Druckschrift 
anzugeben, ist einer Übertretung schuldig. 

§ 443- 
Auch ist er einer Übertretung schuldig, wenn er nicht auf jedem 
Blatte (jeder Nummer) einer periodischen Druckschrift überdies auch 
den Namen wenigstens eines verantwortlichen Redakteurs angibt. 

§ 444. 
Die Strafe der in den §§ 442 und 443 enthaltenen Übertretungen 
ist Geldstrafe von zehn bis einhundert Kronen. 
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8 445- 

Wurde jedoch eine wissentlich Falsche Angabe von der in den 
§§ 442 und 443 enthaltenen Art gemacht, so ist eine solche Angabe 
an jedem Schuldtragenden als Übertretung mit Arrest von einem bis 
vierzehn Tagen zu bestrafen. 

§ 446. 

Wird ipit der Herausgabe einer periodischen Druckschrift vor Ab- 
lauf der im letzten Satze des § 10 des zit. Gesetzes bezeichneten Frist 
begonnen oder wird die vorgeschriebene Anzeige Qber eine wälirend 
der Herausgabe eingetretene Veränderung binnen der im § 10 dieses 
Gesetzes bezeichneten Frist nicht erstattet, so sind der Herausgeber, 
Verleger, Redakteur und Drucker, soweit ihnen ein Verschulden zur Last 
fallt, einer Übertretung schuldig, welche mit einer Geldstrafe von ein- 
hundert bis vierhunden Kronen zu ahnden ist. 

Enthielt die Anzeige falsche Angaben oder wurde ein gesetzlich 
Unfähiger (§ 12, zweiter Absatz des zit. Gesetzes) als Redakteur nam- 
haft gemacht und ist darauf die Herausgabe der periodischen Druck- 
schrift begonnen worden, oder leidet die Anzeige über eine während 
der Herausgabe eingetretene Veränderung an einem dieser Gebrechen, 
so sind die oben angeführten Personen, insoweit ihnen die Unwahrheit 
der Angaben oder die Unfähigkeit des Redakteurs bekannt war, eines 
Vergehens schuldig und mit Arrest von drei bis sechs Monaten zu be- 
strafen. 

§ 447. 

Ein Drucker, der nicht ein Exemplar eines jeden Blattes oder 
Heftes einer periodischen Druckschrift zugleich mit dem Beginne der 
Austeilung oder Versendung oder vorher bei der SicherheitsbehOrde des 
Ausgabeortes, und wenn an diesem ein Staatsanwalt seinen Sitz hat, 
auch bei diesem hinterlegt, begeht eine Übertretung. 

§ 448. 
Eine Übenretung begeht der Drucker, wenn er nicht ein Exemplar 
einer nicht periodischen Druckschrift, welche weder unter die Ausnahme 
des § 9 des zit. Gesetzes fällt, noch mehr als fünf Bogen im Drucke 
beträgt, wenigstens 24 Stunden vor der Austeilung oder Versendung 
bei der Sicherheitsbehörde des Ausgabeortes, und wenn an diesem ein 
Staatsanwalt seinen Sitz hat, auch bei diesem hinterlegt. 

§ 449. 
Die Strafe der beiden Übertretungen ist Geldstrafe von zehn bis 
einhunden Kronen. 
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Die grundlose Weigerung eines verantwonlichen Redakteurs, einen 
in Gemäßheit der §§19 und 20 des zit Gesetzes, bezw. des Gesetzes 
vom 15. September 1868, R.-G.-Bl. Nr. 142, zur Aufnahme mitge- 
teilten Aufsatz in der gesetzlich vorgeschriebenen Art und Zeit ab^ 
drucken zu lassen, ist eine Übertretung und an Geld von einhundert 
bis vierhundert Kronen zu bestrafen. 

§ 451. 
Wer eine Druckschrift ungeachtet des durch richterliches Erkennt- 
nis ausgesprochenen, gehörig kundgemachten Verbotes, oder wer wis- 
sentlich eine mit Beschlag belegte Druckschrift weiter verbreitet oder 
deren Inhalt durch den Druck veröffentlicht, macht sich einer Über- 
tretung schuldig und ist an Geld von vierhundert bis eintausend Kronen 
zu bestrafen. 

§ 452. 

In allen Fällen, in denen die Herausgabe einer periodischen Druck- 
schrift durch die Sicherheitsbehörde (§§ 11, 16 und ig, bezw. Art. II 
der zit. Gesetze) oder durch richterliches Erkenntnis (§11 des zit. Ge- 
setzes) eingestellt wurde, begründet die unbefugte Fortsetzung ihrer 
Herausgabe eine Übertretung, welche an den Schuldtragenden an Geld 
von vierhundert bis eintausend Kronen zu ahnden ist. 

§ 453. 
Ein Redakteur einer periodischen oder ein Verleger einer nicht 

periodischen Druckschrift, sowie ein Drucker oder derjenige, der eine 
Druckschrift verbreitet, macht sich durch Vernachlässigung der ihm in 
Gemäßheit des Art. III des zit. Gesetzes in Rücksicht auf Druckschrif- 
ten obliegenden Aufmerksamkeit einer Übertretung schuldig und ist, 
wenn der Inhalt der Druckschrift den Tatbestand eines Verbrechens 
begründet, mit Arrest von einem bis drei Monaten, und im Falle der- 
selbe "ein Vergehen darstellt, an Geld von einhundert bis vierhundert 
Kronen zu bestrafen. 
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